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Zu S. 4 Note6b). Diefed Fragment bezieht fih zwar 
allerdings nur auf die Ufucapion, nicht die Präfeription. 
(Bersl. Hameaur, die usucapio und longi temporis 
praescriptio, Gießen 1835 $. 22. ©. 196 ff.). Aber 
da folche8 von Juftinian, ungeachtet der Gleichſtellung 
beider Inftitute, in jeine Geſetz⸗ Sammlung aufgenommen 
worden ift, fo entſteht die Frage, ob es nicht die Abficht Ju⸗ 
fliniand war, daß auch bei der Präfcription, wie in der 
Wirkung, fo auh in der Begründung zwifchen der Er: 
werbung des Eigenthums und der Erlöfchung des Pfand» 
rechts unterfchieden werden müffe. Oder, mer möchte es 
bezweifeln, daß dad diuturnum silentium unferer L. 1. C. 
nicht auf den Eigenthümer, fondern auf den Gläus 
biger ſich beziehe ? | | 


Zu ©. 38 Rote 35 am Ende. Wer möchte aber auf 
der andern Seite behaupten, daß nach dem canonifchen 
Rechte, welches von der conscientia rei alienae fpricht 
(cap. ult. de praeser. [2, 26.]), der Eigenthümer wegen 
eined nach Erwerbung ded Eigenthums entftandenen, aber 
wieder befeitigten Zweifeld, ob ed nicht einem Dritten doch 
noch beifallen möchte, Unterpfands⸗Anſprüche auf fein Gut 
geltend zu machen, in dieſer Beziehung von nun an gar 
nicht mehr ald Befiber in gutem Glauben betrachtet wer: 
den könne? (S.Hameaur a. a.D. ©. 145. Gonzalez: 
Jellez, Comm. in decr. ad cap. ult. X. de praescr.) 
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Abhandlungen, Kechtsfälle, Entfheidungs- 
| Gründe und Gutachten. 


1) Ueber die Peftrafung des Wückfalls bei den 
Derbrechen der gewinnfüchtigen Eigenthums - De- 
einträchtigung, nad) dem Straf- Gefeh-Bud)e 

| vom 1. März 1839. 
(Bon Herrn Ober-Gonfiftorial-Rath Dr. Knapp.) 

Es mar zu erwarten, daß bei der Anwendung des 
neuen Straf-Geſetz-Buchs, welches theihveife auf Prinzipien 
beruht, die von dem bisherigen Rechte ganz abweichen, fich, 
vornehmlich im Anfange, manche Zweifel und Eontroverfen 
‘erheben werden, und es kann diefe Erfcheinung, mie fie bes 
reitd eingetreten, wohl um fo weniger befreinden, wenn 
man bedenkt, weldhen Gang die Gefehgebung nach unferem 
Berfaffungd » Nechte zu nehmen hat, wie e8 drei Faktoren 
find, durdy deren Zuſammenwirken die Entftehung eines 
neuen Geſetzes bedingt ift, und wie hierbei die Einheit einer 
folhen Schöpfung und die innere Harmonie derfelben noths 
mendig mehr oder minder leiden muß. 

- Wenn in Berhdfihtigung deffen das Königl, Juſtiz⸗ 
Minifterium, mie man vernimmt, die Anordnung getrofz 
fen hat, daß Behufs der möglichften Gleihförmtgfeit der 
Entfcheidungen bei den verfchiedenen Gerichtöftellen und 
zum Zwecke der etwa nöthigen Fünftigen Nachhülfe auf dem 
Wege der Gefepgebung, die bei Aumendung ded neuen Ges 
ſetzes fich ergebenden Anftände und Zmeifel zur Kenntniß 
jener böchften Stelle gebracht werden follen, fo ift dieſes 
gewiß als eine fehr zweckmäßige Manfregel anzuerkennen; 
fie dürfte aber gleichwohl nicht als überflüffig erfcheinen 
laffen, dag folhe Anſtände und Zweifel auch öffentlich be— 
fprochen: werden, vielmehr ift bei der hoben Wichtigkeit dies 

Monatfchr. f. d. Sufiizpfl, 1Y. BP, 1. Abt, 3 
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ſes Geſehes fehr zu wünfchen, daß derlei öffentliche Eroͤr⸗ 
terungen nicht ausbleiben mögen, um zu einer richtigen 
Anwendung ded Gefebed mitzuwirken. 

Die Reibe diefer Erdrterungen mögen folgende Bemers 
kungen Über eine Frage eröffnen, die dem Vernehmen nad 
in den Gerichten beftritten iſt und eine Materie betrifft, 
welche zu den mwichtigften gehören dürfte, fo ferne fie erfahs 
rungdmäßig am Häufigften zur Anwendung Fommt, 

I. 


Sn Beziehung auf den Rüdfall überhaupt und defs 
fen Beftrafung hat dad neue Gefeh folgende von dem bis— 
berigen Nechte abweichende Grundſätze aufgeftellt: 

1) Während früher die, menigftend theilweife Erftes 
bung der VBorftrafe vor Verübung des neuen Vergehens 
erfordert wurde, um einen Nüdfall zu begründen, genügt 
nunmehr die, Dem neuen Vergeben vorangegangene recht 8» 
kräftige Berurtheilung (Art. 124.); dagegen find 
bierbei 

2) in der Regel nur die Erkenntniffe eines inländis 
ſchen Gerichts zu berücfichtigen,, während früher auch die 
im Ausland erftandenen Strafen zu beachten waren; aus— 
nahmsweiſe ift jedoh auch nach dem neuen Geſetze gegen 
ausländifche Randftreicher, welche Raub, Diebftahl oder Be- 
trug gemwerbömäßig verübt haben, auf die Straf-Erfenntniffe 
ausländifcher Gerichte Nüdficht zu nehinen (Art. 124.). 

3) Nach dem früheren Rechte wurde zur Annahme eines 
Rückfallß erfordert, daß nicht nur die Art des Vergeheng, 
fondern auch die Art der Verfhuldung in Beziehung auf 
daffelbe, bei dem zuvor beflraften und dem neuen Berges 
ben gleich gemwefen fen; 3. B. ed mußte der Angefchuldigte 
zuvor wegen Urheberfihaft an einem Diebſtahl beftraft 
gewefen und nachmald wiederum Ur heber eined folcdhen 
ſeyn, wenn auf ihn die Strafe ded Nüdfalld in dad Ber- 
brechen des Diebftahld angewendet werden follte; nah Art. 
125. des neuen Gefeped ift nun aber die Rüdfald » Strafe. 
auch dann verwirft, wenn die frübere Strafe nur wegen 
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Berfuhd oder Beihülfe erkannt worden war, und nun 
ein vollendetes Verbreben am Urbeber zu beftrafen 
ift, oder umgekehrt. 

4) Eine vorausgegangene Beftrafung wurde bei Bemeſſung 
des Ruckfalls nach dem früberen Nechte beachtet, wenn fie 
auch noch fo lange vor dem neuen Vergeben erftanden wor— 
den war; nach Art, 126. des Straf-Geſetz-Buchs ift nuns 
mehr aber auf die vorangegangene Strafe feine Rüdfiht zu 
nehmen, wenn diefelbe verjährt oder feit vollftändiger 
Erfiehbung derfelbenderzur®erjährung derfelben 
erforderliche Zeitraum (Art. 331.) abgelaufen ift. 

5) Eine nicht infamirende Strafe (Gefängniß ohne 
gleichzeitigen Verluſt der Ehrenrechte) kann nach Art. 127. 
des neuen Geſetzes wegen Rückfalls nie zu einer infamiren: 
den Strafe (Arbeitshaus oder Zuchthaus) gefteigert werden, 
eine Befchränfung, welche das frühere Recht nicht kannte; 
auch darf, was gleichfalls neu ift, von der zeitlichen Zucht: 
hauöftrafe nur unter einer gewiſſen Befchränfung zur lebens» 
finglihen Zuchthausftrafe, niemal® aber von diefer zur 
Todesftrafe aufgeftiegen werden. 

Endlich find 

6) nach dem neuen Straf: Gefepe mehrfach Vergehen, 
welche nach dem bisherigen Nechte in Beziehung auf den 
Diebftabl ald verfchiedenartige betrachtet wurden, eins 
ander nunmehr in ihrer diesfälligen Wirkung gleichgeftellt 
(Art. 124. 273. 561.). 

11. 

In der lebtangeführten Beziehung verordnet der Art. 361. 

„In Beziehung auf den Rückfall werden Raub, Erpref: 
fung aus gemwinnfüchtiger Abficht, Diebſtahl, Unterfchlas 
guug, Betrug und Fälfchung, die beiden letzteren Ver: 
brechen übrigens nur, fofern dadurch der eigene Vortbeil 
des Thäters bezweckt wird, ald gleichartig (vergl. Art. 
124.) angefehen.”‘ 
wornach es feinem Zweifel tifiterliegt, daß ein Ruͤckfall ans 
zunehmen iſt, fobald dem Angefchuldigten eined der vorges 
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dachten Verbrechen zur Laft fallt, und er zuvor wegen ir— 
gend eined der angeführten Verbrechen verurtheilt wor— 
den war; daß alio 3. B. Derjenige, welcher wegen Unter: 
ſchlagung zu beftrafen iſt, und zuvor wegen Diebftahld ver: 
urtheilt worden war, fo wie Derjenige, welcher zuvor we> 
gen Raub verurteilt worden war, und hernach einen Be: 
trug verübte, als rüdfällig zu betrachten if. 
IM. 

Weniger unzweifelhaft dagegen, und fo viel dem Verf. 
bekannt, auch wirklich bei den Gerichten beftritten, ift die 
Frage: nach melden Grundfäben bei den vorgedachten Vers 
brechen die Rüdfalld:- Strafe zu bemeffen ift; ob na— 
mentlich die in den Art. 355—357. für den wiederholten 
Diebſtahl feftgefenten befonderen Rüdfalld -» Strafen 
auch dann einzutreten haben, wenn der Dieb zuvor zwar nicht 
wegen eined Diebſtahls, aber wegen eined andern (nad) 
Art.361.) gleichartigen Verbrechens verurtheilt worden war, 
und ob jene Strafen überhaupt auch auf die in Art. 361. 
neben dem Diebftahl genannten als gleichartig mit diefem 
erflärten Verbrechen des Raubs, der Erpreffung, der Unter: 
fhlagung, des Betrugd und der Fälfchung anzumenden feyen? 

Für die Bejahung diefer Frage fpricht 

1) die Confequenz aus dem Art. 361. — Denn man 
follte glauben, daß diejenigen Verbrechen, welche der Ge: 
feßgeber in Beziehung auf den Rückfall einander ausdrück— 
lich gleich ſtellt, auch wirflidh nach den gleichen Grundfägen 
zu beftrafen feyen, daß alfo Dasjenige, was bei dem Dieb- 
ftahl über den Rückfall beftimmt ift, auch für die übrigen, 
dem Diebftahl gleichftehenden Verbrechen gelten müſſe. 

Serner fprechen daflır 

2) die Motive zum Art. 341. ded Entwurf (Art, 360. 
des Straf-Geſetzbuchs), welche S. 424. auddrüdlich ſagen: 

„Auf einen gewinnſüchtigen Betrug ſind die Grundſätze 

der Art, 316. 317. und 318. (Art. 335. 3356. und 337. 
des Straf:-Gefeb: Buchs) anjuwenden, die abgeurtheilten 
Derbrechen mögen einfache (gerichtlich zu beftrafende) 
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Betrügereien oder Fälſchungen, oder dergleichen unter 
erfchwerenden Umftänden begangene, oder die im Artifel 
(360. ded Straf-Geſetz-Buchs) aufgezählten gleichartigen 
Verbrechen gemefen ſeyn;“ 
wodurch auf's Unzweideutigſte audgefprochen ift, daß die 
befonderen Rüdfall8:Strafen,, welche für den Diebftahl be: 
fimmt find, auh auf den gemwinnfüchtigen Betrug anzu: 
wenden ſeyen, und daß hierbei genüge, wenn der Angefchuls 
digte zuvor auch nur wegen eined gleichartigen Verbrechens 
gerichtlich beftraft worden fen. 
Endlich fprechen dafür 
3) die Motive zu den Art. 315—318. des Entwurfs 
(S. 404—405), worin ald Ausnahme von den allgemeinen 
Grundſätzen Über Beftrafung ded Rüdfalld bei dem Dieb» 
ſtahl nur das angeführt wird, daß der Rüdfall, welcher an 
und für fid) betrachtet, nur ein Erfehwerungd » Grund ſey, 
als ein für fich beftehbendes Verbrechen verpönt werde, daß 
dabei jedoch die hierdurch vermwirkte felbftftändige Strafe 
nicht nach den Grundfäben von der Concurrenz behandelt, 
fondern daß diefe Strafe und die Strafe, welche den Dieb: 
ſtahl nach feinen Momenten, ohne Rücficht auf den Rück— 
fall, treffe, zufammengerechnet werden. — Denn daraus, 
daß nur diefer Ausnahme von den allgemeinen Grundſätzen 
gedaht wird, kann gefolgert werden, dag im Uebrigen 
die allgemeinen Grundfäße auch bei Anwendung der Rüd: 
fallöftrafen der Art. 335 —337. eintreten, daß alfo ein Rück— 
fall anzunehmen und nad diefen Artifeln zu abnden fen, 
auch wenn der Angefchuldigte früher nur wegen eines gleich: 
artigen Verbrechens (Art, 361.), 3. B. der eined Diebftahls 
ſchuldige Inculpat früher wegen Betrugs beftraft worden mar. 
Diefed wird ald die Anficht der Motive auch durch die 
weitere Bemerkung derfelben (S. 405) beftätigt: „daß die 
Strafe des Rückfalls (nah den mehrgedadhten Art. 335. 
bis 337.) höher vder niedriger zu bemeſſen fen, je nachdem 
die voraudgegangene. Strafe für das gleichartige Ber: 
geben höher oder niedriger geweſen. 


Allein deffen ungeachtet möchte. man ſich doc) aus fols 
genden Gründen für die VBerneinung der aufgeworfenen Frage 
zu entfcheiden haben. 

1) Wenn der Art. 334. beftimmt : 
„Wer einen Diebftahl begeht, nachdem er wegen 
eined früheren Diebftahles zu einer Freiheitäftrafe 
gerichtlich verurtheilt worden war, foll wegen Rüd: 
falles nad folgenden Beftimmungen, und zwar 
in dem Maaße geftraft werden, daß die Rückfalls-Strafe 
zu der durch den neuen . verwirften Strafe 
hinzugefügt wird.” 
fo ftelt das Gefep in diefem Artikel einen befonderen 
Begriff des Nüdfalls beim Diebftabl auf, mie 
auch die Ueberfchrift jened Artikeld andeutet. 

Dieſer Begriff ift nach dein Wortfinne ded Artikels 
enger, ald der allgemeine Begriff des Nüdfals, welchen 
der Art. 124. aufftellt. Nach dieſem Lebteren ift ein Rück— 
fall fhon dann vorhanden, wenn der Angefchuldigte zuvor 
wegen eines Verbrechens gleicher Art verurtbeilt worden 
war: in diefem weiteren Sinne ift daher, fo ferne nach 
Art, 361. Raub, Erpreffung, Diebftahl, Unterfchlagung, 
Betrug und Fälfchung in Beziehung auf den Rückfall als 
gleichartige Verbrechen anzufehen find, ein Rückfall ſchon 
dann vorhanden, wenn der Thäter wegen des einen oder 
andern jener Verbrechen verurtheilt worden war, und ber: 
nach fich wieder dieſes oder jenes derjelben zu Schulden 
kommen läßt, 3. B. wenn derfelbe zuvor wegen Erpreffung 
oder Unterfhlagung beftraft worden war, und bernach einen 
Diebftabl oder einen Betrug begeht. In dem Art. 334. 
wird aber der Begriff ded darin verpönten Rüͤckfalls dahin 
begrenzt, daß der Thäter zuvor wegen Diebſtahls beftraft 
gewefen und wieder eines Diebſtahls fehuldig ſeyn müffe. 
Daß ber Gefebgeber ed bezüglich der im Art. 355—337. 
für den Diebſtahl normirten befonderen Rüdfalld » Strafen 
nicht bei jenem allgemeinen Grundfabe und Begriffe des 
Rückfalls belaffen wollte, gebt unverkennbar daraus hervor, 
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daß er in Art. 354. einen befonderen Begriff bes nach je— 
nen Artifeln zu abndenden Rüdfalld aufftellte, was offens 
bar ganz müßig und unftatthaft gewefen wäre, wenn er e8 hätte 
bei jenem allgemeinen Begriffe des Art. 124. belaffen wollen. 

Zwar befagen die angeführten Stellen der Motive das 
Gegentheil von dem Refultate diefer Argumentation: allein 
es kommt zu bedenken, dag den Motiven Feine Gefepedfraft 
beigelegt werden kann, wenn fie mit dem Inhalte ded Ges 
febes felbft im Widerfpruche ſtehen, was bier der Fall iſt. 
Denn, wenn in Art. 334. gefagt wird, es folle Derjenige, 
welcher einen Diebftahl begebe, nachdem er wegen eines 
früheren Diebſtabls verurtheilt worden, wegen Rückfalls 
nach Art. 335 ff. beftraft werden, fo ift Damit nicht zu vers 
einigen, daß auch die frühere Beftrafung wegen eined andern 
gleihartigen Verbrechens diefelbe Wirfung haben folle. 

Die Commiſſion der Kammer der Abgeordneten bat 
zwar gegen bie gedachten Stellen der Motive Feine beſon— 
dere Einwendung erhoben, dagegen ift 

2) bei der Berathung in der 53ften Sitzung jener Kam— 
mer die vorliegende Frage auf eine Weife erörtert worden, 
welche feinen Zweifel darüber zulaffen dürfte, daß nicht 
nur die Kammer, fondern auch die Regierungd-Commiffare 
der Anficht der Motive nicht beitraten, fondern die Anz 
mwendbarfeit der im Artikel 335 ff. normirten Strafen auf 
den im Art. 354. aufgeftellten engeren Begriff des Rück— 
falls befchränften. 

Nachdem nämlich der Abgeordnete Wocher in Folge 
des zu Art. 124. gefaßten Beſchluſſes, wornach die vollfkän: 
dige Erftehung der Vorftrafe zum Rückfall erfordert werden 
follte, den Borfchlag gemacht hatte, den Art 315. des Ent: 
wurfs (Art. 334. ded Geſetzes) fo zu fallen: 

Wer, nachdem er wegen eined früheren Diebſtahls zu eis 
ner Freiheits-Strafe gerichtlich verurtheilt worden war, 
eined Rückfalls in diefed Vergeben fih ſchuldig macht 
(Art. 117. ded Entwurfs), fol nach folgenden Beſtim— 
mungen dergeftalt beftraft merden ac. 
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fo entfpann ſich folgende Debatte, welche, fo meit fie ſich 
auf unfere Frage bezieht, bier wörtlich angeführt werden mag, 

O.Tr.R. v. Priefer: Es fcheint mir nicht nothmwendig 
zu ſeyn, fih bier auf die allgemeinen Grundfähe zu 
bezieben, fo fern fie fih von felbft verfteben. 
In der Art aber, wie der Herr Abgeordnete Wocher 
vorgefchlagen bat, fcheint ed mir auch einigermaßen bes 
denklich zu feyn. Der Rüdfall beim Diebftabl 
fol! nah befonderen Grundfäben beftraft 
werden; ed foll bier nur ein gleiches Verbre— 
hen, alfo wieder ein Diebftabl, die Rück— 
fallöftrafe begründen. Wenn ınannun bier auf die 
allgemeinen Grundfäße des Ruͤckfalls im Art. 117. bins 
meifen würde, fo Fünnten dadurch möglicher Weife 

Mißverſtändniſſe erzeugt werden. 

Woher: Um ein folhes Mißverſtändniß zu vermeiden, 
babe ic) ja darauf angetragen, daß man febe: „ſich 
eines Rücfalls ın dieſes Vergehen fehuldig macht.’ 

Römer: Da für den Diebftabl befondere Rüdfalls: 
Strafen feftgefent find, fo wird dad Bedenken nicht 
entfteben Ffünnen, das der Herr Regierungs-Commiſſär 
geäußert hat. 

v. Hufnagel: Es iſt beffer, ded Art. 117. nicht zu 
erwähnen, denn ed ift überall anerfannt, daß 
in Beziehung auf den Diebftabld: Rüdfall 
befondere Beftimmungen flattfinden. 

O. Tr.R. v. Driefer: Weil ed etwad Befondered 
ift, fo ift ed auch angemeffen, die Definition 
des Rückfalls beim Diebftabl als etwaß Ei: 
genthümliches voranzuftellen. 

Römer: Die Definition ıft ja Feine andere, als dieje- 
nige, die der allgemeine Theil gibt. ꝛc. ꝛc. 

v. Wächter: Der Herr Negierungd-Commiffäar wünſcht 
blog, daß beſtimmt audgeiprochen werde, daß die 
folgenden Beftimmungen nur dann eintre— 
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ten, wenn man durch Diebflabl rückfällig wird, 
und nicht durch ein aleichartiaed Verbrechen. 
O. Tr.R. v. Priefer: Einmal wünſche ich diefes, und 
dann fcheint ed mir nicht zweckmäßig zu fenn, auf die 
allgemeinen Beftimmungen über den Nüdfall hinzu: 
weiſen. 
Geh.-Rath v. Schwab: Es iſt darum nicht zweck— 
mäßig, weil viele Verbrechen als gleichartig 
betradhtet werden. 
Römer: Daraus geht bervor, daß auf den Betrug und 
die Unterfchlagung die Rücfallöftrafen anzuwenden find. 
v. Wächter: Wenn ein Dieb durch Diebftabl rüd: 
fällig wird, fo läßt fi die Strafe annehmen, 
nicht aber bei der Unterfihlagung, und darum 
beißt ed aub im Entwurf: „wer einen Dieb: 
ftabl begeht.‘ | 
O.Tr.R. v. Priefer: Nur in fomweit kommt der 
Diebftabl auch bei den andern Eigenthums— 
Verbrechen in Betracht, als Derjenige, der 
früber geftoblen bat und dann unterfchlägt 
oder betrügt, auch wegen Rüdfalld zu beftras 
fen ift, aber nur nah Art. 119. (ded Entw.). 
Hiegegen erhob fi) fodann Feine weitere Einwendung, 
und bei den fpäteren Berathbungen, fo mie in der erfien 
Kammer wurde in diefer Richtung nichtd mehr verhandelt, 

Es ergiebt fih hieraus, daß nach der Abficht der Ne; 
gierungdcommiffäre und der zweiten Kammer der Art. 334. 
nach feinem Wortfinne zu nehmen ift, und die. in Art. 335. 
bis 357. beftimmten Rüdfalld:Strafen nur dann anzumens 
den find, wenn der Thäter zuvor wegen Diebſtahls be: 
firaft worden war, und nachmald wieder einen Diebftahl 
begeht; nicht aber auch dann, wenn er zuvor wegen Raub, 
Erpreffung, Unterfchlagung, Fälſchung oder Betrugs beftraft 
worden war, und dann einen Diebftabl verübte, oder um: 
gekehrt, wenn er zuvor wegen Diebſtahls beſtraft war, und 
nachher ein anderes gleichartiges Verbrechen begieng; viel: 
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mehr ift in Ballen diefer Art nur ein Ruͤckfall im weites 
ren Sinne (mad Art. 124.) anzunehmen und nach den 
biefür geltenden Grundſätzen des Art. 127. zu beftrafen. 

Zugleich ergiebt fich fomohl aus dem Inhalte des Art. 
354., mwelder einzig vom Diebftabl handelt, wie aus 
den angeführten Berathungen in der zweiten Kammer, daß 
die Strafen der Art. 355 ff. auf die Verbrechen, melde 
der Art. 361. als gleichartig mit dem Diebftahle prädicirt, 
überhaupt nicht anzuwenden ſeyen, alfo auch dann 
nicht, wenn die Vorftrafe wegen ded gleichen Berbres 
chend erkannt worden war; vielmehr treten auch in dem 
alle, wenn der wegen Unterſchlagung Angefchuldigte zuvor 
wegen Unterfchlagung, oder der wegen Betrugs Angefchuls 
digte zuvor wegen Betrugs gerichtlich veruriheilt worden 
war, die Grundſätze der Art. 124—128. rüdfichtlich des 
Rückfalls im gewöhnlichen Sinne ein. 

Diefed beftätigt fih auch 

3) durch die Art. 350. und 360., welche die Grunds 
ſaͤhe bezeichnen, die gleihmäßig, mie beim Diebftahl, auch 
bei der Unterfchlagung, dem Betruge und der Fälfchung 
anzumenden ſeyen; denn unter diefen Grundfägen find die 
in Art, 354—337. für die Beftrafung des Rückfalls beim 
Diebftabl gegebenen Normen nicht aufgeführt. Es wäre 
diefes aber wohl nöthig geweſen, wenn diefelben nach der 
Abficht des Geſetzgebers auch bei jenen andern Verbrechen 
hätten Plab greifen follen, da der Art. 361., welcher die: 
jenigen Verbrechen angiebt, die rüdjichtlich des Rückfalls 
als gleichartige betrachtet werden follen, zu feinem weiteren 
Schluffe berechtigt, als daß diejenigen Grundfäße, welche 
im Allgemeinen über den Rüdfall in gleid: 
artige Verbrechen gelten, bei jenen in Art. 361. 
einander gleich geftellten Uebertretungen Anmendung finden; 
diefe Grundſätze find aber die der Art, 124. ff., und nicht 
die der Art. 354. ff., da Letztere nicht von dem Rückfall in 
gleichartige Verbrechen, fondern ausdrücklich vom Rückfall 
in daB Verbrechen ded Diebftabls, durch Verübung mehrerer 
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Diebftähle, handelt. Auch ıft in dem Art, 361. durch 
die Allegation ded Art. 124. nur auf jene allgemeinen 
Grundſätze bingemiefen. 

Dur diefe Gründe für die Verneinung der aufgewor: 
fenen Fragen dürften die oben für die Bejahung derfelben 
angeführten um fo mehr ald widerlegt zu betrachten fen, 
als jedenfalld von Einem Faktor der Geſetzgebung, nämlich 
der zweiten Kamıner, die in den Motiven zu dem Entwurfe 
audgefprochene Anficht nicht anerfaunt worden ift, in wels 
hen Falle fodann die allgemeinen Interpretationg = Regeln 
anzumenden find, durch welche man, wie gezeigt, auf die 
Derneinung jener Fragen geführt wird. 

Vergl. auch v. Wächter, Abbandlungen au dem Straf— 
Rechte, Leipzig 1855, Th. I. ©. 244—247. 

Ueberdied iſt aud wohl nicht daran zu zweifeln, daß 
die Erklärungen der Regierungd- Organe bei der oben aus— 
gehobenen Verhandlung, fo fern fie nothmwendig zur Kennt» 
niß ded Geheimen - Ratbed gelangt ſeyn müffen, und nad)» 
mald ihnen nicht mwiderfprochen worden tft, ald von der 
Regierung gebilligt zu betrachten find; was wohl auch von 
der erften Kammer anzunehmen fepn wird, da fie bei der 
Deffentlichkeit jener Verhandlungen und des Protocolls 
darüber gleichfalls davon Kenntniß erhalten haben muß, und 
fie bei ihren Berathbungen eine entgegenftehbende Anficht 
nicht geltend gemacht bat. 

IV. 

Dad Gefes (Art. 336. 337.) Spricht fich nicht aus: 
drüdlich darüber aus, ob die für den zweiten und dritten 
Rückfall beftimmten Zufab » Strafen nur dann anzuwenden 
feyen, wenn der Thäter zuvor wegen ded erften, beziehungs— 
weife zweiten Rückfalls beftraft worden war, oder felbft 
dann, wenn auch nur eine zweimalige, beziehungsweife dreis 
malige Beftrafung wegen Diebſtahls, ohne daß dabei ein 
Rüdfall in Berechnung gekommen, voraudgegangen war. 

So ferne jedoh nad dem früheren Rechte, wenigſtens 
nach einem beinabe durchaus gleihförmigen Gerichts, Ge: 
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brauche ein werterer NRücdfall durch eine voraudgegangene 
Rückfalls-Strafe bedingt war, fo wird man auch bei 
Anwendung der Strafen der Art. 336. und 337. diefen 
Grundfab fefthalten müſſen. 

V. 

Daß nicht nur dann, wenn es ſich von einem Rückfall 
im Sinne des Art. 124., ſondern auch dann, wenn es ſich 
von dem in Art. 334. bezeichneten ſpeziellen Rüdfalle hans 
deit, die allgemeinen Grundſätze, wie ſolche oben unter 
Neo I. 1—5. ausgehoben wurden, zur Anwendung kommen, 
daß fonach bei den Strafen der Art. 335—357. nur in 
fo ferne eine Ausnahme von jenen allgemeinen Grundfäßen 
eintrete, ald nicht fchon die Verübung eined gleichartigen 
Verbrechens, fondern nur die wiederholte Verübung eines 
Diebſtahls einen Rückfall begründe, died kann nicht zweifels 
baft ſeyn. 

Rüdfichtlih der Anwendung jener allgemeinen Grunds 
fäbe mögen übrigens hier noch einige Fragen kurz berührt 
werden, welche nicht ganz unzweifelhaft ſeyn dürften. 

VI. 

Nach Art. 124. ſoll ein Ruüͤckfall dann angenommen 
werden, wenn, nachdem der Thäter durch ein rechtskräftiges 
Erkenntniß eines innländiſchen Gerichtes zu einer in 
dieſem Geſetz-Buche beſtimmten Strafe verurtheilt 
worden, derſelbe ein Verbrechen gleicher Art verübt. 

Es fragt ſich nun: 

1) ſoll die Verurtheilung zu einer anderen, als in 
dieſem Geſetz-Buche beſtimmten Strafe keinen 
Rückfall begründen? ſollen die nach dem früheren Rechte 
erkannten Strafen, wenn ſie von den Straf-Beſtimmungen 
des neuen Geſetzes abweichen, in Beziehung auf den Rück— 
fall gar nicht beachtet werden? 

In dem Einführungs-Geſetze iſt bierüber nichts be— 
ſtimmt, und eben ſo wenig enthalten die Motive zu dem 
Entwurfe und die ſtändiſchen Berhandlungen etwas darüber. 

Gleichwobl darf gewiß nicht daran gezweifelt werden, 
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daß durch jene Beftimmung den nach dem bisherigen Recht 
erfannten Strafen, auch wenn fie von den Normen des 
neuen Gefebed abweichen, ihre Wirfung in Bezug auf den 
Rückfall nicht ganz abgefprochen werden wollte. Denn e8 
liege fih in der That biefür ein vernünftiger Grund überall 
nicht denfen. Warum follte 3. B. der zweimal nach dem 
früheren Necht beftrafte Dieb, wenn er jebt wieder wegen 
Diebftahld in Unterfuhung kommt, wegen erften Diebftahls 
beftraft werden, und der Strafrichter die voraudgegangenen 
Strafen ganz ignoriren müffen ? 

2) Dagegen wird man annehmen müffen, daß bei den 
befonderen Rüdfald:Strafen der Art. 335—337. darauf 
zu achten fen, welche Straf-Art den Dieb megen der 
früher abgerügten Verbrechen nach den Beftimmungen 
ded neuen Geſetzes getroffen haben würde. Da näm— 
lich nach dem bisherigen Rechte jede, eine dreimonatlidhe 
Dauer überfteigende Freiheitd - Strafe im Arbeitähaus ab» 
zubüßen war, fo mußten viele Diebftäble, welche nad) dem 
neuen Gefehe nur. mit Gefängniß geahndet werden (vergl. 
Art. 323.), eine Arbeitshaus-Strafe herbeiführen. Würde 
nun den früher erkannten Arbeitshaud > Strafen unbedingt 
die Wirkung beigelegt, daß die in Art. 335. für den Fall 
einer voraudgegangenen Arbeitöhaus = Strafe (welche nach 
dem neuen Gefebe nicht unter fech8 Monaten erfannt wer: 
den Fann) beftimmten Nücfalld » Strafen zur Anwendung 
fommen, fo müßte died zu einer ungerechten Härte und zu 
einer Lingleichheit führen; e8 würden die nach dem frühe: 
ren Recht Beftraften ungleich härter büßen, ald Diejenigen, 
welche unter der Herrfchaft ded neuen Geſetzes delinquirten. 
Nehmen mir z. B. den Fall, es habe der Angefchuldigte 
früher einen Diebftabl von 30fl. verübt, und fen deshalb 
zu einer 3'/,monatlihen Arbeitshaus =» Strafe verurtbeilt 
worden, fo müßte, wenn jene Beſchränkung nicht einträte, 
bei einem neuen Diebftabl nach Art. 335. Nro 2., wegen 
Rückfalls ein Zufap von Arbeitshaus bis zu zwei Jahren 
gemacht werden; wäre er dagegen wegen jened erften Dieb: 
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ſtahls erft nah dem 15. Mai d. 5. beftraft worden, ſo 
hätte ibn nach Art. 332. Nro 2. nur eine Kreis-Gefängniß— 
Strafe getroffen, und bei einem Rüdfall wäre nach Art. 
355. Nro 41. nur ein Zufab von Kreis» Örfängniß, nicht 
unter drei Monaten begründet. | 

Da dad Gefeh im Art. 124. im Allgemeinen vorauß« 
ſetzt, daß die Vorftrafe nach dem neuen Gefege erkannt 
worden fen, fo Fann wohl nicht angenommen werden, daß 
die Wirkungen der nach dem älteren Rechte erfannten Bor: 
firafe firenger fenn follen, ald wenn der Thäter auch das 
erfte Vergeben unter der Herrfchaft des neuen Gefehed ver— 
übt hätte, und die Vorftrafe nach dem neueren Rechte er: 
kannt worden wäre. 

3) Diefelben Betrachtungen fprechen dann auch dafür, 
daß bei Beurtbeilung der Frage, ob ein nach dem neuen 
Geſetze zu ahndender Rüdfal anzunehmen fen, die nad) dem 
älteren Necht erkannten Strafen nur in fo meit zu beach 
ten find, als fie zu beachten wären, wenn die früher beftrafe 
ten Verbrechen unter der Herrfchaft des neuen Gefebed ver: 
übt worden wären. Dies ift namentlih von Bedeutung bei 
denjenigen Diebftahld: Vergeben, welche früher von den Ges 
richten abgewandelt worden und welche nunmehr den Polis 
zeibehörden überlaffen find. Wenn 3. B. der erfte Dieb» 
ftahl, im Betrage von Afl., polizeilich, der zweite, von glei— 
chem DBetrage, gerichtlich beftraft worden war, fo kann ein 
nach dem 15. Mai begangener Diebftahl nicht ald ein wies 
derholter angefeben und nicht nach dem Art. 335. Nro 1. 
beftraft werden, weil nad dem neuen Geſetze jener zmeite 
Diebftabl auch noch polizeilich zu beftrafen geweſen wäre. 

Hieran ändert auch wohl nichtd, daß die Gerichte nach 
Art. 7. des Einführung = Gefebed diejenigen Diebftähle, 
welche nach dem neuen Gefebe als polizeiliche zu betrachten 
find, vorläufig noch und bis zu Erfcheinung des Polizei= 
Straf: Gefeped, ‚beftrafen follen; denn diefe Beſtimmung 
bezieht fi) nur auf die Competenz, nicht auf die materiel- 
len Straf-Grundfähe, 
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4) Der gleihe Grundfas muß auch gelten in Bezie— 
bung auf die im Audlande erfannten Strafen, welche 
nach dem neuen Gefepe, der Regel nad, bei dem Rüdfall 
nicht zu beachten find, — Wäre auch bei einem früheren 
Straf-Urtbeile auf den Grund eined ausländifchen Erkennts 
niſſes, gemäß des alten Rechts, ein Rüdfall angenommen 
worden, fo kann dech, wenn nunmehr ein neues gleichartis 
ge8 Verbrechen zur Beftrafung Fommt, auf das Erfenntnig 
des ausländifchen Gerichtd bei Bemeſſung des Rückfalls 
feine Rücficht genommen werden. Denn obgleich der Rich» 
ter früher berechtigt war, jenes Erfenntniß zu beachten, 
fo ift er es doch nicht mehr nach der Maren Vorſchrift des 
neuen Gefebed, und dad neue Vergehen, nah al’ feinen 
Beziehungen, alfo auch in Rücdficht auf den Rüdfall, muß 
nach diefem neuen Gefebe gewürdigt werden. Wenn alfo 
der Angefchuldigte früber wegen Diebftahld von einem aus: 
ländifchen Gerichte verurtheilt und hernach unter dem alten 
Rechte wegen eined neuen Diebftabld mit einer Rüdfalls- 
Strafe belegt worden war, fo Fann er nun, wenn er wieder 
wegen Diebftahld vorkommt, nicht wegen zweiten Nüdfalls, 
fondern nur wegen erften Rücfalld beftraft werden, 

5) Eben daffelbe gilt unftreitig auch bei folchen Er- 
fenntniffen, welche auf ein in den Art. 339. und 340. be: 
zeichnetes Vergeben gerichtet waren, und welche nach Art, 
341. bei dem Rüdfall außer Beachtung bleiben follen, wenn 
nur auf eine Gefängniß-Strafe erkannt war, Wenn daber 
auch früher eine Rückfalls-Strafe auf ein ſolches Erfenntnig 
gebaut worden war, fo kann doch, wenn nun ein neues 
gleichartiged Verbrechen zur Beſtrafung kommt, auf jenes 
Erfenntniß bei Bemeſſung des Rückfalls nicht Rücfiht ae: 
nommen werden. Sollte wegen eines Vergehens der Art. 
339. und 340. früher auf eine Arbeitöhaus: Strafe erfannt 
worden feyn, fo ift nad) dem oben ad 2. Angeführten zu 
unterfuchen, ob diefe StrafsArt auch nach dein neuen Geſetze 
begründet gewefen wäre, und nur in diefem Falle kann fodann 
diefes frühere Erkenntniß beim Rüdfalle berückſichtigt werden, 
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6) auf die früheren Erkenntniffe, welche auf ein gleich— 
artiged DBerbrechen gerichtet waren (Art. 361.), bei der 
Abwandlung eines neuen Vergebend in der Art Rüdficht 
zu nehmen, daß 

a) die Zahlder Rückfälle dann, wenn dad gleiche Verbrechen 
(d. h. dasjenige, in Beziehung auf welches fehon nach dein alten 
Recht ein Rückfall angenommen wurde) ſchon üfterd an dem 
Thäter beftraft worden ift, und aberınald dad gleiche Verbre— 
chen vorliegt, fih nach der Zahl der vorausgegangenen Beftra> 
fungen beftimmt, daß aber 

b) wenn ed ſich nun von Abrügung eined andern, 
ald des früher beftraften (miewohl nad Art. 361. gleiche 
artigen) Verbrechens handelt, nur der erfte Rüͤckfall ange: 
nommen mwerden kann. 

Hatte 3. B. 

ad a) der Angefchuldigte eine Strafe wegen Betrugs, 
fodann eine Strafe wegen wiederholten Betrug erflan= 
den, und kommt nun wieder wegen Betrugd vor, fo 
wäre der zweite Nüdfall anzunehmen; käme er aber, nad) 
denfelben VBorftrafen 

ad b) nunmehr wegen Diebſtahls in Unterfuchung, 
fo wäre er nur wegen erfien Rückfalls zu beftrafen (nad) 
Art, 127.), weil die Wirkung der Beftrafung wegen eines 
gleichartigen Verbrechens beim Rückfall erft in Folge des 
neuen Geſetzes, alfo zum Erftenmal, eintritt. 

VII. 

Der Art. 125. beſtimmt: 

„Die Strafe des Rückfalls iſt auch dann verwirkt, wenn 
die frühere Strafe nur wegen Verſuchs oder Beihülfe 
zu einem Verbrechen erkannt worden und nun ein vol— 
lendetes Verbrechen an dem Urheber zu beſtrafen iſt. 
Im umgekehrten Falle tritt dieſelbe Beſtimmung ein.“ 

Hier iſt der weitere Fall übergangen, wenn der Verbre— 

her zuerſt wegen Verſuchs oder Beihülfe beſtraft wurde 
und dann abermald wegen Verſuchs oder Beihülfe zu bes 


17 


firafen iſt. Es kann jedoch nicht wohl bezweifelt werben, 
daß auch in diefem Falle ein Rüdfall anzunehmen ift, wie 
died fchon nah dem früheren Nechte geſchah. 

Allein eine andere Frage, auf welche bier nachträglich 
aufmerffam gemacht werden muß, ıft diefe: ob auch die 
Strafen der Art. 3355 —337. in den Fällen des Art. 125. und 
in dein weiteren, fo eben berührten Falle, anzumenden feyen ? 

Die Motive, der Commiffiond = Bericht und die Ber: 
bandlungen der beiden Kammern enthalten Feinen Aufſchluß 
darüber, und nur in der oben angeführten Debatte in der 
55ften Sibung der zweiten Kammer findet ſich eine Be: 
merkung ded Negierungs:Commiffürd darüber, daß die all: 
gemeinen Grundſätze über den Rückfall auch bezüglich der 
nach Art. 355 ff. zu ahndenden Rücfälle Anwendung fin: 
den, wie fih von felbft verſtehe. 

Auf diefe allgemeine Bemerkung kann jedoch um fo 
weniger ein entfcheidended Gewicht gelegt werden, ald von 
feiner Seite näher darauf eingegangen wurde, und die frag: 
liche Beftimmung ded Art. 125. dabei nicht ausdrüuͤcklich 
zur Sprade fan. 

Der Art. 3354. foheint nun gegen die Anwendbarkeit 
des Art. 125. zu fprechen, da derfelbe den Begriff jenes 
befonderen Rückfalls dahin beftimmt: 

Wer einen Diebftahbl begeht, nachdem er wegen eines 
früberen Diebſtahls zu einer Freibeitd-Strafe ge— 
richtlicdy verurtheilt worden war ꝛc. 

Denn gewöhnlich verfteht man unter dem Ausdrucke 
„einen Diebftahl begehen‘ oder „wegen Diebftahld beftraft 
werden,” den Fall, daß Einer Urheber eines vollbrach— 
ten Diebftahld war, Auch ift nicht zu mißfennen, daß die 
Strafen der Art. 335 ff. für die Fälle des bloßen Verſuchs 
oder der Beihilfe etwas hart find, daher man verfucht 
feyn Fönnte, eber in mitius zu interpretiren. — Allein gleich» 
wohl wird ınan fich für die entgegengefehte Anficht, namlich 
dafür, daß auch beim Diebftahl ein Rückfall im Sinne des 
Art. 125. nad) Art, 335 ff. zu ahnden fey, entfcheiden müffen, 

Monatſchr. f. d. Juftispfl. IV. Bd. 1. Abt. 2 
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Der Grund namlich, aus welchem der Art. 554. aus⸗ 
brüclich erwähnt, es müffe Einer wegen Diebftahls beftraft 
gewefen feyn und mieder einen Diebftahl begangen haben, 
ift wohl nur der, daß gefagt werden follte, die Verübung 
bios gleihartiger Verbrechen (Art. 361.) feye nicht 
genügend. Im Uebrigen wollte an den allgemeinen Be: 
flimmungen über den Rüdfal gewiß nichts geändert wer: 
den; fo unzweifelhaft die Vorfchrift des Art. 124., dag nur 
durch ein voraudgegangenes Erfenntniß eined inländifchen 
Gerichts ein Rüdfall begründet werde, wie die Vorfchrift 
ded Art. 126, über die Wirkung der Verjährung ꝛc. auch 
auf den Rüdfall des Art. 354. anzuwenden ift, obgleich 
diefer Artikel jener Vorſchriften nicht ausdrücklich erwähnt, 
fo gewiß wird auch die weitere allgemeine Beftimmung des 
Art. 125. dabei Anwendung finden müffen. 

Hiefür fpricht auch die Betrachtung, daß der im Art. 
354. gebrauchte Ausdruck „Diebſtahl“ das Verbrechen im 
Allgemeinen bezeichnet, und darunter auch die verfchiedenen 
Grade der VBerfhuldung in Beziehung auf daffelbe be— 
griffen find, alfo auch die Beihülfe und der Verſuch, da 
diefe Feine befondere, heterogene Verbrechen, fondern nur 
verfhiedene Grade eined und deffelben Verbrechens find, 

Endlich ift es befanntlih die Abficht des Gefepgebers 
gemefen, dad Verbrechen des Diebftahld überhaupt firenger 
zu ahnden, daber dad etwas ftrenge NRefultat unferer Snters 
pretation nicht ald der Abficht des Geſetzes mwiderfprechend 
betrachtet werden Fann, zumal nach demfelben die Fälle des 
entfernten Verſuchs gar nicht geftraft werden (Art. 63.), 
und dad neue Gefes binfichtlich der Beihülfe überhaupt einer 
ſtrengeren Anfiht huldigt, ald das ältere Necht (vergl. 
Art. 85,). 

VIII. 

Nach Art. 126. iſt ein Verbrechen nicht als Rückfall 
anzuſehen, wenn die zuvor erkannte Strafe verjährt iſt 
(Art. 131. 133.) oder ſeit vollſtaͤndiger Erſtehung derſelben 
die im Art. 454. bemerkten Zeiträume abgelaufen find. 


+, 
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Diefer Artifel giebt zu folgenden Bemerkungen Vers 
anlaffung. 

Der letzte Satz fordert nichtd weiter, als daß die bes 
treffende Verjährungs-Friſt in der Mitte liege zmifchen der 
vollftändigen Erftehbung der Vorftrafe und der Ver— 
Übung ded neuen Verbrechens. E8 wird demnach auch dann 
ein Rückfall nicht angenommen werden Fünnen, wenn der 
Angefhuldigte in jener Periode ein anderes (ungleichartie 
ge8) Verbrechen oder Vergeben verübte, welches nach Art. 
155. die Verjährung der Strafe unterbrochen hätte. 
Wenn der Angefhuldigte z. B. wegen Betrugs beftraft war, 
und nah 15 Jahren feit vollftändiger Erftehung jener Strafe 
wieder eined Betrugs oder eined andern aleichartigen Ver: 
brechens fih ſchuldig macht, fo iſt, ein Ruͤckfall nicht vors 
handen, fal8 er auch in jener Zeit wegen einer Körper: 
Verletzung oder wegen eined anderen ungleichartigen Ver— 
brechend beftraft worden ſeyn follte. 

Zwar fordert der erfte Satz des Artifeld in dem Falle, 
wenn die Strafe nicht erflanden war, die wirkliche 
Verjährung bderfelben, wenn fie beim Rückfall außer Bes 
achtung bleiben fol; diefe Beachtung ift alfo hier nur dann 
ausgefchloffen, wenn nicht nur die Frift des Art. 131. ab> 
gelaufen, fondern der Angefchuldigte auch innerhalb derfels 
ben Feines (auch Feines ungleihartigen) Verbrechens 
fhuldig geworden iſt; und e8 tritt daher in dem Kalle der 
bloßen Berurtheilung, obne Straf:Erftehung, ein firengerer 
Grundſatz ein, ald in dem obigen Fall der wirklich erftans 
denen Strafe, modurd man zu der Annahme verfucht fepn 
Fönnte, daß auch in diefem Falle die Verübung eines uns 
gleichartigen Verbrechens innerhalb der DVerjährungs » Zrift 
die fraglihe Begünſtigung ausfhliege. Allein deffen unges 
achtet wird man wohl bei der obigen milderen Auslegung 
ftehen bleiben müſſen, und ein Erforderniß, deffen das Ges 
feß nicht erwähnt, nicht aufftellen Fünnen,, da auch weder 
in den Motiven, noch in den Verhandlungen der Stände 
fi ein Anhaltöpunft dafür finder. 

39 
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Sollte dagegen feit vollftändiger Erftehung der erften 
Strafe zwar die Verjährungs-Friſt abgelaufen feyn, der 
Thäter aber innerhalb dieſer Periode wegen eined neuen 
gleichartigen Verbrechens (alfo wegen Rüdfal8) beftraft 
worden feyn, und nun, ebe von diefer lehteren Strafe an 
die Verjährungd » Frift wieder abgelaufen ift, wiederum ein 
gleichartiged Verbrechen verüben,, fo wird bei deſſen Abrü— 
gung gleihwohl auch die erfte Strafe bei Bemeſſung des 
Rückfalls zu beachten feyn, obgleich feit ihrer Erftehung und 
bis zu dem neueften Verbrechen die Friſt des Art. 131. 
bereitd abgelaufen war. Wenn nämlich der Art. 126. fagt, 
daß der Zeitraum ded Art. 151. feit Erftehung der zuvor 
erkannten Strafe abgelaufen feyn müffe, fo bat vderfelbe 
wohl nur die nächft zuvor erkannte Strafe im Auge. 
Diefe nächft vorangegangene Strafe umfaßt aber den gan: 
zen Reat ded DVerbrecherd, alfo auch den Rückfall, deffen 
fich derfelbe fhuldig gemacht hatte, und wenn zmwifchen die- 
fer Strafe und dem neuen Verbrechen jener Zeitraum nicht 
in der Mitte liegt, fo muß diefelbe in ihrer Geſammtheit 
auf die Beurtbeilung ded neuen Reatd wirken, alfo auch 
einen zweiten Rüdfall begründen, wenn fie wegen erften 
Rückfalls zuerkannt war, R 

Sepen wir den Fall, ed babe Einer vor 20 Jahren 
eine Diebftahld:Strafe erftanden und 8 Jahre bernach wie— 
der geftohlen, fo daß er wegen erften Rücfalls beftraft wer: 
den mußte, und nun begebe er abermals einen Diebftahl. 
Hier kann die erfte Strafe, obgleich die Verjährungd » Frift 
in der Mitte liegt, nicht außer Beachtung bleiben, der Thä— 
ter kann nicht, unter bloßer Beachtung der zweiten Strafe, 
wegen erften Rückfalls, fondern er muß auf den Grund 
der zweiten Beftrafung (welche den erften Rückfall um: 
faßte) nunmehr wegen zweiten Rückfalls beftraft werden, 
weil die Verjährungs-Friſt von der zweiten Veftrafung an 
noch nicht abgelaufen ift. 

IX. 
Nah der Faffıng ded Art. 338. ift e8 zweifelhaft, ob 
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die gerichtliche Beftrafung des Diebftahld bis zu 5fl. nur 
dann einzutreten habe, wenn der Thäter zuvor zweimal po: 
fizeilich wegen Diebſtahls beftraft worden war, oder ob 
nicht vielmehr auch die vorangegangene zmweimalige polizeis. 
liche Beftrafung wegen anderer gleichartiger Vergeben 
diefe Wirfung babe. 

Derfelbe Zweifel waltet auch binfichtlich der Beftrafung 
der Unterfchlagung und ded DBetrugd vor, bei welchen Ber: 
geben der Art. 338. gleichfalls Anwendung findet (Art, 346. 
352. des Straf: Gefeh: Buch und Art. 56. 60. des Ent: 
wurfs eines Polizei:Ötraf-Gefebed). 

Da jedoch zu erwarten ſteht, daß diefer Zweifel in 
dem Polizei-Straf-Gefepe gelöst werden wird, und da bi 
zu deffen Erfcheinung die Gerichte nach den biöherigen 
Grundſätzen zu verfahren haben, fo Fann eine weitere Er: 
drterung diefer Frage bier vorläufig ausgeſetzt bleiben. 

X. 

Zum Schluffe mögen noch die Hauptſätze über die oben 
ausgebobene Hauptfrage bier eine Stelle finden. 

1) Die in den Art. 355—337. beftunmten Rückfalls— 
Strafen feben im Allgemeinen einen Rüdfal nah den 
Srundfägen der Art. 124—126. vorauß ; 

2) fie find jedoch nur auf den Diebſtahl, nicht auch 
auf die meiteren im Art, 361. genannten Verbrechen an— 
wendbar, und find 

3) bedingt dadurch, daß der Thäter zuvor wegen Dieb» 
ſtahls (nicht wegen eined anderen gleichartigen Verbre— 
chend) gerichtlich verurtheilt worden mar. 

4) Iſt dem nunmehr abzurügenden Diebftahl eine Ver: 
urtheilung wegen eined andern gleichartigen Verbrechens 
voraudgegangen, fo iſt diefer Rüdfall nach den Art, 127, 
und 128. zu beftrafen. 

5) Nach eben diefen Artifeln ıft der Rückfall bei den ın 
Art, 361. dem Diebftable gleichgeftellten Verbrechen zu abnden. 
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2) Kann der Lehensherr feine lehensherrlichen 

Rechte gegen den Millen des Schensmannes mit 

der Wirkung aufgeben, daß er von den mit die- 
fen Rechten verbundenen Laften frei wird ? 


(Zu der Abhandlung Nro 2. im II. Band 2ter Abtheilung 
2tem Heft diefer Monatfchrift.) 
(Bon Herrn Dber: Eonfiftorial» Rath Dr. Knapp.) 

Es ift gewiß fehr verdienftlich, daß diefe fehr praftifche 
Frage, welche vorzüglich bei Proceffen des Fiskus häufig 
vorkommt, in der vorgedahten Abhandlung zur Sprache 
gebracht wurde ; andererfeitd dagegen ift zu bedauern, daß 
die faktifchen Verhältniſſe des Falles, deffen Entfcheidung 
mitgetheilt wurde, nicht näher angegeben, und daß die ver: 
theidigten Rechtöfähe fo fehr im Allgemeinen gehalten find, 
dag dadurch Leicht zu gefährlichen Mißverftändniffen und 
unrichtigen Entfcheidungen Beranlaffung gegeben werden kann. 
Snöbefondere vermißt man eine nähere Bezeichnung des ans 
geblichen Lebens » Verhältniffed, im welchem der Kläger zu 
ber Beflagten geftanden ift, obaleich es bierauf, wie bie: 
nach gezeigt werden wird, hauptſächlich bei der Entfheidung 
der aufgeworfenen Frage anfommen dürfte. 

Da Rechtsſprüche der höheren Gerichte fo Leicht eine 
gewiffe Autorität erlangen, und die Bezirfögerichte fehr ge- 
neigt find, fich bei ihren Entfcheidungen auf jene zu flüßen, 
fo wird ed auch nicht unangemeffen ſeyn, die Frage, welche 
in obgedachtem Auffabe ganz allgemein bejabt worden ift, 
einer weiteren furzen Beleuchtung zu unterwerfen. 

I. Bei den eigentlihben Leben (dem Lehen um 
engern Sinne), melde wohl zu unterfcheiden find von den 
f. g. 2ehengütern der Bauern, und welche in Württemberg 
meift nur in Rittergütern befteben werden, 

vergl. Eichhorn, Einleitung in dad deutſche Privat: Recht 

$. 192. 
iſt es 
1) unbeſtritten, daß der Vaſall das Lehen auch ge— 
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gen den Willen des Lehensherrn aufgeben kann, um fich 
von den mit dem Lehen verbundenen Laften zu befreien; 
II. feud. 58. | 
2) febr beftritten dagegen ift, ob auch der Lehens— 
berr gegen den Willen des Bafallen dad Obereigenthbum 
refutiren Fonne ? 
Bejaht wird diefe Frage unter Andern von 
G. L. Böhmer, Princ. jur. feud. $. 368. 
Eichhorn, Einleitung in dad deutfhe Privat: Redht $. 234, 
Note b. 
Meber, Handbuch ded Lehen-Rechts Th. 4. ©. 34. 


Verneint wird die Frage dagegen von 


Pas, Lehrbuch ded Lehen-Rechts $. 188. 
Hoffmann, de appropriat. feudi. Tub. 1751. $. 9. 


Durch die Refutation (mo fie ftatthaft ift) wird der 
Lehenherr von denjenigen Laften befreit, welche er als fol: 
her, auf dad Dbereigenthum, übernommen hat; — und 
darın flimmen wir der in dem obgedachten Auffab ent: 
wicelten Anficht bei. 

Dagegen wird durch eine folhe Nefutation an den— 
jenigen Rechten des Vaſallen nicht geändert, welche nicht 
als Folge der Rehend > Verbindung, fondern aus einem ans 
deren Rechtögrunde beftanden. 

Papa. a. O. 

Ob das eine oder dad andere anzunehmen fey, ift eine 
Thatfrage, welche nach den Verhältniſſen des einzelnen Fal— 
les zu entfcheiden ift, und wobei um fo größere Vorficht 
zu beobachten fenn wird, ald e8 keineswegs in der Natur 
des Lehend Liegt, daß der Lehenherr, außer der Fidelitas, 
noch weitere Verbindlichkeiten gegen den Bafallen bat, da: 
ber da, mo derfelbe zu gewiffen Zeiftungen gegen diefen vers 
bunden iſt, der NRechtögrund hievon eben fo gut, mo nicht 
eber,, in einem andern Titel, namentlich einem. befonderen 
Bertrage oder in dem Herfommen zu fuchen ift, ald in 
dem Lehens-Vertrage. Jedenfalls iſt es hiebei Sache des 
Lehenherrn, welcher ſich von ſolchen Laſten befreien will, 
den Beweis darüber zu liefern, daß er nur qua Obereigen— 
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thümer zu denfelben verbindlich fen, da eme Präſumtion 
hiefür überall nicht in den Gefeben oder in der Natur der 
Sache liegt. — In diefer Beziehung feheint der mehrge— 
dachte Auffab, welcher eine Erdrterung diefer IThatfrage 
umgeht und eben fo wenig der Nothmwendigkeit jenes Be: 
weiſes gedenft, zum mindeften ungenau. 

1. Bon den eigentlichen 2eben, auf welche fich die 
fo eben entwidelten Grundfäpe beziehen, find wohl zu un: 
terfcheiden, diejenigen Güter, welche von Bauern und an: 
dern bürgerlichen Perfonen unter dem Namen eines Leben 
befeffen werden (f. g. Bauernleben). 

Befanntlih Fommen dergl. Bauernlehen in Deutfchland 
unter den verfchiedenften Namen und mit den verfchiedenars 
tigften Rechts = Berhältniffen vor; bald nähert ſich ihre 
Natur den eigentlichen Zehen, bald find fie der römifchen 
Emphyteuſis nachgebildet, bald beftehen fie ald blofe Maier- 
Büter, analog einem Zeit- oder Erbpacht, bald find fie 
blofe Zindgüter, und bald tragen fie einen fonfligen eigens 
thümlichen Charakter nach befonderen Statuten oder Hof: 
rechten. 

Vergl. Eihhorn a. a. O. $. 245 ff. 

Runde, Grundfäge ded gemeinen deutfchen Privat Recht? 
6. 520 fi. 

Danz, Handbuch de heutigen deutfchen Privatrechts Bd 5. 
6. 520 ff. 

Mittermaier, Grundfase ded gemeinen deutfhen Privat: 
Rechts 6. 428 ff. 

Reyſcher, das geſammte württembergiſche Privat: Recht 
$. 239 ff. 

Es liegt jedoch nicht in unfrer Abficht, die aufgeworfene 
Frage in Beziehung auf alle jene verfchiedenen Arten von 
f. 9. Bauernlehen zu erörtern, vielmehr gebietet der Zweck 
diefer Monatfchrift eine Beſchränkung auf dad, was in 
Württemberg von praftifcher Bedeutung if. 

III. Hier geftalteten fihb nun die Grundſätze, beſonders 
in Folge der neueren Geſetzgebung febr einfach. 

Unzweifelhaft iſt, 
1) daß die f. g. Zindgüter, d 5b. ſolche, welche 
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einer f. g. Grundherrſchaft nur gewiſſe jährliche Abgaben 
zu Teiften haben, im freien und vollen Eigenthbum ded Be: 
ſihers fih befinden und von einem Obereigenthümer nicht 
gefprochen werden kann. 

Landrecht Th. 2. Tit. 9. $. 16. 

„Bad diejenigen Zinnggüter, daraus Uns oder 
Anderen ewiger Zinn gereicht wird, aber das rechte 
Eigentbum, famt der nießlichen Gerecht ig⸗ 
keit, unabgeſondert bei einander bleiben, 
anbelangen thut, laſſen wir es bei dem alten bishero 
obſervirten Gebrauch auch bewenden.“ 

2) Rückſichtlich der f. g. Erblehen, d. b. ſolcher, 
bei welchen das nutzbare Eigenthum von dem Beſiter auf 
feine Nachfommen vererbt wurde, auch meift dem Befiper 
dad Necht des Verkaufes zuftand, bat das II. Edict vom 
18. November 1817 (unter Nro II. B. $. 7.) daB Ober: 
eigenthbum, welches dem Lehenherrn zugeftanden, 
aufgehoben und mit dem nutzbaren Eigenthum 
vereinigt, ſo daß die bisherigen Erblehen die 
Eigenſchaft bloßer Zinsgüter annahmen ($. 9.). 

Dagegen beſtehen 
3) die Fall-Lehen, ſo lange ſie nicht allodificirt ſind, 

in ihrer früheren Eigenſchaft, und nur mit der Beſchrän— 
fung fort, daß der Lehensherr den im Beſitze folder Güter 
befindlichen Samilien diefelben nicht entziehen, noch die Be— 
dingungen und Abgaben läftiger machen darf, ald diefelben 
zulegt beftanden haben. (Das angeführte Edict von 1817 
Neo II. A.) Bei diefen Gütern kann daher bis zu ihrer 
Verwandlung in Zindgüter einzig und allein noch von ei: 
nem Ober-Eigenthum die Rede feyn. 

Weitere Arten f. g. lebenbarer (Bauern) Güter Fom: 
men in Württemberg unſres Wiffens nicht vor. 


IV. Was nun die beiden erfieren Arten von Gütern, 
die urfprünglichen Zindgüter, und die feit 1817 in foldye 
verwandelten vormaligen Erblehen betrifft, fo wird vorzüg: 
lich bei ihnen die beftrittene Frage, welche den Gegenftand 
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des erwähnten Aufſatzes ausmacht, vorfommen, und es 
wäre, wie fihon bemerkt, intereffant gemefen, zu miffen, ob 
in dem daſelbſt angeführten Falle die Mühle, deren Bes 
fißer gegen die K. Finanz: Kammer Flagend aufgetreten ift, 
nicht zn diefer Art von Gütern, namentlich zu den vormas 
ligen Erblehen geborte. 


Bei dieſen Gütern kann nunmehr von einem Lebens 
Verhältniffe, welches nothwendig eine Trennung des Ober— 
Eigenthumd von dem nubbaren Eigenthum voraudfest, 

G. L. Böhmer, I. c. $. 2. 3. 

nicht mehr die Rede ſeyn, eben meil das nubbare und das 
Ober⸗-Eigenthum nun gefehlich in Einer Hand ift; es Fann 
daber auch die oben aufgeworfene Frage, in ihrer bezeich- 
neten Stellung, in Beziehung auf foldhe Güter ohne Vers 
fennung der rechtlichen Natur des jebt beftebenden 
Berhältniffed, gar nicht mehr mit Wirfung vorgebracdht 
werden, vielmehr wird jene Frage nunmehr dahin geftellt 
werden müffen, ob der vormalige Lehenherr, oder der f. g. 
Grundherr ſich von den feiner Seits gegen den Gutsbe— 
fiber Iibernommenen Leiftungen dadurch befreien fünne, daß 
er auf die ihm von den Lepteren zu entrichtenden Leiftungen 
Verzicht Leifte ? 

Und diefe Frage ift mohl unzweifelhaft zu verneinen. 

Beſteht nämlich, wie bemerkt, in Beziehung auf das 
Zindgut (oder vormalige Erblehben) Fein gefondertes Ober: 
Eigentbum, und ebendamit Fein Lehenverbältnig, fo Fön 
nen diejenigen Reiftungen, welche die Grundberrfchaft von 
jenem Gute anzufprechen hat, nur die rechtliche Natur einer 
gewöhnlichen Dienftbarkeit habenz denfelben Charakter aber 
trägt dann auch diejenige Gegenleiftung, zu welcher die 
Grundherrfchaft gegen jenen Beſitzer verpflichtet ift. Be: 
züuglich diefer Gegenleiftung kann nicht jenes Zindgut, an 
welchen der Gutsherrſchaft Feinerlei Eigenthum zuftebt, 
fondern e8 Fann nur dad Befistbum der Gutsberr— 
(Haft ald das belaftere, dienende Object betrachtet werden. 
Mit andern Worten: das Rechts⸗Verhältniß zwiſchen dem 
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Zindgut und der Gutöherrfchaft iſt das einer gegenfeitigen 
Servitut. Wenn 3.8. jener Müller von feiner Mühle als 
einem vormaligen Erblehen gemiffe Abgaben an die Finanz» 
Kammer zu entrichten hatte, fo erfchienen diefe ald eine 
(deutfehrechtlihe) Dienftbarkeit, welche der Finanz Kammer 
auf der Mühle zuftand; auf der andern Seite aber war 
der Anſpruch des Müllerd gegen die Finanz= Kammer auf 
die Abreichung von Holz ꝛc. (ein Anfpruch, welcher immer 
gegen fie, in der Eigenfchaft eines Grundbefiberd be 
ftanden haben mußte), eine Dienftbarfeit, welche auf diefem 
Grundbeſitz (vielleicht auf einzelnen belafteten Waldungen) 
rubte, und der Mühle, ald dem berrfchenden Gute, zuſtand. 

Nun ift aber wohl für fih Flar, und wird einer weis 
teren Ausführung nicht bedürfen, daß der Beſitzer ded dies 
nenden Guts fih von der Dienftbarfeit zwar dadurd be» 
freien fann, daß er dad dienende Gut derelinquirt, nicht 
aber dadurch, daß er feinen Gegenanfprüchen auf dad berrs 
(hende Gut entfagt. So wenig ald der Müller in je 
nem Sale, bei der angezeigten Unterftelung , durch Ber: 
zihtleiftung auf die Gegenleiftung der Finanz: Kammer fich 
von feinen eigenen Leiftungen gegen diefelbe befreien Bann, 
eben fo wenig Fann die Finanz = Behörde dadurch, daß fie 
fih ihrer Dienftbarfeit, die ihr auf der Mühle zufteht, bes 
gibt, ſich von derjenigen Dienftbarfeit befreien, welche der 
Mühle, ald dem berrfchenden Gut, auf der Beſitzung der 
Finanz = Kammer, ald dem dienenden Gut, zufteht. — Es 
ift zwar ein bekannter Grundfab, daß ich beliebig auf 
meine Nechte verzichten kann, dagegen iſt ed ein eben fo 
unbeftrittener Satz, daß ich mich durch einen foldhen Ver— 
zicht micht von den etwa übernommenen Gegenleiftun: 
gen befreien Fann. Da, wo ei beftimmted Gut ald das 
eigentlich verpflichtete Subject erfcheint, und der Befiger nur 
qua folcher daffelbe vertritt, kann ſich diefer durch Derelics 
tion des Guts von der mit diefen ungertrennlich verbunde: 
ven Verpflichtung befreien; er Fann dies aber nicht dadurch, 
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daß er auf einen Gegenanfpruch verzichtet, welcher feinem 
But gegen dad andere zufteht. 

Daß die eine Dienftbarfeit nicht ald dad verpflich- 
tete Subject der andern betrachtet werden kann, ift ein: 
leuchtend und bedarf Feiner näheren Ausführung. 


V. Hiernady dürfte denn rüucfichtlich der Zinsgüter und 
vormaligen Erblehen der Weg, welcher zumeilen von dem 
Gutsherrſchaften eingefchlagen wird, inden fie fih durch 
den Verzicht auf die ihnen gebührende Leiftungen von Ge: 
genleiftungen, die im Verlaufe der Zeit befchmwerlicher,, ald 
jene geworden find, zu befreien fuchen, durchaus unzuläßig 
ſeyn, und es ift bier nur noch zu bemerken, daß die vorent— 
wicelten Grundſätze auch auf diejenigen Standesherrfchaften 
anmwendbar find, welche gegen die Ablöfungs = Gefebe von 
1817 proteftirt und in den Declarationen Über ihre ſtaats— 
rechtlichen Berhältniffe eine Sufpenfion der Beftimmungen 
über die Ablöfung der Grundgefälle bis zur Entfcheidung 
des Bundestagd audgewirft haben. 

Berge. Weishaar, Handbuch ded württembergifhen Privat: 

Kechtd (Ed. 3.) $. 504. 

VI. Bei den Fall-Lehen beftebt, wie ſchon oben be: 
merkt wurde, das Ober » Eigenthum des Lehensherrn auch 
jest noch fort, fo lange mit denfelben die gefeblich geflat: 
tete Verwandlung in Zindgüter nicht erfolgt if. Bei die: 
fer Art von Reben können die ad IV. ausgeführten Grund: 
fäbe nicht Plab greifen, und die obige Frage Fann bier 
immerhin noch aufgeworfen werden, wiewohl eine Derelic- 
tion ded Ober » Eigenthbumd bei derlei Gütern, bei denen 
dem Lehenherrn gemöhnlich bedeutende Gefälle und ein 
(wiewohl befchränftes) Heimfalldrecht zufteben, ſehr felten 
beliebt werden wird. 

Für die Beantwortung unfrer Streitfrage bei diefen 
Fall-Lehen bieten die Geſetze Feine auddrüdliche Beſtim— 
mung dar, und man wird daher auf die Rechtsanalogie, 
oder auf die allgemeimeren Rechtsgrundſätze recurriren 
müffen. 
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Zunächft von der Analogie, und zwar derjenigen Beſtim— 
mungen, welche fir die verwandten Inſtitute der eigent: 
lihen Leben und der römiſchen Emphyteuſis gelten. 
1) Daß die Frage bei den eigentlichen Lehen felbft be— 
ftritten ift, wurde fohon oben angeführt. Wir würden und 
übrigens, was bier nachträglich bemerkt werden mag, dafür 
entfcheiden, daß der Lehenherr zwar immerhin fich feines 
Obereigenthums willführlich begeben, dadurch aber von den 
ihm gegen den VBafallen obliegenden Verpflichtungen fich 
feineswegd befreien fonne, Denn den allgemeinen Rechts: 
grundfägen entfpricht diefe Befreiung des Lehensherrn nicht, 
fo ferne der Leben = Vertrag nicht nur ein dingliches,, fon: 
dern auch ein perfönliched Rechts-Verhältniß zwiſchen den 
Contrahenten feftfegt und die Geſetze die gegenfeitigen Leis 
ftungen (3. ®. die Fiducia) nirgends für ein rein ding: 
liches, nur das nubbare oder dad Dbereigentbum unmittel- 
bar afficirended Rechts-Verhältniß erflären. Wenn daher 
in I. Feud. 36. dem Bafallen dad Recht eingeräumt 
wird, das Lehen mit der Wirkung zu verlaffen, daß dadurch 
auch feine Lehens-Leiſtungen aufhören, fo ift died eine Aus: 
nahme von den allgemeinen Rechtsſätzen, welche befanntlich 
nicht ausgedehnt werden darf, und Died um fo meniger 
bier, wo der Geſetzgeber fehr gute Gründe gehabt haben 
mag, jene Ausnahme auf den bezeichneten Fall zu befchrän: 
fen. So kann insbeſondere aus Nüdfiht auf die durch 
Oblation entftandenen Lehen der Gefebgeber fich gar wohl 
bewogen gefunden haben, dein Lehensmann die Dereliction 
feines Guts mit der angeführten Wirfung zu geftatten, 
während er dem Lehensherrn die Nefutation des Obereigen: 
thums mit derfelben Wirfung nicht einräumen wollte, da: 
mit derfelbe nicht den uͤbernommenen Schub des Vaſallen 
gerade zu einer Zeit, wo er deſſen bedarf, folle aufgeben 
und gar in eine feindfelige Stellung fol verwandeln können. 
Hiernach würde denn auch nach der Analogie des Le: 
henrechts die Frage zu verneinen ſeyn. 
Jedenfalld aber, wenn man auch derjenigen Anficht 
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beipflichtet, wornady dem Lehensherrn das Recht der Refu— 
tation auch gegen den Willen ded Bafallen zufteben fol, 
müßte die Wirfung bievon bezüglich der von dem Lebens» 
beren übernommenen Reiftungen auf die Weife befchranft 
werden, welche oben ad I. näher bezeichnet wurde. 


2) Bei der römifchen Emphpteufis ift fchon das fehr 
beftritten, ob der Emphyteuta durch Dereliction des 
Guts fih von den übernommenen Lerftungen befreien fönne. 

Berge. Thibaut, Syſtem des Pandekten-Rechts $. 634. 

Hofaker, Prine. jur. civ. $. 1055. 

Günther, Princ. jur. rom. priv. $. 613. 

Malblank, Princ. jur. rom. $. 417. 

Wening-Ingenheim, Lehrbuch ded gemeinen Civil-Rechts 
Bd 1. Bud I. $. 118. 

Schmweppe, dad römifhe Privat-Recht $. 525. 

Glück, Commentar VIIL Bd ©. 530 ff. 

Die Frage, ob der Eigenthümer fein Eigenthums— 
Recht derelinquiren und fih von den etwa gegen den Ems 
phyteuta übernommenen Laften dadurch befreien Fünne, wird 
weder von den Geſetzen ausdrücklich entfchieden, noch wird 
diefelbe, unfered Wiſſens, von den NRechtölehrern befonderß 
berührt, und died wohl aus feinem anderen Grunde, al8 
weil bei der Emphyteuſe, ihrer Natur nah, der Eigenthüs 
mer Feine weitere Verpflichtung übernimmt, als die Ueber- 
laffung des Guts gegen einen jährlichen Zins, daher eine 
etwa vom Eigenthümer übernommene meitere Leiftung einen 
andermweiten befonderen Bertrag voraudfebte. Daß aber 
diefer andermeite Vertrag von dem Eigenthümer nicht wills 
kührlih aufgehoben werden könne, ift eben fo unzweifelhaft, 
ald dad Recht deffelben, fein Eigenthum zu derelinguiren, 
wodurch der Einphyteuta nur gewinnen, nie verlieren Fann. 

Nah Analogie diefer Lehre kann daher unfere vorlie: 
gende Streitfrage nicht gelödt werden. 

3) Was endlich die allgemeinen Rechts-Grundſätze bes 
trifft, welche bier eingreifen, fo iſt 

a) fo viel unbezweifelbar,, daß der Fall: Lehendherr fein 
Ober » Eigenthum jeder Zeit felbft gegen den Willen 
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des Lehensmanns derelinguiren Faun, da er dadurd 
nur eined allgemein jedem Eigenthümer zuftebenden 
Rechts fi) bedient ; 

eben fo unftreitig muß er fi von den gegen den Les 
hensmann übernommenen 2eiftungen durch die Deres 
liction de8 Ober-Eigenthums befreien, wenn jene Lei: 
ftungen in dein VBertrage über die Beftellung des Fall 
Lehens ausdrücklich als folche bezeichnet find, wels 
he mit dingliher Qualität einzig und als 
lein auf dem Ober-Eigenthum ruhen. 
Denn in diefem Falle erfcheint das Ober: Eigenthum 
ald dad eigentlich verpflichtete Subject, und der Lehensherr 
vertritt dajfelbe nur in fo lange, ald er daſſelbe beſitzt; gibt 
er diefen Befis auf, wozu er nad dem ad a) Bemerften 
unbefchränft das Recht bat, fo muß er eben dadurch auch 
von denjenigen Laſten befreit werden, melde einzig auf dem 
Ober-Eigenthum haften. 

Indeſſen wird es fehr felten feyn, daß jene Qualität 
der Reiftungen ded Ober-Eigenthümers in dem Bertrage 
ausdrücklich auf die angegebene Weife bezeichnet ift, und 
ift Died nicht der Fall, fo wird 

c) auf die gewöhnliche Weile audzumitteln ſeyn, ob die 
Intention der Partheien dahin gieng, daß jene Leis 
fiungen des Lehendheren den bezeichneten dinglichen 
Charafter haben follen, und wenn diefed wirklich an» 
zunehmen ift, fo muß auch die ad b) erwähnte Folge 
eintreten, 

Daß aber für eine foldye Qualität Feine gefebliche Vermu— 
thung fpreche, und daß der Lehensherr, welcher ſich von den 
ihm obliegenden Laften befreien will, rüdfichtlich jener Qua— 
lität derfelben beweispflichtig ſey, ift fhon oben bemerft 
worden, Kann 

d) diefer Beweis nicht bergeftellt werden, fo befreit den 
Lehensherrn dad Aufgeben des Ober-Eigenthums nicht 
von den feinerfeitd übernommenen Laften. 

Hiebei ift e8 auch ganz irrelevant, ob diefe Laften in 
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einem und eben Demfelben Bertrage übernommen wurden, in 
welchen das Fall-Lehen conftituirt worden ift, da e8 überall 
nicht in der Natur des Fall: Lehend = Vertrags gelegen ift, 
daß der Lehensherr fich zu Mebrerem, ald zu Ueberlaffung 
des nutzbaren Eigenthums gegen den Lehensmann verpflich— 
tet, und da daraus, daß er gleichzeitig mit Beſtellung des 
Lehens ſich zu beſonderen Leiſtungen gegen den Lehensmann 
verbindlich machte, noch nicht unbedingt auf jene ſich einzig 
auf das Obereigenthum beziehende dingliche Qualität dieſer 
Leiſtungen geſchloſſen werden kann. 

VII. Faſſen wir das Reſultat der vorſtehenden Aus— 
führungen kurz zuſammen, ſo ergeben ſich folgende Sätze: 

A. Bei den Lehen im engeren Sinne ſteht dem 
Lehensherrn, nach der richtigen Anſicht, die Refutation des 
Dber = Eigenthumd gegen den Willen des Vafallen mit der 
Wirkung, daß er von feinen Pflichten gegen diefen entbun— 
den wird, nicht zu. 

Sedenfalld wird der Lehensherr durch das Aufgeben des 
Ober-Eigenthums nicht von denjenigen Laſten befreit, welche 
nicht ald Folge der Lehend = Verbindung zu betrachten find, 
und der Lehensherr hat zu bemeifen, daß diejenigen Laften, 
von welchen er fich befreien will, nur in Folge der Lehen— 
Verbindung von ihn übernommen worden feyen; eine ge— 
febliche Präſumtion biefür befteht nicht, 

B. Was die f. g. Bauern=Lehen betrifft, fo farın 

1) bei den Zind- Gütern und den denfelben gefeblich 
gleichgeftelten Erb=Xehen die Örundherrfchaft durch 
Verzicht auf die ihr zuftehenden Anſprüche fih nie- 
ınal3 von den Gegen» Leiftungen, zu welchen fie ver: 
bunden iſt, befreien. 

Ber den Fall-Lehen bat der Verzicht des Lehens— 
berrn auf dad Ober-Eigenthum nur die Wirkung, daß 
er dadurch von denjenigen Laften frei wird, welche mit 
dinglicher Qualität einzig auf dem Ober-Eigenthbum ru= 
ben; in welcher Beziehung ihn die Beweislaſt trifft. 
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3) Ein Cheilungs- Fall über die 99. 707. ff. und 
ſ. 720 ff. von Ieitter’s Lehrbuch der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 
(Eingeſendet.) 
zu R. ſtarb XR. am 9. Auguſt 1829 unverheirathet, 
nachdem er kurz zuvor einen im Auslande in zweiter Ehe 
lebenden natürlichen Sohn und eine bei ihm befindliche na— 
tüͤrliche ledige Tochter legitimirt hatte. 
Der Erblaſſer hinterließ eine letzte Willenverordnung, 
in welcher er 
I. hinſichtlich der Erbs— ——— beſtimmt hatte, daß 
von feinem Nachlaffe 
) die eine Hälfte dem Sohn fammt deffen drei Kindern 
erfter Ehe, jedem zum vierten Theil in der Art erblich 
zufallen folle, daß jedes die von feinem vierten Theil 
abfallenden Zinfe als Eigenthum erhalten, der Capital: 
Stod eines jeden aber als Familien: Fideicommig im 
Königreih Württemberg unter obervormundfchaftlicher 
Aufficht ſtehen bleiben ſolle. 
Würden eined oder zwei von diefen Kindern erfter 
Ehe ohne Descendenz fterben, fo follen die Zinfe von 
den Antbeilen der -Verftorbenen an die überlebenden 
Kinder erfter Ehe oder deren Descendenten nach der 
Iuteftat = Erbfolge übergeben. Sollten aber alle drei 
Kinder erſter Ehe ohne Leibes:Erben abſterben, fo fols 
len die Zinfe ihrer drei Sidercommiß = Antheile ihrem 
Vater oder nach deſſen Tode feinen Kindern ; jweiter 
Ehe oder deren Dedcendenten zugetheilt werden. 
Sollte aud der Sohn ohne Kinder aus zweiter 
Ehe ſterben, fo folle fein Sideicommiß = Antheil den 
noch lebenden Kindern erfter Ehe oder deren Descen: 
denten zufallen. Würde endlich“ der ganze Stamm 
ausgeſtorben feyn, fo follen zwei Töchter einer ver: 
“ florbenen Schwefter des Erblaffers oder deren Dedcens 
denz in die Nuhnießung der den Sohn und feinen 
Kindern erfter Ehe zugeſchiedenen Hälfte des Nachlaſſes 
Monatichr. f. d. Juſtijpfi. IV. Bd 1. Abth. 3 
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des Erblafferd als fideicommiffarifche Erben eingefept 
feyn.. Ebenfo wurde 
die Tochter in die zweite Hälfte des Nachlaffes in der 

Art ald Erbin eingefebt, daß auch diefe Hälfte ein 

Fideicommiß in der Art ſeyn und verbleiben folle, 

daß folche ebenfalld von obervormundſchaftswegen vers 

waltet, und der Tochter oder deren Nachkommen nur 
die abfallenden Zinfe zu verabfolgen ſeyen; jedoch 
wurde dabei bewilligt, daß der Tochter für den Fall 
ihrer Verheirathung 3000fl. ald Heirathgut baar übers 
laſſen, der übrige Capitalftod aber in jedem Falle ald 
Fideicommiß unverfehrt erhalten werde, indem für den 
Fall ihres Abfterbens im ledigen Stande oder ohne ehe: 
. liche Kinder, oder im Falle des Auäfterbens ihrer ehe⸗ 
lichen Nachfominenfchaft dad Fideicommiß unter den» 
felben Beftimmungen, wie bei der erften Hälfte, an 
die Nachkommenſchaft der Schweiter ded Erblaſſers 
fallen folle. Ä 
u. An Bermächtniffen wurden ausgeſetzt: 
1) der X. zu Folge einer zwiſchen ihr und dem Erblaſſer 
früher getroffenen Webereinfunft . « » . 2500fl. 
N EEE AR ES SEE 
3) der N . » 0.0. 5oofl. 

4) den zwei Richten p. u. 9, be deren Kins 

hal reinen. 2600fl. 

5) dem Candidaten R. . - .... 4o0ofl. 

6) der Dienerſchaft ſolle nach Berhältniß der Dienftzeit 
fiir jedes Jahr 5ofl. Gratial gegeben werden; 

7) die Bücher und Landfarten folle dad Inftitut X. ers 
balten 5; 

8) der Tochter folle alles im Haufe befindlihe Silber 
Geräthe an Löffeln, Leuchtern ꝛc. nebſt einem volls 
fländigen Bette audgefolgt werden ; endlich follen 

9) diejenigen 500fl., welde ihm der Maurer 9. ſchuldig 
fen, demfelben fammt dem Zins gänzlih nachgeſehen 
und gefchenft ſeyn, dieſes Vermädhtnig aber blos 
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deſſen Ehegattin oder deren rechtmäßigen leiblichen 
Kindern gehören. 

Bei der urfundlichen Eröffnung der Iehten Willens» 
Verordnung wurde diefe von der anmefenden Tochter und 
ihrem beftelten Vormund, fo wie von dem für den abmes 
fenden Sohn befteflten Eurator unter Vorbehalt der aus⸗ 
drüdlichen Genehmigung deffelben im Allgemeinen zwar ans 
erfannt, und die Erbfchaft unter der Wohlthat des Inven⸗ 
tard angetreten, dabei aber der Pflichttheil, da er nicht mit 
Sideicommiß befchwert werden dürfe, zur freien Dispofition 
angefprochen, und die Gültigkeit dieſes Anfpruchs einander 
gegenfeitig zuerkannt, von der Theilungs-Commiſſion aber 
befchloffen, nicht nur die Erflärung des Sohnes felbft und 
des für feine Kinder erfter und zweiter Ehe zu beftellenden 
Dormundes, fondern auch der für den Fall des Audfterbens 
der Dedcendenten des Erblafferd als Fideicommiß » Erben 
eingefehten zwei Nichten des Erblafferd oder deren Kinder, 
unter Mittheilung von Zeftamentsd > Abfchriften,, von Aus 
jügen aus den einfchlagenden Iandrechtlichen Beftimmungen 
und eined Audzugd aus dem Snventar und de — 
Theilungs⸗Projects einzuholen. 

Sin lehzterer Beziehung wurde daher der Nachlaß am 
7. u. ff. September 1829 inventirt, wobei das Ergebniß 
folgendes war: 

Das Aktiv⸗Vermogen beſtund in 
I. Liegenſchaft 
— 0. | 
| U. Fahrniß. 
1) Baar SG 2 2 een ee S50oAfl. 37kr. 
2 Sonſtige Fahrniß 

a) zum Verkauf beftimm . . 0. 734fl. 13kr. 
«= b) daß; der. Tochter legirte Silber u. Bett. 324fl. 56kr. 
neo). Andenfend-Stüde für. den Sohn. . 16fl. _ 
„.. .d) die dem Juflitut X. beſtimmte Bib⸗ 

8 . liothek 26... wurde „zwar. verzeichnet, 


„aber ohne Anſchlag gelaſſen, alfo- .. 0... 
3* 
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II. Activa 
einſchließlich der Schuld des Maurers H. von 500fl. Ca⸗ 
pital und 2Afl. 15kr. Zindratum . . . 53275fl. 32kr. 
Zufammen —.- 59855fl. 20fr. 
Hierauf hafteten Paffiven —:- 990fl. 34fr. 
und blieben daher noch als Berlaffenfchaft übrig 
— 1. 58864fl. 46kr. 

Hievon waren ald 
Legate 
abzuzieben: 
Für die oben unter Nro 1 —5. aufgeführten - 

Derfonen ee 7oofl. — 


Für die Dienerfhaft . . » | i 662fl. 30fr. 
Für das Inſtitut, da die Bibliother ee ic. — 

Anſchlaäg blie 0 0. 0 
Kür das Legat der Todhter . . . Z24fl. 5öfr. 


Kür die Ehefrau des Maurerd H. wie — 521fl, 15kr. 
Sodann ſetzte die Tochter in Uebereinſtim— 
mung mit ihrem Vormund Namens des 

Erblaſſers den Orts-Armen aus .. 25f. — 
welchem Beiſpiel auch der Curator des Sohns, 

vorbebältlich der Genehmigung deſſel⸗ 

ben, folgte, daher ebenfalls in Aus— 

et Balken 25fl. — 
Zufammen — \- 955Ö8fl. 43kr. 
Nah deren Abzug die Erbsmaſſe noch betragen hatte 
— 49506fl. fr. 

Ueber deren Vertheilung (wobei keine Collation Statt 
hatte, weil der Sohn nach der Angabe der Tochter kein 
Heirathgut, ſondern blos jährliche Unterſtützungen, welche 
als Geſchenke zu behandeln ſeyen, und ſich auch nach der 
Anſicht des Vormunds der Letztern um fo weniger zur Col⸗ 
lation eigneten, als der Erblaſſer hierüber weder ein Ver— 
zeichniß geführt, noch im der letzten Willens-Verordnung 
diesfalls etwas verfügt hatte) wurde zwar ein vorläufiges 
Project nach dem Buchftaben der letzten Willens. Verordnung 
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und nah den von den Vertretern der Erben gemachten Ans» 
fprüchen entworfen; da aber vorauszufehen war, daß bis 
zum Einlauf der Erflärungen der im Auslande mohnenden 
Betheiligten längere Zeit verftreihen werde, und da von 
der unter Nro 1. aufgeführten Legatarin weitere Anfprüche 
erhoben wurden, womit fie auf den Rechtöweg vermwiefen 
werden mußte, fo wurde die Baarfchaft bi zu Bezahlung 
der Legate bei Königl. Hof-Bank verzinslich angelegt, die 
Sapitalien aber unter pflegfhaftlihde Verwaltung geftellt 
und in der Zwifchenzeit einzelne Legate ausbezahlt, nach 
erfolgter Befeitigung aller Anftände aber 

am 14. Mai 1832 

die wirkliche Vertheilung vorgenommen, nachdem zuvor das 

Verlaffenfhafts:Inventar in folgender Weife rectificirt wor⸗ 

den war: 

Es wurde nämlich zu dem früher berechneten reinen Vers 
mögen vonnn. 353söoafl. 46kr. 
geſchlagen: 

Die unter den abgezogenen Paſſiven begrifs 
fene Audlage für Trauerkleider der Tochter 200. — 

Mehr:Erlös aus Fahrniß.. 207fl. 12kr. 

Nachgekommene Activ s Forderungen und 
Zinſe.. ee. LO9ofl. 59kr. 

Z3ufammen —:- 60362fl. 57Fr. J 
Dagegen waren abzuziehen: 

Nachgekommene Schulden . . . 1070fl. 16Pr. 

Abgang von in dad Berlaffenfchaftß-Inven» Ä 
tar aufgenommenen Activen, welche fchon 


bezahlt waren . . . 409fl. 20ofr. 
Sporteln, Inventur: und Auctions « ‚ Roften 365fl. 25kr. 
Steuern . . Nee 36fl. 5kr. 
Adminiftrationd-Koften“ u u 396fl. 42kr. 
— ee 23ifl. 45kr. 


Zuſammen — . 2509[l. str, | 
Es waren daber als reine Verlaſſenſchaft des Sebi 
— anzunehmen — 57855fl. 24kr. 
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Nach Herftelung des Vermögens⸗Standes wurden von 
den Vertretern der Sntereffenten die Beſtimmungen des 
Landrechts Th. 3. Tit. 13. über Fideicommiffe und Tb. 3. 
Tit. 14. $. Wir feben und ordnen ꝛc., nach welchen 
A. den Dedcendenten erſten Grades, wenn ihnen auf 
erfegt ift, die ihnen angefallene elterlihe Erbſchaft 
a) an ihre Dedcendenten abzutreten, dad Recht zuftebt, 
dad trebellianiſche Viertel abzuziehen, und fie 
b) wenn fie die Erbfchaft an Andere ald Dedcendenten 
abzutreten haben , und die Abtretung durch eine Zeit 
oder andere Beftimmung bedingt ift, dad Recht haben, 
neben dem Biertel auch den Pflichttheil in Abzug zu 
bringen, ihnen aber auch 
6) nah Briefinger’8 Coınmentar Th. 6. S. 375 frei 
ftebt, im erften Falle ftatt des trebellianifchen Viertels 
den Pflichteheil zu wählen; wogegen 
B. Dedcendenten zweiten Grades (fofern der Vater oder 
die Mutter noch Ieben, von deren Parend die Erbfchaft 
herrührt) wie fonftige Fiduciarien zwar ebenfalls zum Ab: 
zug ded trebellianifchen Viertels, aber nur in fo meit bes 
sechtigt find, als fie nicht durch die Nutznießung der übri— 
gen */, für die Quart entfchädigt merden, ri bes 
ſprochen, und fodann 
41) von dem Bevollmächtigten des Sohnes wiederholt er⸗ 
klärt, daß dieſer den Pflichttheil unbeſchwert anſpreche; 
welchem Anſpruch 
2) von dem beſtellten Vormunde der Kinder erſter Ehe 
des Sohnes, Rechts-Conſulenten K., mit der Bemerkung 
Statt gegeben wurde, daß er für den Fall, daß die ſeinen 
Euranden als Fideicommiß anfallende Erbſchaft wegen ihres 
kinderloſen Abſterbens an deren Halbgeſchwiſter oder die 
Nachkommen der Schweſter ihres Großvaters zurückfallen 
würde, das trebellianiſche Viertel in fo weit anſpreche, als 
fie nicht durch den Genuß der Früchte aus ben Übrigen */, des 
Fideicommiffes um die Quart befriedigt ſeyn follten, daher 
ber Betrag biefed Viertel für diefen Fall vorzumerken fep.- 
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3) Die Tochter, welche ſich ın der Zwiſchenzeit verheira⸗ 
tbet, und deren Vormund bei der erften Verhandlung nur 
den unbefchwerten Pflichttheil angefprochen hatte, erBlärte 
mit ihrem Ehegatten, daß fie, da fie gegenüber von den 
Nachkommen der Schwefter ihres Vaters neben dem Pflichts 
theil auch das trebellianifche Viertel zu beziehen berechtigt 
fey, vermög der ihr zuftehenden restitutio in integrum 
diefed Viertel für den Fall ihres Finderlofen Abfterbens zu 
Gunften ihrer Teſtaments- oder Inteftat» Erben anfpreche, 
und daher den Betrag ebenfall8 vorläufig vorzumerfen bitte, 
da bei ihr die Nutznießung aus den übrigen ®/, nicht in 
Abrechnung zu bringen fey. 

4) Beiderlei Anfprüche wurden von dem beftellten Bor» 
mund der Kinder zweiter Ehe des Sohned und von dem 
Bevollmächtigten der Nachkommen der Schmefter des Erb» 
lafferd, Procurator ©., anerkannt, und hierauf. folgende 

Theilungds: Berechnung . 

angeftellt : 
Die reine Verlaffenfchaft des Erblafferd berechnete fih nad 

der Revifion zu. » . 57855fl. 24kr. 

Hievon beträgt 
4) der Pflichttheil für beide 
Kinder ad 1“ 00. LIRBAf. 26kr. 

und für jedes zur Hälfte.  9642fl. AAfr. 
und 2) wenn auch dad Viertel angefprochen werden Fann, fo 

ift von der Hälfte der Verlaffenfhaft a . 26926fl. 42. 

der berechnete Pflichtthbeil von . - .  ,9642fl. Mkr. 

abzuziehen, und von dem Reſt a. .-. 19284fl. 26kr. 
dad Viertel zu berechnen, mit —.- 4821fl. 7kr. 

3) Bei den Kindern erfter Ehe ded Sohnes beträgt die Erb: 
fhaft nah dem Willen des Erblaffer8 an der Hälfte 
von... nr. 28926fl. 42fr. 
über Abzug 7 des Vaters a... 7231fl. Aofr. 
mh ad A: een 21695. A. 

und bievon die Quart — 5425fli 46kr. 


» 3 
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— waren alſo von der reinen Verlaſſenſchaft a 
57B55fl. 24kr. 
abzuziehen: 


Legate. 
An der oben berechneten Summe von 
9356fl. 43kr. 
über Abzug des dem Gans 
didaten R. ausgeſetzten Le: 
gatd von 400fl., welches 
wegen deffen Abfterbens vor 
dem Erblaffer der Maffe zu: f 
rückgefallen ift, und über Ab— 
zug der den Ortsarmen von 
den Erben felbft audgefegten 
und ihnen felbft aufzurech- 
nenden . 50f. . 45ofl. — 


8908fl. Aöfr. 
aber einfchließlich der Zinfe 
vom Todestage des Erblafs 
ferd an bis zu ihrer Ausbe⸗ 


zablung a . . .  a5öfl. 12kr. | 
—  9066fl. 5öfr. 


Es verblieben daher ald Erbs— 
maffe . . . 48786fl. 29kr. 
thut zur Hälfte für jeden 
Stamm . . 24395fl. 14Pr. 3b. 
und hatten mitbin anzufprechen: 
1) von dem Stammtheil des Sohns: 
a) Er felbft feinen Pflichttheit 
met 2.2. 9642. 14kr. 
über Abzug der den Armen 


ausgeſetzten . o5fl. | 2% 
| 9617fl. iäfr. 





b).die drei Kinder erfier Ehe 
als Fideicommiß. 2... 147. —fr. SH. 
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Wenn aber beim Finderlofen Abfterben 
fämmtlicher Kinder erfter Ehe dad Fir 
deicommig an die Fideicommiffarten 
kommen follte, fo find ald Viertel von 
der ihnen beſtimmt geweſenen Erbfchaft 
vorzumerfen . 5423fl. 4öfr. 
in fo weit ſolche nicht durch die 
Nutznießung bezogen ſeyn follten. 

2) Bon dem Stammtbeil der Tochter bat anzufprechen-: 

1) Gegenüber ihren Kindern 

a) fie felbft als Pflicht: 
teil 2 2 ee g6Aafl. 14kr. 
in folchen find aber ein: 
zurechnen die als Legat 
bezogenen . . .  324fl. 5öfr. 


Reſt —:- 9Zı7fl. 16Fr. 
und hievon abzuziehen 
die den Armen ausge— 
febten 2 202. 25fl. 
Meft zur freien Dispofition —.- 9292fl. 16fr. 
und 
b) ald Fideicommiß zu bebandeln . . 150751. 5öfr. 3bl. 
2) Gegenüber den Nachkommen der Schmefter did 


Erblaffers 
find aber an dem Fideicommiß 
von .. 220. 15075f. 5öfr. 3bl. 


als Quart —— die of n berech: 
neten 8 


— — 








und daher als Fideicom— 
miß nur auszufolgen1026afl. 51kr. 3bl. 
Probe. 
Die Erben fordern 
8) zur freien Dispoſition a 9617fl. aatr. 


9292fl. 16kr. 
— — — — 18909fl. 30fr, 
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b) Fideicommiß ä . . 14751fl. —kr. 3hl. 
15075fl. 5öfr. 3hl. 
| —029826fl. 598. 
Die Legatarien haben erhalten . . 2. 9Yo66fl. 55kr. 
Die Armen . .. — 5ofl. — 
Thut das — von... —': 57855fl. 24fr. 





Ad U. 
Fragmente. 


1) Unterliegen Nichtigkeits-Deſchwerden in 
Eriminal-Sadhen ebenſo wie die Recurſe der 
Beſchränkung auf Eine Inſtanz? 
(Eingefendet.) 

Aus Veranlaſſung eined Specialfalled Fam bei dem 
Criminal: Senate ded Königl. Ober: Tribunald Fürzlich die 
Srage zur Erörterung: 

Ob Nichtigkeitd = Befchwerden gegen bezirksgericht— 
liche Erfenntniffe, welche bereitd von’ den zuſtändigen 
Kreis : Gerichten als unftattbaft verworfen worden find, 
auh noch bei Königl, Ober: Tribunal verfolgt werben 
Fönnen ? 

Aus Vorgängen ließ fih zwar entnehmen, daß die ges 
dachte höchfte Gerichtöftelle jn einem und dem andern Falle 
ſich wenigftend nicht gegen die Statthaftigfeit folcher Bes 
fhmwerden audgefprochen hatte; aus den einfchlagenden Si— 
gungsprotocollen war jedoch nicht zu erfehen, daß dad Ober 
Tribunal fhon in eine nähere Erörterung der Frage einges 
gangen und e8 darüber zu einem Befchluffe gefommen wäre. 
Daſſelbe vereinigte fich fofort über die Thefis: 

dag in dem bei der oben audgehobenen Frage unterftells 
ten Falle die Nichtigfeitö:Befchwerde, als ſchlechthin un— 
ftatthaft, von der böchfien Gerichtöftele nicht anzuneh⸗ 
men fen. 

Diefe Theſis fand im Wefentlichen ihre Begründung darin : 


43 


Allerdings erfcheint die Rechtshülfe gegen ein nichtiges 
Erfenntniß ald eine unabmweisliche Forderung des Nechts, 
wie denn auch fehon das Reichs-Kammer⸗-Gericht zwar nicht 
Berufungen, wohl aber Nichtigkeits-Beſchwerden in Crimi— 
nalfachen annahm, und zwar ohne Linterfchied, mochte die 
Nichtigkeit von dem erſten oder von dem zweiten Richter 
begangen worden feyn, 

(R.8.D. von 1555 II. Tit. 28. $. 5.) 
und es hieße dein verfaffungsmäßigen Rechte zur Beſchwerde— 
Führung über gefeb: und ordnungswidriged Verfahren (Vers 
fafungdurfunde $. 36.) zu nahe treten, und zwar gerade 
bei den präjudiciellften Beranlaffungen, wollte man dem 
Derurtheilten vermehren, feine Nichtigfeitd: Befchwerde we— 
nigftend bei Einer Behörde auszuführen. 

Allein der Staat kann jene Rechtöhülfe Einfhränfungen 
unterwerfen, fie namentlih auf Eine Inftanz befchränfen. 
Eine ſolche Beſchränkuug liegt fhon in der Natur der Ders 
haͤltniſſe, fofern es binfichtlich etwaiger Nichtigfeiten der 
legten Snftanz Peine Abbülfe geben kann, 

(vergl. Drganifationd » Manifeft vom 15. März 1806 $. 39., 

Regierungs-Blatt ©. 22) 
und diefed in Württemberg um fo mehr, al8 nach der The» 
ſiß des Königl. Ober-Tribunals die Nichtigkeits-Beſchwerde 
ein devolutives Rechtsmittel ift, und der Griminal » Richter 
wegen der analog geltenden Vorfchrift des $. 28. der Vers 
ordnung vom 49. October 1814, NRegierungd: Blatt ©. 578. 
fein nichtiges Erfenntniß niemals felbft aufheben Fann. 

Der $.4. des Geſetzes vom 26. Juni 1821, in Betreff 
der Straf Recurfe, Regierungd= Blatt ©. 571, will, daß 
nur zwei Inſtanzen für dad Nechtöimittel des Recurſes 
Statt finden follen, und wenn es ſich der Gefehgeber in 
diefem Geſetze auch nicht zur Aufgabe machte, das Verfah— 
ren binfichtlih der außerordentlihen Rechtsmittel zu 
regeln, fo ift doch Fein Grund abzufehen, die erwähnte Vor: 
ſchrift des $.4. nicht auch auf Befchwerden gegen Erfennt 
niffe anzuwenden, Durch welche Nichtigfeits » SEND oder 
Reſtitutions⸗Geſuche verworfen werben. 
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Damit hielt jedoch das Königl. Ober-Tribunal in einer 
Criminal-Sache, deren materielle Entſcheidung in erſter In⸗ 
ſtanz dem Bezirks-, in zweiter dem Kreis-Gerichte zukommt, 
eine Nichtigkeits-Beſchwerde gegen dad Erkenntniß des Reh» 
teren dann nicht fhon formell für unzuläffig, wenn dieſem 
Erfenntniffe zweiter Inſtanz felbft eine Nichtigkeit zum 
Vorwurfe gemacht wird. Denn auch in dem erwähnten 
$, 4. ded Geſetzes vom 26. Juni 1821 ift nicht mehr ge» 
fagt, ald daß über Schuld und Strafe nur zwei Ges 
richtöftellen entfcheiden follen. Nun erkennt aber das höchfte 
Landes» Gericht in einem folchen Falle weder über Schuld, 
noch über Strafe, fondern nur über einen an bdajfelbe 
ald zweite Inſtanz gebrachten formellen Punft, und 
wenn es denfelben abweichend von dem vorigen Richter 
entfcheidet, demnach deffen Erfenntnig aufhebt und die Sache 
an eine andere Gerichtöftelle verweist, fo erkennt Lebtere 
nicht als der dritte, fondern erft ald der zweite Richter über 
Schuld und Strafe, da die caffirte Entfcheidung rechtlich 
ald gar nicht vorhanden zu betrachten iſt. Hiemit fteht 
auch die bei dem Königl. Ober - Tribunal geltende meitere 
Thefis im Einflange: 

Daß gegen gerichtliche und außergerichtlihe Strafs 
Berfügungen, wider welche das Rechtömittel des Recurſes 
nicht begründet iſt, auch die Befchwerde über gefeb« und 
ordnungdmwidriged Verfahren nicht Statt finde, und bier 
nur die ergentlihe Nichtigkeits-Beſchwerde 
oder die gegen den Richter perfönlich gerichtete Anklage 
vorbehalten bleibe. 

Wenn nämlih hiernach das Königl, Ober » Tribunal 
Nichtigkeitd = Befchwerden in Beziehung auf foldhe Strafen 
annimmt, gegen welche zu Folge ihres Maaßes der außers 
gerichtliche Recurs überall nicht ftatthaft ift, fo befolgt es 
eben damit den Grundfab, daß ed über die Nichtigkeitd> 
Beſchwerde auch da zu erfennen befugt ift, mo ed niemals 
in materieller Hinficht zur Entfcheidung berufen ſeyn Fann. 

Für die Beſchränkung dieſes Grundfapes auf außer: 
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gerihtlihe Straf-Berfügungen und Ausſchließung deifele 
ben bei Erkenntniffen der als Recurs-Richter fprechenden 
Kreise Gerichte wäre um fo weniger ein Grund abzufeben, 
als es fich bei gerichtlichen Straf-Verfügungen um ungleid) 
größere, durch den Rechtsbeſtand dieſer Verfügungen bes 
dingte Nachtheile handelt. 

Diefe Grundfäge hat der Criminal: Senat ded Königl. 
Sper: Tribunald aud in dein Specialfalle befolgt, welcher 
zu Aufftelung der Eingangs ermähnten Theſis die Veran» 
laffung gab. 

Der Befchwerde-Führer wurde nämlich durch das Er» 
fenntniß eines Oberamts-Gerichts wegen Injurien zu eins 
monatlicher und auf ergriffenen Recurs durch fehärfendes 
Erfenntniß des Gerichtöhofs zu fünfwöchiger Freiheitöftrafe 
verurtheilt, wogegen er bei dem Königl. Ober-Tribunal mit 
einer Nichtigkeitz-Beſchwerde auftrat, die er damit zu rechts 
fertigen fuchte, daß er bei dem vorigen Richter nur die 
Nichtig-Erklärung des biöherigen Verfahrens verlangt habe, 
derfelbe alfo zu einem fchärfenden Erkenntniſſe nicht befugt 
gewefen fen. Diefe Behauptung fand jedoch das Königl. 
Dher: Tribunal unbegründet und felbft aftenwidrig, und e8 
wurde fofort 

die erhobene Befchwerde, fomweit fie gegen daß bezirks— 
gerichtliche Erfenntniß gerichtet war, ald ſchon in fors 
meller Hinficht unftatthaft, fo fern aber mit foldyer daß 
Erfenntniß des Gerichtöhofd angegriffen wurde, wegen 
mangelnder Begründung in materieller Hinficht verworfen, 





2—4) Auszüge aus Entfcheidungs- Gründen von 
Ober- Gerichten in Civil-Sachen. 


heil eingeſendet, theils von dem Redaeteur gefammelt ). 





Die Redaction glaubt mit der Lieferung folcher Feiner, frags 
Mentarifcher Ausführungen fortfahren zu müjfen, obgleich ſchon bie 
und da fih Stimmen hiegegen erhoben haben. Es ift nicht zu ver— 
kennen, daß derartige Mittheilungen nicht immer ein willenfhaft- 
liches Intereſſe darbieten; auch mag eine derartige Behandlung ein« 
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2) Weber die Frage, ob die Verbindlichkeit eines Gläu- 
bigers, fih bei einem Vergleich majorifiren 3u laſſen, 
auch in dem £all anzunehmen ſey, wo kein gerichtliches 
Einſchreiten, namentlich keine Öffentliche Inventari- 
ſation Statt hatte (bei einem Privat - Schulden- 
Arrangement). 
Die Obliegenheit eined Gläubigerd, ſich majorifiren zu 
laffen, d. h. in Rüdficht der größern Nashficht feiner Mit 
gläubiger fich mit einer geringern Summe, als er liquidi⸗ 
ren kann, begnügen zu müſſen, febt ein gemeinfchaftliches 
Sntereffe oder Gollegialität der Gläubiger voraus, melde 
nicht vorhanden find, fo lange eine Vermogens-Inſufficien; 
des gemeinfchaftlichen Schuldners nicht erwiefen ift”). Dies 
fer Beweis wird durch das Bekenntniß des Schuldnerd als 
fein noch nicht geführt. Dieſes Bekenntniß begründet blos 
die öffentliche Aufnahme feines Vermögens, modurd die 
Snfufficienz dargethan wird. Diefer öffentlichen Aufnahme 


zelner Fälle und Fragen bie und da zu Mißverfländniffen und Irr⸗ 
tbümern führen, dadurch, daß fie aud dem Zufammenbang geriffen 
werden müſſen und auch oft fonflige Umftände nachtheilig auf Dar- 
ftellung und. Auffaffung einfließen. Allein das erfte Bedenken fallt 
durch eine einfache Hinweifung auf die Beftimmung, welche die ge: 
genmwärtige Zeitfehrift in ihrer zweiten Abtheilung ald Correfpondenz- 
Blatt bat, und, wenn fie befteben foll, behalten muß, von felbft 
hinweg; was den zweiten Anftand betrifft, fo kann fih der Redacs 
teur durchaus nicht überzeugen, daß die Gefahr fo groß, und da, 
wo fie eintritt, gerade in folchen Mittbeilungen begründet ſeyn foll. 
Denn werben folde Präjudicien mit wilfenfchaftliher Richtung und 
der gehörigen Umſicht benüst, fo ift jede Gefahr befeitigt; da aber, wo 
diefe Bedingungen nicht voraudgefest werden dürfen, ift gewiß die Gefahr 
andermweiter Mißverftändniffe und Irrthümer eben fo nahe. Leberdieß 
haben gerade diefe Sragmente nah der biöherigen Erfahrung fhon 
öfters die erwünfchte Folge gehabt, daß fie weitere werthvolle Außs 
führungen bervorriefen. Gedenfall® hat die Redaction entfchiedene 
Beweiſe dafür, daß diefe Mittheilungen vielen Lefern der Zeitfhrift 
ſehr angenehm find, und muß daher nur wünfhen, durch gefällige 
Unterflüsgung Anderer in den Stand gefegt zu werden, den diesfall⸗ 
ſigen Erwartungen immer genügend entſprechen zu können. 

*) Vergl. Dabelow, Lehre vom Concurs Cap, XIX. pag. 560. 
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kann ein Privat: VBerzeichnig nicht furrogirt werden, wenn 
nicht ſämmtliche Gläubiger einverflanden find, Jeder Ein 
jelne ann, wenn er Mißtrauen in die Aufnahme fept, dar 
auf dringen. Ein von dem Schuldner felbit gefertigted Fahr» 
nißverzeichniß kann nicht die Stelle eines öffentlichen Ver—⸗ 
mögendinventars vertreten, Je nachdem die Öffentliche Ber» 
mögendaufnabme ausfällt, fo wird die Vorladung nicht nur 
der befannten, ſondern auch der unbefannten Gläubiger 
nothbwendig; und will der Schuldner der öffentlichen Vers 
mögendaufnahıne , worauf ſich die Ueberzeugung der Gläus 
biger von der Vermögensd-Unzulänglichfeit zu gründen bat, 
suvorfommen, fo bat er fi mit den einzelnen Gläubigern 
zu vergleichen, ohne daß diefe durch Erflärungen von Mit— 
glänbigern befchränkt werden. 


8) Ueber die Wirkung des bei einer Teftaments- Eröff- 
nung angedrohten Präjudizes des Anerkenntniffes des 
Teſtaments. 

Bon dem Oberamts-Gericht N. war dem Snteftat:Ers 
ben zur Erklärung über das ihm eröffnete Teftament eine 
zotägige Frift mit dem Anfügen ertheilt worden, daß im 
Verſäumniß-Fall dad Teftament ald anerkannt angenommen 
werden würde. Der nteftat: Erbe ließ die Frift verftreis 
hen, focht aber fofort das Teftament wegen Form-Fehlern 
an, wurde jedoch von dem betreffenden Oberamts » Gericht 
mit feiner Klage um deswillen abgemwiefen, weil dad Tefta> 
ment in Folge des angedrohten Präjudized als anerkannt 
anzunehmen ſey. Gegen diefe Annahme fprach fich jedoch 
der betreffende Kreis-Gerichts-Hof mit Folgenden aus: 

„Bon dem Eintritt eined wirklichen Präjudizes Fann 
bier nicht die Rede feyn, weil eine Teflaments : Eröffnung 
su den Handlungen der millführlichen Gerichtöbarfeit ges 
bört, welche nach $. 190. des IV. Edictö früher den Ober» 
amtmännern und durch diefed Edict den Oberamt3-Richtern 
zugewieſen worden ift, 


Bolley, Entwurf einer Inſtruction für die Gerichtd-Notare 
Re UL 6.4. | 
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joferne nicht die Betheiligten die Eröffnung durch die Ge. 
ineinderäthe und Wailengerichte wünſchen, in welchen Kalle 
fie nad dem Sportel-Geſetze von 1828, Regierungs : Blatt 
pag. 509 s. v., ‚Eröffnung‘ durch diefe vorzunehmen ift. 
Sp menig diefe Gemeinde Räthe und Waifen: Gerichte in 
ihrer Eigenfchaft ald Behörden für die Ausübung der Rechts» 
Fürforge zu Androhung eined folhen Präjudizes berechtigt 
find, fo wenig find es die in gleicher Eigenfchaft bandelne 
den Oberamts-Richter. Wirflihe Rechts-Nachtheile Fünnen 
vielmehr nur durch Die Gerichte in ihrer richterlichen Eigen— 
haft mit Erfolg angedrobt und audgefprochen werden, und 
‚wird auch, wie im vorliegenden Falle gefchehen ift, die An- 
nahme des Anerfenntniffes des Teftamentes angedroht, fo 
ift damit doch nichtd Anderes gefagt, ald daß die Theilungss 
DBebörde bei Vornahme des Iheilungs = Gefchäftes dad Te: 
ftament zur Richtſchnur bei der Vertheilung der Derlaffen« 
haft nehmen werde, ohne daß aber dadurch der Rechts— 
Einſprache derer, melche bei dem Teftamente fich nicht bes 
rubigen wollen, Eintrag gefcheben könnte.“ | 


4) Ueber die Verbindlichkeit des Bürgen zu Bezahlung 
der Dinfen bei nicht ausdrücklich erklärter Verbindlich— 
keit hiefür. | 

| 3. 3. hatte von der Wittwe B. unter Bürgfchaft des 

©. 2. die Summe von 150fl. entlehnt, worüber folgender 

Schuld: und Bürg: Schein ausgeftellt wurde: 

„Ich 8. 3. von T. urfunde und befenne in Kraft dies 
fe8 Briefs, daß ich von der Frau B. Wittib eine Summe 
von 150fl. in guten gangbaren Münzforten baar entlehnt 
erhalten habe, wofür ich hiemit beſtens quittire, fondern 
auch ermelte Summe mit 6 pro = Gent zu verzinfen und 
nad "/,teljähriger Auffündigung anheim zu bezahlen ver: 
Spree 20. So gefcheben und gegeben auf den 22. Januar 
1812. | T. Schuldner: F. 3. 

„Sur vorftebende Schuld von 150fl, erklärt. ſich Untere 
zeichneter nicht nur als Bürg, fondern auch: als Selbſtſchuld— 
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ner und Selbſtzähler unter Verpfändung ſeines Vermdgens 
und macht fich verbindlich, in solidum dafür zu haften. 
In Kraft der Unterfchrift dat. ut supra. 

T. Bürge, Selbftzähler, und Selbſtſchuldner: S. 2.” 

Der Hauptfohuldner gerietb in Sant, wo Capital und 
ein erheblicher Zinfen = Reft durdhfiel. Als nun die Erben 
des inzwifchen verftorbenen Bürgen auf Erſatz belangt wur: 
den, beftritten diefelben (neben Anderen) auch ihre Ber: 
bindlichFeit zur Zinſen-Zahlung. 

Bon dem Königl. Geriht3:Hof für den N.-Kreis wur: 
den fie in diefer Beziehung freigefprochen, und zwar mit 
folgenden Gründen: 

„Ob durch die Bezeihnung des Bürgfchafts = Objects 
als „Schuld von 150fl.” die Zinfen audgefchloffen werden 
wollten oder ob fie darunter von den Contrabenten begriffen 
wurden, dad ift zmeifelbaft. Die von der Verpflichtung des 
Bürgen, auch für die Zinfen der Hauptfchuld einzufteben, 
handelnden Geſetze und Autoren geben für den vorliegeiden 
Fall keinen Auffhluß. Die Geſetze fagen: 

1) Mora rei fideijussori nocet, 
l. 88. D. d. Verb. Obl. (45, 1.) 
1. 24. $. 1. D. d. usuris (22, 1.) 
während es fich bier nicht von einer mora handelt: 
2) wer für die ganze Verbindlichkeit als Bürge eintritt, 
baftet auch für die Zinfen. 
1. 54. pr. D. locati (10, 2.) 
l. 32. pr. D. d. adm. ete. (26, 7.) 
1. 2. $. 12. D. d. adm. rer. (50, 8.) 
1. 5. Cod. d. pactis (4, 54.) 

Hier ift aber gerade die Frage, ob der Bürge für die 

ganze Verbindlichkeit eingetreten iſt? 
3) wer für eine gewiffe Summe fih verbindlich madt, 
der haftet nicht für die Zinfen; 
1. 68. $. 1. D. de fidej. (46, 1.) 
allein bier ift ja eben zmeifelbaft, ob ©. 2. eine gemiffe 
Summe auddrüden wollte oder vielmehr im Allgemeinen 
die ganze Verbindlichkeit ? 
Monatfchr. f. d. Juftigpfl. IV. Bd. 1. Abth. 4 
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Die Schriftfteller unterfcheiden: ob fih Einer fchlechts 
bin oder nur. für eine gewiffe Summe, etwa das Capital, 
verbürgt babe, und erflären im erfien Falle den Bürgen 
als verbindlich für die Zinfen, im lebten Fall nicht; 

Lauterbach, Coll. th. P. III. p. 656. 

Thibaut, Syſtem ıc. II. $. 952. 

v. Wening:Ingenhbeim, Lehrbud III. $. 362. 

Weishaar, württembergifched Privatrecht III. $. 1450. 
aber auch hierdurch ift Feine Aufklärung gegeben, weil duns 
fer iſt, ob S. L. fih fchlechthin oder für eine gemwiffe Summe 
verbürgt hat. Unter diefen Umfländen bleibt nichts übrig, 
als die Regel zu Hülfe zu nehmen, daß überall zu Gunften 
des Verpflichteten und fo namentlich gegen eine Bürgſchaft 
und deren Umfang zu interpretiren ift, 

Hofacker, prince. III. $. 2035. 
und, da bier die Uebernahme einer Verbindlichkeit, für die 
Zinfen einzuftehen, gegen ©. 2. nicht erwiefen ift, zu er: 
fennen, daß diefe Verbindlichkeit nicht eriflire. Dagegen 
find die Bellagten aus eigener mora Zinfen vom Tage der 
Mittheilung der Klage an fchuldig.” 

(Fortfesung folgt.) 





Ad II. 
Öefebgebungs -"Sragen. 


Abhandlung über die Machtheile der allgemei- 


nen Gütergemeinſchaft unter den Ehegatten *). 
(Von Herrn Gericht» Notar Hohbach.) 

Es ift fhon von verfchiedenen Seiten die Richtfeite der 

allgemeinen Güter-Gemeinfhaft unter Ehegatten dargeftellt 


*) Wenn fehon der Redacteur nach feinen eigenen Anfichten und 
Ueberzeugungen — gleichfalld gegründet auf gefammelte Erfahrun« 
gen — fi) mit der vorfichenden Ausführung weder im Hauptreful- 
tat, noch in allen einzelnen Sägen einverflanden erklären fünnte, 
fo übergibt er doch mit Vergnügen biefen Auffag dem Drud, als 
einen verdienftlichen Anfang ber Öffentlichen Befprehung einer Frage, 
deren Zöfung im Weg der Gefeggebung nahe bevorfiebt. Denn 
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worden, die Schattenfeite dieſes Anftitutes aber entweder 
gänzlich unberührt geblieben, oder folche nur mit unbedeus 
tenden Momenten angeführt und fo fehr in den Hinter- 
grund gedrängt worden, daß fie ald faum bemerkbar er: 
fheint. Da Letztere jedoch keineswegs auf fo enge Gräns 
zen befchräanft ift, fondern in ihren Folgen fehr häufig 
außerft nachtheilig auf dad Wohl ganzer Familien wirft, 
fo erfcheint es als Aufgabe, diefelben um fo mehr heraus: 
zubeben, ald dem Vernehmen nah diefem Inſtitute auf 
geſetzlichem Wege eine bisher nicht beftandene Gültigkeit 
eingeräumt werden folle. 

Die Wirkſamkeit diefed Inſtitutes tritt hervor 

I. während der Ehe, 

IL. nad) erfolgter Trennung derfelben, 
A. bei Lebzeiten der Ehegatten, 
B. durch dad Vorableben eines Ehetheils. 
Ad I. 

Durch die allgemeine Güter-Gemeinfchaft wird befannt: 
lich ein Patrimonium beider Ehegatten binfichtlic des vor: 
hbandenen Vermögens erzeugt, und diefed hat die Wirfung, daß 

A. alle entftebenden Berbindlichfeiten, ohne Rüdficht 
auf ihren Entftehungdgrund fowohl, als auf ihren Zweck, 


wenn aud) die Materie überhaupt und von allgemeinen Geſichts⸗ 
punkten aud bereit genügend abgehandelt feyn follte, was doc noch 
zu bezmweifeln ſeyn möchte, fo ift doch fo viel gewiß, daß die Frage 
als legislatives Problem für Württemberg fpecielle, vielfeitige , auf 
Erfahrungen, namentlid von Gefchäfttmännern , welhe dem Volk 
und befonderd feinem Rechtsleben nahe ftchen, gegründete Erörteruns 
gen nöthig macht, um die Alten für die bevorfichende Entfcheidung 
des Gefesgeberd fpruchreif zu machen. Zu folhen Erörterungen ift 
aber gewiß unfere Zeitfchrift vorzugsmweife am Platz, nicht blos weil 
ein ſolches Organ den Außfprud und Austauſch berufener Erfahrun: 
gen und Abftractionen am Sicherften hervorruft, fondern auch und 
vorzüglid, um dur eine fo vorfchreitende Entwidlung der Frage 
die aller Orten noch fo ſehr abihweifenden und fchwanfenden An: 
fihten zu firiren und zu confolidiren. . Die Redaction hofft daher, 
Beiträgen für diefen Zweck recht oft die er der Zeitſchrift * 
nen zu können. 
4° 
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denn Social: Verbhältniffe gegenüber und ohne Unterfchied, 
ob fie vor oder während der Ehe contrahirt worden find, 
auf die gemeinfchaftliche Bermögendmaffe übernommen wer: 
den müſſen. 

Lange, Gemeinfchaft der Güter Hauptflüd 4. $. 10. 

Runde, Grundfüse des allgemeinen deutihen Privatrecht 

1. Bud 5. Abſchn. 18 Hauptft. $. 606. 
Pfitzer, Rechte u. VBerbindlichkeiten der Weiber I. Th. $. 73. 


Es fteht hiebei dein Ehemanne dad Adiminiftrationd- 
Necht ausfchlieglich zu, und es ift die Verbindlichfeit zur 
Tilgung der Schulden aus dem Geſammt-Eigenthume feft: 
geftellt, ed mögen foldhe mit oder ohne Vorwiſſen der Ehes 
frau contrabirt worden feyn. | 

Dfisera. a. D. u. $. 60. 
Danz, Handb. d. deutichen Privatr, II. Bd 3. Abfchn. $. 606. 
Runde a. a. O. 

Wenn nun aber die, offenbar nur zu focialen Zweden 
vereinigten Mittel zu gänzlich heterogenen Berbindlichkeiten 
verwendet werden, ohne daß jeder der Betheiligten feine 
Zuftimmung biezu gibt, oder foldhe zu geben oder zu ver: 
weigern befugt ift, fo entfleht dadurch eine Verletzung 

a) des ald Grund für die Güter-Gemeinfchaft feftgeftell: 
ten Zweckes und 
b) der Rechtögleichheit, 
und es erfcheint folhe um fo drüdender, ald ein gewiffen- 
lofer und Teichtfinniger Ehemann die Intereffen feiner 
Ehefrau und Familie mittelft verfhmwenderifh gemachter 
Schulden auf dad Tieffte verlegen, und diefe, wenn gleich 
die Erftere, ein Mufter der Häuslichkeit, die bitterften Ent: 
behrungen ſich auflegt und die Außerften Opfer darbringt, 
unaufhaltſam in dad tieffte Elend ftürzen kann. Diefes 
bewährt die in dem gegenwärtigen Zeitgeifte leider zu tief 
gegründete Erfahrung. 

Die Aufftellung ded Grundfabes, 

„daß die Ehefrau nur in dem Falle zur Bezahlung der 
von dem Ehemanne allein contrabirten Schulden verbun: 
den fey, wenn die allgemeine Güter: Gemeinfchaft auf 
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einen ausdrüdlichen Vertrag gegründet ift, in welchem 
diefelbe dem Velleian'ſchen Ratbfchluffe entfagt hat,‘ 

welhe Samuel Stryf 

in usu moderno II. Lib. 16. Tit. $. 4. 

unternommen bat, läßt fich nicht rechtfertigen, weil folches 
den die allgemeine Güter-Bemeinfchaft bildenden Momens 
ten, fo wie dein Zwecke derfelben widerftreitet, auch der 
„Belleian’fhe Rathſchluß“ ſowohl, ald die „Auth. si 
qua mulier“ ꝛc. Bürgfchaften der Weiber zum Gegen— 
ftande bat, deren es nad der Natur des fraglichen Inſti— 
tute8 micht bedarf, und überhaupt die Anwendbarkeit der 
angeführten römifhen Gefehe auf ein denfelben fremdes 
Inſtitut nicht wohl zuläffig ift. 

E8 liegt eben fo wenig ein Mittel zum Schuhe für 
die Erhaltung ded Vermögens in der von mehreren Rechts— 
gelehrten der Ehefrau eingeräumt werden wollenden Befugniß, 

„die Gültigkeit eines Vertrags, vermittelft deffen der 
Ehemann Beräußerungen von BeträchtlichFeit vornehmen 

will, von ihrer Einwilligung abhängig zu machen.’ 
Lange, von der Gemeinfhaft der Güter 78 Hauptſt. $. 5. 

©. 168. 
Kloventrup, von der Gemeinfhaft der Güter Abſchn. 4. 
$. 5. ©. 125. 
Hellfeld, in repert. jur. voce. communio bonor. 
Es erbellt diefed daraus: | 
41) Es wird von den angeführten Schriftftellern die Ihe» 
fiß, daß dem Ehemanne die Bermögend-Adminiftration aus: 
fchlieglich zuftehe, und darınnen die Befugniß liege, einfeis 
tig und willführlid Schulden, verbindlich für die Gemein: 
ſchaft, zu contrabiren,, felbft behauptet, und es kann offen: 
bar dein Vermögens-Verwalter, deffen Befugniffe in vor: 
ftebender Beziehung nicht beſchränkt find, confequentermeife 
eine Befchränfung binfichtlich der in dem Bereiche der frag: 
lihen Verwaltung. liegenden Veräußerungen nicht auferlegt 
werden. Es finder jich diefed auch durch die Praris beftätigt, 
vid. Pfitzer, Rechte und Verbindlichfeiten $. 63. und bie 
- dafelbft angeführten Schriftfteller, 


54 


fo wie ın der in dem württembergifchen Oberlande, wels 
ches vorzugsmweife einen Bezirf der allgemeinen Güter 
Gemeinfchaft bilder, beftehenden Gewohnheit begründet ; 

2) dad Contrahiren der Schulden und Vornahme von 
Beräußerungen ift fo wenig unter fich verbunden und von 
einander abhängig, daß Erftered auf die obige. Weife und 
mit den angezeigten drüdenden Folgen ohne Letztere Statt 
finden kann. 

Es erfcheint ferner in der Negel ald erfolglos, wenn 
die Ehefrau durch Particular-Gefebe oder gemäß einer herr: 
fhenden Gewohnheit, fogenannte weibliche Freiheiten, und 
mittelft folcher die Befugniß erhält, gegen den Berzicht auf 
dasjenige Vermögen, welches ihr und ihrem Ehemanne ges 
imeinfchaftlich gehört, von weiteren VerbindlichFeiten fich zu 
befreien; denn es Fann nad der Natur der Sache dieſe 
Rechts-Wohlthat das bereitd da Geſammt-Eigenthum bils 
dende Vermögen nicht, fonderm lediglich ein Fünftiges =. 
mögen zum egenftande haben. 


Wie felten fteht diefed aber noch zu erwarten, und 
desbalb müßte fich die Wirkffamfeit diefer Rechts-Wohlthat 
immer nur auf außerordentliche, ganz feltene Fälle beſchrän— 
fen, wodurch daß allgemein Drüdende nicht gehoben wer: 
den koͤnnte. 

Vergl. Danza. a. D. $. 606. ©. 417 ꝛc. 
B. Eine weitere läftige Wirkung ift die Ausfchliegung 
der Befugniß der Ehegatten, 
a) Handlungen der Freigebigfeit unter Lebenden und 
b) Berfügungen von Todeswegen 
einfeitig zu unternehmen, weil nach dem Begriffe der Gü— 
tergemmeinfchaft die Ehegatten nur eine moralifhe Perfon 
vorftellen und dad vorhandene Vermögen ein Patrimonium 
bildet. 
Lange a. a. D. Hptfl. 7. $. 6. ©. 172 $. 10. u. ©. 178. 
Gmelin und Elfäßer, gemeinnüßige juriftiihe Beobachtun— 
gen und Rechtsfälle Bd IH. Niro 11. $. 89. S. 136. 
Kloentrup a. a. D. Abſchn. 4. $. 7. &. 135 135. 


55 


Es können oft neu eintretende Gründe, 3. B. — im- 
perfecte — moralifche Berbindlichfeiten, den naben Au— 
verwandten oder Dritten genenüber, befondere Intereffen, 
Umftände, welche NRemunerationen oder auch fogenannte 
obligationes honestatis von größerer Bedeutung, für den 
einen Ehegatten, Handlungen oder Verfügungen der obigen 
Art erheifchen, welche aber um deswillen unterbleiben müfs 
fen, weil für den andern Ehegatten diefelben Motive nicht 
befteben, und diefer, mie diefed bei dem gemeinen Volke in 
der Regel der Sal iſt, lediglih von feinem Intereffe geleis 
tet, alle übrigen Rücfichten nicht achtet. 

Diefed erfcheint in dem Falle, da der dadurch befchränkte 
Ehetheil ein größeres Bermögen ald der andere inferirt bat, 
oder da die beftehenden Umftände dem Einen es zur aus— 
fchlieglichen Aufgabe madhen, dad Vermögen zu erhalten 
und zu vermehren, noch indbefondere drüdend, und ed wer: 
den bierdurch häufig Unbilligfeiten, Erbitterungen und Zwi— 
ftigfeiten unter den Ehegatten und andern Familien : Mits 
gliedern erzeugt, die ſich Jahre lang erhalten, ja fogar auf 
eine zweite Generation fortpflanzen können. 


Ad I. A. 

Die Trennung der Ehe bei Lebzeiten der Ehegatten 
führt die Hebung der Güter-Gemeinfchaft im Gefolge, und 
das vorhandene Vermögen wird in zwei gleiche Theile vers 
theilt, wovon jeder Ehegatte einen folhen befommt, wäh: 
rend nur in dem Falle, da der Ehebruch die Ehefheidungd: 
Urfache ift, den fchuldigen Theil die Privation ded vierten 
Theils feined Antheild trifft. 

Danza. a. D. $. 609. 


Pfiser a. a. D. $. 99. 
Hofacker, prince. jur. rom. germ. Tit. 1. $.495. ©. 391. 


Es ift feinem Zweifel unterworfen, daß die angeführte 
Privation nach den klaren Worten und dein Grunde der 
Geſetze die Beftrafung des Ehebrecherd vermittelt der Ber: 
ringerung feines Vermögens zum Zwede bat. 

Wenn aber der Letztere ein geringeres Vermögen als 
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der unfchuldige Theil inferirt,, fo wird diefed in Folge der 
Güter : Gemeinfchaft erhöht und der fihuldige Ehegatte be: 
reichert, was, nad Befchaffenheit der Umftände, jo meit 
geben kann, daß der Vermöglichere einen großen Theil ſei— 
ned Beibringend verliert und die fragliche Privation drüs 
ckend auf ihn fallt. 
Ad 1. B. 

Dad erfolgende Borableben eined der Ehegatten iſt, 
nad) der Natur der Sache und dem Begriffe der Güter; 
Gemeinſchaft, welche nicht in einer Perfon befleben Fann, 
fondern zu ihrem Weſen zwei Subjecte, die Ehegatten, ers 
fordert, der letzte Grund für die Beendigung der Güter 
Gemeinſchaft. Für den Sal jedoch, da der Vorverftorbene 
Kinder binterläßt, welde er mit dem Ueberlebenden erzeugte, 
treten jene, jure repracsentationis, an die Stelle des Des 
funeti und prorogiren mit dem Superftite die Güter - Ge: 
meinfchaft im fo lange, als derfelbe nicht zur weiteren Ehe 
ſchreitet — den Wittwenftubl unverrücdt bält — oder durch 
Dermögend > Uebergabe an eined der Kinder oder aud irgend 
einem andern geſetzlichen Grunde die Communion nicht 
aufgehoben wird. 


Kunde a. a. D. 8. 608 a. 
Ob zwar aleich von mehreren Nechtögelehrten dieſe 
Prorogation beftritten wird, 
| Pfitzer a. a. O. 8.77. und die von ibm angezeigten Schrift- 
fteller, 
fo beftebt folhe und das angeführte Nepräfentationd = Necht 
der Kinder dennoh auf dem Grunde ded größten Theild 
flatutarifcher Rechte, und findet ſolches feine Beftätigung in 
den in fehr gewichtigen Autoritäten enthaltenen Motiven, 
Runde a. a. 2. $. 608. S. 467 u. 468. 
Danz J1. c. $. 608. ©. 455 und die von demſelben ange- 
zeigten Schriftfteller ; 
auch fpricht indbefondere dafür das im mwürttembergifchen 
Dberlande beftebende Gewohnheits-Recht, melched fich, me: 
nigftend in den vormals öſterreichiſchen Orten, durch die 
früher dafelbft beftandenen gefeblichen Beflimmungen bildete. 
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Yof. Petzeck, Grundfäge ded vorders öflerreihiichen Privat— 
Rechts 83 Hauptft. $. 390. 

In der Anwendung der, durch Vorftebended feftiteben: 
den Baſis für die eintretenden Sales vorfommenden Theis: 
lungen, liegt das drüdendfte aus dem Inſtitute der allge: 
meinen Güter-Gemeinſchaft bervorgebende Gravamen, wel: 
ches fih auf diefer Weiſe faft täglich Augert, und wird da: 
durch erzeugt, daß daB Beibringen der Ehegatten ungleich 
war. Die Particular-Güter-Gemeinſchaft oder Errungen: 
(haftögefelfihaft bat die Erhaltung des privativen Vermö— 
gend Der Ehegatten für diefelben, fo wie die Erlangung der 
Hälfte der Errungenfchaft im Gefolge. 

Die allgemeine Güter-Gemeinfhaft aber vereinigt das 
größere und daB Fleinere Beibringen zu einem Ganzen, von 
welchem der Ueberlebende die Hälfte, und daher, wenn er 
dad Erftere inferirte, nicht nur nicht mehr fein ganzes Bei: 
bringen zurücerhält, fondern vielmehr einen großen Theil 
deffelben an feine Kinder überlaffen, von ihnen lebendigen 
Leibs ſich beerben laffen muß, dadurd aber häufig in die 
drüichendfte Lage verfebt und, gewöhnlich mit einer bedeu: 
tenden Schuldenlaft befchwert, ſolche durch das anerftorbene 
Bermögen feiner Kinder auf feinen eben fo unbillig als 
ohne gerechtfertigten Grund gefchmälerten Vermögensftand 
erhöht übernehmen muß, dadurch gewöhnlich bei der nad: 
folgenden Wiederverebelihung gehindert oder doch auf den 
augerften Grad ungünſtiger Verbältniffe befchränft wird. 

Ein Beifpiel wird dafür evidente Veftätigung Tiefern: 

Der Söldner A. in F. verchelichte ſich und trat mit 
feiner Ehefrau in dad Verhältnig der allgemeinen Güter: 
Gemeinfchaft. 

Der Erftere inferire. 60bfl. 

Die Lehtere = = en m rei SEO 


Beide zufammen —!- .1000fl. 

Nach dem Umfluffe von drei Jahren gieng die Ehefrau 

mit Hinterlaffung zweier Kinder mit Tod ab, und ed er: 
folgte zwifchen dem Wittwer, welcher fih, gedrängt durch 
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die Umſtände, wiederum verebelihte, und feinen Kindern 
die Eventunl-Theilung. Das Inventar lieferte dad Ergeb: 
niß des obigen Vermögendftanded, welcher in Folge des 
Angeführten, in zwei gleiche Theile vertheilt, dem — 
lediglich ein Vermögen von 500fl. übrig ließ. 

Die zweite Ehefrau inferirte 150fl., und es murde 
mit dem beiderfeitigen Beibringen von 650fl. wiederum 
allgemeine Güter Gemeinfchaft errichtet, welche nach dem 
Ablaufe von vier Jahren durch den Tod der Letztern und 
gemäß der durch Wiederverehelihung des Wittwers noth— 
wendig gewordenen Eventual-Theilung zwifchen dem Letztern 
und feinen zwei in lebter Ehe erzeugten Kindern gelöst wurde. 

Das erhobene reine Theilungs-Object betrug lediglich 
500fl., an welchen der Wittwer die Hälfte mit 250fl. par: 
ticipirte, nunmehr aber in der verzweifelten Lage fich be: 
findet, mit bedeutenden Schulden und vier unmündigen Kin: 
dern beläftigt und unfähig, die Erziehung der Letzteren und 
den Umtrieb feines Anmwefend allein zu beforgen, eine ganz: 
lich vermögensloſe Perfon zu ehelichen, und ohne allen Zwei: 
fel dem bürgerlichen Untergange in der erften Zeit anheim 
zu fallen. 

Den nachfolgenden Kindern entgeht, ob ihnen gleich 
eben diefelben Anfprüche an dad Vermögen des überlebenden 
urfprünglich vermöglicheren Eliterntheild zur Seite ftehen, 
wie den Kindern der früheren Eben, der ihnen gebührende 
Antheil, welchen Lehtere ungebührend gewinnen, und mo: 
durch ihnen die Mittel gegeben find, fpäter zu einer Der: 
ſorgung gelangen zu Fünnen, melche den Erftern entzogen 
worden, Der Einwurf, daß der ärmere Theil, wenn er 
der Ueberlebende ift, in Folge des Dbigen gewinne ,' Fann 
den vorgebrahten Vorwurf gegen das fragliche Inſtitut 
nicht heben, denn 

a) ohne Letzteres erhält er ja fein Veibringen, den Er: 
rungenfchaftsantbeil und den Erbbetreff an dem bin- 
terlaffenen größeren Vermögen, worinnen fein Gewinn 
liegt, und 
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b) haben die Kinder des vorverſtorbenen vermöglichen 
Elterntheils, nicht aber die Kinder einer nachfolgenden 
Ehe des Superſtitis, Anſpruch an deſſen Verlaßthum, 
welches den Erſteren pleno jure zukommt. 

Die Motive, welche insbeſondere für die Errichtung 
dieſes Inſtituts gewöhnlich aufgeſtellt werden, ſind theils 
in Folge des ſeit deſſen Urſprung veränderten Zeitgeiſtes 
chimäriſch, theils in Vergleichung mit dem Obigen nicht 
oder doch wenigſtens nur beziehungsweiſe haltbar. 

Es ſind ſolche: 

1) die allgemeine Güter-Gemeinſchaft ſey das Mittel, 
das Glück der Ehegatten zu vermehren, weil 

a) dem getheilten Eigenthume unter den Ehegatten ein 
Ende gemacht wird; 

b) der eine Ehegatte an dem Ermwerbe ded andern An— 
tbeil nimmt; 

c) daB Intereſſe der Ehegatten gemeinfchaftlich, von dem 
Wohle ded einen das des andern abhängig und da— 
durch eine Quelle des Mißtrauend und ded Wider: 
willens, welcher dadurd) erzeugt wird, daß der eine 
Ehegatte eine Arbeit verrichtet, wovon Ider Erwerb 
blos dad Eigenthum ded andern wird, verftopft werde; 

d) der eigennühige Ehemann nicht das Vermögen feiner 
Ehefrau zur Befriedigung feiner eigenen Bedürfniffe 
zu verlangen VBeranlaffung bat, in deſſen Folge die 
in andern Fallen aus der Gewährung fo wie der Ber: 
weigerung des diedfallfigen Begehrens nicht felten ent- 
ftebende Abneigung binmegfalle ; 

2) daß der üffentliche Credit der Ehegatten dadurd) 
vermehrt werde ; 

3) Proceffe, welche in andern ehelihem Verhältniſſen 
ihren Grund haben, verſchwinden. 

Gegen Vorſtehendes iſt jedoch anzuführen: 

Ad 1) b. und e. 

Der Antheil an dem Erwerbe des einen Ehetbeild für 

den andern, es mag Letzterer mittelt der Benüpung des 
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Beibringend des einen oder ded andern Ehegatten herbei— 
geführt, oder durch die Thätigkeit eined Conjux verfchafft 
werden, ift ja gerade die Aufgabe und der Zweck der Par: 
ticulargütergemeinfchaft, und die Erhöhung des Werthes 
eined Vermögenstheiles der Ehegatten, ſey folcher Folge 
fünftlicher Mittel oder natürlicher Ereigniffe, ift ja jeden- 
falls theild durch den Ertrag des Meliorirten während der 
Ehe, und theild durch deffen Mehrwerth bei Theilungen nach 
der Trennung der Ehe, hauptfächlicdy wenn Lebtere durch 
den Tod herbeigeführt wird, entfprechend und wirkſam für 
dad Intereſſe beider Ehegatten. 

Aus diefem Grunde laßt fih mit Beftimmtheit — 
men, daß jeder der Ehegatten, zumal wenn das eheliche 
Band durch Kinder enger geſchloſſen und tiefer begründet 
wird, mit Liebe, Eifer und Begierde nach Erhöhung des 
die Wohlfahrt der Seinigen ſteigernden Vermögens, ſeinem 
Berufe und den ſolchen umfaſſenden Gefchäften ſich wid— 
men wird. 

Wollte man aber die Unterſtellung dieſes Eigennutzes 
einräumen, fo würde ſolche offenbar, bei ungleichem Illato 
der Eheleute, wenn in Folge der Güter-Gemeinſchaft dem 
Vermöͤglicheren in Ausſicht geſtellt wäre, daß er bei einem 
vorfommenden Theilungd:Fal einen großen Theil des von 
ihm beigebrachten Vermögens verlieren und den den Ver: 
ftorbenen repräfentirenden Kindern überlaffen müßte, die 
unverfiegbare Duelle des bitterften Mißmuthes und Wider: 
willens werden, welche durch die unermüdetften Anſtrengun— 
gen und Aufopferungen nicht geboben werden könnte. 

Ad 1) d. 

Die allgemeine Güter Gemeinfchaft wird zwar aller: 
dings dem eigennübigen Manne es unndthig machen, das 
Dermögen feiner Ehefrau zu eigennübigen Zwecken befon: 
ders zu verlangen, aber fie öffnet ihm den Weg, dieſes 
Vermögen, gleich feinem eigenen, auf die leichtiinnigfte 
Weife, hinter dem Nüden der Lebtern, da er, gemäß Die 
ſes beliebten Inſtitutes, ihrer Zuftimmung nicht bedarf, an 
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die dem Eigennübigen fo eigenen, gemwagteflen Speculatio» 
nen zu feben oder zu andern beliebigen Zweden zu verwens 
den, zu vergeuden- und dadurch ſich und feine unfchuldige 
Ehefrau und FBamilie an den Bettelftab zu bringen. Hier: 
nach wird nun wohl die allgemeine Güter = Gemeinfchaft 
nicht als das Mittel, die Duelle des Mißtrauens, der Fa— 
milienzwifte und der Abneigung zu heben, fondern vielmehr 
gerade als die Schöpferin der Letztern erfcheinen ? 
Ad 1) a 

Es möchte fih durch Vorftehbendes, welches fich als 
tägliche Erfheinung, ein Produft reichlüher Erfahrungen, 
bemäbrt,, der in der allgemeinen Güter» Gemeinfchaft vor: 
audgefepte Stern für das Glück der Ehegatten unbezweifelt 
in tiefe Nacht verfinfen. 

Ad 2) 

Die untergeftellte Eredit-Erböhung ift dem berrfchenden 
Zeitgeifte ſchon längſt gewichen, welcher indbefondere darin» 
nen Stoff und Nahrung findet, dag der in allgemeiner 
Güter = Gemeinfchaft Iebende Ehemann jede Art der Schul: 
den verbindend auf daB ganze, dad Patrimonium bildende 
Vermögen Yaden kann, wodurd der Gläubiger, welcher eine 
Sicherftellung entbehrt, im höchſten Grade geführdet wird. 
Aus diefeom Grunde findet fi Niemand mehr, welcher auf 
den Grund der allgemeinen Güter» ®emeinfchaft bin Eapi: 
talien ohne Sicherftellung leihet. Für die Wahrheit diefes 
Satzes fprechen die zahlreichen Bände der im mürttember: 
gifchen Dberlande allenthalben befindlichen Unterpfandöbücher, 

Es ift im Gegentheile Erfahrungs-Sache, daß die land— 
rechtliche Errungenſchafts-Geſellſchaft die Duelle des erhöh— 
teren Credits ıft, weil man ficher ſeyn Fann, daß bedeuten: 
dere Capitalien Lediglich gegen Sicherftellung und unter er: 
folgenden Snterceffionen der Ehefrauen angelieben werden, 
und von Demjenigen, welchen die Unterpfands-Bücher nicht 
als ftarf verfchuldet bezeichnen, anzunehmen ift, daß er es 
nicht fen, im deffen Folge ihm gerne unbedeutendere Bes 
treffe ohne Sicherftellung angeliehen werden. Endlich) 


62 


Ad 5) 

Wenn auch das Verhältnig der Particular-Güter-Ge— 
meinfchaft mehr Proceffe erzeugt, als das der allgemeinen 
Güter » Gemeinfhaft, was man jedoch dahin geftellt läßt, 
weil hinfichtlih des Umfangs und der Wirfung der Lebtern 
noch bedeutende Eontroverfen beftehen und folche überhaupt 
häufig von Local-Verhältniſſen abhängig find, fo kann dies 
ſem Motive bei den übrigen obigen Nachtheilen dieſes In— 
flituted nur ein äußerſt untergeordneted Gewicht beigelegt 
werden. | 

Gemäß der obigen Darftelung möchte e8 nun nicht zu 
rechtfertigen feyn, wenn das Inſtitut der allgemeinen Güter- 
Gemeinfhaft zum Geſetze erhoben würde, wofür fich neuer- 
lih einige Stimmen erhoben haben. Diefe8 wohl erwä— 
gend, wurde in den Öfterreichifchen Staaten, in welchen die> 
ſes Inſtitut geſetzlich beftund, daffelbe vermittelft Geſetzes 
am 1. Januar 4787 aufgehoben und ſogar beſonders an— 
geordnet: 

daß in Zukunft jedes der Ehegatten das Eigenthum ſei— 
nes abgeſonderten Vermögens und die Nutzungen davon 
allein genießen, auch für ſich allein erben und erwer— 
ben könne. 
Bürgerl. Geſetzbuch 58 Hauptſt. $. 97. 
vid. Joſeph Petzeck, Grundſätze des vorder⸗öſterreichiſchen 
Privatrechts I. Buch $. 381. ©. 325. 

Da jedoch diefed Inftitut al8 ein vertragsmäßiges im— 
mer beftehben wird, die biöher im Zmeifel gebliebenen und 
deshalb Eontroverfen bildenden, Feinen Gegenftand der Ver— 
träge im fi faffenden Beflimmungen über die Folgen und 
Wirfungen ded Erftern aber einer Zeftftelung bedürfen: fo 
wäre es fehr wünſchenswerth, ſolche auf gefehlichem Wege 
zu bemwerfftelligen, 

Es gehören dahin namentlich die Fragen: 

I. Ob Hinfihtlid der Schulden, welche das Eheweib 
oder der Ehemann fhon vor der Ehe contrabirte, die Zah— 
lungöverbindlichfeit aus der Communion unbedingt begrün⸗ 
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det fey oder nicht, und deshalb mwenigftend Wirdereinfebung 
in den vorigen Stand ftattfinde ? 

Danz a. a. O. I. Bd Abſchn. 3. ©. 415. 

I. Ob der Ehemann, melden das Allein-Adminiftra: 
tiondrecht zuftebt, bei Veräußerungen — mwenigftend von 
Bedeutung — an die Einwilligung feiner Ehefrau bezie: 
hungsweiſe oder im Allgemeinen gebunden if? 

Danz J1. e. ©. 407 seq. 

II. Ob bedeutende remuneratorifhe Schenfungen oder 
Ausgaben, welche honoris causa zu beftreiten find, von der 
Ehefrau allein gültig vorgenommen werden Ffünnen ? 

IV. Ob und in wie ferne die Ehefrau weibliche Freis 
heiten, menigftend binfichtlih ded fpäter zu ermwerbenden 


Dermögens, den Gläubigern gegenüber anfprechen könne? 
Danz a. a. O. ©. 417 seq. 


V. Welchem Ehetheile derjenige Schaden bei einer vor: 
kommenden Theilung zuzufcheiden ſeye, welcher durch ein 
Verbrechen des einen der Ehegatten herbeigeführt wurde ? 

Danz a. a. D. $. 606. 

VI. Ob bei der Trennung der Ehe durch den Tod des 
einen Ehegatten die vorhandenen Kinder den Vorverftorbes 
nen repräfentiren, und welche Wirfungen dieſes Verhältnig 
erzeuge ? 

Danza. a. D. $. 608. 

VI. Ob den übrigen Notherben, wenn der ihnen ver: 
wandte Ehegatte ab intestato mit Tod abgegangen ift, ein 
Pflichttheil gebühre ? 

Danza. a. O. $. 607. 

VII Wie ed binfihtlih des fogenannten Fallrechts, 
Rückfallsrecht, juris recadentiae, reversionis, d. h. des⸗ 
jenigen Rechtes, vermöge deffen, mann ein Ehegatte ftirbt, 
dad Eigenthum der liegenden Güter, welche dem Verſtor— 
benen von feinen Eltern oder Anverwandten angeftorben 
und zugefallen find, auf die nächften Inteftat= Erben des 
Letztern zurückfällt und dem letztlebenden Ehegatten nur die 
lebenslänglihe Nutznießung verbleibt, zu halten fene? 


Danz, 1. c. $. 607. ©. 428, 
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Ad IV. 
FSiteratur. 


1) Aurze Anzeigen und Notizen über die neueſten 
literarifchen Erfcheinungen, insbefondere Beit- 
| fhriften. | 

(Von Herrn Recht3 =» Sonfulent Stranf in Heilbronn.) 

1. In dem aten Heft ded 22ten Banded von dem 
Archiv für civiliftifhe Prarid von Franke ıc. 
gicht 

1) Löhr einen Auffab zur Lehre von dem: Erbrechte der 
dürftigen Wittwe; 

2) v. der Pfordten, über den Unterſchied zwifchen 
servitutes praediorum urbanorum und rusticorum. 

3) v. Tigerfirdöm, über den Rechtsgrund der f. g. 

i poffefforifchen Interdicte. 

4) v. Mittermaier den Schluß der im Zten Bande 
der Monatfchrift ©, 169 angezeigten Abhandlung über 
dad Merhältnig der Juſtiz zur Verwaltung ꝛc. 

5) Funk den Beſchluß der ©. 265 eod. sub VII. 3. 
erwähnten, über die Güterrechte von Ehegatten; und 

6) Brackenhöft, über dad qualificirte Geftändniß. 
Fortſetzung folgt. 

Ad 2) Dad Refultat der Abhandlung 2) ift, daß servitutes 
praediorum urbanorum alle diejenigen feyen, welche zu ihrer Eri: 
ftenz und Ausübung mwenigftend ein Gebäude, gleichviel ob ald berrs 
fhend oder dienend, fordern, eine certa und continua possessio 
und darum den gewöhnlichen Snterdicten=: Schus haben, und nur 
durch usucapio libertatis verloren geben. Alle diejenigen Dienſt— 
barkeiten, welche zwifchen zwei leeren Grundftüden neben einander 
befteben fünnen, feyen servitutes praediorum rusticorum, haben 
nur eine unterbrochene Ausübung, darum aud) eigenthümliche Vor— 
ausfegungen für den Schus durch nterdicte und erlöſchen durd 
reinen non usus. Ein Unterſchied rüdjihtlih der Verpfändung be» 
ftehe zwifhen beiden Glaffen nidt. 

Ad 5) Der Verfaller von 3) führt aus, daß der Schus dem 
Beſitzer nicht als ſolchem gewährt werde, fondern weil der Befis 
Ausflug des Eigenthums fey, und in dem Beflg-Streit der Beflger 
einftweilen für den Eigenthümer gehalten werde und bei dem bier 
erforderlihen Beweiſe gehalten werden mülfe. 
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Ad 5) In Kortferung des abgebrochenen Auffages beihäftigt ſich 
in 5) der Verfaſſer in Tit. 1. damit. nachzuweiſen, daß nad römi⸗ 
(dem Rechte die Frau die Nechte überhaupt und alſo auch in An« 
febung ihres Vermögens befomme, welche ibr die Gefese fori ma- 
riti tempore initi matrimonii zufichern, ihre Entziehung mit dem 
Rechte unverträglih wäre und ihr jene Gefegeöftellen den Schuß 
derfelben indbefondere zufihern. Tit. 2. behandelt den Fall fpes 
ciell, wenn in dem foro mariti tempore initi matrimonii eine 
ebelihe Güter-Gemeinfchaft nicht flattfinde, Tit. 3. den umgefehr- 
ten. Nachdem der Verfaſſer hiermit zu dem Refultate gelangt ift, 
daß, wenn die Vermögens- und Güter: Rechte der Ehegatten auch 
in Bezug auf ereditores und tertios wandelbar ſeyen und dur 
Veränderung des Fori des Mannes verzogen werden fünnen, in 
Bezug auf die Ehegatten und deren Güter- Rechte auch dann daß 
Gegentheil ftatt finde, wenn die Eingehung der Ehe gar feinen Vers 
trag über die Lesteren enthalte, fo fucht er in dem dritten Abfchnitte 
darzutbun, daß die Eingehung der Ehe wirklich einen Vertrag aud 
über die Güter-Rechte der Ehegatten entbalte. 

1. Bon der früher fchon angezeigten Sammlung ins 
tereffanter Auffabe aus dem Gebiete ded gemeinen Rechts. 


Braunfchwein, Verlag von Leibrod, 

ift daB erfte Heft des zweiten Bandes erfchienen, und enthält 41 
Aufſätze, welche ſowohl Fragen aus dem Civil: ald Griminal: Recht 
gewidmet find. Die Quellen, aus melden der Verfaifer und Come 
pilator gefchöpft bat, find vornehmlich die Zeitfchriften für Recht 
und Gefesgebung in Kurbeifen und die für Nechtöpflege und Vers 
waltung zunächft für Sadhfen, Heiße und Eropp juriftifche Ab⸗ 
bandlungen, Kori's Erörterungen praftifcher Rechtöfragen, Pfeif— 
fer’3 praßtifche Ausführungen, Rechtsfälle aus dem Gebiete deB 
Handelöreht3, Hamburg, Spangenberg, praktiſche Erörterungen, 
Scholz, juriflifhes Magazin und andere mehrere; er bat aber 
aud) einzelne aus größeren Werken, wie 3.8. v. Madai, die — 
von der mora, benützt. 


III. In dem erften Bande der Annalen der deutfchen 
und ausländifchen Criminal: Rechts « Pflege von Demme 


und Klunge von 1859 

führt 1) ein trauriger Landsmann die Reihe, welcher ald Jagd— Aufſeher 
in der Gegend von Düſſeldorf angeſtellt, für falſche Denuncia— 
tionen, Meineid und Zeugen-Beſtechung, durch welche er 
Strafen für Jagd-Frevel zu bewirken bemüht geweſen, mit zwei⸗ 
jähriger Zuchthaus-Strafe belegt worden if. In den Entfcheidungds 
Gründen, welche namentlid aud) wegen der Beweisführung interefs 


Monatfche. f. d. Juftigpfl. IV. Bd, 1. Abtp. 5 
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fant find, findet ſich inbbeſondere aud) entwidelt, daß dad ungegrün⸗ 
dete Nehmen einer Anzeige auf den Amts: Eid einem wirklichen 
Meineide ganz gleich ftehe. 

2) Die zweite Abhandlung: über den Indicien » Beweis 
der That — der Thaͤterſchaft — des Dolus (aus 
Hannover) 

bat die Tödtung eined Wild— * Holz-Diebe verfolgenden Mannes 
durch einen Schuß aus dem Gewehr eines der Verfolgten zum Ge« 
genftand,, dad der Befiser nur zu Abfchredung des Erfteren gegen 
denfelben gerichtet zu haben behauptete, 

3) Mittheilungen aus ärztlicher Spruch» Prarid von Hofe 
Rath Dr. Heinrotb in Leipzig. 

A. Der Vortheil einer genauen Frage: Stellung an ärztlide 
Spruch » Collegien, Behufs der Begutachtung zweifelhafter Seelen⸗ 
Zuſtände, in einem Brand-Stiftungd-Falle nachgemiefen. 

B. Zweifelhaftigfeit eined Attentat? zur Gelbft-Entleibung, fo 
wie zur Tödtung mehrerer anderer Perfonen aus Mangel an Alten» 
Belegen. 

4) Verbrechen des Hochverratbd an dem Furbeffifchen 
Staat durh Eintritt in die Verbindung „dad junge 
Deutfchland” in der Schweiz, mitgetheilt von Emes 
rich in Hanau, 

5) Borfhläge und Wünfhe für die deutſch— ſtrafrechtliche 
Praxis, insbeſondere für die Vertheidigung. 

Nachdem der Verfaſſer von den Triſtien des Vertheidigungs— 
Verfahrens Bemerkungen uͤber den indignirenden Gerichtsgebrauch 
gemacht, in dem Vertheidiger einen gefährlichen Feind für die Er— 
gebniſſe der Unterſuchung zu erblicken und ſeine Beſprechung mit 
dem Angeſchuldigten zu beſchränken, den Debpotismus, mit welchem 
freimüthige Rügen aufgenommen werden und den Mifbrauh und 
die Knniderei, mit der dad nad Vernunft und klarem Rechte aus 
dem Fiskus zu zahlende Honorar dem Defenfor eined unvermögen: 
den Inculpaten vorenthalten werde, vorangefhidt, nnd demnächſt 
aus befonderer Veranlaffung darüber Ausführlichered zu geben zus 
gefagt hat, bittet er die Obergerichte, ihm von tüchtigen Defenflond- 
Schriften Kenntniß zu geben, um bei deren Verfaſſern die Aufs 
nahme in die Annalen beantragen zu können. 

6) Zur Lehre über Injurien der Schriftfteller, Strafbars 
keit der Herausgeber von Zeitfchriften wegen Aufnahme 
injuriirender, nicht felbft verfaßter Auffäge, Bon 
Dr. Matthes. (BVertbeidigungd: Schrift.) 
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7) Das EriminalsBerfabren gegen Jeſus. Aus v. Um⸗ 
mon’s Fortbildung ded Chriftentbumsd zur Welts 
Religion. 

Diefer Auffag bat die Schrift eined gelehrten SBraeliten, Sal 
vador in Brüffel (1829), zum Gegenſtand, in welcher diefer die 
Behauptung gewagt, daß Jeſus ald falfcher Mefliad und Lehrer 
nah dem Geſetze ded alten Teftamentd mit Recht zum Tode verurs 
theilt worden ſey. 

6) Mittheilung aus der in der Monatfchrift bereits be» 
rührten Mittermaier’fchen Recenfion über v. Jar 
gemann’d Handbuch der Unterfuchungs: Kunde. 

IV. Das Arhiv ded Criminal: Rechts, new 
Bolge, 1te8 Stüf von 1839, 
giebt Abhandlungen 

1) über die Zuläffigkeit des Beweiſes der Wahrheit einer 
Befhuldigung und den Einfluß auf das Straf-Urtheil 
von Mittermaier. 

Sn $. 1. giebt der Verfaſſer die allgemeinen Gefihtspunfte, 
welhe in däefer Lehre leiten müffen, und Nachricht über die Auß« 
bildung der verfchiedenen Anſichten. $. 2. enthält die Gründe ges 
gen die Zusläfjigkfeit des Beweiſes der Wahrheit. $. 3. die der 
Nothwendigkeit, denfelben zuzulaſſen. $. 4. handelt von Beſchrän⸗ 
tungen ded Rechts , ſolchen Beweis zu liefern, wie fie vorfommen 
und vorkommen fünnen I. in Beziehung auf den Inhalt der Acufes 
fungen, II. wegen vorhandener böfer Abſicht, bezüglich der Beweis« 
mittel und der Preife gegenüber. $. 5. ift dem Falle gewidmet, 
Do zwar Durd den Beweis der MWahrbeit der Begriff von Verläums 
dung hinmwegfällt, die Handlung nicht deflo weniger aber ald Eh» 
renkränkung ftrafbar erfcheine. Endlich befpridt $. 6. den Einfluß ded 
guten Glaubens, mit welhem Jemand eine Xeußerung für wahr 
halte, und Verbreitung nachtheiliger Gerüchte. 

2) Beiträge zur Lehre von dem Verbrechen der Fälſchung, 
inöbefondere über falfche Wagen, veranlaßt durch einen 
Rechtsfall. Bon Birnbaum, (Befihluß.) 

5) Den Entwurf des Eriminal-Geſetz-Buchs für Hannos 
ver. Don Dr. Freudentbeil. (Fortfesung.) 

4) Beiträge zur Erörterung criminaliftifher Fragen. Von 
Dr. ©. Geib. 

Gegenftand des Schluſſes diefed fortgeſetzten Auffases find die 
drage über dad, was Rechtens fey, wenn in.einem Richter-Colle⸗ 
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sium,feine abfolute Majorität zu Stande komme, und daß bei der 
Richtung des römifhen Criminal-Rechts, weldyed eine genauere Er— 
mittelung des objectiven Thatbeftandes nicht nöthig gemacht, die Legal» 
Section zu entbehren gewefen und dad Vorurtheil, daß dad Herz 
eined Vergifteten nicht brenne, in folhen Fällen ein Surrogat dar 
für geboten habe. Seine Quellen find nicht juriftifhe Claſſiker, 
und fein Zweck, auf bie Bedeutung der Lesteren für den Juriſten 
aufmerffam zu maden, 

5) Einige Worte über die fortdauernde Gültigkeit ded 
Verbots ded Art. 22. der peinlichen Gerichts: Drds 
nung Carl’8 V. Bon 9 A. Zahariä, 

gegen die in der Monatfchrift auß den Annalen der Criminal-Redhtd« 
Pflege Bd III. angezeigte Abhandlung von Bauer gerichtet. 

6) Beiträge zur Lehre von den Gerichtsfländen in peins 
lihen Sadhen. Bon Abegg. 

V. Bon der vermehrten und verbefferten zweiten Aufs 
lage des Staatdrechtd der conftitutionelen Monarchie, ans 
gefangen von oh. Ehrift. Sreiheren v. Artin und forts 
gefept von Carl v. Rottef, 
ift der zweite Band erſchienen. Voran fteht noch ald Zugabe zum 
erften Band ein fataled Bild von anti = conftitutionellen Höflingen 
und Miniftern. Der Inhalt des zweiten Bandes ift der Lehre von 
der bürgerlihen Freiheit in der conftitutionellen Monarchie gewids 
met, und died audgeführt durch Darftellung ber Grundfäse 4) über 
Freiheit und Sicherheit der Perfon und des Eigenthums, 2) Denk— 
und Entwidlung3=-Freiheit, Erziehung und Unterricht, Wilfenfchaft 
und Kunft, 5) Religion, Kirde, Gewiſſenb-Freiheit, Cultus, 4) Leis 
tung der außmwärtigen Verbältniife, 5) Militär: Verfaifung, 6) Po- 
lizei, 7) Gerichts Verfaſſung, 8) vom Staats-Haushalte und 9) von 
der Finanz. 

VI. Die deutfhen regierenden Fürften und die Sou— 
verainität, eine publiciftifhe Abhandlung von R. Maue 
renbrecher in Bonn (1839), 
bat zum Zweck, nachzuweiſen, wer der Figenthümer der Gouverai« 
nität in den heutigen deutfihen Bunbesftaaten fey? Nachdem der 
Verfaſſer im erften Gapitel die Theorie der Staatd-Gouverainität nad 
Grotius und Rouffeau dargeftellt und mit ihrer Widerlegung nad 
allgemeinen und befondern Gründen ded heutigen deutichen pofitiven 
Staatsrechts ſich befchäftigt, handelt er im zweiten von der Theorie 
der Fürften-Souverainität und liefert den Beweis für die Pofltivität 
diefed Principd in unferem Vaterlande. Dad Werk fchließt mit ei⸗ 
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ner Abhandlung über bie Perſönlichkeit bed Staats und den poſiti— 
ven Staatszweck der heutigen deutfchen Staaten, Festered, um noch 
befonderd darzuthbun , daß daß patrimoniale Prinzip, dad von ihm 
vertbeidigt werde, keineswegs den Gedanken enthalte, daß die fürft 
lihe Gewalt um ihre Inhabers willen beftehe, fondern aud bier 
ald Mittel zu einem höheren Zwecke erfcheine. 





2) Anzeige: Sammlung auserlefener, theils ur- 
fprünglidy deutfcher, theils aus dem Lateiniſchen 
überfeßter Differtationen aus dem Gebiete des ge- 
meinen Livil-Wechts und Eivil-Procefles. Her- 
ausgegeben von Marquard Adolph Barth, 
der Rechte Doctor. Augsburg 18”/,. II. Band. 

[Bergl. Monatfchrift für die Zuftizpflege I. Bd pag. 352 ff. 

(Bon dem Hedacteur.) 

Unter Beziehung auf die frühere Anzeige folgt nah Vollendung 
de dritten Banded der vorftebenden Sammlung die Anfündigung 
deffelben mit Folgenden. 

Diefer Band enthält folgende Abhandlungen: 

XXXIL Ueber die actio ad exhibendum. Bon Earl 
Einert. 

XXXIII. Ueber den Haupt-Eid im Civil⸗Proceſſe. Von 
dem Herausgeber. 

XXXIV. Ueber das Precarium. Von Johann Ger— 
hard Vogel. 

XXXV. Ueber die Verpflichtung zur Ernährung außer— 
ehelicher Kinder. Von Georg Jacob Lindner. 

XXXVI. Bon der Verbindlichkeit des Stuprators, die 
Geſchwächte zu ehelichen oder zu dotiren. Bon Chr. Er. 
Jäger (praes. Gmelin). | 

XXXVII. Ueber das gefepliche Fundament der condictio 
indebiti. Bon C. €, 2. Roßhirt. 

XXXVII. Ueber die Ermerbung des Eigenthums. Bon 
Guſt. Friedr. Hänel. 

.XXXIX. Ueber die publicana in rem actio. Bon 
Carl Zuliud Qupet. En 
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XL. Ueber die exceptio rei venditae et traditae. Von 
4.2.3. Michelfen. 

XLI. Ueber die Verbindlichkeit des Vaters, feiner Toche 
ter eine Dos, auch wo er eine folche nicht verfprochen bat, 
zu beftelen. Bon U. 2. Hombergf zu Bach (resp. 
Joh. Hollen). 

Wie vorftebende Inhalts-Ueberſicht ſchon ergiebt, find 
ed meift praftifhe Materien, welche bier abgehandelt find, 
und ed dürfte auch die Art, wie fie abgehandelt find, den 
Erwartungen ded Praktiferd großentheils entfprechen. 

Dies ıft nad) Anficht des Referenten menigftend bei der 
Abhandlung über den Eid und der Differtation über die 
Verbindlichkeit zur Ernährung unebelicher Kinder, welche 
beide Referent naber anfab, der Fall. 

Was die erftere betrifft, fo ift der Gegenftand mit gro» 
Ger Klarheit, Volftändigfeit und jener Rückſicht auf die 
Fälle des Lebens behandelt, welche derartige Abhandlungen 
für den praftifchen Dienft fo angenehin und brauchbar macht. 
An der gehörigen gefehlihen Begründung und Berhdfich» 
tigung anderer Autoritäten fehlt e8 nicht; beſonders ift die 
Monograpbie von Malblanc, melche feiner Zeit wohl 
allgemein als claffifch galt, bei abweichenden Anfichten ges 
börig refpicirt. Diefe Abhandlung dürfte gewiß einen fehr 
ſchähenswerthen Beitrag zu einer erfchöpfenden neuen Bes 
arbeitung der ganzen Lehre vom Eid geben, für welche die 
neuere Literatur fo Vieles in einzelnen Zweigen gethan 
bat *), daß ed bei aller Achtung für die Monographie 
Malblancd doch bald an der Zeit feyn dürfte, an eine 
umfaffende, alles bisher Erfchienene gehörig verarbeitende 
Behandlung der Materie zu denken. 

Die Differtation über die Ernährung außerehelicher 
Kinder, zwar fhon vom Jahr 4796, enthält eine recht voll 
fländige Zufammenftellung ber Grundfäpe über diefe Mar 





Vergl. Kappler, juriſtiſches Promtuarium pag. 237, peg: 
770 ff, 


71 


terie, ſowohl der aus den Geſetzen als der aus den eine 
ſchlagenden Schriften zu ſchöpfenden, welche, wenn man 
auch Feine neue und intereſſante Ausführungen findet, doch 
für den praftifchen Gebrauch Außerft angenehm ift. 





Ad V. 
Uormalien- Sammlung. 


Präjudicien und Mormalien in Ehe-Saden. 
Kortfesung der in Vd II. ©. 141 begonnenen Sammlung.) 
(Bon Herrn Ober: Tribunal: Rath Dr. Hänlein zu Eßlingen.) 
Lit. B. Summarifcher Inhalt der in dem Mormalien- 
Bud) des Ehe-Senats des Königl. Gerichts - Hofs für 
den Meckar - Kreis enthaltenen Einträge. 

67) Erlaß dest. J. M. vom 17. März 1831, die Er— 
theilung von Dispenfationen in Ehe-Sachen, wo 
die Betheiligten die gefebliche Sportel wegen Un: 
vermögenheit zu entrichten außer Stand find, bes 
treffend *). 

Sn folhen Fällen fol ftetd vor Ertheilung der Dispens 
fation die Entfheidung des K. J.M. darüber eingeholt 
werden, ob jene, bewandten Umftänden nach, fportelfrei ers 
theilt werden dürfe ? 


68) Erlaß des K.J.M. vom 29. März 1831, die Dis— 
penfationd: Ertheilung zur Wieder: Bereblihung 
eines wegen Lebens: Nachftellungen gefhiedenen 
fhuldigen Ehe-Gatten betreffend. | 

Nah einer von dem Ehe: Genate ded Königl. G.H. 

für den Schw. Kr. aufgeftellten, von diefem dem Königl. 
IM. angezeigten, und von lepterem an die übrigen Eher 
Senate mit dem Anfügen audgefchriebenen Thefis, daß im 
Fälle der Nichtübereinflimmung motivirte Anzeige gu ma⸗ 
Hen ſey — mit welcher Tpefis fih aber dann bie Übrigen 


*) Veral. hiemit die Normalien Nro 56. 57. 71. 
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E.S. vereinigten®) — liegt ed in der Befugniß der E.S., 
die Dispenfation zur Wieder: Derebelihung dem in einem 
folhen Fall als fhuldiger Theil gefchiedenen Ehe = Gatten, 
bei dem Zuſammentreffen befonderer Umftände, zu verweigern. 


69) Beſchluß des ES. d. 8. G.H. f. d. NK. vom 
4.Mai 1851, welchen die übrigen Ehe-Senate dann 
beitraten, den Sportel:Anfab im Falle eined Ver— 
zichts auf die Klage in Eheftreitigfeiten betreffend. 

In Beziehung auf die Beftimmung ded Sportel:Tarifd 
v. %. 1828 (St. u. RB. ©. 508) unter der Rubrik 
„Eheſachen“ Nro 5. wurde angenommen, daß unter der 
„Klage“ bier die fürmliche Klage, d. 1. die in der Regel 
mündlich angebrachte gerichtliche Klage auf Ehe-Scheidung 
oder Annullation, nicht die außergerichtliche Klage des einen 
Theils auf Fortfebung der&he im Quafidefertiond:Proceffe, 
oder die Bitte um Erkennung ded Proceffed wegen Ehe— 
bruchs oder Verlaffung zu verfteben fey. 


70) Erlaß des K. J. M. vom 11. Juni 1831, urfprüng» 
ih an den Pupillene Senat ded 8. G.H. f. d. N. K. 
audgefchrieben, die abgängige VBerrehnung unein— 
bringlicher Sportel:Ausftände betreffend. | 
Sn dersl. Fallen fol diefelbe Einleitung, wie bei den 
Sportel-Nachlaß-Geſuchen (vergl. $. 18. der Inſtr. v. 21. 
Februar 1829, R.Bl. ©. 82) getroffen, ſolche daher mit 
der erforderlihen Begründung den K. J. M. zur Erledis 
gung vorgelegt werden. 


71) Erlaß d. 8. J. M. vom 13. November 1851, die 
Sportel in Dispenfationd- Fällen wo von der Dis— 
penfation Fein Gebrauch gemadht worden. 

Die Sportel in Dispenfationd:Fälen , ift zu bezahlen, 
auch wenn von der Dispenfation Fein Gebraudh gemacht 
*) Es ift Letzteres ſchon daraus zu fhliegen, daß, wenn ein oder 
ber andere E.S. fid dagegen audgefprochen hätte, das Königl. Juſtiz— 
Minifterium e8 gewiß nicht unterlaffen haben würde, die übrigen 
Ehe-Senate davon in Kenntnif zu fegen. 
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wird. Auch find Sportel-⸗Nachlaß-Geſuche im Weg der Gnade 
fietö, felbft wenn auch die Sportel von dem gem. O. A.G. 
angefebt worden, dem $.13. der betr. Inſtruction v. 2. Mai 
1851 gemäß, durch den betr. G.H. dem K. J. M. vorzulegen. 


72) Erlaß des 8.%.M. vom 16. December 1831, die 
Kofen der Vollziehbung der Zwangdgrade in Eher 
Sahen bei unvermögenden Partbieen betreffend. 

Durh diefen Erlaß wurden die E.S. ermächtigt, in 
den Fall unzweifelhaft nachgewiefener Unvermögenheit der 
Parthie, die Koften, ohne die durch den J.M.E. vom 19, 
November 1829 °) angeordnete vorgängige Anfrage bei dem 
8. J.M., auf den Inquifitions:Koften: Fonds des betreffen» 
den Bezirks-Gerichts anzumeifen. 


75) Entfheidung deB ES. d. 8. 8.9. f. d. ME. 
vom 7. März 1852, die Frage, ob Schmwangerfchaft 
der in ſolchem Zuftand im die Ehe getretenen Ehe— 
frau von einem Dritten, ald Nichtigfeitögrund der 
Ehe geltend gemacht werden Fönne? beireffend. 

Durch Beſchluß des ES. vom 7. März 1832 wurde 
die Stelle P. 2..C. 9. $. 6. der E.G.O. in einem Special» 
Falle dahin ausgelegt, daß die Schmangerfchaft von einem 
Dritten bei Eingehbung der Ehe, menn der andere Theil, 
feine Kenutniß davon hatte, diefem ein Klagerecht auf Ans 
nullation, und zwar felbft dann ertheile, wenn er auch ges 
wußt hatte, daß jene im ledigen Stand früher geboren, 
auch dann noch mit Anderen unzüchtig zugehalten hatte, 
wenn alfo der Mann wohl, daß fie nicht mehr im 
jungfräulichen Zuftande, nur aber das nicht gewußt hatte, 
daß fie, in ſchwangerem Zuftand von einem Dritten, die 
Ehe mit ihm eingegangen batte. 


75) Befhluß des ES. d. K. GP. f. d. NK. vom 
30. Mai 1852, die Nicht-Exiſtenz eines privilegirs 
nn 


S. oben Nro 34. 55. und Ergänzung: Band zum Gtaatt- 
und Kegierungd-Vlatt ©. 71—74. 
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ten Kori in Dispenfationd: Fällen in Ehe⸗-Sachen 
betreffend. 

Durch Erlaß des E.S. d. 8. G. H. f. d. N.K. vom 
50. Mai 1832 wurde aus Veranlaſſung eines Specialfalles 
ausgeſprochen, daß die geſetzlichen Beſtimmungen (der Juſtiz⸗ 
Novelle vom 15. Septbr 1822 $. 3.) über den Gerichtsſtand 
der Exemten, auf Dispenfationdfälle, ald auf Onadenacte, des 
ren Erledigung theilmeife an die Ehe⸗Senate, theilweife an die 
gemeinfh. Oberamts-Gerichte, ohne Unterfchied der nach» 
fuchenden Perfonen delegirt fey, Feine Anwendung finden, 


76) Erlaß des 8. JM. vom 31. Auguft 1852, die 
MeifesKoften des Dberamtd:NRichterd oder Decand 
in Ehe-Sachen betreffend, 

Durch Erlaf d. K. J. M. vom 31. Auguft 1852 wurde, 
im Einverftändnig mit ben K. F. M. verfügt, daß die Reifes 
Koften, welche bei ehegerichtlichen Verhandlungen durch die 
Entfernung des Wohnorted eine der beiden das g. D.A.®. 
oder A.G. bildenden Beamten veranlaßt worden, von dem 
Staate, beziehungsmeife der Standeöherrfchaft zu tragen, 
daher von dem E.S. auf die betreffende Sportel:Caffe an⸗ 
zumeifen find, worauf fie von dem an die Camerals bes 
ziehungsweiſe ftandeöherrliche Rent-Aemter abzuliefernden Bes» 
trag der Sporteln in Abzug zu bringen find; dagegen habe 
ed bei der Beftimmung der Minifterial: Verordnung vom 
7.Sanuar 1822, Punkt 5. (St. u. R.Bl. ©. 9) fein Ber 
bleiben, wornach, wenn auf daß eigene Verlangen ber Pars 
thieen die ReifesKoften herbeigeführt werden, diefelben folche 
auch fortan zu übernehmen haben. 


77) Erlaß des 8. O. Tr. vom 20. September 1832, 

die Beerbung der im Audlande obne landesherr— 

lihe Erlaubniß getrauten und dort auch geftorbes 
nen Württemberger betreffend. 

Diefen über Rechtöfragen, welche in mehrfacher Be— 
ziehung von hohem Intereſſe find, ſich verbreitenden Erlaß 
glaubte man hier nicht blos im Auszug, fondern feinem gan 
ken Inhalte nach aufnehmen zu müſſen. 
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Es handelt fich hier von den Folgen in Beziehung auf Beer- 
bung im Audlande geftorbener Württemberger, welche aus der 
Uebertretung der allerdings ganz fingulären K. Verordnung v. 
4. Sptbr 1808, die Trauungen K. Untertbanen außerhalb des 
Reichs betreffend — St. u. R.Bl. 1808 S. 449 — entfteben. 

Bergl. aud) die Normalien Nro 4. 42. 85. 86. 

Erlaß des K.Ober-Tribunals an den 8. Gericht 
Hof zu Ellingen, d.d. Stuttgart den 20. Sep 
tember 1852. 

In Folge einer Weifung des K. Juſtiz-Miniſterium 
hat da8 Dber : Tribunal an daffelbe über zwei Fragen in 
Betreff der Beerbung der im Auslande ohne landedherrliche 
Erlaubnig getrauten und dort auch geftorbenen Württem⸗ 
berger qgutächtlichen Bericht erflattet. Nachdem bad R. 
Juſtiz-Miniſterium fi mit der in diefem Berichte entwi⸗ 
delten Anficht einverftanden erklärt bat, fo hält man, ın fo 
ferne die gedachten Fragen bei den K. Gerichten Fünftig im 
einzelnen Fällen zur Sprade kommen dürften, für anges 
meffen, die K. Gerichtähöfe von dem Gegenftande und In⸗ 
halte de8 gedachten Gutachtens in genaue Kenntniß zu fehen, 

Die dem Dbers Tribunal vorgelegten beiden Fregen 
ſind namentlich folgende: 

1) Können hierländiſche Verwandte von Württembergern, 
die ohne landesherrliche Erlaubniß ſich im Auslande 
verheirathet haben und daſelbſt geſtorben ſind, der 
Ausfolge des Vermögens an die hinterlaſſenen Witt⸗ 
wen und Kinder derſelben die aus der K. Verord⸗ 
nung vom 4. September 1808 hervorgehende Eins 
wendung der Nichtigkeit der gefchloffenen Ehe entge- 
gen halten? 

und, im Bejahungsfalle: 

2) wird, im Falle der Revalidirung folder Ehen durch 
landesherrlihe Dispenfation , auch der Werth jener 
Einwendung befeitigt ? 

Das ObersTribunal glaubte diefelben auf nachſtehende 
Beife beleuchten und beantworten zu müuͤſſen: 
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Bu 1. Die K. Verordnung vom 4. September 1808 
(Reg.Bl.-S. 449) erklärt die von einem Inlaͤnder gefchlofs 
fene Ehe, wenn die Trauung ohne vorher eingeholte und 
ertbeilte landesherrliche Erlaubniß außerhalb des Königs 
reichs gefchieht, für nichtig, und die Normal: Refolution 
vom 16. December 1812 läßt eine foldye Trauung im Auss 
Iande ohne befondere Erlaubnig ausnahmsweiſe nur alddann 
zu, wenn bei Heiratben mit Ausländerinnen die dreimalige 
Verkündigung in dem Wohnorte ded Bräutigamd Statt 
gefunden bat, und der weltlichen und geiftlichen Obrigkeit 
des Wohnorts zuvor Anzeige gefcheben ıfl. Hieran ift bis 
jetzt nichts gefehlich geändert, und der Gab, daß eine von 
einem württembergifchen Unterthbanen im Auslande gefchlofs 
fene Ehe alsdann, wenn die Trauung ohne zuvor einge» 
holte befondere Erlaubnig der zufländigen K. württember—⸗ 
gifhen Behörde geſchah, nichtig fen, fleht zur Zeit immer 
noch ald Regel fett. 

Iſt nun ein Württemberger, welcher in einer folchen 
nad den Geſetzen feined Baterlandes fir ungültig zu erach« 
tenden Ehe im Ausdlande gelebt hat, mit Hinterlaffung einer 
Samilie geftorben, fo wird ınan zwar, bei Beurtbeilung 
der Nechtd s Anfprüche feiner Hinterbliebenen auf das von 
ihm hinterlaffene,, im Königreiche noch befindliche VBermös 
gen im Allgemeinen von der Vorausſetzung ausgeben ınüfs 
fen, er fey nicht verebelicht gewefen ; ed wird jedoch in die» 
fer Hinfiht eine Ausnahme rechtlih eintreten, wenn der 
Ehegatte, mit welchem der Berftorbene im Auslande getraut 
war, in einer putativen Ehe lebte, namentlih in Anfehung 
derjenigen Zeit, während mwelcher die vermeintliche Ehe bes 
ftand. Diefe Ausnahme ift aber von der Art, daß fie die 
Anwendung der Regel in den meiften Fällen ausfchliegen 
wird. 

Eine putative oder eine vermeintlihe CheFift nad 
Rehtögrundfäsen vorhanden, wenn bei dem Daſeyn eines 
vernichtenden EhesHinderniffes, beide Ehegatten, oder auch 
nur einer derfelben, im guten Glauben war, und die Ehe 
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mit Beobachtung der kirchlichen Feierlichkeit gefchloffen 
murde. Sie feht voraus, daß, wenn nicht beide, doch der 
eine Theil, fib in einem Irrthume befunden babe; ein 
Irrthum, welcher in der Michtfenntniß des vorhandenen 
vernichtenden Ehe: Hinderniffed beftebt. 

Hiebei verfteht ed fich von felbft, daß wenn nur der 
eine Theil im Irrthum war, auh nur in Beziehung auf 
diefen und die betreffenden Kinder von dem Vorbandenfeyn 
einer putativen Ehe die Rede ſeyn kann. 

Sb alddann, wenn der Srrtbum lediglich in der Nichts 
Kenntniß des geſehlichen Verbots beftebt, diefe Nicht: Kennts 
niß, weil fie nur ein Irrthum im Nechte ift, zu beachten 
fey? darüber ift Streit unter den Rechtögelehrten. Hertiuß, 
der Haupt » Schriftfteller in diefer Materie, bat in feiner 
Differtation de matrimonio putativo $.17. (©. 369, 370 
des I. Theils feiner opusc.), wie und fiheint, befriedigend 
audgeführt, daß zwar ein Irrthum im Rechte in der Regel 
bier nicht entfchuldige, jedoch eine Ausnahme alddann eins 
trete, wenn der Irrthum fich als fehr wahrfcheinlich dars 
fehlt, und eine abfichtliche Gefehed = Uebertretung billigers 
meife nicht vermuthet werden Fann, indbefondere, wenn es 
fh von der Nicht-Kenntniß eines rein weltlichen Ehe⸗Ver⸗ 
botd bei einer Frauens⸗Perſon handelt. 

Die letztere Ausnahme wird in den meiften Fällen von 
der oben bezeichneten Befchaffenbeit zutreffen, indem am 
häufigften die Ehefrau eine Ausländerin feyn wird, und ed 
ſich faft immer ald wahrfcheinlih annehmen laſſen dürfte, 
dag dad betreffende Verbots-Geſetz nie zu ihrer Kenntniß 
gelangt fey. Uebrigens wird fih dad Urtheil, ob gegebene 
Erbſchafts-Anſpruͤche der Hinterbliebenen eines im Auslande 
ohne Erlaubniß getrauten Württembergerd unter die gedachte 
Regel oder unter die Ausnahme zu fubfumiren find, ledig— 
lich auf eine forgfältige Beleuchtung der in jedem einzelnen 
Fall in Betracht kommenden befondern Verhältniffe grüns 
den müſſen; was bei beftrittenen Rechten eine Erörterung 
im. Proceßwege erbeifcht. 
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Zeigt ed ſich alsdann, daß die Ehe in die Kategorie der 
putativen Ehen gehöre, fo ift die rechtliche Folge, daß dem 
irrenden Ehegatten alle Rechte eines wahren Ehegatten zus 
fteben und feine Kinder als legitime Kinder behandelt wer: 
den müſſen; 
L. 57. $. 1. D. de rit. nupt. (23, 2.) 


L. 4. C. de incest. et inutil. nupt. (5, 5.) 
Cap. 2. 8. 11. 14. X., qui fil. sint legit. (4, 17.) 


daß mithin in dem gefehten Fall jener und diefe Erbrechte 
geltend machen Fönnen, und die Einfpradhe der inländifchen 
Seiten-VBerwandten gegen die Audfolge des Vermögens hin» 
wegfällt. 
Diieſem nach dürfte die obige erſte Frage dahin beants 
mwortet werben, 

dag die Seiten : Verwandten mit ber bezeichneten Eins» 

fprache in allen einzelnen Fällen, wo fie nicht von den 

Betheiligten anerkannt wird, auf den fürmlichen Rechts» 

weg zu verweifen fenen, und diefer Einfpradhe nur in fo 

fern eine Wirkung beigelegt werden koͤnne, als fie von 

den Gerichten beachtet wird. 

Anlangend 
Zu 2. die weitere Frage: 

ob die Tandeöherrliche Nevalidirung einer von einem 

MWürttemberger — ohne die erforderlihe Erlaubniß im 

Auslande gefhloffenen Ehe die Einfprache feiner inländis 

[hen Verwandten gegen die Audfolge feines nachgelaffes 

nen Vermögens an feine Wittwe und Kinder befeitige ? 
fo bat die NRevalidirung einer Ehe durch nachträgliche geift: 
lihe Dispenfation, nah der Iheorie der Fatholifhen Ca⸗ 
noniften, die Wirkung, daß diefelbe in jedem Betradt und 
von Anfang an ald eine vollkommen zu Recht beftebende 
Ehe angefehen wird, 


J. H. Boehmer, dissert. de Romana ecclesia matre 
indulgentissima $. 54. (im 4. Bande des proteſtantiſchen 
Kirdenreht3 ©. 53. 54. der 3ten Außgabe.) 

Namentlich Iegt dad Cap. 8 X. qui filii sint legit. 


(4, 17.) der nachträglichen Dispenfation binfichtlich der Erb⸗ 
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rechte der vor Ertheilung berfelben vorhandenen Kinder aus⸗ 
druͤcklich ruͤckwirkende Kraft bei. 


Die Grundfähe des proteftantifchen Kirchenrechts laſſen 
ed zwar in Anfebung der Vermögens-Rechte der Ehe:Gats 
ten und ihrer Kinder, namentlich in fo fern fie mit Rechts⸗ 
Anfprüchen Dritter collidiren, im Allgemeinen als bedenk⸗ 
lich erfheinen, der Dispenfation, fie mag nun als geiftliche 
oder als weltliche zu betrachten feyn, ru dwirfende 
Kraft beizulegen, 


J. H. Boehmer, jus eccles. protestantium lib. 4. tit. 
17; §. 41. 


Ex post facto verum nascitur matrimonium, si in 
gradu prohibito et sic nulliter quidem contractum, 
ei tamen postea accessit dispensatio superioris, quia 
ab eo tempore in verum degenerat matrimonium et 
liberi postea nati legitimi sunt. 


Es kommt aber in Beziehung auf die obige Frage in 
Betracht, 

a) daß Das vorausgeſetzte impedimentum dirimens Durchs 
aus Fein canoniſches, fondern ein rein politifches iſt, 
deſſen Hebung allein von der höchften Staatsgewalt 
ausgeht, daher die Revalidirung um fo weniger die 
Erneuerung einer kirchlichen Zeierlichfeit erfordern 
fann, und 

b) daß jedenfalld, wenn man auch die Ehe erft von der 
Zeit der Revalidirung an ald gültig betrachten wollte, 
die vorher geborenen Kinder ald per subsequens ma- 
trimonium fegitimirt anzufeben find, dieſe aber ges 
meinrechtlih und abgefehen von den befondern, bei 
Zehen: und Fidei: Commiß-Gütern eintretenden Vers 
bältniffen die Rechte der Iegitim Erzeugten und Ges 
borenen haben, 

Aus diefen Gründen möchte im Allgemeinen für unbes 
jeifelt angenommen werden, daß im Tall der gedachten 
Revalidirung auch die vorgebornen Kinder als legitim zu 
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- betrachten, mithin üͤberhaupt die obige zweite Frage beja 
hend zu beantworten ſey. 

Sollten indeſſen die Partheien dieſe Frage denn doch 
zur gerichtlichen Erörterung bringen wollen, ſo wird ihnen 
dieſes nicht verwehrt werden können, indem die vorſtehende 
Anſicht nicht die Stelle einer geſetzlichen Norm vertritt ꝛc. ꝛc. 


78). Schmwäge rfchaft, illegitime, in dem erften Grad 
der Seiten-Linie — ob difpenfabel*)? 

Der E.S. d. 8. D.Tr. ſprach fih in einem ausführ— 
li motivirten Bericht vom.21. Auguft 1833 an das K. 
HM. hierüber gutächtlih dahin aus, 
| 1) daß ed nach den von den E. G. aufgeftellten Grund« 
fähen zwar nicht in der Befugniß der ebegerichtlichen Bes 
börden Tiege, eine Diöpenfation von dem erftien Grade der 
illegitimen Schwägerfchaft in der Seitenlinie, e8 möge die 
Ehe eined Mannes mit der Schmwefter einer von ihm ges 
ſchwächten noch lebenden Weibs = Perfon oder die Heirath 
einer Weibd = Perfon mit dem Bruder ihred noch Tebenden 
Schmängerer8 bezwedt merden wollen, zu ertheilen, daß 
hingegen 

2) der Ertheilung einer folhen Didpenfation in beis> 
den bezeichneten Fällen von Seiten des Ober-Biſchoffs der 
evangel. Zandesfirche, bei vorwaltenden befonderd dringens 
den Umſtänden, bauptfählid zu Vermeidung größeren 
Uebeld und Öffentlichen Aergerniffes, durchaus Fein, nicht zu 
befeitigendes, Hindernig im Wege ftebe. 

Neuere allerböchfte in dergleichen Didpenfationd: Fällen 
ergangene Entſchließungen, indbefondere in dem Falle des 
Heiratbögefuches der $. ©. von 3. mit dem U. M., dem 
Bruder ihres umebelichen Schmängererd, und des %. Chr. 
W. v. ©. mit der E. W. Schwefter der von ihm. außers 
ehelich Geſchwächten, ergeben, daß die in gedachtem Gut: 


) Verol. hierüber die Ehe-Gericht3-Präjudicien- Sammlung Nro 
AIX. II. Bd ©. 154 d. Monatfchr. und die Anmerkungen dazu 
*5) und ***) in Nro 34. der Normalien-Sammlung. 
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achten ausgefprohenen Anſichten allerbäcften Orts Aner 
fenntniß gefunden haben. 


79) Die Ergänzung ded elterliden EConfenfes 
zur Verebelichung der Kinder betreffend. 
Der E.S. d. K. D.Tr. fprach fid) in einer Note vom 

15. März 1827* an den E.S. d. 8. 8.9. f.d. D.Kr. 

über die fcheinbar ſich widerfprechenden Gefepeöftellen ED. 

P.1C 2. F. 1— 3. und E.G. O. P.2.C.69.1—5. 

einer — E.G.O. P. 2. C. 6. $. 6. andererſeits dahin aus, 

daß dieſe verſchiedenen Stellen wohl mit einander vereinbar 
ſeyen, und zwar in folgender Art. Die erſtgenannten Stel⸗ 
len, aus den firengeren Beflimmungen des älteren Kirchens 
rechtd hervorgegangen, feyen fo zu verfteben, daß die Eltern 
für ihre Einfprache gegen ein ohne ihr Wiffen und Willen 
eingegangened heimliches Ehe: Berlöbniß ihrer Kinder ſchon 
dadurch fundatam intentionem haben, wenn fie fih nur 
darauf berufen, es fey alles ohne einiged ihr Wilfen und 

Willen vorgegangen, Dagegen ſey ed denn Sache der Kine 

der, nach Maaßgabe des $. 6. des C. 6. P. 2. d. E.G. O. 

darzuthun, daß dieſes nicht unbedächtlih, nicht ohne alle 

rechtinäßige billige Urfache, und nicht aus muthmilligem 

Ungehorfam gefcheben fey. Haben die Kinder auf folche 

Weiſe ihre Einreden begründet, fo werde es allerdings darauf 

ankommen, wie die Eltern folche zu entkräften vermögen ; 

lestere feyen daber hierüber weiter zu bören, und ſey 
hiernächſt, nah Maaßgabe der Umflände, das Verlöbnig 
für nichtig zu erklären oder der Conſens zu fuppliren. Diefe 

ErflärungdsArt dürfte nicht nur den Worten und dem Sinne 

des Geſetzes entfprehen, fondern fie werde auch durch bie 





*) Diefe Note ded E.S. d. 8. D.Tr. findet erft hier ihren Plag, 
da fie erft fpäter aus Veranlafung eined Specialfalles zur Kenntniß 
des E.S. d. 8. 8.9. f. d. N.Kr. fam, welder von da an.aber 
dann die im jener entwidelten Anfichten über die Außdlegung der 
fheinbar mwiderfprechenden Stellen der E.D. und E.G.O. über die 
obgedachte Frage fih zur Richtſchnur nahm. 

onatſcht. f. d. Iurispf. IV. Bd. 1. Abt 6 
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Analogie -ded ſonſtigen Verfahrens in Eheſachen unterſtützt, 
und der Vorwurf beſeitigt, daß der Geſetzgeber in zwei ſo 
nahe aneinander gerückten Geſetzesſtellen mit ſich ſelbſt in 
Widerſpruch gerathen ſey. 

Mit den hier von dem E.S. d. K. O. Tr. ausgeſpro⸗ 
chenen Anſichten vereinigte ſich auch der E.S. d. K. G. H. 
f. d. N.Kr. und legte dieſelben feinen in neuerer Zeit über 
ben fraglichen Gegenſtand erfolgten Entſcheidungen zu Grund. 


80) Beſchluß d. E.S. d. K. G. H. f. d. NKr. vom 19. 
November 1834, die Geſuche um Dispenſation von 
der Mittwochs⸗Copulation betreffend ®). 

Der E.S. d. 8. G. H. f. d. N.K. ſprach ſich auf eine 
dißfallſige Anfrage des O. A. G. W. den 19. November 
1854 dahin aus, daß dergl. Geſuche, als eine causa mixta 
betreffend, ftetd von den gemeinfchaftlichen Unterämtern und 
den BREMEN DER Dberamts » Gerichten zu behandeln 
feyen. 


81) Befhluß des ES. d. K. 8.9. f. d. NK. vom 
28. Januar 1835 den Sportel:Anfah für die Erlaubs 
nißertbeilung zur Wiederverheirathung eines wegen 
Ehebruchs geſchiedenen Ehegatten an dem Wohn 
ort feiner gefhiedenen Ehefrau betreffend ®®), 

Der E.S. d. 8.8.9. f. d. N.K. fprach ſich in einem 
Erlaſſe vom 28. Januar 1835 an dad gemeinfchaftliche 
O.A.G. C. in einem Specialfall dahin aus, daß bier neben 
der Sportel von 2ofl. für die dem ebebrüchigen Theil ges 
gebene Erlaubniß zur Wiederverebelihung, noch weiter da⸗ 
für, daß diefe bier am Wohnorte der gefchiedenen Ehefrau 
erfolgt , die Sportel von ifl. zokr., im Ganzen alfo 2ıfl. 
zokr. Sportel anzufepen ſeyen 99%), 


*) Ueber diefen Gegenftand vergl. auch die Normalien Nro 48. 
50. 89. 95. 

es) Vergl. hierüber oben Niro 47. 

29) Nachdem durch Art, 6. ded neueren Geſetzes vom 22. Juli 
1836 noch einige Abänderungen in dem proviſoriſchen Geſetz über 
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62) Beſchluß des E.S. d. 8.8.9. fe d. NR. vom 21. 
Jan. 1855 über die Frage, ob die Proclamation der 
Minderjährigen ohne Dispenfation zuläßig fey? 
Der E.S. d. K. 89. f. d. NK. ſprach fih aus Ans 
laß eines Specialfall8 in einem Erlaffe vom 21. Januar 
1835 an das gemeinfhaftlihe OAG. L. auf deffen Anfrage: 
Ob dad Ehehindernig der Minderjährigfeit das Firchliche 
Aufgebot ausfchliege ? 
dahin aus, dag wenn ein mit Zuftimmung des Pflegers 
abgefchloffened gültiges Ehe sVerlöbniß des Minderjährigen 
vorliege,, und deffen Eopulation al8bald nach dem Eintritt 
feiner natürlichen Boljährigkeit beabfichtigt werde, man feis 
nen Grund finde, die Proclamation während der Minder— 
jährigfeit ded Bräutigam zu verhindern, 


85) Erlaß ded K. J.M. vom 21. Februar 1835, die 

Diöpenfation von dem Ehe-Verbot der Trauerzeit 

bei Wittwen vor Abflug der achtzebenten Woche 
betreffend ®) 

Auf die Anfrage des ES. d. 8. G. H. f. d. MR. 
wen die Entfcheidung über Dispenfationsgefuche der eben 
angeführten Art zuftehe, wurde dem Senate zu erfennen 
gegeben, daß die Beftimmungen des früheren Normal» Ers 
laffed vom 30. November 1824, wornach dergl. Dispenfas 
tionen nicht von den gemeinfchaftliden Oberamts⸗-Gerichten 
zu ertbeilen, noch in Wirffamfeit feyen, und die Aufnahme 
diefed Dispenfationd:Falles in daB der Snftruction zur Bes 
handlung des Sportelmefend bei den Oberamts- -Gerichten 
d. 2. Mai 1831 beigegebene Verzeichniß lediglich in einem 
Verſehen ihr ihren Grund babe. 
die Notariatd-Sporteln betr., der in dem dem allgem. Sportel-Gefes 
vom 23. Juni 1828 Art. I. beigefügten Sportel» Tarif enthaltene 
Satz: „Diöpenfationd-Ertheilungen in nicht namentlich ausgedrück⸗ 
ten Fällen“ Afl. zokr. aufgehoben wurde — Reg.Bl. 1836 S. 299 
363 — kann in dem unter Nro 81. oben aufgeführten Kalle nur 
noh ein Sportel-Anfag von 20fl. flatt finden. 

*) Bergl, oben Nro 31. und unten Nro 84., auch Nro XI. der 
Prajudicien- Sammlung. 
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84) Erlaß des K. I.M. vom 27. Februar 1835, den 
Sportels Anfap für die Didpenfation zum Birdlis 
hen Aufgebot während der Trauerzeit betreffend 
Nach diefem Erlaß wird biefür der gefebliche Sportel⸗ 
Anfab für Dißpenfationd » Ertheilungen in nicht namentlich 
audgedrüchten Fällen als begründet erflärt und bemerkt, daß 
es bios einem Ueberfeben zuzufchreiben fey, daß in der 
Auftruction zur Behandlung des Sportelmefend. bei den 
O.A.G. vom 2. Mai 1831 unter dem Artifel „Dispenſa⸗ 
tionsertbeilungen in nicht namentlich audgedrüdten Fällen‘ 
des vorgedachten Falles dort nicht Erwähnung geſchehen ®). 


85) Trauungen 8. Unterthbanen im Ausland, aber 
niht am Wohnort oder Geburtdort der Braut — 
SportelsAnfab biefür*?). 

Das K. Z.M. ertbeilt in folchen Fallen die Dispen⸗ 
fation, und der E.S. hat hiefür die Sportel von 2ofl. ans 
zufepen — mie died durch die Erlaffe ded K. J. M. vom 
18. November 1828 und 20. Juni 1855 verfügt if. 


86) Revalidirung einer im Auslande gefchloffenen 
Ehe — Didpenfation hievon und Sportel biefür. 

In einem Specialfalle, wo die Trauung im Auslande 
zwar im Wohnorte der Braut erfolgt war, jedody gegen bie 
Vorfihrift des Art. VII. des Rel.:Edictd vom 15. Dctober 
1806 durch einen andern Parochus, ald denjenigen der Cons 
feffion des Bräutigamd, und gegen die Beſtimmung der 
Verordnung vom 16. December 1812 ohne vorgängige drei— 
malige Proclamation im Wohnorte ded Bräutigams, wurde 
durch Z.M.E. vom 20. Juni 1855 ausgeſprochen, daß die 
Dispenfations » Ertheilung von den eben angeführten, der 


— 


. *) Die Beſtimmung des $. 6. des Gefeged vom 22. Juli 1836, 
wodurd die frühere Sportel von Afl. 30fr. für Dißpenfationen in 
nicht namentlih ausgedrüdten Fällen aufgehoben wurde, findet nun 
auch auf obigen Fall Anwendung. 

“>, Vergl. Nro 4. 42. 77. 86. 101. und Präjudicien- Sammlung 
Nro X. 





85 


Gültigkeit der Trauung im Auslande im Wege ftebenden 
Hinderniffen dem betreffenden E.S. zuftebe; und biefür 
die Sportel für die Didpenfation von dem dreimaligen 
firhlichen Aufgebot mit 2ofl., fomwie für die Trauung durch 
einen andern Geiftlichen, als den der Eonfeffion des Bräus 
tigams, die Sportel für die im Sportel-Gefeh nicht nament⸗ 
lih ausgedrüdten Bälle mit ıfl. 30fr.*) anzufepen fey. 


87) Eircular:Erlaß des E.S. d. 8. G. H. f. d. N. Kr. 

an ſämmtliche demſelben untergeordneten gemein— 

ſchaftlichen Oberamts- und Amts-Gerichte vom 

2. Juli 1834, die Bezeichnung der Religions-Ver— 

bältniffe der Partbeien in den an den E.S. einzus 
fendenden Alten betreffend. 

Diefer Eircular-Erlaß bedroht für den Fall der Nichts 
beachtung diefer Vorfchrift jeden der beiden, dad gemeins 
fhaftlihe Bezirks» Gericht bildenden, Beamten mit einer 
Drdnungd-Strafe von einem Reichöthaler. 


88) Beſchluß des ES, d. 8. G. H. f. d. N.Kr. vom 
9. September 1835, die Unftatthaftigfeit der Traus 
ung am Tage des lebten firdhlichen ld 
betreffend. 

Der E.S. d. 8. 8.9. f. d. N. Kr. ſprach fih in eis 
nem Specialfalle auf die diedfallfige Anfrage ded gemein» 
ſchaftlichen Oberamts-Gerichts B. den 9. September 1835 
dahin aus, daß eine Dispenfation von den Verbot der 
Trauung am lebten Tage der VBerfündigung der Natur ber 
Sache nad nicht ftatt finde, weil ſolche fonft blos illufos 
rifch wäre, 


89) Beſchluß des ES. d. 8. ©.H. f. d. R.Kr. vom 
9. September 1835, darüber, ob die Dispenfation 
von der Mittmochd:Copulation**) auch die Dispenfas 


°) Nach $. 6. des Geſetzeß vom 22. Juli 1836 ift bie letztere 
Sportel nit mehr anzufegen. 
©) Veral. Nro 48. 50. 80. 95. 
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tion von dem Verbot einer feierlihen Hochzeit in 


fih fliege? 

Der E.S. d. 8. 8.9, f. d. N.Kr. ſprach ſich in eis 
nen Specialfalle dahin aus, daß durch die Dispenfation 
von der Mittwochd : Trauung die dispenfirten Perfonen — 
daB Kränzchen » Tragen ausgenommen — ganz in die Rage 
Derjenigen verfegt werden, welche dad Recht zu Hochzeiten 
an einem ehrbaren Tage haben, und daß ihnen daber das 
Necht zuftehe, am erften Hochzeitd:Tage tarfrei Muſik und 
Tanz zu halten. 


90) Circular⸗Erlaß ded E.S. d. K. G. H. f. d. N vom 

25. November 1835 an die demſelben untergeordne— 

ten gemeinfchaftlichen Bezirf8: Gerichte, die Vor: 

nahme der Verhandlungen in Ehe: Sachen bei den 

gemeinfhaftlihen Oberamtd: Gerichten, Notbfälle 

ausgenommen, durch die Oberamts-Richter felbft 
betreffend. 

Diefer Eireular : Erlaß fihärft die diedfallfige, für die 
damald noch mit den Ehe-Sachen beauftragten gemeinfchaft> 
lihen DOberämter gegebene Beftimmung der Königl. Vers 
ordnung vom 7. Januar 1822 sub Nro 7. (Staatd: und 
Negierungs:Blatt ©. 9) den ihm untergeordneten gemein» 
ſchaftlichen Bezirks-⸗Gerichten ein. 


91) Entſcheidung des ES. d. K. G. H. f. d. N. Kr. 
vom 30. März 1836, darüber, ob ein Klage-Recht 
auf Ehe-Scheidung bei gemiſchten Eben dem katho— 
lifhen Theil zuftehe *)? 

Durch Erlaß de E.S. d. 8. 8.9. f. d. N.Kr. vom 
30. März 1856 wurde der Korbmacher J. C. Sch. von W., 
katholiſcher Eonfeffion, melcher gegen feine der prote 
ſtantiſchen Eonfeffion angebörende Ehefrau, nachdem dieſe 
Zwangsgrade, um fie zur Kortfegung der Ehe anzuhalten, 


©) Ueber die Campetenz bed proteflantifhen Ehe-Gerichtd in En 
Streitigkeiten bei gemifchten Ehen f. oben Mro 6. 
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erftanden, um Erkennung des Ehe⸗Scheidungs⸗Proceſſes mer 
gen bebarrlicher Weigerung in Fortſetzung der Ehe gebeten 
batte, mit diefem, ihm als Katholiken nicht zuftehenden Ges 
fuche abgemiefen. 

(Zortfegung folgt.) 





| Ad VE 
Correfpondenz- Artikel. 


YHeber die Minne-Gerichte des Mittelalters. 
(Fortfegung und Schluß der Mittheilung in ®d II. pag. 513 fi.) 
(Bon dem NHedacteur.) 

Da dem Redacteur von einigen Seiten her befannt geworden 
ift, daß fih manche Lefer unferer Zeitfhrift für den obenerwähnten 
Gegenfland intereffiren, und die frühere diedfallfige Mittheilung 
nicht ungünftig aufgenommen haben, fo liefert er hier noch einige 
weitere Notizen hierüber, 


Man erflärt fich die eigentliche Entftebung der Minne⸗ 
Gerichte damit, daß es zu den Spielen des Ritrerthums 
und den Uebungen der Troubadours gehört babe, ftreitige 
Tragen über dad Minnes Wefen aufzuftellen und bierüber 
poetifche Wettlämpfe — Tensons (von Contentio zu deri⸗ 
viren) — abzuhalten, bei weldhen dann Damen die Ents 
fheidung zu geben hatten. 

So entftanden die Vereine, ‚welche eine der Organifas 
tion und dem Verfahren der damaligen Gerichte ähnliche 
Form annahımen, und mit dem Namen Cours d’amour — 
Minne: Höfe — bezeichnet wurden. 

Bon den eilf Minne » Höfen, deren Befteben unferer 
Zeit überliefert wurde, war auch einer zuParıs, und man 
bat noch Aftenftüde, welche fi) auf dad Gefuch eines Her 
zogs von Drleand, Ehren » Mitglied deffelben zu werden, 
beziehen. Petrarca's Laura de Sades war (um dab 
Jahr 1541) Mitglied des Minnes Hofes zu Avignon. Bon 
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mehreren Minne» Höfen haben wir Verzeichniffe der Mit⸗ 
glieder und Chargen, deren Anzahl unbefchränft und zufäl« 
lig gemefen zu ſeyn fiheint. Der Präfident beißt bei ein» 
zelnen Minne» Höfen prince d’amour, bei andern kommen 
Damen ald präfidirend vor. 

In der Königl. Bibliorhef in Paris finder fih ein 
(unvolftändiges) Manufeript, wornach der dortige Minne⸗ 
Hof aus einer fehr großen Zahl von Mitgliedern und Chars 
gen (morunter fogar fechd Huiffiers) beftanden haben muß. 
Diefer MinnesHof ſcheint aber auch ein Obergericht gebils 
det zu haben, und mehrere Unterrichter, oder wie es fcheint, 
einzelne Gerichts Beamte unter denfelben geftanden zu feyn, 
worunter man böchft fonderbar klingende Titel, 3. B. Of- 
ficiale, Vicaire et promoteur d’amours, Conservateur 
des hauts privilöges d'’amours, Marquis des fleurs et 
de violeites d’amours etc. liedtt. Die Competenz ber 
Minne » Höfe erftredte fih, befonderd Anfangs, blo8 auf 
foldhe Perfonen, welche dem Nitter: Orden der betreffenden 
Provinz angehörten. Allein es kommen auch Beifpiele eis 
ned allgemeineren Einfihreitend der Minne-Höfe vor. 

Was bei dem Treiben der Minne-Höfe Manches aufs 
fallend und dunkel erfcheinen laßt, ift der Umftand, daß 
ihre Thätigfeit dad eine Mal bloßed Spiel und Scherz, 
das andere Mal wirklicher Ernft war, und daß auch da, 
wo der Streithbandel ernfllih war, in die Verhandlungen 
felbft Manches eingemifcht wurde, was mwenigftend bei uns 
wie Scherz ausſieht. 

Das Verfahren bei denfelben war in der Negel mündlich, 
doch findet fih auch ausnahmsweiſe fehriftliched vor. Klä> 
ger, Beklagter, Bertheidiger, Generals Procurator (procu- 
reur general d’amours) und deffen Subftituten (gens d’a- 
mours) treten auf und fprechen wie in andern Gerichten ; 
der außer den Barrieren ftebende Angeklagte wird von dem 
Huifjier aufgerufen, nad) abgelegten Waffen eingeführt, und 
wählt ſich dann feinen Vertheidiger ; allein der Gerichts: 
Saal ift mit Gras und Blumen befiremt und verziert; ber 
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Auiffier und der Advocat des angeflagten Ritters find Dar 
men, und der Angeflagte darf am Ende feinen Defenfor 
— füffen ®). 

Erfenntniffe und Entſcheidungs-Gründe murden in der 
fonft üblichen Form erlaffen ; Rechtömittel konnten ergriffen 
werden, wobei der Appellationd = Zug nicht blo8 von den 
fhon erwähnten Unterrichtern an die Minne- Höfe, fondern 
auch von einem Minne » Hof an den andern gieng. Die 
Strafen, melche man in den Erfenntniffen diefer Gerichte 
findet, find: Ausſtoßung aus der Gefellfchaft (bannissement 
du royaume d’amour), Confidcationen (fogar ded ganzen 
Berndgend), Ausftellungen **), felbft Förperliche Züchtiguns 
gen, Was die wohl Jedem fich aufdringende Frage über 
die Vollziehungsd = Gewalt diefer Gerichte betrifft, fo wird 
folhe im Allgemeinen wohl am Einleuchtendften dadurd 
beantwortet, daß ed Gefellfchaften, die aus Perfonen bes 
ftanden, welche die Verhältniffe und die öffentlihe Meinung 
ihrer Zeit in allen Beziehungen beherrfchten, wohl aud 
möglich geworden feyn muß, den Ausſprüchen diefer Ges 
sihte Kraft zu geben; in welchen Formen dies gefhah und 

©) Mie übrigens derartige Proceffe am Ende fehr ernftlihe Wen⸗ 
dungen annehmen fonnten, finden wir in Folgendem. Wilhelm 
v. Cabeſtaing war von Eleonore v. Cominge und deren Kam⸗ 
mermäbdchen der verlegten Galanterie angellagt. Bei der Verbands 
lung diefed Proceffed wählte der Angeflagte die Dame Margaretha 
de Taradcon ald Vertheidigerin. Nachdem diefe für ihn plädirt 
hatte, erflärt ein Huiffier: der Hof erlaubt Euch, Euern Advocaten 
auf die Wange zu füllen. Der anwefende Gemahl Margarethen’ 
will dagegen appelliren, wird aber verlacht. Epäter, leſen wir, ließ 
der eiferfühtige Gemabl Wilhelm v. Cabeftaing ermorden und 
deffen Herz feiner Gattin zur Speife vorfegen. 





®*) So wurde eine alte Dame, welche gegen den Minne- Orden 
Schmähungen audgefloßen hatte, mit einer Tafel, auf welder ein 
ganz artiged Verdchen ſtand, audgeftellt, nachdem fie auf den An» 
trag des procureur general d’amours verhaftet und von ben 
gensd’amours fogar auf förperlihe Züchtigung, ————— der 
Bunge und Brandmarlung angetragen worben war. —— 
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wie weit man biebei gieng , dies wird wohl im Dunkeln 
bleiben. 

Mit befonderem —— liest man, daß dieſe Ge: 
sichte nicht blo8 auf Präjudicien bielten, wie dies noch 
beute trob aller Proteftationen gefchiebt, fondern dag man 
auch ein fürmliches Gefeb » Buch in dreißig Artikeln, und 
— damit nichts fehle — auch ein Nachtrags-Geſetz in drei» 
zehn Artikeln hatte, von welchen Lehteren jedoch der 13te - 
Artikel verloren gieng (ohne daß genau erhoben wäre, wel⸗ 
chem Unfall wir den Verluft diefed Artikeld zu verdanken 
baben °]). 

Daß die Eodification zu jener Zeit ihre eigenthürmliche 
Schwierigkeiten darbot, dies fehen wir daraus, mie daB 
Haupt⸗Geſetzbuch der Minne zu Tage gefördert werden 
mußte. Es ift natürlich, dag man fich biebei um Vorgänge 
und Autoritäten umfah , und wie fonnte man ficherer vers 
fahren, als wenn man daB Gefeh » Buch von Arthur’s 
Tafelrunde zu befommen ſuchte. Daß aber daffelbe mit 
fo großen Befchwerlichfeiten und Gefahren erobert werden 
mußte, daß der Mythus einen britannifchen (bretagne’fchen) 
Nitter fi erft mit einigen Niefen berumfchlagen, fchwere 
ritterliche Kämpfe beftehben und ein böchft gefährliches Waſ⸗ 
fer durchſchwimmen läßt, um dad Geſetzbuch aus dem feens 
baften Pallafte zu holen *°), died will um fo weniger eins» 
leuchten, als man e8 dem Geſetzbuche auf den erften Blick 
anfieht, daß der Nitter die Gefepe der Minne wohl überall 
beffer hätte bolen mögen, ald an Arthur's Tafelrunde, 

Zum Beleg biefür einige Artifel ald Probe: 


°) Wenn er nicht mehr werth war, ald die zwölf andern, fo mag 
er wohl verloren feyn. 

©#) Meferent hätte gar zu gerne diefen ganzen Mythus, welcher 
fih in Andreas Cappellanus tractatus amoris findet und an 
Abentheuerlichkeit Alles überfteigt, wad er je in einem Ritter-Roman 
gelefen hat, wiedergegeben, wenn er fich nicht hätte fagen müſſen, 
daß der Raum biefer Blätter doch nicht gar zu flarf für bloß bifto- 
sifche Intereſſen in Anſpruch genommen werben dürfe, | 
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Art. I. Causa conjugii ab amore:non est excusatio 
recta, 

Art. II. Qui non celat, amare non potest. 

Art. VII. Biennalis viduitas pro amante defuncto su- 
perstiti praescribitur amanti. 

Art. XV. Omnis consuevit amans in coamantis aspectu 
palleseere. 

Art. XX. Amorosus semper est timorosus. 

Art. XXIX. Non solet amare, quem nimia voluptatis 
abundantia vexat. 

u. dergl. ın. 


Ganz in ähnlicher Weife lauten die oben erwähnten 
zwölf Artikel: des Nachtrags⸗Geſetzes. 


Man muß in der That die Kunft der MinnesHöfe bes 
wundern, mit der fie Gefebe diefer Art ald Grundlagen für 
ihre Entfcheidungen berbeizuziehen wußten, wie died 3. B. 
mit Art, II. und XXIX. in zmei vor dem Referenten lies 
genden Entfcheidungen gefcheben ift. 

Wie billig, fehlte den Minne: Höfen auch ein Hands» 
buh für ihr Nechtfprehen nicht. Es ift dies dad Werk 
des Andread Cappellanu8 — tractatus amoris — 
welches blos in Ueberarbeitungen auf und gefommen zu 
feyn fheint, und in feiner urfprünglichen Geftalt wohl je: 
denfalls enthalten haben ınag: das Minne-Geſetz, das 
Nahtrags:Gefeb und eine Reihe von Präjudicien — Ent: 
ſcheidungen verfchiedener Minne : Höfe. Diefer Andreaß, 
Cappellan, d. h. Secretär in der Neichd = Canzlei, am 
franzöfifchen Hofe, Iebte um das Jahr 41170 oder noch 
früher. Das Werk deffelben *), welches wir freilich ohne 
Zweifel in ſtark modernifirter Geftalt befigen, ift denn auch 
die Hauptquelle unferes Wiffend über die Minne « Höfe. 

— 
©) Es beſtehen hievon zwei Handſchriften; bie eine in ber Kant 
Dibliotget in Paris, bie andere in Düngen. 
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Mit Vorfiebendem hofft Referent, ein befriedbigendes Bild don 
dem in Frage ftehenden Inftitut gegeben zu haben, wobei er freilich 
entfchuldigend bemerken muß, daß ihm die Quellen nicht vollftändig, 
namentlich die Driginal-Quellen nur in Brudhftüden zu Gebot flans 
den. Schließlich noch ein Paar Proben intereffanter bei den Minne⸗ 
Höfen vorgelommener Fälle. 


1) Eine Entfheidung des MinnesHofd der 
Gräfinvon Champagne. 

Ein Ritter, der mit einer Dame im Minne:Verhältnig 
ftand, war feit langer Zeit über dad Meer in den Krieg 
gezogen. Seine Dame glaubte nidyt, ihn bald wieder zu 
feben, da Jedermann die Hoffnung aufgab, daß er jemals 
zurückkehren würde. Sie fuchte daher einen andern Ritter, 
um in ein ähnliches Verhältnig mit ihm zu treten. Ein 
©ecretär des abmwefenden Ritters widerfepte fich diefem aber, 
und Flagte die Dame ald treulo8 an. Die Dame führte 
Dagegen für fihb an: Da nach den Minne-Gefepen e8 ers 
laubt fey, zwei Jahre nach dem Tode des Minne-Genoſſen 
einen neuen zu ſuchen“), fo müſſe e8 ihr nad) fo langer 
Zeit um fo mehr geftattet ſeyn, folches zu thun, wenn der 
MinnesGenoffe zwar lebe, aber während diefer Zeit weder 
Briefe noch Boten gefendet babe, befonder8, wenn ed an 
Boten keineswegs gemangelt babe. Nachdem über biefe 
Sache mehrere Debatten gepflogen waren, gelangte fie zu 
der Entfcheidung der Gräfin v. Champagne, welde fol: 
genden Ausſpruch that: 

„Sine Dame bandelt unrecht, wenn fie ihren Ritter 
unter dem Vorwande langer Abmwefenheit aufgiebt, falls fie 
nicht gewiffen Beweis befipt, daß er die Treue gebrochen 
und feine Pflicht verlegt habe. Die Abmwefenheit des Mins 
nenden um einer nothmendigen und rühmlichen Urfache wil⸗ 
Ien berechtigt fie nie dazu. Es Fann vielmehr für die Dame 
nichtd fchmeichelhafter feyn, ald aus den entfernteften Ges 
genden ber zu vernehmen, daß der Gegenftand ihrer Minne 
Muhm erwerbe und an den Höfen der Großen auf löbliche 


©) Hiebei wurde ſich auf den oben angeführten Art. VII. des 
Minne⸗Coder berufen. 
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Art verweile. Der Umfland, daß er weder Briefe noch 
Boten gefendet, kann auch aus Rüdfichten einer befonderen 
Klugheit erflärt werden, indem er einem Fremden fein Ges 
beimniß nicht anvertrauen gedurft, Briefe aber von den 
Boten hätten eröffnet werden, oder doch zufällig, falls der 
Bote auf der Reife geftorben wäre, zur Kunde eined Une 
eingemweihten kommen können. 


2) Eine Entſcheidung des Minne-Hofs zu 
Paris?). 

Ein Ritter verklagte ſeine Dame, der er lange Zeit 
gedient hatte, und trug vor: „Um die Zeit, als er fie zus 
erft Pennen gelernt, fey er wohlhabend geweſen, nnd wenn 
fie von ihm etwas gefordert habe, fo babe er ihr ſolches 
nie verweigert. Hierdurch babe fein Vermögen abgenoms 
men und er fep in Dürftigkfeit geratben. Er babe nun die 
Berflagte gebeten, ibm zu belfen; diefe babe aber erwies 
dert, daß fie diefed nicht wolle. Ja fie babe ihm fogar ges 
boten, fie zu verlaffen, weil fie ihre Minne zurücknehmen 
und ihm Feine Neigung mehr zukommen Yaffen wolle. Sa, 
was daB Aergſte ſey, fo balte fie fih über ibn auf und 
zeige mit Fingern auf ihn, eine Behandlung, die ihm we— 
ber thue, als wenn ihm ein Dolch durch's Herz geftoßen 
würde. Er müffe daher darauf antragen, daß die Verflagte 
angehalten werde, ihm wieder freundlich zu begegnen und Gegens 
minne zu erweifen, ja ihm den Vorzug vor allen ihren übrigen 
Dienern zu geben, da er ibr fo viel aufgeopfert habe, 

Die Verklagte erwiederte hierauf: „Wer Minne vers 
lange, müffe Vermögen baben, und e8 fey große Thorheit, 
wenn er von dem Andern Unterflügung erwarte. Der Kläs 
ger babe früher Bermögen befeffen; babe er über die Kräfte 
befjelben hinaus verſchwendet, fo fen feine jepige Dürftigs 
Beit feine eigene Schuld, Wenn er ihr damals Freude und 
Bergnügen gemacht, fo habe fie ihn dafür reichlich belohnt. 
Daß fie die Minne mit ibm fortfehe, Fünne er nicht vers 


)9 Bon diefem MinnesHof find 51 Rechtsfälle auf und gefom« 
men, welde fih vor den fonft befannten in verſchiedenen Beziehun · 
gen audzeichnen. 
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langen, denn auch fie fey jebt an einem Drte, wo es der 
Sreuden ermangle. Was fie ihm alfo ‚gegenwärtig geben 
könne, fey ein Stab und dad Wort: „Geh deiner Wege. 
Sie müffe daher bitten, die Klage zurüczumeifen, und den 
Kläger in die Koften zu verurtheilen.“ 

‚ Hierauf nahmen die Gendd’amourd, die den Anträgen 
des Klägerd beigetreten waren, dad Wort, und fagten, daß 
die Verklagte unmwürdig fen, dag man in guter Gefellfchaft 
von ihr rede, Nach ihrem eigenen Geftändniffe minne fie 
nur um Geld, und babe alfo auch Gegenminne gegen Gabe 
und Geſchenk verkauft. Diefed ſey eine niederträchtige 
Handlung. Auch ftehe fie in dem Rufe, daß fie von drei 
oder vier Rittern Huldigungen annehme und fich überdem 
noc über diefelben aufhalte. Solche fey für eine Dame 
doppelt niederträchtig, indem es fchändlich ſey, Minne: 
Dienft mit Verachtung und Spott zu belohnen. 


Die Gendd’amourd trugen daher darauf an, daß die 
Verklagte zur Abbitte angehalten, zugleich aber verurtheilt 
werden möge, dem Kläger alled Dasjenige zurückzugeben, 
mas fie von ihm empfangen habe, und zwar nach einer 
eidlihen Angabe des Klägerd. Daß fie außerdein aus dem 
Minnes Orden audgeftoßen werde, da fie fich unwürdig ge> 
macht babe, fürder in demfelben zu bleiben. 


Der Kläger nahın darauf wiederum das Wort, und 
erflärte, mie er ed zufrieden fen, daß die Dame in dem 
Beſitze der Geſchenke, die fie von ihm empfangen babe, 
verbleibe, und daß er nicht wolle, daß fie derfelben bes 
raubt werde. Er verlange nichts, ald daß fie ibm ihre 
frühere Gewogenheit wieder ſchenken möge, und verfpreche 
er, ihr wiederum nach beften Kräften Gefchenke zu machen. 
Worauf fie antwortete: „wenn fie ihn wieder fähe, fo wolle 
fie fo gegen ihn handeln, als Pfliht und Schuldigkeit ihr 
beißen würden. Seht aber riethe fie ihn, fie zu verlaffen 
und in eine andere Gegend zu ziehen, um feine Gefundheit 
wieder herzuftellen.” Außerdem trug fie vor: „Man Fönne 
fie niht zur Minne zwingen, und wenn ſolches geſchehen 
folte, fo babe dennoch erzwungene Minne Feinen Beftand, 
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ia ſie ſchade Deimjenigen, der fle erhalten folle, mehr, ald 
wenn er gar feinen Anfpruch auf diefelbe mache.‘ 

Der Minne:Hof erklärte hierauf die Sache für gefchlofs 
fen und beratbfchlagte über diefelbe. Sodann und nad) reis 
fer Beratbung that. er folgenden Ausfpruch: „Die Berklagte 
wird verurtbeilt, dem Kläger alles Dasjenige zurückzugeben, 
von dem er auf fein Gemiffen (heißt wohl eidlich) ers 
härten wird, daß er ihr folches gegeben babe, und zwar 
ohne Rückficht auf daB Anerbieten,, welches er ihr gethan, 
daß er zufrieden fey, ihr alle diefe Geſchenke zu laffen. 
Solches Anerbieten verwirft vielmehr der MinnesHof, theils 
weil die Verklagte folched nicht angenommen, theild weil 
fie fih deffen durch ihre Undankbarkeit verluftig gemacht 
bat. Der Minne : Hof befiehlt ferner die Herausgabe bei 
Vermeidung der Auspfändung und der Börperlichen Haft, 
und ftößt Die Verklagte aus dem Minne » Orden, erflärt 
auch endlih, daß diefelbe in Zukunft als eine Öffentliche 
Dirne zu betrachten ſey.“ 


3) Eine weitere Entfheidung des Minne»Hofß 
zu Paris, 

Auf den Antrag des Procureur general d’amours und 
auf Befehl des MinnesHofed wurden zwei Leute verhaftet, 
die ohne Grund nnd Urfache mehreren Damen durch ihre 
loſe Zunge ale Ehre abgefchnitten hatten. Sie wurden des⸗ 
halb vernommen und geftanden folches ein. Und zugleich, 
daß fie während geraumer Zeit über die Minne übel ges 
proben und unzüchtige und ſchmutzige Reden, welche wegen 
ihrer Ungiemlichkeit nicht wiederholt werden können, audges 
floßen Hätten. Der Minnes Hof entfchied nach Anficht der 
Verhörds Protocolle, daß alle Beide drei Sonnabende hinter 
einander mit Ruthen zu züchtigen und zugleich aus der 
Minne⸗Geſellſchaft auszuſtoßen feyen. Ferner confldcirte er 
ihr Vermögen. Gleichfalls befahl der Minne⸗Hof, dag alle 
Diejenigen, welche fich beigehen laſſen würden, ehrenrührig 
von den Damen zu reden, der Vorrechte der Minne verlus 
fig feyen, und Andern zum warnenden Beifpiel hart beftraft 
werben follten, 


96 


4) Gutachten der Bräfin von Champagne hber 
die Befugnig der Minne-Genoſſen zu Öefhenb 
Annabmen °®). 

Auf eine Über vorſtehende Frage gemachte Anfrage ers 
theilte die Gräfin v. Champagne folgende Antwort: 

„Ein Minne: Genoß kann von dem andern annehmen 
Haarfhmud, Haarbänder, goldene und filberne Diademe, 
Bulenfpangen, Spiegel, Gürtel, Tafhen, Schnüre, Kämme, 
Handfhuh, Ringe, Gewürze, Waſchwaſſer, Feine Vafen, 
Bänder zum Andenfen, kurz Alles, mad nicht übermäßig 
foftbar. ift, zum Schmud oder Wohlausfehen ded Körpers 
gehört und zum beftändigen Andenken gereichen kann. Alles 
Diefes darf von dein Minne-Genoffen angenommen werden, 
doch fo, daß er durch diefe Annahme nie in dem Berdacht 
der Habſucht komme. Aber auch dad wird von und be> 
ſtimmt, daß wenn ein Minne-Genoß von dem andern einen 
Ring empfängt, er denfelben an dein Fleinen Finger der 
linfen Hand, und zwar fo, daß der Stein des Ringes ges 
gen die innere Fläche der Hand gekehrt fey, trage. Und 
dieſes deshalb, weil mit der Jinfen Hand unebrbare Dinge 
am Wenigften betaftet werden, weil in dem Heinen Singer 
dad Leben und der Tod feinen Sib baben foll, und weil 
jeder Minnende feine Minne geheim halten fol.” ıc. ꝛc. 


*) Daß den Minne- Höfen, oder wie es fheint, aud ihren Vor⸗ 
fländen, einzelne Fragen zur Beantwortung vorgelegt und bierauf 
Refponfa ertheilt wurden, findet fi nicht felten. 


Ad I. 
Abhandlungen, Rechtsfälle, Entfcheidungs- 
Gründe und Gutachten. 


1) Verſuch über die richtige Auslegung der Art. 
164. und 172. des Straf-Gefeh-Duds und die 
darauf "zurückweifenden Befimmungen des (. 8. 

des Eompetenz-Öefebes vom 1. März 1839. 

(Bon Herrn Ober⸗Juſtiz-Rath v. Zirkler zu Tübingen.) 

Die Anfragen und Entfcheidungd-Gründe unferer Ober: 
Amtsgerichte haben bereitd ergeben, daß über die Frage, 
was fir Leute unter der generellen Bezeichnung obrig— 
keitlicher Diener im Gegenſatze obrigkeitlicher 
Perfonen oder Öffentlicher Behörden und Diener zu vers 
fteben, und über dad unterfcheidende Merkmahl von beiden 
fehr erhebliche Zweifel entftanden find, und auch bei den 
Criminal-Senaten ift bereitd darüber geftritten worden. 
Beſonders ift diefed in Beziehung auf Gemeinder-Behörden 
sur Sprache gefommen, und ich erlaube mir daher, meine 
fubjective Anfiht in einigen kurzen Bemerkungen in diefe 
viel gelefene Zeitfchrift niederzulegen, welche, wenn fie auch 
die Streitfrage noch nicht erfchöpfen follten, diefelbe doch 
vieleicht ihrer Entfcheidung näher bringen, 

| $. 1. 

Handelte ed fih von der bloßen Eompetenz: Frage, fo 
würde ich gemeigt ſeyn, die in jenen Gefehen immer nur 
gebrauchten Ausdrüde: „Diener im engften Sinne auf: 
zufaſſen, nämlich von der in $, 4. Nro 5. unferer Dienfte 
Pragmatif vom 28. Juni 1821 ben Reihen us 

Monatſchr. f. d. Juftispfl. IV- Bd. 1. Abth. 
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niedrigften Stufe: „alle Diener und Aufwärter bei den 
Kanzleien und Aemtern, PolizeisBediente, Oefangenmwärter, 
Scharfrichter und Wafenmeifter, Wegknechte, IThormarte, 
Nachtwächter und fonft ganz untergeordnete Die- 
ner,‘ fo daß alle über ihnen ftebende öffentliche Diener, 
namentlich die Waldſchützen, Polizei-Commiſſäre, Kanzliften, 
MWerkineifter, in den Gemeinden fogar die Feuerfchauer, 
welche nicht blo8 auszurichten haben, was man ihnen auf: 
trägt, oder deren Anftelung nur auf ein beftimmted Fach 
oder Gefchäft gebt, in deffen Verrichtung man ihnen als 
Kundigen vertraut, audgefchloffen wären. Denn jede Zu: 
weifung einer Specied von Verbrechen oder Vergehen an 
die Gerichtöhöfe hat den wohlgemeinten Zweck, dem Ange> 
fhuldigten eine umfichtigere und unbefangenere Beurtheis 
lung zu fihern, und nad den Regeln der Rechtsherme— 
neutik, welche, feit ed Geſetze und Richter giebt, gegolten 
baben, muß diefe Wohlthat zu Gunften diefes Angefchuls 
digten im vollften Sinne genommen werden, welcher bier 
genau der engften Bedeutung ded Wortd Diener entfpridht. 
Die Bequemlichkeit der Eriminals Senate oder die ihnen 
| zuwachfende Beläftigung mit einer Menge von Entfcheiduns 
gen, welche biöher von den Bezirfd: Gerichten zur eigenen 
Zufriedenheit der Angefchuldigten abgemadht worden find, 
dürfte begreiflich biergegen nicht in Anfıhlag gebracht wer: 
den. Allein ed handelt ſich zugleich von der von der Coins 
petenz ungzertrennlichen Frage: ob diefelben Angefchuldigten 
und eine große Zahl derfelben in täglich vorfommenden 
Fällen, unter bedeutend härtere Straf: Beftimmungen ges 
ftellt werden müjfen, deren Anwendung die Criminal: Se 
nate nicht umgeben können, fo bald fie fi für competent 
erflärt haben, da der Gefepgeber über Beides fich gleich— 
fam in einem Athen auögefprochen hat. Diefe weitere 
Erwägung kehrt alfo den eben angeführten Auslegungs— 
Grundfap um, und wir find genöthigt, die in jenen Arti— 
keln wiederholte Rüdmeifung auf Art. 399. Nro 5. in eis 
nem weiteren Sinne zu verftehen, daß nicht bloß jene ganz 
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untergeordnete Diener, fondern auch die untergeordneten 
Gebülfen gemeint find. Da nun auf bloße Privat:Ge: 
bülfen, welche ein Beamter auf eigene Verantwortung ans 
nimmt und im öffentlichen Dienfte vertreten muß, Feine 
der im Eingang erwähnten „nachfolgenden Beſtimmungen“ 
des dritten Titeld des befonderen Theile paffen würde, 
und melde auch nad dem früheren Rechte weder entfept, 
noch entlaffen werden Fonnten, fo find hierunter unftreitig 
angeftellte Beamte und öffentliche Diener gemeint, die man 
aber nur ald bloße Adjutanten, ald bloß beigegebene Hülfss 
Beamten ihrer Vorgeſehten anfeben darf, wobei man nicht 
mnbin Fann, auf den zwar fehr relativen, aber dod in der 
früheren Praris ſehr gäng und geben Begriff eines felbfts 
fändigen Amts zurüczufommen. 

$. 2. 

Daß diefe unnfaffendere Bedeutung unferen Gefepgebern 
auch bei der Abfaffung der Straf: Beftimmungen über die 
Beleidigung der Amts-Ehre und Widerfeplichfeit gegenmärs: 
tig gemwefen, ohne welche Vorausſetzung auch die unbedingte 
Rückweiſung auf Artikel 399. Nro 5. ald ein wahres Srr: 
licht zu mißbilligen wäre, und daß der zu einer engeren 
Deutung verfuchende Ausdruck Diener nur wegen der fehmie: 
rigen Grenzbeſtimmung aus Behutſamkeit gewählt iſt, ges 
traute ich mir aus den Verhandlungen ausführlich nachzus 
weifen. Da ich aber für jept mir feine Abhandlung, fon» 
dern nur einige erläuternde Bemerkungen vorgefeht babe, 
fo beſchränke ich mich auf folgende Belege. 

a) Am Farften leuchtet der wahre Sinn hervor aus 
einer Stelle des ſtändiſchen Commiſſions-Berichts S. 245, 
wofelbft e8 beißt: „daß die Commiſſion unter obrigfeit: 
lihen Perfonen mit dem Entwurfe nit bloß Staats 
Beamte, fondern auch die Orts-Vorſteher (alfo die 
Schultheißen) und die Abgeordneten eines Gemeindes 
Raths oder Oberamts-Gerichts verſtehe.“ Diefe Ermeites 
rung lag fehr nahe, befonderd wenn man an die vielen in 
ben organifchen Geſetzen ſchon vorgefehenen sälle denkt, 
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j. B. bei Pfändungen, Angriff des baaren Geldes (Execu⸗ 
tionsgefeb $. 36. u. 37.), Untergangd» Sachen (Edict IV. 
$. 6.), Dbfignationen 2c., welche Verrichtungen im Na: 
men des Collegiums durch Deputationen vorgenommen 
werden follen und Fönnen, womit aber noch nicht geradezu 
gefagt ıft, daß 3. B. eine vom Schultheißen feinen hands 
feften im Gemeinde: Rath fibenden Bauern aufgetragene 
Arretirung eined Ercedenten. oder eine andere Verrichtung, 
die eben fo wohl dem Schüben oder. jedem Privaten aufs 
getragen werden, und alfo, als nicht feines Amts, eigentlich 
nur Erfuchungsmweife gefchehen konnte, ebenfalld hieher ges 
börte. Zu diefer Erörterung fam in der Zoſten Sipung vom 
6. März 1838 ©. 49 ein diefelbe ſehr nahe berührender 
Anlaß vor, als der Abgeordnete Cammerer dad Beifpiel 
eined fchon als höherer Diener zu behandelnden Gemeindes 
Raths⸗Mitglieds, dad ein Oberamts-Richter abfende, 
um in einem Haufe eine Erecution (?) vorzunehmen *), wels 
ched der Negierungs - Commiffar, Ober: Tribunal: Rath v. 
Priefer, wohl ebenfalls zu allgemein in Widerſpruch zog. 
Die von der eigentlichen Frage der Tages-Ordnung zu ent— 
fernte, blos epifodifhe Debatte wurde jedoch, ohne nähere 
BVerftändigung Furz abgebrochen, und der vornehmfte An: 
baltöpunft bleibt in dieſer Materie die angeführte Stelle 
des Conmiſſions-Berichts, welcher, die collegialifche 
Verfaſſung der Bezirks-Gerichte und Gemeinde-Räthe im 
Auge habend, in Beziehung auf die im Art. 399. unter 





*) Dieſe Bemerkung, welche wahrſcheinlich ganz unrecht verſtan— 
den wurde, iſt, wie ſie daſteht, ſehr ungenau ausgedrückt. Denn 
Deputationen geben nicht vom Oberamts-Richter, ſondern vom’ 
Oberamts-Gerichte aus, und zu einer Deputation gehören nach der 
DObfervanz und Analogie wenigftens zwei. Wenn aber der Ober: 
Amtörichter einem Gemeinde-Rathd-Mitglied oder einem Gerichts— 
Beifiser die Infinuation einer Citation auftrüge, fo würde Lesterer 
nicht mehr gelten, ald der Gerichtd- Diener, durd welchen daifelbe 
gewöhnlich gefchieht. Lnftreitig dachte Cammerer an eine Vers 
rihtung im Sinne ded $. 36. u. 37. des Erecutiond= Gefeged und 
batte vollfommen recht. 
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Nro4. eingefhloffenen Gemeinde:Räthe und Gericht: 
Beifiper einen gewiß nicht unbedeutenden Accent darauf 
legt, daß fie ald Abgeordnete ihres Collegiums auftres 
ten und in fo ferne als integrirende Beſtandtheile defs 
felben erfcheinen, welches ohne fie nicht handeln kann 
oder durch fie handeln muß. 

b) Jene umfaffendere, der NRüdweifung auf Nro 5. 
entfprechende Bedeutung fcheint mir ferner durch das Mo: 
tiv verftärft, warum die Kammer der Standesherren fogar 
die Unbotmaͤßigkeit gegen obrigfeitliche Perfonen den Ge» 
richtsböͤfen ebenfalld zugewiefen verlangte und die zweite 
Kammer ihr beigetreten if. Es beftand nämlich im We» 
fentlihen in der Erwägung, daß der Oberamts-Richter und 
feine Beifiger zu diefen Perfonen in zu nahen Berhältnif: 
fen und Berührungen ftehen, als daß ihnen diefe Wegwei⸗ 
fung nicht felbft erwünfcht feyn müßte, und ald daß der 
Angefchuldigte fih von ihnen eine völlig uneingenommene 
Juftiz zu verfprechen gewohnt fey. Bei dem Uebergemichte 
der gelehrten Beifiber in den Bezirfd Gerichten ſcheint 
man hierbei gewiß nur an Commun-Beamte einer böberen 
Eategorie gedacht zu haben, welche, wie befonderd die Orts⸗ 
Vorſteher und Gerichts = Beifiper auch im gefelligen Um— 
gange den entfcheidenden Beamten nicht ganz ferne bleiben 
und im gemeinen Leben zu den Herren gezählt werden. 
Hätte man auf die bloße durch die Nachbarfchaft berbei- 
geführte Befanntfchaft und die Gelegenheit, fi dem Wohl: 
molen des entfcheidenden Gerichtd » Perfonald durch Aufs 
merkſamkeiten zu empfehlen, die Rüdficht ausdehnen wol: 
len, fo hätte man confequent alle Fälle der Widerfeplichfeit 
und beleidigten Amtd= Ehre auönehmen müflen, mas den 
Örfepgebern nicht eingefallen ift. 

c) Endlich beißt ed in den Motiven ded Megierungds 
Entwurfs zu Art. 3841.: „die Gemeinde-Räthe befonderd zu 
nennen, fo wie die gewählten Oberamts-Gerichtd-Beifiper 
namentlich aufzuführen, erfchien zmedmäßig, da Zwei— 
fel entfteben Fönnten, ob fie unter die in Nro 1. auf: 
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geführten öffentlichen Diener zu begreifen ſeyen.“ Ich habe 

diefe eigentlich voran zu ftellen gewefene Auslegungs: Quelle 

zulest angeführt, um fogleicy der Frage, in wie ferne konn— 

ten Zweifel darüber entfteben, einen eigenen $. zu widmen. 
$. 3. 

Ein Gemeinde-Rath oder Gerichtd:Beifiper ift nicht, 
wie der ihm vorgefebte Schultheiß oder Oberamts-Richter, 
eine perfonificirte Obrigkeit. Er bat für fich nichts 
zu befeblen oder anzuordnen, fondern ſcheint ald ein bloßer 
Gehülfe zu obrigkeitlihen Befchlüffen, Erkenntniffen und 
‚Anordnungen nur mitzuwirken, welche er nicht die feinen 
nennen fann, und dabei einem eigentlichen Beamten un: 
tergeordnet, der ihn mit feinen Eollegen zufammenbe= 
ruft, entläßt und in der Negel die von ihm vorbereiteten 
Propofitionen macht. Das Gefühl ihres eigenthumlichen 
Berufs ift bekanntlich weder im Volke, noch in diefen Aus- 
erwäblten fo lebendig, daß es felbft unter den Letzteren nicht 
noch Manchen geben follte, der fich nicht mehr als eine 
folde Nebenrolle zufchreibt, obgleich nichts gewiſſer ift, als 
dag unfere Verfaffung und die diefelbe entwickelnden orga- 
nifchen Geſetze ihn hierauf nichts weniger als befchränfen 
wollten. Denn wenn fie gleich mehr Räthe als Beamte 
‚find, fo participiren fie doch an der Obrigkeit, welche dem 
Gemeinde-Rathe im Orte und dem Oberamts-Gerichte in 
feinem Bezirke in corpore zufteht, durch ihr ent ſcheidendes 
Votum und bilden integrirende Theile diefed Körperd unter 
einem bloßen Borftande, der ohne fie fo wenig verfügen 
fann, als fie obne ihn und umgekehrt nur als Vollzieher 
der gemeinfchaftlichen Befchlüffe dad Ganze vorftellt, fo wie 
e8 wieder Handlungen giebt, die durch Andere aus ihrer 
Mitte verrichtet werden können und follen, und wobei ſich 
eine gleiche Nepräfentation auf Einzelne überträgt. Diefe 
collegialifchen Verhaͤltniſſe, aus welchen der in den Regie⸗ 
rungsmotiven berührte Zweifel entfpringt, bildet nun auch 
Die mit dein Thatbeftande diefer Verbrechen genau zufam: 
menfallende Schwierigkeit bei der Frage, ob gegen fie das 
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Verbrechen der beleidigten Amts» Ehre oder der Widerfeps 
lichfeit begangen ift, wobei immer wefentlich vorausgeſetzt 
wird, daß der GemeindesRath oder Gerichtö:Beifiper als 
folder funktioniert. 


$. 4. 

Dies ift unfteeitig der Fall, wenn derfelbe in dem ver: 
fammelten GemeindesRathe fiht, um zu einem Förperfchaft: 
lichen Befchluffe mitzuwirken, mag er von einer anmwefenden 
Parthei auch blos perfönlich injurirt und etwa ein Flecken⸗ 
Betrüger genannt werden, der gar nicht hieher gehöre, und 
dann, wenn er in Beziehung auf feine Abftimmung ober 
überhaupt Theilnabme an einem gemeinderäthlichen Bes 
fchluffe auch außerhalb des Rathhauſes mit Grobheiten oder 
gar Thätlichfeiten überfchüttet wird. Auch das kann man 
bierber beziehen, wenn er im Genuſſe der ihn auszeichnens 
den Ehrenrechte, 3. B. im Kirchenftuhl,, im Mantel, bei 
Mreoceffionen beleidigt wird, wenn man nicht lieber, wor⸗ 
über fich freiten läßt, auf den Art. 284. Nro 1. zurüd- 
fommen will. Nicht minder unftreitig ift der Fall, wo 
der Gemeinde Rath entweder ald Stellvertreter des abwe⸗ 
fenden Schultheigen oder ald deputatus ex gremio im 
Namen und ald Stellvertreter ded Ganzen funktionirt, was 
da, wo ed die organifchen Geſetze ſchon vorgefehen haben, 
feinem Zweifel unterliegt, wo bingegen man fowohl den 
Vorſtehern diefer Eollegien, ald ihnen felbft eine unbegrenzte 
DelegationdsBefugniß eines folchen RepräfentationdsRechts 
mit Grund abfprechen muß, da der Württemberger nur 
einen verfaffungsmäßigen Gehorfam ſchuldig ift, keines dies 
fer Eollegien anderd ald in gehöriger Befekung zu handeln 
im Stande ift, oder die ibm anvertraute Gewalt fo fehr 
als Eigenthum anſehen darf, daß es diefelbe durch belie- 
‚bigen Auftrag an Andere vergeben und dadurch neue Ge: 
walten erfchaffen dürfte. Iſt ja felbft ber den höheren Ge- 
richten die Macht, Commiſſionen zu beftellen, ein flrenge 
zu interpretirended AusnahındsGefep. Ohnehin iſt die Boll» 
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ziehung der gemeinderäthlichen Befchlüffe in der Regel bie. 
Sache des Schultheißen. 
$. 5. 

Dagegen ift ed unftreitig nicht der Fall, 

4) wenn ein Gemeinde-Rath am dritten Orte, und hierin 
zeigt fich der charafteriftifche Unterfchied zmwifchen ihm und 
dem als Beamten mit einer perfünlihen Würde und 
der ihr anbängenden Macht zu Gebot und Verbot beflei= 
deten DOrtd =» Vorfteher und Dberamtd - Richter, 3. B. auf 
feiner Wiefe mit Heuen befchäftigt, im nahen Commun— 
Walde Holz:Ercedenten gewahr mwird, diefen, wie ed jedem 
Bürger und insbefondere jedem Gemeinde: Rathe ziemt, 
Einhalt zu thun verfucht und dafür Beleidigungen einneb- 
men oder gar Widerftand erfahren muß, obaleich ed der 
Verwahrung nicht bedarf, daß ein folcher thätlicher Wider: 
ftand, wenn gleich bei Wald» Erceffen der Art, 325. nicht 
anfchlägt, doch nach Art. 281. in eine fehr ftrafbare Gewalt: 
thätigkeit ausarten Fan. Sogar der Fall fchien nicht hier— 
ber zu gehören, ald einer unferer Gemeinde-Räthe aus fehr 
rühmlichem Amts-Eifer, dem eingeriffenen Unfug zu feuern, 
fi ein Gefchäft daraus machte, die Dorffhüsen und Nacht: 
wächter auf ihrer Ronde zu begleiten, um diefe zu geböri- 
ger Aufmerkffamfeit anzutreiben, und ihn fpäter von einem 
brutalen Menfchen gefagt wurde, wart! ich will dir doch 
dein Nacht-Spoliren (i. e. Spioniren) vertreiben. 

2) Noch weniger, wenn er, fey’8 auch auf dem Rath 
baufe und in feinem Berufe für fih allein arbeitet, wobei 
eine blos perfünlihe Beleidigung, 3. DB. mwenn er 
ein Dickwanſt gefcholten wird, fo wenig ald Verbrechen der 
beleidigten Amts-Ehre betrachtet werden darf, ald die felbft 
dem Mitgliede eines höheren Collegiums zugeftoßenen In— 
fulten, wenn er in oder außer der Canzlei an feinen Bor 
trägen oder Erpeditionen fihreibt, fo daß bier, wie sub 1., 
nur der Art. 284. Nro 2. anwendbar ift. 

$. 6 


Auf den Unterfchied, ob einer bloßer Rath oder ei 
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eigentlicher Beamter iſt, und daber in feiner phyſiſchen Per- 
fon einen Anfpruch auf Botmäßigkeit oder Nefpeft gegen 
feine öffentliche VBerrichtungen concentrirt, foll ed alfo nicht 
anfommen , fobald er nur einen integrirenden Beftandtbeit 
der Obrigkeit bildet. Er modificirt nur die Anwendung der 
bier befprochenen Straf: Gefebe aus Gründen, welche aus 
dem Thatbeftande des Derbrechend bervorgeben. Umgefebrt 
enticheidet aber auch das nicht, daß einer als cigentlicher 
Beamter angeftellt ift, und in diefer Vorausſetzung 
fünnte man befonderd durch eine zu wörtliche Erklärung 
der Nummer 4. ded Art. 399. viel zu weit geführt werden, 
weil darın generell von im Commun-Weſen angeftellten 
Beamten gefprochen werde, was aber im Grunde auch die 
Polizei= Diener , Dorfbüttel und Waldfhüsen find. Allein 
diefe generelle Bezeichnung wird begreiflich durch die nach: 
folgende Nummer fogleich Iimitirt, und e8 Fommt darauf 
an, ob einer ein ſelbſtſtändiges Amt begleitet oder nur ei: 
nem andern ihm unmittelbar vorgefehten Beamten zur noth— 
wendigen oder zwechnäßigen Erleichterung feined Ge: 
fhäfts beigeneben ift, ohne daß er, wie der Gerichtö = oder 
Oberamts-Aktuar, einen wefentlichen Beftandtheil diefes 
Amtes bildet, das ohne ihn gar nicht oder nicht vollftändig 
verfeben merden darf. Nach diefem, bei der Unmöglichkeit, 
daB Geſetz auf ganz untergeordnete Diener der unterften 
Stufe. zu befchränfen, allein richtigen Princip ift e8 mir 
Anfangs fogar zweifelhaft gemwefen, ob man nur den Ge— 
meindepfleger und den ibm durchaus gleich ftebenden Stif— 
tungöpfleger hierher bezieben könne, wenn fie nicht als Ge— 
meinderäthe, fondern ald Nechner funftioniren und 3. 2. 
eine Ausſtands-Liquidation vornehmen, und zwar aus dem 
Örunde, weil ihnen dad Verwaltungs-Edift eine unter dem 
Gemeinde: Rathe oder Stiftungs-Rathe durchaus unterges 
ordnete Stellung anweist, weil Beide nicht, wie der Amts: 
Pfleger, von der Regierung, fondern nur von dem Ober: 
ante beftätigt werden, weil die oben angeführte Stelle des 
ſtaͤndiſchen Commiffiond-Berichtd nur die Gemeinde-Räthe 
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neben dein Orts⸗Vorſteher erwähnt, fo daß «8 feheinen 
möchte, durch die Einfchließung der Letzteren fey zugleich 
Alles auögefchloffen, was unter dem Gemeinde-Rath ftebt. 
Endlih aber aus dem weiteren Grunde, weil der Gemeinde: 
Pfleger in der Nummer 4. nicht befonderd genannt iſt und 
dennoch der Erwähnung wohl verdient hätte, da befannts 
lich nach den Beilagen 37. u. 36. der Weißer'ſchen Aus- 
gabe ded Verwaltungs» Ediftd Fälle fich zutragen, wo der 
Gemeinde: Pfleger außer dein Gemeinde-Rath gewählt mer: 
den muß und alfo nicht die doppelte Eigenfchaft in feiner 
Perſon vereinigt. Auch würde dadurch der Mißfland vers 
bütet, daß oft daffelbe Gefhäft, wenn ed von dem vom 
Staate geprüften Verwaltungs » Aktuar gefchieht, nicht als 
von einer obrigfeitlihen Perfon vorgenommen beurtheilt 
werden darf, da diefer nach den beftehenden organifchen 
Beftimmungen, worüber man Weißer l.c. B. 72. ©. 
224 vergleichen Fann, nur ald ein blo8 untergeordneter, ame 
ſelbſtſtaͤndiger Hülfd» Beamter erfcheint. Alle diefe Argus 
mente werden jedoch durch die Erwägung aufgewogen, daß 
nad) dem Verwaltungs-Edikte in jeder Gemeinde ein Ges 
meinde = und Stiftungd- Pfleger feyn muß, daß er folglich 
ein durch ein organifches Geſetz vorgefchriebened und er: 
ſchaffenes felbftftändiges Amt bekleidet, dad ihm, wenn er 
auch außer dem Gemeinde-Rathe erwählt wurde, ſchon daB 
Recht giebt, den Gemeinde sRathd » Sipungen anzumohnen- 
und die Angelegenheiten diefes Amtes in demfelben zu 
vertreten. 
§. 7. 

Dagegen glaube ich nicht, daß man die Kategorie der 
vierten Nummer auf Theilrechner aller Art, auf Ausſtands⸗ 
Eaffiere, Steuer-Einbringer, Waldmeifter, Frucht:BorratbB: 
Pfleger, Bau = Verwalter ꝛc. auddehnen darf. Denn diefe 
haben Fein ſchon in dem organifhen Geſetze vorgefebenes 
und beſtimmtes Amt, es iſt nicht einmal Regel, daß fie 
aus dem Gemeinde :Rathe genommen werden müffen, fon: 
dern fie werden, wo es die Umflände erfordern, dem für 
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dad Ganze verantwortlihen Gemeinde» oder Stiftungs: 
Pfleger bloß beigegeben, ihr Amt hat ein Ende, fobald 
diefer vorübergehende Auftrag, wie ed namentlich bei 
Ausſtands-Kaſſieren Leicht der Fall ift, fich erfhöpft. Das 
Verwaltung » Edift bezeichnet fie ausdrücklich als bloße 
Unterpfleger ded Hauptrechnerd und folglich als wahre 
Hülfd- Beamte. Wollte ınan diefe als in der vierten Rum: 
mer unter dem generifchen Ausdrude „‚angeftellter Beam: 
ten“ bezeichnet voraudfepen, fo müßte ınan ob paritatem 
rationis in der Hierarchie des Staatd:Dienfted auch die in 
unferer Dienft:Pragmatif von 1821 $. 4. unter 2) und 3) 
genannten Diener, namentlich die Orts-Acciſer, Cameral: 
Kaftenfnechte, Cameral:Küfer, Unterpfleger und Gefäll-Ein: 
bringer, Holz-Infpectoren und Holzmeffer, Waldfhüsen 
(die unfere Gefepgeber gewiß nicht gemeint haben, und 
ſeyen fie Königliche), GütersAuffeber und Holz: Bermalter 
gleichfalls einfchließgen. So bat namentlich ein Kaftenknecht, 
der feinen Prinzipal bei Zebend-Befihtigungen und Verlei— 
dungen begleitet, ihm oft zur Controle dient, und deffen 
Quittungen einen Zebend= Pächter oder Gefal-Pflichtigen fo 
gut entlaften, ald wären fie vom Beamten felbft audgeftellt, 
gewiß eine gleiche, ja noch mwürdigere Stellung, als em 
Gemeinde: FruhtsBorratbd: Pfleger. Wie will man es nun 
ufammenreimen dieſen als eine obrigfeitliche Perfon zu 
behandeln, jenen aber als einen blos untergeordneten Ge: 
hülfen? — | 





2) Heber die Verpflichtung zu Entrichtung des 

Handlohns. 

[3u Band II. ©. 211) 
(Bon dem Herrn Präfidenten v. Bolley.) 

‚Unter diefer Auffchrift wird und ein Auffab ded Herrn 
Dber =: Eonfiftorials Ratb8 Knapp mitgetbeilt, in welchem 
die Kunftgeiffe der Güterhändler, um der Verpflichtung zu 
Enteichtung des Handlohns im Beziehung auf den erften 
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von ihnen mit dem bisherigen Befiber der Güter abgefchlof: 
fenen Contract zu entgehen, ganz offen dargelegt werden, 
diefen Kunftgriffen aber doch die Prämie zuerfannt wird. 

Die Grundfäge, von denen der Herr Verfaſſer auds 
gebt, find folgende: 

1. den Berpflihtungd = Grund zu Bezahlung ded Hand: 
Johns bilde nicht die Erlaubniß zu Veräußerung ded Guts, 
fondern ſolches fey vielmehr von dem zeuen Befiger für 
feine Aufnahme (SInveftitur) durh ‚den Grundberrn zu 
entrichten ; I 

II. dur die Beſtimmungen ded TI. Edictd vom 18. 
November 1817 fen bei den Erb-Lehen, bei welchen der 
Handlohn am meiften vorfomme, dad Ober-Eigenthum des 
Lehensherrn zwar für aufgehoben erklärt, und dadurch eine 
befondere Aufnahme und Belehnung ded neuen Erwerbers 
überflüffig gemacht; gleichwohl aber ſey dem Gutsherrn 
der Fortbezug der Laudemial: Gebühren eingeräumt. Daß 
jedoch durch dieſes Gefeb an den früheren Rechten zum 
Nachtheil des Guts-Inhabers nichts geändert werden wollte, 
ergebe ſich aus dem ganzen Geifte diefer Legislation, welche 
auf die Befreiung ded Grund » Eigentbumd von veralteten 
Laften abzweckte. | 

IH. Hiernach könne nicht wohl zweifelhaft ſeyn, daß, ob: 
fhon eine Aufnahme des neuen Befiperd durch den (frühe: 
ren) Ober-Eigenthümer nicht mehr ftatt finde, das Laudes 
mium nur dann zu entrichten fey, wenn in dem wirklichen 
Befibe des verpflichteten Guts eine folhe Veränderung 
vorgebe, welche nach dem früheren Rechte eine neue Inves 
flitur erfordert hätte. 

IV. In der Anwendung auf die Hofmesgerei kommen 
dann noch folgende Säbe vor: 

1) es fey Fein Rechtögrund denkbar, welcher die Contra 
benten hindern Fönute, einen Vertrag abzufchließen, wo: 
durch ein Handlohn nicht begründet werde ; wenn daber 

2) die Eontrahenten, wie dieß in der Negel der Fall 
ſeyn werde, eine ſolche — Handlohn begründende Be⸗ 
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fipveränderung umgeben wollen, fo ftehe dieß ih» 
nen ohne Anftand frei; 

3) ob fih die Verträge der gedachten Art firenge und 
nach allen Theilen unter eine römifche Contracts-Form 
fubfumiren laffen, fey ganz irrelevant. 


Aus diefen Gründen babe ein Gerichtshof die Klage 
einer Gutöherrfchaft auf Entrichtung eined Handlohns in 
einem Falle verworfen, im welchem der Befiber eines bands 
lohnbaren Erblehenguts mit einem andern fich dahin vertragen 
gehabt, daß er, der Befiber, gehalten ſeyn folle, fein Gut 
ſtückweiſe auf zieler zu verfaufen, und daß der andere ihm 
für diefe Zieler eine zum Voraus beftimmte Summe zu 
bezahlen babe; in welchem Falle aber von der Klägerin 
felbft nicht behauptet worden, daß jener Zieler-Käufer je 
in den wirklichen Beſitz ded Guts gelangt fen. 

Sch Fann die Grundfähe, von weldhen der Herr Vers 
faffer ausgeht, unbedingt anerfennen, kann aber doch meine 
VBerwunderung über die von ihm vertheidigte Entfcheidung 
eines Rechtöfalld nicht unterdrüden. Auch ift diefelbe (oder 
eine identifche in einem gleichartigen Falle) unter mei— 
nem Präfidium, wiewohl nur mit Stimmens Mehrheit, bei 
dem Ober⸗Tribunal reforınirt worden, 

Alle die Auctoritäten, welche der Herr Verfaffer ans 
führt, bieten für die vorliegende Frage auch nicht die ent: 
ferntefte Analogie dar, Eben fo wenig findet man eine 
fsihe Analogie in den von 

Seuffert und Glüd in den Blättern für Rechts - Anwene 
dung, Jahrg. 1837 ©. 356 ff., 341 ff., 365 ff., 395 ff. 
und 407 ff. 

gelieferten Beiträgen zur Lehre vom Handlohn. 

Alerdingd mag es ſeyn, dag nach dem neueren Rechte 
fo wenig, ald nach dem früheren der bloße Abfchluß eines 
Kaufs Vertrags, auch wenn diefer ganz perfect gewefen ſeyn 
ſollte, die Verpflihtung zum Handlohn begründe, Aber 
man muß fich bemerken, daß, fo wenig bei den Erb-Lehen 
nah dem II. Edicte von 1817 eine Inveſtitur des neuen 
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Erwerbers mehr vorfommen follte (wiewohl dieſe Beſtim— 
mung bekanntlich in Abſicht auf die Standesherrn auf un: 
beſtimmte Zeit ſuspendirt ift), eben fo wenig förmliche Ueber: 
gaben eined Guts bei uns üblich find, daber aud) im Pfand: 
Geſetz Art. 6. auf dad gerichtliche Erkenntniß über einen 
daB Eigenthum übertragenden Contract das Gewicht ges 
legt wird. 

Allein ed iſt auch gar nicht denkbar, daß die Hofinep- 
gerei vollendet werde, ohne daß der Eontract ded Hofmetz⸗ 
gerd mit dem bisherigen Guts-Beſiher vollzogen wäre. 
Denn Jener überträgt ja auf die Erwerber der einzelnen 
Güter nicht etwa die ibn aus dem erften Contracte zu— 
ſtehenden Vertragd: Rechte, fondern er fließt mit 
ihnen über einzelne fpecififch beftimmte Objecte ganz neue 
für ſich beftehende Eontracte ab. Die erſte Verpflichtung 
eines Verkäufers ift aber befanntlich die traditio vacuae 
possessionis. 

1. 2. $. 1. D. 1. 11. $. 43. 1. 3. $. fin. D. de act. emti 
vend. (19, 4.) 

Wie follte nun der Hofmehger feiner Verpflichtung 
gegen die einzelnen Gutd=- Käufer Genüge leiften Fünnen, 
wenn nicht fein erfter Contract vollzogen wäre! Diefer 
wird aber jedenfalls dadurd vollzogen, daß der bisherige 
Befiper zugiebt, daß der Hofinepger die Güter vertheile 
und an die Erwerber die einzelnen Stücke übergebe. Selbft 
wenn diefer Aft durch den bisherigen Guts-Beſiter volls 
zogen würde, fo würde dieß nur Namens des Hofmetzgers 
und in deffen Auftrag gefcheben. Diefe Uebergabe an die 
zweiten Käufer würde alfo eine traditio ficta an den Er: 
ften in fich ſchließen. 

So viel menigftens läßt fich nicht bezweifeln, daß, wäre 
noch die Inveftitur üblich, der Ober-Eigenthümer nach der 
Trennung der Güter die einzelnen Erwerber nicht invefliren 
würde, obne daß zuerft der Hofinepger, von weldem diefe 
ihre Nechte ableiten, in Beziehung auf dad ganze Gut ins 
veſtirt wäre; und wer. möchte behaupten, daß die Outd« 
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Herrfchaft bei jener Verweigerung ber SInveftitur obne dieſen 
lehteren Borgang nicht in ihrem guten Nechte fich befände? 

Ich komme nun auf den befonderen Fall. Ich kann 
auch bier die Sätze IV. 1 und 3 wohl unterfchreiben, aber 
defto bedenflicher ift mir der IV. 2 in Verbindung mit der 
weiteren Ausführung und der Anwendung auf den vorlie- 
genden Fall. 

Alfo, um der Verpflichtung zu Bezablung des Hand: 
lohns zu entgeben, foll e8 den Partheien erlaubt ſeyn, 
ihren Verträgen Benennungen zu geben, welche mit ihrer 
Haren Abfiht und mit ihrer ganzen Handlungämeife im 
ofenbarften Widerfpruche fteben, und wodurch Verwickelun⸗ 
gen herbeigeführt würden, die böchft bedenklich wären, vom 
harffinnigen Heren Verfaſſer aber gleihwehl in dad Dun- 
fl gehüllt wurden; und fo fol nicht dad, was wirklich 
gehabt, fondern eine demfelben ganz mwiderfprechende Be: 
nennung eines Nechtögefchäfts mwenigftend für die vorlies 
gende Frage entfcheiden ! 

Der Derr Verfaffer gebt felbft davon aus, daß es den 
Partheien gar nicht beigefallen wäre, auf ſolche Weife zu 
contrabiren, wenn fie nicht einzig die mgehung ded Hands 
lohns im Auge gehabt hätten, und in der That läßt ſich obne 
diefe Abficht ein fo feltfamer Vertrag gar nicht erflären. 

Ich will nicht unterfuchen, ob derfelbe nicht fehon des⸗ 
wegen verworfen werden müßte, weil Rechte mit Verbind⸗ 
lichkeiten wermifcht nicht abgetreten mwerden Fünnen. Aber 
wer ift e8 denn, welcher auch bei der erwähnten Form des 
erfien Vertrags den Wiederverfauf anordnet und leitet, — 
welher die Güter vertheilt, die Dbjecte jeded einzelnen 
Eontractd beftimmt, die Verkaufs: Bedingungen feftfept, alle 
Kımftgriffe anwendet, um möglichft hohe Licitationen zu ers 
wirken, die im diefer Abficht aufgewendeten Zehen bezahlt, 
die Güter zufchlägt u. f. w.? Ganz gewiß Niemand, als 
Derjenige, welcher allein bei dein ganzen Gefchäfte interefz 
fiet if, nämlich der Hofmetzger; wiewohl bei einem fo ges 
Rakteten Contract Alles dies unter dem Namen und ber 
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Firma des biöherigen Guts-Beſitzers vorgeben wird. Und 
wie? wenn nun einzelne Gutstheile feinen Liebhaber finden, 
wer wird weiter darüber verfügen? abermals Niemand’ als 
der Hoſmetzger! Und wie? wenn aus den neuen Verkäufen 
Proceffe entftehen, z. B. wegen Verlebung, wegen unrich- 
tigen Maaßes, wegen Gewährſchaft, wegen Betrugd u. ſ. w., 
an wen follen die Käufer fich hier halten ? 

Mar belehre doch einmal einen Gutd =» Befiber, wel 
cher unter diefer Form contrahirt, daß er hierdurch dop— 
pelte Verbindlichkeiten, einmal gegen den Hofmebger und 
dann gegen die einzelnen Guts-Käufer übernehme, ‚daß er 
alle Schlechtigfeiten der Hofmetzger und ihrer Gefellen ver: 
treten müffe, ob dies wirklich feiner Intention gemäß fey? 
Es find 1000 gegen 1 zu wetten, daß er diefe Frage vers 
neinen wird. 

Nach allgemeiner Erfahrung wird durch den Verkauf 
der Güter in Parzellen (zumal unter Anwendung ber Kunfts 
griffe der Güterhändler) immer ein bedeutend größerer Er= 
188 erzielt, ald beim Verkauf in großen Maffen. Wäre 
alſo ein Guts-Beſitzer nicht ein wahrer Thor, wenn er im 
Ernft und ohne Simulation allen den Widermärtigfeiten, 
Beläftigungen und Verwidelungen, melde mit der erften 
Verkaufs-Weiſe verbunden find, ſich ausſetzen, und doch 
den nach allen Erfahrungen zu erwartenden höhern Gewinn 
voraus einem Dritten überlaffen wollte? Dies balte ich in 
der That für etwad ganz Undenfbared, fo fern nicht durch 
ganz befondere Umftände das Räthſel erklärt werden follte, 
Dad Schlimmfte aber ift, daß durd) die Theorie ded Herrn 
Verfaffers alle Verhälmiffe verrückt werden. Wird wirk- 
lich von einem Verfäufer em Kauffebiling einem Dritten 
abgetreten, fo meiß man, wofür derfelbe feinen Käufern 
und dem Geffionar zu haften hat. Aber offenbar unrichtig 
wäre es, menn man im gegebenen Zalle nach denfelben 
Grundſätzen dad Nechtöverhältniß des Guts-Beſitzers gegen 
den Hofmenger und gegen die Käufer der einzelnen Güter 
beurtbeilen wollte. 
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Schließlich möchte ich noch fragen, mie es bei der in 

Frage ftehenden Theorie mit dem Sab 2. des Art. 28. des 
Gefeped vom 25. April 1828, die Öffentlichen Verhältniffe 
der ißraelitifchen Glaubend-Genoffen betreffend: 

„Bei Käufen und Berkäufen liegender Güter unter 
Chriften, fo wie bei der Eigenmadhung von Fall: Lehen 
eines chriftlichen Beſihers ift den Israeliten jede Theils 
nahme ald Unterhändler, Bevollmächtigter, Mäckler oder 
Bürge bei Gefängniß = Strafe und bei doppelter Erftat« 
tung des bedungenen oder erhaltenen Vortheils an den 
Anbringer verboten.‘ 

Regierungd:Blatt S. 310. 

gehalten werden fol? Denn wenn der chriſtliche Si» 
terbändler, — welcher offenbar nicht Gütersftauffchillinge, 
die ein Gutsbeſitzer entweder bereit8 erzielt hat oder durch 
einen von ibm außgebenden, von feinen Berfüs 
gungen abhängigen Verkauf erzielen möchte, fondern 
Güter zur Zertrimmmerung und zu einem feiner Di8pos 
fition überlaffenen Wiederverfauf erfaufen will, — feine Abs 
ſicht, gewiſſen Abgaben zu entgehen, dadurd) erreichen Fann, 
daß er den Eontraft in die fraglihe Form einfleidet: fo 
fehe ich nıicht ein, wie man jenen Artifel gegen den idraes 
litiſchen Süterhändler follte anwenden fünnen, wenn er nur 
eben fo pfiffig ift, als der chriſtliche. Ueberhaupt möchte 
ih wohl wiſſen, warum die chriftlihe Hofmetzgerei nicht 
diefelbe Ungunft der Gefebe trifft, wie die ißraelitifche, 

Wenn aber überhaupt die Hofmepgereien Feine Begün— 

Rigung verdienen, fo follte noch viel weniger folhen vers 
derblihen Simulationen, mie fie hier in die Augen fallen, 
und wodurch eine Verrüdung aller Berhältniffe berbeiges 
führt wird, da8 Wort geredet werden. Sollte die Theorie 
des Heren Verfaſſers jebt bei veränderter Beſetzung des 
Sher-Tribunald auch in der höchſten Inftanz Beifall erhals 
ten, fo darf man ed ald entfchieden annehmen, daß von 
nun an alle Hofimepgereien, nicht blos bei lehenbaren Güs 
tern, fondern auch bei andern (nur um doppelte Erkenn⸗ 
Vonatſchr. f. d. Sunizpf. IV. Bd 1. Abit. 8 
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Gelder u. f. mw. zu erfparen) nach dem Typus des vorges 
tragenen Rechtsfalls gebildet erfcheinen werden. Daber 
‚balte ich die Frage für wichtig, weil e8 ſich von Befeiti- 
gung einer nach meiner Ueberzeugung höchft verderblichen 
"Marine handelt. 

Man würde fehr irren, wenn man meinte, mir fey e8 
um die. doppelte Entrihtung des Handlohns zu tum. 
Glaubt man folhe ohne Begünftigung von Simulationen 
befeitigen zu Fünnen: wohl und gut; ich würde, wenn es 
fih nur davon: handelte, Feine Feder angerührt haben. 
Aber gegen diefe Begünftigung der Simulationen glaubt’ ich 
mid erklären zu müffen, meil dadurch die Hofmeßgereien 
noch viel verderblicher werden, indem fie den Keim von uns 
auflöslihen Verwickelungen und Verwirrungen in fich tragen! 





3) Weber die Bechtsfrage: ob den Eltern das 

Recht zuſtehe, auch hinfichtlidy ihrer unehelichen 

Kinder ein privilegirtes Teſtament zu errichten? 
(Bon dem Herrn Ober:Tribunal:Rath v. Frick.) 

Ueber obige Frage hat fih der Herr Ober: Tribunals 
Rath v. GOmelin ſchon vor mehreren Jahren *) in einer 
furzen gedruckten Ausführung zu Gunften der Eltern bejas 
bend audgefprochen. | 

Zufälligermweife Fam mir diefe gelehrte Abhandlung vor 
Kurzem wieder zu Geficht, ich durchlas fie abermals, bieft 
fie aber, weil darin Vieles von dem bei den Römern zuges 
laffenen Concubinat und von den in demfelben erzeugten 
fogenannten natürlihen Kindern (Aliis naturalibus) vor> 
fommt, der Concubinat aber in Deutfchland gefeglich nicht 
zugelaffen ift (Reichſs-Receß vom Jahr 1548), für eine 
sein afademifche Frage, die für Württemberg und andere 
deutfhe Staaten feinen praftifchen Nuben gewähren könne. 
Da ich indefen zu bemerken hatte, daß nach des Herrn 
Verfaſſers Anſicht das beſagte Recht den Eltern in Bezie⸗ 


) Tübingen 1807, Cotta'ſche Buchhandlung. 
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dung auf ihre im Concubinat erzeugten Kinder fogar ſchon 
nach dem römifchen Rechte zugeftanden haben fol, ımd daß 
fih daher auch daffelbe Recht in den deutfchen Staaten hin» 
fihtlich der außerehelich erzeugten Kinder (fogenannte Spu⸗ 
rii) zu Gunſten der Eltern mit Grund vertheidigen laſſe, 
fo hat mich dieſe letzte allerdings problematiſche Rechtsfrage 
beſtimmt, uͤber dieſe Materie hier auch ein (wiewohl nicht 
ſo liberales) Wort zu reden. 

Ich will vorerſt diejenigen Rechtsgründe in Kürze ans 
führen, welche den Herm Verfaſſer jener Ausführung für 
die Bejahbung obiger Rechtöfrage und ihre Anwendbarkeit 
auf die Spurios beftimmt haben, und dann meine eigenen 
Betrachtungen hierüber folgen laſſen. 

Derfelbe ſagt ale: 

4) Unter vorläufiger Anführung älterer Gefehe, 3. B. 
1, 416. und 26. Cod. famil. ercis., daß in der früheren 
Periode nur allein der Vater das Necht gehabt babe, feinen 
noch in väterlicher Gewalt befindlichen oder auch ſchon eman—⸗ 
tipirten Kindern (Aliis suis et emaneipatis) über die Theis 
lung feined Vermögens Vorfohriften ohne Beobachtung ge: 
wiſſer Förmlichkeiten zu geben. 

2) Die Kaifer Theodo8 und Balentinian bätten 
idoh (1. 21. $. 1. Cod. de testam.) verordnet, daß die 
Kinder an den letzten, obgleich unförmlihen Willen ihrer 
Eltern (alfo auch der Mütter) gebunden feyn follen. Ins 
deffen babe 

3) Zuftinian diefe Verordnung zu unbeflimmt gefuns 
den, deswegen alles zufammengefaßt, und in der 107ten 
Novelle beflimmt, mad Jeder, der unter feinen Kindern 
(hliis suis) eine letztwillige Dispofition machen oder aud) 
eine Vermögens: Theilung vorfchreiben wolle, zu beobachten 
habe. Weil num | 

4) die natürlichen Kinder (nämlich die mit einer Cons 
cubine erzeugten Kinder) nach den Gefepen Feine Alu sui 
feyen, „‚filium enim definimus, qui ex viro et uxore 


(mit welchem Prädicat eine Concubine nie beehrt worden) 
8 * 
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ejus nascitur; et pater est, quem justae nuptiae demon- 
strant“* (l. 6. dig. de his qui sui v. alieni juris sunt 
I. 5. D. de in jus voc.), fo hätten mehrere Rechtögelehrte 
dafür gehalten, daß die Eltern nur unter ihren gefeplichen, 
keineswegs aber unter ihren natürlichen Kindern ein privis 
legirtes Teſtament zu machen berechtigt feyen, zumal 1. 26. 
Cod. fam. ercis. außdrüflih nur von den suis et eman- 
eipatis ſpreche, und die fpäteren Geſetze hieran nichts ge— 
ändert hätten. Dagegen feyen 

5) andere NRechtögelehrte des Dafürhaltend, daß auch 
die natürlichen Kinder ohne Unterfchied ſowohl den Vater 
(wenn nur in diefen Falle Feine legitime Kinder vorhanden 
feyen), ald der Mutter aus einem privilegirten Teftament 
fuccediren Fönnten, weil in einem folchen Falle doch die 
natürlichen Kinder ihren Vater ohne Anftand beerbten. 

Der Herr Derfaffer erflärt nun, daß er diefer letzteren 
Meinung, ald der richtigern, beitrete *). Denn feines Er: 
achtens, fagt derfelbe, beruhe 

6) die Hauptfrage darin, ob $uftinian in der 107ten 
Novelle, welche ald die zunächft einzige Rechtöquelle in dies 
fer Materie anzufehen fey, unter der allgemeinen Benen— 
nung „Kinder“ die natürlichen Kinder mitbegriffen habe oder 
nicht. Nach gemeinem Sprachgebrauch würde zwar diefe Frage 
zu Gunften der natürlichen Kinder allerdings zu bejaben 
feun. Allein die Gefege führten eine ganz andere Sprache, 
und nach diefen feyen nur diejenige für Kinder (klios) zu 


*) Bad die von demfelben für beide Meinungen angeführten Au— 
toritäten betrifft, fo find für die erfte Meinung mehrere ältere In— 
terpreten bei Gail lib. II. obs. 92., unter den neueren aber Pro: 
feſſor Dabelomw in feinem Syſtem des Civilrechts $. 1989. Malt, 
in controv. jure civili pag. 327. Schilter, in exercit ad pand. 
1. 38. tit. 1. $. 130. Gaill. c. Stryk de cautel. test. Cap. 
X. 9.5. Wernher, in Comm. in pand. tit. de test. milit. 
$. 14. Samuel Gocceji, jus cont. tit. de test. mil. Für die 
legte aber Carpzov, juris prud. for. Part.3. Const. 4. def. 24. 
Hofader, in Princip. $. 1384. Lauterbach, in Colleg. de 
test. milit. $. 28. angeführt. 
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halten, welche, wie 1.6. dig. de his, qui sui v. alieni ju- 
ris (1, 6.) zu erkennen gebe, durch ihre Geburt in die väs 
terliche Gewalt fämen. Deswegen fage auch ein nachfolgen: 
des Geſetz in demfelben Titel (1. fin. ejusdem tit.) aus: 
drüdlich, daß die natürlichen und emancipirten Kinder bier 
nicht mitbegriffen ſeyen, weil fie der väterlichen Gewalt 
niht untergeben wären *). Allein gleich wie ed fihon an 
fih befannt fey, mie fehr man fih in Nechten vor allzu: 
frenger Anwendung der Legal: Definitionen zu hüten habe, 
fo würden nicht nur in den fo eben allegirten, fondern auch 
in unzählig vielen andern Geſetzesſtellen die ſilii und die 
liberi naturales fowohl in Beziehung auf den Vater als 
die Mutter alfo genannt, was unläugbar bemeife, daß fie 
auch nach der Sprache der Geſetze eine Gattung des allge: 
meinen Begriffs von Kindern (filiis, liberis) gebildet —— 
Hiezu komme, 

7) daß ſogar das natürliche Band von den Geſehen 
anerkannt ſey, welches durch bloße Zeugung (auch außer 
der Ehe) Eltern und Kinder, ja ſelbſt entfernte Verwandte 
verbinde, deswegen werde 1. 4. $. 2. dig. de grad. et 
affın. und 1. 10. $. 5. ibid. gefagt: „„quaedam cogna- 
tiones jure civili, quaedam naturali connectuntur, na- 
turalis cognatio sine civili intelligitur, quae per femi- 
nam descendit, quae vulgo liberos peperit;‘‘ ferner: 
„eliam in servis itaque parentes et filios fratresque 
eliam servorum dicimus.* Sey man nun 

8) hiernach zu behaupten berechtigt, daß die natürlichen 
Kinder von den Gefepen flr Kinder angefehen würden, fo 
berechtige diefed auch zu dem Schluffe, welche Rechte und 
Verbindlichfeiten im Gefeb den Kindern tiberhaupt, ohne 
Ruͤckſicht auf ihre eheliche Erzeugung, zuftehen, diefe Fon» 
men auch den natürlichen Kindern zu. ine ausdrüdliche 
Beſchraͤnkung der privilegirten Teſtamente auf die ehelichen 
— — — 

) Dieſes kurze Geſetz lautet fo: „inviti filii naturales et eman- 


tipati non rediguntur in patriam potestatem.““ Wie diefed Ge⸗ 
ſth zu verftehen fep, wird unten vorkommen. 
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oder legitimen laffe ſich nach feiner (ded Herrn Verfaſſers) 
Anficht nicht ermweifen. 

9) Zwar fey alles Erbfolge-Recht der Kinder urfprüngs 
Lich von der Ehe abhängig gewefen, dies laſſe fich jedoch 
nach der fpätern, vorzüglich Juſtinian'ſchen Gefehgebung 
nicht mehr behaupten. : Man müffe vielmehr auf einen hoͤ⸗ 
beren Grund zurüdgeben, und diefen finde man in der 
Blutd:Bermandtfihaft, in der daraus entfpringenden Zunei= 
gung, verbunden mit einer von den Kindern den Eltern 
gebührenden Ehrfurdt. Nur bei benen ex damnato coitu 
natis hätten die Geſetze wegen ded den Römern fehr ver- 
baten Verbrechens der Blutfchande jene Folge nicht gege= 
ben, fondern alles Erbrecht folcher Kinder vernichtet. Allein 
fo verhaßt feyen den Römern die aus dein Concubinat 
erzeugten Kinder keineswegs gewefen. Sie fenen vielmehr 
ihren Eltern diefelbe Ehrfurcht fchuldig gemefen, wie ans 
bere Kinder, fie hätten von ihren Eltern ernährt werden 
müfen, und fo auch die Eltern von ihren Kindern *). 
In Anfehung der Muͤtter hätten fie befonderd alle Rechte 
legitimer Kinder gehabt (Nov. 89. Cap. 14.); es babe 
aud ein vom Bater im Teflament gegebener Vormund 
beſtätigt werden müſſen, und in den Fällen, wo fie ihrem 
Vater hätten fuccediren koͤnnen, fey ihnen. die ibm gebüb» 
rende Ehrfurcht zu erhalten vorgefchrieben worden. Nov. 
89. Cap. 13. **) Seyen alfo 

10) Die natürkichen Kinder ihren Eltern überhaupt 
und befonderd in den Fällen, mo fie fuccediren fonnten, 
Findlihe Ehrfurcht fchuldig, fo müſſe dieſes auch bei Tefta- 
menten eintreten, ed könnten diefe daher, wären fie auch 
unfdrmlich, von den Kindern nicht angefochten werden. 

Freilich könne diefer Sap 





*) L. 3. Cod. de alendis lib, L. 7. dig. de agnosc. lib. 
**) Diefem hätte auch noch beigefügt werden können, daf der 
natürliche Vater unter gewiſſen Borausfesungen befugt gewefen fey, 
> natürlihen Töchter mit einer Dod zu verfehen: Nov. 89, 
ap. 15. 
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14) nicht unmittelbar aus den Geſetzen bewiefen wer: 
den. Er liege aber in der Natur der Sache, umd 1. 21. 
$. 1. Cod. de testamentis deute mwenigftend darauf hin®). 
Der Zweck und der Grund fen daher bei den väterlichen 
Teflamenten eben fo vollkommen für die natürlichen, wie 
für die ehelichen Kinder (doch mit Ausnahme der aus einem 
im höhern Grad verbotenen Beifchlaf erzeugten) vorhanden. 

12) Der Einwurf, daß heut zu Tage nicht nur der 
Eoncubinat , fondern jeder unebelihe Beifhlaf verboten, 
und daß daber die unehelichen Kinder der Rechte und Pflichs 
ten der ehelichen nicht theilhaftig ſeyn Fönnten, müffe das 
durch als befeitigt angefeben werden, meil nur die auß eis 
nen im höhern Grad verbotenen Beifchlaf (Ehebruch oder 
Inceft) erzeugten Kinder jene Rechte und Pflichten nicht 
hätten, dagegen hätten die aus einem einfachen, obgleich 
auh nah römiſchem Rechte verbotenen Beifchlafe gegen 
ihre Mutter alle, gegen den Bater wenigftend mandye Rechte 
und Pflichten, wie die ehelichen 3. B. die Pflicht der Ehr: 
erbietung, worüber heut zu Tage um fo mehr fein Zweifel 
feyı könne, ald nach einer unbeftreitbaren Praris allen nas 
türichen Rindern (mit Ausnahme der Adulterinen und Inceſt⸗ 
nofen) däefelben Rechte und Pflichten, wie denen ex con- 
cubna natis zufämen, wie ihnen denn befonders die Rechte 
der Inteftat: Erbfolge, welche nach dem römifhen Recht den 
aud dem oncubinat erzeugten Kindern zugeftanden,, heut 
zu Inge allgemein zugefchrieben würden. 

*) tn Diefem Gefese von den Kaiſern Theodofind und Balen» 
tiniar (6, 23.) werden vorerft allgemeine Vorſchriften zu Erride 
tung enes zu Recht befländigen Teftamentd ertheilt. Dann, beißt 
ed, dai wenn die eine oder die andere diefer Vorſchriften nicht bes 
folgt nürde, das Teflament pro infecto gehalten werden foll — 
jest folt die Audnahme zu Gunften der Eltern, wo $. 1. gefagt 
il: „e: imperfecto autem testamento voluntatem tenere de- 
functi, ıisi inter solos liberos a parentibus utriusquo sexus 
babeatu,, non volumus; si vero in hujus modi voluntate li. 
beris ala sit extranea mixta persona certum est, eam volun- 


tatem quntum ad illam duntaxat permixtam personam pro 
nullo habri. Sed liberis accrescere.“ 
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13) Die Einfehränkungen der Erbfolge der natürlichen 
Kinder in Beziehung auf den Vater beträfen nur die Orb: 
nung und die Quantität. Der Grund ihrer Succeffion fev 
derfelbe ; wenn daher au eheliche Kinder vorhanden feyen, 
fo wären die unehelichen rüdfichtlich des Vaterd Feine per- 
sonae extraneae, denn nur die Erbfolge falle weg. So: 
fern aber eine teflamentarifche Erbfolge noch möglich feye, 
böre die dem Vater ſchuldige Ehrerbietung felbft bier nicht 
auf. Der Vater müſſe ihnen die nothwendigen Alimente 
binterlaffen, was für eine nothwendige Succeffion angefehen 
mwerden müffe. Es fey daher nicht zu bezweifeln, daß nad 
gemeinem Rechte ſämmtliche Kinder gehalten feyen, ein 
privilegirted Teftament ihred Vaters zu refpectiren, worin. 
neben den ehelichen Kindern auch uneheliche eingefebt feyen. 

Schließlich bemerft 

14) der Herr Verfaffer ($. 14.), wie er es fich allır 
dings felbft nicht verbehlen Fünne, daß, wenn gleich dirfe 
nach feiner Ueberzeugung richtige Meinung bei Vielen Eüte 
gang gefunden habe, fie dennoch niemald allgemein ange: 
nommen worden fey. Befonderd möchten auch diefer Veis 
nung die Verfaffer des mwürttembergifchen Landrechts richt 
zugethan gewefen feun, da darin verordnet fey, daß nben 
den ehelichen Kindern fonft Niemand im väterlihen Tſta⸗ 
ment zu Erben eingefebt werden könne. 

Nun folgt noch zum Befchluffe jener Ausführung eine 
weitere Erflärung über diefe Materie binfichtlich des wirt: 
tembergiſchen Landrechtd, die ich jedoch hier deswegen äber: 
gebe, weil ich mich über diefen Punkt am Schluffe diefer 
Abhandlung ebenfalls zu erflären nicht unterlaffen werde. 

Nah allen dem bier Angeführten glaubt alfo de Herr 
Derfaffer, daß es fi fogar nad) dem römifchen Reote bes 
baupten laffe, daß, wie der Vater, ſo auch die Muter bes 
rechtigt ſey, nicht nur unter ihren ehelichen, fonden auch 
nach Umftänden unter ihren unebelichen Kindern pröilegirte 
Teftamente (alfo ohne Beachtung der fonft bei Tepmenten 
vorgefchriebenen äußern Förmlichkeiten) zu madır, und 
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daß die Kinder folhe zu refpectiren fehuldig feyen. Und 
zwar einmal fraft ded Gefebet 21. $. 1. Cod, de testa- 
mentis, ferner wegen der zmwifchen den Eltern und ihren 
ehelichen oder unehelichen Kindern einmal beftehenden na— 
türlichen, felbft von den Geſetzen anerkannten vollen Bluts: 
Verwandtſchaft, endlich wegen der ebenfalld vermög der 
Gefege von allen derartigen Kindern ihren Eltern zu bezeus 
genden Ehrfurcht oder Reverenz, welchem Allem nach wegen 
des Vorhandenſeyns ded ganz gleichen Grunds wohl aud 
auf daB befagte gleihe Recht beider Eltern ohne Anftand 
gefchloffen werden dürfe, 

Allein, fo wie ich Bedenken trage, diefer Ausführung 
und den darin vorgetragenen Rechtsgründen unbedingten 
Beifall zu ſchenken, eben fo ſehr muß ich, wenn man die 
einfchlagenden Befepe näher würdigt, bezweifeln, ob fie weis 
tere Subferibenten finden werde. 

Wären freilih über diefe Rechtsmaterie Feine andere 
Geſetze im römifchen Rechte vorhanden, ald das oben unter 
Zahl 11) wörtlich angeführte L. 21. $. 1. Cod. de testam. 
(6, 23.), fo würde man fi) mit der Anficht des Herrn 
Derfafferd allerdings vereinigen können. Denn diefed zu 
Bunften der Eltern eine beftimmte Ausnahme enthaltende 
Geſetz ift fo allgemein gefaßt, und drüdt fi dur die 
Worte „liberis,‘* ferner ,„‚parentibus utriusque sexus‘* 
fo allgemein aus, daß man den Worten und dem grammas 
tifhen Sinn derfelben Gemalt anzuthun fich felbft nicht ver: 
beblen Fönnte, wenn man in dem angeführten Gefebe nicht 
eine allgemeine, alle Arten von Eltern und von Kindern 
(die ex damnato coitu freilih ausgenommen) völlig gleich: 
fiellende, fondern eine befchränfende (etwa nur auf die ehe— 
lichen Kinder ſich referirende) Verordnung erbliden wollte, 
Denn fo wenig es zu bezweifeln ift, daß unter dem Worte 
„liberi‘* eben fo gewiß die in fürmlicher Ehe, ald die im 
Eoneubinat, ja fogar die außer diefem erzeugten Kinde 
verftanden werden Fönnen, und fo wie dies reciproc der Fall 
mit dein allgemeinen Ausdrude „parentes utriusque se- 
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xus?“ ift, eben fo wenig iſt das Dafenn einer wahren Cog⸗ 
nation unter diefen und ihren Kindern zu verfennen, da fie 
fogar bei dem Adulterinen ꝛc. vorhanden ift. 

Hiezu kommt, daß der Eoncubinat bei den Römern 
(fo verbaßt er auch denfelben Anfangs war, worüber das 
Weitere unten vorfommen wird) dann doch in der Folge, 
obgleich nur abjecte Weiböperfonen hiezu genommen werden 
durften (L. 3. dig. de concub.), dennoch eine erlaubte 
Verbindung (eine licita consuetudo) geworden und alle 
natürlichen Rechte zwifchen Eltern und Kindern dadurd be: 
gründet wurden. Die ebeliche Treue mußte gehalten wer: 
den, und ed war deöwegen verboten, mehr ald eine Concu= 
bine zu haben. Eben fo war es verboten, eine folche neben 
ber Ehegattin zu unterhalten 5). Die im Concubinat er= 
zeugten Kinder, welche man naturales nannte, „siquis na- 
turalem duntaxat foecunditatem sortiatur‘‘ (L. 3. Cod. 
de lib. naturalibus 5, 27.), hatten unftreitig Anfpruch auf 
Alimentation, fie batten, wie der Herr v. Gmelin mit 
Recht anführte, in der Folge gemiffe Erbrechte erhalten, 
und der Vater mie die Mutter Ponnten nach Umftänden 
ihre natürlichen Töchter mit einer Dos außftatten, fo wie 
die natürlichen Kinder auch im Notbfall ihre verarmten 
Eltern zu alimentiren fchuldig waren *). Es ließe fich da— 
ber kaum bezmeifeln, daß nach dem eben erwähnten in den 
nllgemeinften Ausdrücen von liberis und parentibus utrius- 
que sexus gefaßten Gefebe, wenn diefed das Einzige diefe 
Materie betreffende wäre, allen Eltern dad Recht, priviles 
girte Teftamente unter ihren Kindern, mit Einfchluß der 
im Concubinat erzeugten, zu errichten, eingeräumt worden 
fey. Allein wie fehr ändert fi nicht die Sache, fobald 
man an der Hand der Gefchichte die äftern römifchen Ges 





*) Nov. 18. Cap. 5. Nov. 89. Cap. 12, $. 5. et 17. Des 
Baterd Concubine durfte in der Folge nit die Coneubine feines 
Sohnes oder Enkels werden. L. 1. dig. de concub. (25, 7.) 

°*) Nov. 89. Cap. 12. $. 6. (denn diefe oflicia find rociproca. 
L. 4. Cod. de alendis lib. et parent. 1. 5, 25.) 
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ſehe und befonderd bad jlmgfte Gefeb, die Novelle 407. 
(welche der Herr Verfaſſer obiger Ausführung felbft ald die 
gefehliche Hauptquelle in dieſer Materie prädicirt bat), einer 
Prüfung umterwirft und die Daraus bervorgebenden unver: 
fennbaren Refultate zufammenftellt. 


Wir wollen diefe Geſetze, um fie defto richtiger wür— 
digen zu Fönnen, nad ihren fünf Perioden bier Fürzlich 
durchgehen, und bei jedem daß Geeignete bemerklich machen, 

Das hieher gehörige 
erſte Geſetz 16. Cod. fam. ercis. (3, 36.), gegeben von 
den Kaiſer Diocletian und Maximian (Diocletian 
ft ein in der römifhen Geſchichte in Beziehung auf die 
bürgerliche Geſetzgebung, troß feiner Neigung zu Graufams 
kiten, ſehr vortheilhaft bezeichneter Megent gemefen), bes 
fimmt wörtlich : 
„daß die Söhne (Töchter) nicht befugt feyn follen, daB 
„Ieftament ihres Vaters zu redcindiren, fofern fie nicht 
„daffelbe als ein pflichtwidrige® (inofficiosum) zu er: 
„mweifen im Stand ſeyn follten. Ja wenn etwa der Bas 
„ter ohne Teſtament oder auch ohne Eodicille mit?Tod 
„abgegangen ſeyn fellte, dennoch aber feinen Willen mit 
„was immer für Worten declarirt haben follte, fo babe 
„der Theilungs-Richter den erflärten Willen des Vaters 
„zu folgen; dies fey durch Rechts » Autorität beftummt 
„vorgefchrieben *).“ | 

Schon hieraus ergiebt fich für jeden Rechtskenner bie 
unverfennbare Bemerkung von felbft, daß einmal dieſes Ges 
ſeh von dem im Soncubinat lebenden Vater, fo wie von den 


— — 





*) Filii patris testamentum rescindendi, si hoc inofficio- 
sum probare non possunt, nullam habent facultatem. Sed et 
si circa testamentum, quam etiam codieillos judicium ejus de- 
fieiat (alfo die successio ab intestato bier eintreten würde). Ve- 
"um quibuscungue verbis voluntas ejus declarata sit, familiae 
erciscundae judicio aditum jüudicem sequi voluntatem pa- 
tris (von der Mutter ift hier nicht? geſagt) oportere, juris auto. 
ritate significatur. 
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darin erzeugten fogenannten filiis naturalibus gar nicht 
verftanden, noch auf diefe ausgedehnt werden könne, weil 
die querela inofficiosi testamenti nur für die rechtmäßi= 
gen Kinder (filium enim definimus, qui ex viro et uxore 
ejus nascitur) beftimmt war, indem nur diefe allein die 
väterliche Verlaffenfchaft oder doch den Pflichttheil aus dem 
Vermögen ihred Vaters zu fordern und alfo eine Querel 
gegen ein pflichtwidriged® Teftament anzuftellen berechtigt 
maren (pater enim est, quem justae nuptiae demonstrant), 
die filii naturales aber in jener Periode noch gar Feine, 
nicht einmal befchränkte Succeffiond =» Rechte anzufprechen 
hatten, fondern erft in der Folge damit bedacht wurden, 
ja der Concubinat als folcher zur Zeit Diocletian’d ent« 


weder gar nicht befannt oder doch außer aller Beachtung 
ftand *). 


*) Die Richtigkeit dieſes Satzes verbürgt und Juſtinian felbft 
(eine beffere Autorität wird man hierüber in der That nit for- 
dern) in der merfwürdigen Präfation zur Novelle 89., worin die 
Geſchichte ded Concubinatd von ihm felbft feizzirt zu BADER. und 
darüber Folgendes gefagt ift: 

„Naturalium nomen romanae legislationi dudum non erat 
„in studium, nec quaelibet circa hoc, fuerat humanitas, sed 
„tanquam alienigenum et omnino alienum a republica putaba- 
„tur. (Die römifhe Gefesgebung bielte, fagt bier Juſtinian, 
„in früheren Jahren die Glaffe der natürlihen Kinder einer be= 
„ſondern Beachtung gar nicht werth, man verfagte ihnen fogar 
‚alles theilnehmende Gefühl der Humanität, weil man fie als ver- 
„werfliche, in einem Staate nicht einmal der Duldung würdige Ge— 
„ſchöpfe anfah. Erft von der Zeit ded Kaiferd Conflantin an 
‚„‚[alfo lang nah Diocletian], fährt Zuflinian zu fagen fort, ge= 
„hab ihrer in den kaiſerlichen Conftitutionen beftimmte Erwähnung. 
„Nah und nah murden fie Gegenftand ded Erbarmend und ber 
„‚taiferlihen Milde. Es wurde nun ihren Väter gefeslich geftattet, 
„Ahnen nicht nur befondere Unterftüsung zufließen zu laffen, fondern 
‚ihnen auch etwas nah ihrem Tode zu binterlaffen. Fernerhin 
„babe man fogar Mittel und Wege erfunden, wie da8 2008 diefer 
„Maturmenfchen verbeffert und fie zu legitimen Kindern und zu ge: 
„‚feslihen Erben ihrer Väter erhoben werden könnten. A Constan 
„tini vero piae memoriae (fagt Juftinian in der befagten Prä. 
„fation) temporibus in constitutionum scriptum est libris (no- 
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So wie alfo daB fo eben gemürdigte erſte Gefeb bie 
Anficht des Herrn Verfafferd der befagten gelehrten Aus» 
führung nirgends rechtfertigt, vielmehr derfelben ganz ent- 
gegen ift, eben fo ungünflig, ja ganz entfcheidend gegen 
diefelbe erflärt fich 

dad zweite, die folgende Periode der römifchen Ges 
febgebung in diefer Materie bildende, vom Kaifer Con⸗ 
ftantin gegebene Gefeb (1. ult. Cod. familiae ereis. [3, 
36]), im welchem fich derfelbe mit der flärfften Präcifion 
ausdrückt und feftfept, daß ein vom Water (parens) bins 
terlaffenes, obgleich völlig unfdrmliches Teftament oder fons 
flige Didpofition nur unter den liberis oder heredibus 
suis und den emancipatis aufrecht erhalten werden folle 
und müffe: wofern aber diefen bier bezeichneten Kindern 
in der väterlichen Didpofition eine andere Perfon beigemifcht 
worden ſeyn follte, fo fol ein folcher letzter Wille, jedoch 
nur in fo weit er diefe Perfon betrifft, für nichtig gehalten 
werden). Dieſes Gefeb ift an fih fo deutlich und fpricht 


„men naturalium). Deinde paulatim in mediocritatem, cle- 
„mentemque sententiam imperatores transeuntes, leges posue- 
„runt: alii quidem et dari et relinqui aliquid eis a patribus 
„concedentes. Aliqui autem etiam ad invenientes modum, per 
„quem naturali jure priore liberati legitimi fierent et paternae 
„substantiae successores.** 

Nun fchliegt Zuftinian biefe Präfation damit, daß er zu ver: 
fichen gibt, daß, da nun einmal das Unkraut überhband genommen 
babe, er in diefem Drange nicht3 Beffered thun zu können fi übers 
zeugt babe, ald dem Unfug der Zeit nahzugeben, indeſſen aber, um 
der Ungewißheit und der Verwirrung möglichft zu fleuern, den Ges 
genftand einer umfaſſenden Gefesgebung zu unterwerfen, überall, 
wo ed nöthig fiheine, zu verbeifern, fofort die Rechte der natürlichen 
Kinder auf fihere und beftimmte Säge zurüdzuführen. Er verord- 
nete alfo de naturalibus liberis Cap. 1. Nov. 89. seq. Am 
Schluſſe diefer Novelle ſchmeichelt fih Zuftinian, nun Alles, was 
zur Belferung und zum Wohl der Menfhen in diefer Sade zu 
verordnen ihm nöthig gefihienen , in diefer Novelle und ihren fünf— 
zehn Capiteln erfchöpft zu haben. 

) Inter omnes duntaxat heredes suos, qui ex quolibet 
gradu, tamen pares videntur esse, vel emancipatos, quos prae- 
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ſich wegen des außsfchließlichen Rechtes des Vaters, ein 
ganz formloſes Teſtament oder fonftige letzte Willens-Dispo⸗ 
ſition unter ſeinen, jedoch zu den ſogenannten suis und nur 
zu dieſen allein zu zählenden Nachkommen, mit Einſchluß 
der bereits Emancipirten (die vor ihrer Emancipation auch 
zu dei suis gehörten) mit voller Rechtsgültigkeit zu binters 
laſſen aus, daß es fehr vergeblich wäre, hierüber auch nur 
etwas Weitered zu fagen. 

Daß aber unter den liberis suis Feine andern Kinder 
und Descendenten nach römifchen Rechtöbegriffen verftanden 
werden fünnen, ald nur die aus einer rechtmäßigen, mit 
Beobachtung der herkömmlichen Feierlichkeiten öffentlich ge— 
fchloffenen Ehe erzengten Kinder, ift zu befannt, als daß 
dies bier meitläufig nachgemwiefen werden dürfte *). 

Dies bezeichnen genugſam 1. 6. D. de his qui sui v. 
alieni juris sunt, ſilium enim definimus, qui ex viro et 
uxore **) ejus nascitur,, ferner das befannte „‚pater est, 





tor ad successionem voecat. (Conftantin hat alfo bier die emans 
eipirten Kinder, obgleich diefe nicht mehr in väterlicher Gewalt ſtan— 
den, dennoch auf gleiche Art, wie die suos, hinſichtlich ded väter- 
lichen legten Willend verpflichtet.) Sive coeptum, neque imple- 
tum testamentum, vel codicillus seu epistola parentis esse 
memoretur, sive quocunque alio modo scripturae, quibuscun- 
que verbis vel indiciis (Conftantin erklärte hier die Indicia 
für eben fo wirkſam, wie den mit Morten andgedrüdten väter« 
fihen Willen) inveniantur relictae judicio fam. ercis., licet ab 
intestato ad successionem liberi vocentur, defuncti dispositio 
custoditur, etiamsisolennitate legum hujusmodi dispositio fue- 
rit destituta; si vero in hujusmodi voluntate designatis li- 
beris (nämlid) suis et emancipatis) aliasit mixta persona, cer- 
tum est, talem voluntatem quantum ad illam duntaxat perso- 
nam permixtam prd nulla haberi. 

°) Zu dergleihen Feierlichkeiten gehörte fhon in den älteften Zei— 
ten die fogenannte Confarreation.. Schon Romuluß, der erfte Kö- 
nig der Römer, verordnete: „ut uxor confarreatione viro juncta 
in sacra et bona ejus venerit: si ea quid peccasset, maritus 
unacum cognatis judex et vindex esset. Martini ordo hist. 
J. Civ. pag. 20. 

*) Eine Eoncubine ward nie uxor genannt, auch ihr Beihälter 
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quem justac nuptiae (cum solennitate initae) demonstrant 
l. 19. dig. de statu hominum (4, 5.) 1. 5. dig. de in 
jus vocando (2, 4.).* 

Gerade hierin zeigt fih der wichtige Unterfchied zwi⸗ 
fhen einer fürmlichen Ehe und dem Concubinat. Diefer 
war blos geduldet (eine licita consuetudo 1. 5. Cod. ad 
Sctum orphit. [6, 57.). Wann und Weib thaten fich 
eben ohne alle Feierlichkeit faktiſch zuſammen. Der ent: 
fhiedene und beftimmte Wille des Mannes und des Weibes 
entfchied bier bei Eingehbung ded Concubinats; fo erBläre 
ich mwenigftend 1. 4. dig. de coneub. (25, 7.), wo gefagt 
ift: „Concubinam ex sola animi destinatione aestimari 
oportet.‘* 

Die wahre gefepliche Ehe aber wurde unter Beobacdh: 
tung befonderer bergebrachter Feierlichkeiten bei den Römern 
gefchloffen. Died hatte aber auch die Wirkung, daß die 
Gattin in die Standes: und Familien⸗Rechte ihres Mannes 
eintrat, und der Gatte ald pater familias über alle in eis 
ner folchen gefeblichen Ehe erzeugte Kinder die väterliche 
Gewalt erhielt, die fich nicht nur über feine eigene Kinder, 
fondern über feine Kind8» Kinder und fo weiter (alfo auf 
die nepotes et pronepotes) erfiredte, welche alle in Ver: 
bindung mit ihren Vätern unter der Gewalt ded Urgroß— 
vaterd flehend, für eine Familie, deren Haupt er war, die 
einzelnen Glieder aber alle als sui angefehen wurden, wels 
ches Band fo lange fortdauerte, bid eine Emancipation ers 
folgte. Died wird in 1. 3. dig. de his qui (1, 6.) Far 
gefagt: „item in potestate nostra sunt liberi nostri, 
quos ex justis nuptiis procreaverimus, quod jus pro- 
prium civium romanorum est,* und 1. 4. ibid.: ‚nam 
qui ex me et uxore mea nascitur, in mea potestate 
est: item qui ex filio meo et uxore ejus nascitur, id 
est nepos meus et neptis, aeque in mea sunt pote- 
state: et pronepos et proneptis: et deinceps ceteri,‘* 


nicht vir oder maritus, fondern fie hießen mas et femina oder 
coneubina. 
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1. 220. $. 3. de verb. sig., wo zugleich im Eingang ge: 
fagt ift, daß diefe alle fhon in den Zmwölftafelgefegen mit 
dem Ehrennamen suis beehrt worden feyen. Auch waren 
die Wirkungen diefer väterlichen Gewalt, fo wie diefed ei= 
gene Familien « Verhältniß ſowohl für den Vater ald für 
die. Mutter und die Kinder fehr bedeutend, wovon bier 
nur fürzlich angeführt werden: 

4) dag Alles, was die Kinder erwarben, dem Vater 
zufam 5 

2) die Einheit der Perfon, die unter denfelben beftard ; 

3) daß der Vater, wenn etwa den Kindern nad dem 
Tod der Mutter ein Muttergut anfiel, die lebens— 
länglihe Nubniegung daraus bezog; 

4) daß ferner die Kinder als die geſetzlichen Erben ihrer 
Eltern betrachtet, und daß fie auf alle Fälle einen 
beftimmten Pflichttheil anzufprechen hatten, der ihnen 
nur aus einem gefehlich approbirten befondern Grund 
der Undankbarfeit entzogen werden Fonnte 5 

3) daß endlih in Ermanglung aller Erben die Frau 
dem Manne und diefer der Frau —— l. un. 
$. 1. unde vir et uxor (38, 11.). 

Ganz anders verhielt fid die Sache bei dem Concubis 
nat. Hier galt feine patria potestas, feine unitas per- 
sonae und feine suitas ſiliorum, aud waren die Erbredhte 
der letztern binfichtlich der väterlichen Hinterlaffenfhaft fehr 
befchränft. Der ftärkfte Beweis, daß die liberi naturales 
nicht zu den fogenannten suis gehörten (alfo auch das vors 
angeführte Geſetz auf fie nicht ausgedehnt werden Fünne), 
liegt noch befonderd in folgenden zwei Stellen; einmal in 
l. fin. dig. de his qui sui v. alien. J. sunt (1, 6.), wo 
gefügt ift: „inviti filii naturales, vel emancipati non re- 
diguntur in patriam potestatem,‘* fodann darin, daß. wenn 
ein naturalis die Rechte der Suität erhalten follte, derfelbe 
biezu erft durch ein geſetzliches Mittel gerechtfertigt (juflis 
ficirt) und zu den Nechten eines Alii sui erhoben werben 
mußte, was vorzüglih per sub sequens matrimonium 
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oder per oblationem curiae bei den Mannöperfonen , bei 
denen des weiblichen Gefchlechtd durch Verbeirathung an 
einen Eurialen gefhab. Dies beweiſen ſchon zur vollen 
Genüge folgende zwei Ueberfchriften, einmal im Codex 
lib. 5. tit. 27. „de naturalibus liberis et matribus eo- 
rum, et ex quibus causis justi efficiantur;‘* fodann 
Nov;89.: „‚quibus modis naturales elficiuntur sui.“ (Wo 
mehrere dergleichen Arten, dergleichen Kinder zu legitimi— 
ren angegeben find.) 

Ales bisher, vielleicht mit unnöthiger Weitläufigfeit 
Angeführte dürfte mehr ald zur Genüge bemeifen, daß das 
den Vätern ertbeilte Privilegium, unter ihren Kindern obne 
alle Feierlichkeit zu teftiren oder überhaupt zu disponiren, 
nah der genugfam ausgedrücdten Intention des Kaifers 
Eonftantin, nur von den in fürmlicher Ehe Iebenden Bä- 
tern und den darin erzeugten Kindern zu verfteben fey, auf 
die Alios naturales alfo auf Feine Weife ausgedehnt wer: 
den könne, und: daß alfo auch diefed zweite Gefeb auf ganz 
keine Weife für die obenbemerkte Ausführung vielmehr ganz 
entfhieden gegen diefelbe fpreche. 

"Ih komme nun zu dem nad der meiteren Periode 
bier anzufirhrenden - Ä 

dritten Geſetz. Dies ift 1. 21. Cod. de testam. 
$. 1. (6, 23.) von den Kaifern Theodos und Valen— 
tinian, worüber ich oben ſchon ausführlich, gefprochen und 
bemerft habe, daß, da fich diefes Geſetz dur die Worte 
„liberis ,. parentibus utriusque sexus‘* fo allgemein aus⸗ 
Ipreche, durch daffelbe die Anficht ded Herrn Verfafferd obi⸗ 
ger Ausführung am meiften begründet erfcheinen. dürfte. 
Denn, nachdem in diefem Gefehe „„hac consultissima lege 
sancimus‘‘ mehrere allgemeine Vorfchriften, wie und auf 
welhe Weife Teftamente durch Zuziehung von Zeugen und 
ſo weiter gültig zu errichten feyen, gegeben find, wird in 
Anfehung der Teftamente und lebten Willens-Verordnungen 
der Eltern beiderlei Geſchlechts eine Ausnahme von diefen 


Wonatſchr. f. d. Juſtizpſi. IV. Bd, 1. Abth. 9 
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vorgefihriebenen Förmlichkeiten gemacht, und im $. 1. die⸗ 
ſes Geſehes geſagt: | 

„Ex imperfecto autem testamento voluntatem te- 

nere defuncti, nisi inter solos liberosaparen- 

tibus utriusque sexus habeatur non volu- 
mus, si vero in hujusmodi :voluntate liberis alia sit 
extranea mixta persona: certum est, eam voluntatem 
defuncti, quantum ad illam duntaxat. permixtam per- 
sonam pro nullo haberi, sed liberis accrescere.‘ 

Daß das bier befprochene Privilegium durch dieſes 
Gefeb erweitert und auf die Mütter ausgedehnt worden 
ſey, während daffelbe nach den früheren Gefehen des Dio- 
cletian und befonder8 des nächſt vorangeführten von Kai— 
fer Conſtantin gezeigtermaßen nur dem Vater zuftand 
(wert es blos im Beziehung auf die ſ. g. ſilios suos et 
‚emancipatöos berechnet war), iſt nicht zu läugnen. 

Allein daß auch die im Concubinat lebenden Eltern 
ruͤckſichtlich ihrer im Eoncubinat ergeugten- Kinder mit in 
dieſes Privilegium nad) der Intention ded Kaiferd Theo: 
808 und Valentinian's aufgenommen und begriffen 
ſeyen und daß alfo eine doppelte Ausdehnung deffelben bes 
zweckt worden ſeyn fol, nämlich einmal in Hinficht. der ehe— 
lichen Mütter, fodann in Hinficht- der im Concubinat Ieben- 
den Eltern und der darin erzeugten Kinder; diefed muß ich, 
ſprächen auch noch fo viele Autoritäten daflır, a. aus 
folgenden triftigen Gründen bezweifeln: 

Einmal wegen des unter einer folhen Borausfehung 
fi zeigenden außerordentlihen und auffallenden Abfprınıgd 
von den früheren Geſetzen (welche beftimmt nur den ehe: 
Jichen oder den fogenannten suis die Beachtung ihres vä— 
terlihen Willens gebieten), wenn nad) der Intention der 
beiden Kaifer Theodos und Balentinian (nebft dem, 
daß diefed Privilegium auch der ehelichen Mutter zukommen 
folle) daſſelbe auch fogar denen in Feiner geordneten Ehe, 
fondern im Concubinat lebenden Eltern zugedacht worden 
feyn folte, was nur um fo auffallender und in der That 
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unbegreiflich feyn würde, da eine folhe weitere Außdebs 
nung jenes Privilegiumd auch nicht mit einem Worte darin 
angedeutet, zu geſchweigen deutlich und Flar ausgedrückt iſt, 
mas doch bei einer fo großen Abweichung von beftebenden 
Gefepen und bei einer fo flarfen Ausdehnung, wenn fie in 
der Abficht der beiden genannten Kaifer gelegen, und bars 
über von ihnen ein neues. Geſetz hätte gegeben werden 
wollen, unumgänglich nöthig geweſen wäre, died auch uns 
feblbar von denfelben beobachtet worden wäre, wenn fie 
jene Intention gehabt hätten, 

Wahrlich, ein ſolches Geſetz von einer bier unterftell: 
ten fo großen Ertenfion und Neuerung (die in jener Con; 
flitution auch nicht auf das Entferntefte angedeutet, noch 
weniger ınit Worten erklärt ift) würde in der That nicht 
da8 audgezeichnete Prädicat „hac consultissima lege sun- 
cimus,‘* fondern vichnehr das Prädicat „hac perquam in- 
epta et perplexa lege sancimus“* mit vollem Rechte vers 
dienen, fo fern eine fo bedeutende Geſetzes-Aenderung über 
eine ganz befondere Claſſe von Eltern darin enthalten feyn 
ſollte, ohne fih auch nur mit einer Sylbe darlıber audzus 
fprehen und alfo im eigentlihen Sinn ein Geſet ohne 
Klang fenn würde. Deswegen haben fih auch 

Zweitend bie Kaifer Theodos md Valentinian 
in ihrem Geſetze nur der Ausdrüde „a parentibus utrius- 
que sexus habeatur‘* (alfo der rechtmäßige Vater und 
Mutter) bedient, und. nicht gefagt „a parentibus utrius- 
que sexus et Cujuseunque eonditionis,% auch nicht „a 
parentibus utriusque sexus tam in matrimonio vero, 
quam in concubinatu viventibus.“* Ein genugfamer Bes 
weis, daß es gar nicht in ihrem Sinne gelegen fey, auch 
die im Concubinat Tebenden Eltern deffelben Privilegiumd 
theilbaftig zu machen, welches nur den in rechtmäßiger Ehe 
lebenden Eltern bisher gefeblich zugedacht worden mar. 

— Drittend ift-bier nicht zu Überfeben, daß das Theo— 

dofianifche Geſetz als ein zugleich auf die Altern Gefehe 

ſich referirendes Geſetz zu beachten iſt, mithin nicht‘ weiter 
9% 
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als fein Relat, verftanden noch interpretiert werden dürfe. 
Man vergleiche nur daffelbe mit dem nächft zuvor ermähn= 
ten vom Kaifer Conftantin gegebenen Gefeh ; man wird 
fogleich bemerken, daß der die Beimiſchung einer dritten 
Derfon betreffende Punkt darin mit faft gleichen Worten 
ausgedrückt ift, wie er in dem zunädft angeführten Con⸗ 
ftantinifhen Geſetz zu leſen if. Died berechtigt allerdingß 
zu dem Schluffe, daß ed da, mo und in wie fern von je» 
nen beiden Kaifern nicht eine auddrüdliche Audnahıne von 
jenem älteren Gefebe feftgefept worden (wie dies freilich 
mit der Mutter gefcheben ift), binfichtlich alles Uebrigen 
nach der Intention jener beiden Kaifer bei der beftehenden 
(älteren) Geſetzgebung fein Verbleiben haben fol, Für die 
entgegengefeßte Anficht fpricht daher auch nicht der entfern⸗ 
tefte Rechtögrund. Was aber 

Biertens diefen Sab noch ganz befonders außer als 
lem Zweifel fest, ift dad vom Juftinian felbft über die: 
fe8 Theodofianifhe Geſetz ausgedrüdte, gewiß competente 
Urtbheil, welches in der Präfation der Novelle 107. über dies 

ſes Geſetz zu leſen iſt. 

Indem nämlich Juſtinian in dieſer Präfation vor: 
erſt von der obenangeführten Conſtitution des Kaiſers Eon: 
ſtantin ſpricht, und dabei bemerkt, daß derſelbe daB be= 
ſagte Privilegium der Eltern neben den suis auch auf die 
emaneipatos audgedehnt habe, geht er auf dad Theodoflas 
nifche Gefep über und fagt weiter: „insuper etTheodo- 
sius decrevit, non in patribus solum hoc disponens 
. sed etiam matribus et ascendentibus utriusque 
naturae (sexus). Daß alfo Theodos noch eine weitere 
Ausdehnung zu Gunſten der Mütter und der väterlichen 
und mütterlichen Adcendenten feftgefept babe, 

Diefe Stelle ift gemiß der bündigfte Beweis, daß dad 
Theodofianifhe Gefep eine Ausdehnung auf die im Concus 
binat lebenden Eltern zuverläßig nicht bezwedt babe, ans 
fonft died Juftinian bier ganz befonders hervorzuheben 
oder vielmehr zu rügen unfehlbar nicht unterlaffen haben 
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würde, da e8 ibm ſchon anftößig genug war, daß daB bes 
fagte Privilegium auch den Müttern (verftebt fih, den 
rehtmäßigen) und den beiderfeitigen Adcendenten vom Kai 
fer Theodos ꝛc. eingeräumt worden war. Am Schluffe 
diefer Präfation zur Novelle 107. beklagt daher Juftinian, 
daß durch diefe Ausdehnung jened Privilegiumd auf die 
Mütter und auf die Väter und mütterliche Adcendenten 
eine große Verwirrung entflanden fey, die ihn um fo mehr 
bewogen habe, eine Revifion deffelben vorzunehmen und 
den Gegenftand auf's Beffere zu bringen, worüber unten 
dad Weitere vorfommen wird, 

Ich fchließe alfo diefen Punkt damit, daß ih aus den 
bier angeführten unmiderlegbaren Gründen die Anficht des 
Heren Verfafferd mehrgedahter Ausführung, der Kaifer 
Theodos babe in 1. 21. $. 1. Cod. de testam. eine 
Gleichſtellung der Eltern, felbft mit Inbegriff der im Con 
cubinat lebenden, angedeutet und beabfichtigt, nicht zu theis 
In vermöge; fo wenig ich diefer Anficht aus den oben ans 
geführten Bemerkungen über die im Theodofianifchen Ger 
fehe enthaltene, freilich ganz allgemeine Ausdrüde etwelchen 
äußern Schein für den erften Anblick abzuſprechen vermag. 

SH gehe nun zur Zuftinianifchen Periode und demnach 
zu dem 

Vierten Gefep über, welches in der Novelle 18. 
Cap. 7. enthalten, und in Beziehung auf die gegenmwärtige 
Frage mehr der Vollftändigkeit wegen bier angeführt wird. 
Diefe Novelle enthält nämlich die Verordnung, daß wenn 
ein Vater gerade nicht ein Teftament zu errichten gefonnen 
feyn follte, fondern zu defto gemiffern Umgehung daraus 
unter feinen Kindern entftehenden Streitigkeiten fogleich 
eine Theilung feines Vermögens in irgend einer Gcriptur 
(epistola) feftftellen wollte, diefe Epiftel (Theilungdstibel) 
entweder vom Vater oder von den fänmtlichen dabei in— 
tereffirten Rindern eigenhändig unterfchrieben werden fol *). 


*) Auß den Vorerinnerungen zu diefer Verordnung (Cap. 7 be: 
fagter Novelle) hat fih nämlich zuweilen der Fall ergeben, daß der 
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Sch gehe jeht zur fünften und lehzten Periode und alfo 
zu dem = 

lebten Gefeb über, welches jet als die gefesliche 
- Hauptquelle und als die jüngfte von den Kaifer Juſt i— 
nian in diefer Materie audgegangene. durchgreifende Vers 
ordnung in Beziehung auf dad in obs und fubjectiver Hin 
fiht befprochene Privilegium der Eltern zu betrachten iſt. 

Dies ift nämlich. die Novelle 107., welche im Laufe 
des Jahres 541 nach Chrifti Geburt (24 Jahre vor dem ım 
Jahr 565 erfolgten Tod Juſtinian's publicirt wurde *), 
und wirklich verfchiedene Correctionen der vorigen Geſetze 
über diefe Dlaterie enthält, daber ed um fo nötbiger er— 
fcheint, das MWefentlichfte diefer Novelle hierortd auszuhe— 
ben, und zwar den Anfang mit der Präfation derfelben um 
fo mehr zu machen, ald dad darin Gefagte zur Erläuterung 
der Hanptfache und der Intention ded Kaiferd Zuftinian 
ganz befonderd geeignet ift. 

Anden nämlih Juftinian, wie bereitd oben bemerft 
wurde, in diefer Präfativn vorerft biftorifh anführt, 

1) daß fihon der Kaifer Eonftantin Verordnungen *°) 
in Beziehung auf die Fefthaltung der elterlichen letzten Wil— 
Knderflärwigen gegeben und dabei fo ungemein begünfti: 
gend zu Werk gegangen fey, daß er die unbedingte Feſt— 
haltung diefer Dispofitionen den Aliis fogar dann geboten 
babe, wenn fie auch an ſich gar nicht verſtändlich, wenn 


vom Vater hinterlaffene Theilungs-Libell (epistola) theild vom Va⸗ 
ter, theils aber auch von Andern gefchrieben, fogar oft zwifchen 
hinein gefhrieben war, und dennoch fehlte es am Schluffe an der 
Unterfchrift de8 Waterd; ja cd wurde zumeilen eine foldhe Eyiftel 
von andern hiezu wahrfheinlih Gedungenen (subseriptoris cujus- 
piam forte corrupti) untezfehrieben gefunden. Zu Vefeitigung 
derlei Ilngemwißheiten und Vetrügereien bat alfo Zuftinian, wie 
er ſagt, fih bewogen gefunden, obige Verfügung wegen der Unter: 
fhriften zu treffen. 

“ *) Delinentia corp. jur. civil. romani von dem Profelfor 
Schneidt. Bamberg, Würzburg und Fuld. 1774.: 

*) Die oben angeführte 1. 26. Cod. fam. ereis. (5, 56.) 
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uns derfelben Sinn durch Anzeigen (quibusdam indictis) 
oder durch Eonjecturen und felbft durch die unbedeutendfte 
Scriptur (Schartefe) wahrfcheinlich gemacht werden kön⸗ 
nen *); daß ferner der Kaifer Conftantin auch die eman- 
eipatos ebenfo wie die suos zu gleicher Fefthaltung ſchul⸗ 
dig erklärt babe (obgleich jene nicht mehr in der väterli- 
chen Gewalt geftanden ſeyen); 

2) daß der Kaifer Theodos diefe Begünftigung der El⸗ 
tern noch weiter getrieben und diefed Privilegium auch den 
Müttern und den Aöcendenten beider Linien vergönnt habe; 
daß aber 

3) eben dadurch, weil von diefer Begünftigung ungemefe 
fener Gebrauch gemacht worden fey, die größte Verwirrung 
und Rechtö:lingemißbeit (obscuritatem), indem man gleiche 
ſam nur erft babe erratben müffen, was dann die disponi— 
renden Eltern gewollt hätten, herbeigeführt worden fey, und 
daß eben diefer verworrene Zuftand der Dinge länger nicht 
babe befteben können, vielmehr ihm dringend geſchienen 
babe, an die Stelle diefer Verwirrung eine klare Geſetz⸗ 
gebung, zumal in Betreff der legten Willend:Dispofitionen, 
treten zu laffen, fo babe ihn diefes bewogen, Folgendes ın 
Beziehung auf die Dispofitionen der Eltern unter ihren 
Kindern zu verordnen, Nun folgen (im Cap. 1.) die 
disponirenden Artikel, die das jüngfte Necht in diefer Mas 
terie bilden, und folgenden Inhalts find: Ä 


41) Wer fchreiben könnend uiter feinen Kindern (flios 
suos) eine Dispofition machen wolle, der fol diefe vorder: 
famft mit feiner Unterfchrift verfeben, und die Zeit (derem 
Fertigung, dad Datum) anzeigen; fodann follen die eige: 


2) &o daß die hinterbliebenen  filii fogar mit Recht fehamroth 
darüber geworden feyen, daß ihre Väter ſich fo ungefchidt haben be— 
nehmen können, ein ſolches finnlofed Schreibwerf, eine ſolche räth: 
felhafte, auf ſchwankenden Hindeutungen berubende unfichere Wil⸗ 
(ensdispofition zu binterlaffen. (So und nicht anderd feheint mir 
der Satz in diefer Präfation „et tamen eos erubeseit parentes 
existentes‘* überfegt werden zu müllen.) 
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nen Namen eines jeden der Söhne (oder Töchter), ferner 
derjenige Theil (uncias), der dem einen oder -dem andern 
der Kinder erblih zufallen fol, vellftändig mit Worten 
und buchſtäblich (Lotas litieras) ausgedrückt, und dabei 
alle Bezeichnungen mit Zahlen, fo wie alle Abbreviaturen 
unterlaffen werden, damit Alles um fo mehr in das Klare 
und Unzmweifelhafte gebracht werde. 

2) Wer aber gerade feine Dispofition, fondern eine 
Theilung (unter feinen Kindern) im Ganzen oder auch nur 
Theilweife in Beziehung auf gewiffe Bermögend:Stüde ans 
ordnen wollte, fol ebenfalld gehalten ſeyn, mit Unterlaffung 
aller Andeutungen feinen diesfälligen Willen mit Buchftaben 
und Worten audzudrüden, damit auch auf.diefe Weife al» 
ler Streit unter den Kindern defto gemiffer befeitigt werde. 

3) Sofern aber der diöponirende Vater bei einer fol- 
hen Gelegenheit etwa auch feiner Gattin oder andern zur 
Familie nicht gehörigen Perfonen (extraneis personis) 
Vermächtniſſe oder Fideicommiffe binterlaffen oder etwa 
auch einem oder dem andern feiner Sclaven die Freiheit 
fhenfen wollte, fo foll dies ihm zwar auch dabei erlaubt 
ſeyn, doch follen in diefem Falle Zeugen beigezogen werden, 
welche mit angefeben und angehört haben, daß: der Didpo= 
nent alles. dieſes mit eigener Hand alfo gefchrieben und 
alles fo, wie es gefchrieben worden, vom Teftator gefagt 
und als fein Wille erflärt worden fen *). 





*) Nos igitur omnia clara et aperta consistere volentes 
(quid enim sic proprium est legum, sicut claritas maxime su- 
per defunctorum dispositionibus) volumus, si quis litteras 
seiens inter suos filios voluerit facere dispositionem, primun 
quidem ejus subsceriptione tempus declaret: deinde quoque 
filiorum nomina propria manu ad hoc uncias, in quibus scrip- 
sit eos heredes, non signis numerorum significandas, sed per 
totas litteras declarandas, ut undique elarae et indubitatae 
consistant: si vero ctiam rerum voluerit facere divisionem, 
aut in quibusdam rebus certis aut oınnes aut quasdam insti- 
tutiones statuere ct harum inscribat significationes: ut ejus 
litteris omnia declarata, nullam ulterius contentionem filiis de- 
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Die folgenden zwei Eapitel diefer Novelle beziehen fid) 
zwar auch auf diefe Materie, berühren aber ganz andere 
Fälle; 3. B. dad Cap, 2. fpricht davon, was ein Vater zu 
beobachten babe, werner feine einmal gemachte väterliche 
Dispofition in der Folge wieder abändern wollte, und was 
er biebei zu beobachten habe. Ebenfo das dritte und Iehte 
Capitel diefer Novelle, 


Vergleicht man diefe jüngfte Verordnung Juſtinian's 
mit den vorangeführten Älteren Geſetzen, fo ergiebt fich fol- 
gende unzweifelhaftes Refultat : 

1) bat Juſtinian das Recht der Eltern, eine privi- 
legirte Dispofition unter ihren Kindern zu errichten, auf 
den alten anerkannten Standpunft und zwar mit vollem 
Recht zurücdgefübrt, fofort nady dem älteften, ſchon in den 
Zmölftafel-Gefegen (tabula V. de testamento) enthaltenen 
Grundfah: „pater-familias uti legassit super pecunia 
tutelave s ua rei (liberorum suorum) ita jus esto* 
nur dem Familien» Vater allein eingeräumt, und dem zu 
folge ift die Theodofifhe onftitution, im welcher diefes 
Privilegium auch den Müttern und den beiderfeitigen As— 
cendenten vergönnt war, aufgehoben und unmwirkffam ge: 
macht worden. Ferner bat er 

2) dadurh, daß er nur von den Ailiis suis in diefer 
Novelle fpriht, in deren Beziehung der Vater privilegirt 
fenn fol, die emancipatos aber mit Stillfhmweigen über: 
geht, auch die Verordnung Conſtantin's in diefer Be: 
ziehung außer Wirfung gefebt ; | 

3) ebenfo hat er die Verordnung Diocletian’s, in 
welcher jede Beimifchung einer fremden Perfon für unzu— 
läffig umd eine folche Pofition fir nichtig erklärt worden 
ift, dahin abgeändert, daß auch derlei Beimifchungen zu 
relinquant. Si tamen aut uxori, aut extraneis personis ali- 
quibus voluerit relinquere legata aut fideicommissa aut Jiber- 
tates, et haec propria scripta manu dietaque a testatoribus 


coram testibus, quoniam- omnia consequenter in dispositione 
posita ipsi et scripserunt et volunt valere, sint firma, 


J 
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Gunſten der Gattin (uxor) oder andern zur Familie nicht 
gehörigen. Perfonen erlaubt, aber, wie vorhin angeführt 
wurde, die Beiziehung von Zeugen ald weſentliches Erfors 
dernig zur Gültigfeit folder Zufäse verordnet bat; 

4) fogar die nuncupative letzte Willend-Didpofitionen 
diefer Art, welche früher quibusvis verbis .declarit 
galten, follen nad) der Novelle 107., wie es fcheint, ceffi 
ren, weil $uftinian nur von den scribere scientibus 
fpricht, und deswegen verordnete, daß zum Behuf der Deuts 
lichkeit und zu Vermeidung Zanfd und Streitd alled mit 
Worten und Buchſtaben ausgedrüdt feyn fol *). 

Nach diefer ganzen Ausführung tritt endlich dad Haupt⸗ 
refultat dabin bervor, daß ed weder dem Kaifer Juſti— 
nian, noch je einem feiner Vorgänger in den Sinn ges 
kommen ift, ein gleiched Privilegium den im Concubinat 
lebenden Eltern einzuräumen, und daß es ſich demnach aus 
pofitiven römiſchen Geſetzen gar nicht behaupten laffe, daß 
auch die liberi naturales gefeplich verbunden gemefen feyen, 
eine von ihrem natürlichen Vater ‚etwa binterlaffene form: 
lofe letzte Willens» Verordnung fo zu refpectiren, wie dies 
die fogenannten ſilii sui, nämlich die in rechtmäßiger Ehe 
erzeugten und noch in väterlicher Gewalt. ftehenden Kinder 
zur befondern Begünftigung der rechtmäßigen Eltern, bezie: 
bungsmeife ded Daterd allein zu thun, von Rechtswegen 
verbunden erklärt wurden. 

Ganz unbedeutend erfcheinen dagegen die nebenher ans 
geführten mweitern Gründe, daß nämlich den natürlichen 
Kindern ebenfalls (Cobgleih nad Umſtänden befchränfte) 
Erbrechte eingeräumt worden ſeyen, daß ferner unter dem 
natürlichen Eltern und Kindern diefelben Bande der natür— 
lihen Blutd-Berwandtfchaft, wie bei den ehelich erzeugten, 


*) Nah der Drdination ber ehemaligen Keichd-Notare vom Jahr 
1512 von Teftamenten $. 3. müffen bei einem vom Vater mündlid 
unter feinen Kindern zu errihtenden Teſtament zwei Zeugen ded 
Beweiſes wegen zugezogen werben. Died war auch fihon bei den 
Römern Rechtens. 
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obwalte, und daß fie gefeblich ebenfo verbunden erflärt 
worden fenen, ihren Eitern die gebührende Ehrfurcht und 
Neverenz zu bezeugen, wie bie ehelich erzeugten. 

Denn dad den Eltern und nun nach dem jüngften rö— 
mich juftinianifhen Rechte nur den Vätern allein einge 
räumte Privilegium, mit freier Hand unter ihren Kindern 
zu disponiren, gebt weder aus dem Erbrechte der Kinder, 
noch aus dem Cognationd =» Verbältuiß, noch aus ber den 
Kindern gegen ihre Eltern gebotenen Reverenz, fondern als 
eine Abweichung von der Regel und eben deswegen ald ein 
Jus singulare vinzig und allein aus dem pofitiven Gefebe 
bervor, ohne welches ein ſolches Privilegium gar nicht ald 
beftebend betrachtet werden , noch aus irgend einem andern 
Rechtögrund, am menigften aud dem der Analogie gefolgert 
und fo zu fagen willkührlich und aus freier Hand flatuirt 
werden kann, was nicht nur ſchon den befannteften Rechts⸗ 
grundfäben an fich vollflommen gemäß, fondern auch von 
dem Kaifer Diocletian in dem oben angeführten Gefeh 
(. 16. Cod. fam. erecis. [3, 36.]) mit wenigen Worten, 
aber ganz richtig und bündig audgedrüct ift, wenn er fagte: 
„Judicem fam. ercis. voluntatem patris. sequi oportere 
Juris autoritate significatur.* Wo alfo Fein aus: 
drückliches Geſetz beſteht, kann auch von einem durch daf: 
felbe begründeten, Privilegium die Rede nicht ſeyn. 

Wie und in welcher Tendenz übrigens die von den 
natürlichen Kindern ihren Eltern zu bezeugende Neverenz 
zu verfteben fen, dies ift von Juſtinian in der Nov. 89, 
Cap. 15. deutlich genug, ald durchaus nicht in Beziehung 
auf dad bier befprochene Privilegium, fondern in einer ganz 
andern Richtung dahin audgedrüdt, daß er nämlich fagt: 
‚Anden nun (nach den neuen Geſetzen) den natürlichen 
Kindern in gemiffen Fällen auch Succeffiond: Rechte einges 
räumt worden fernen, fo werde aud von diefen erwartet, 
daß fie fich um: fo danfbarer und ergebener gegen ihre El— 
teen ermeifen und in eben dem Maas (mensura), in. mel; 
chem ihre Eitern Fürſorge für fie getroffen baben, auch fie 
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hinwiederum für ıhre Eltern beforgt ſeyn werben, folglich 
diefelben auch von ihrer Hinterlaffenfchaft nicht ausſchlie— 
Ben, auf alle Fälle aber fir ihre Mimentation Sorge tra= 
gen werden. Ebenfo ift 1. 6. dig. de in jus vocando 
den Kindern unterfagt, ihre Eltern vor Gericht zu laden, 
„una est enim omnibus parentibus seryanda reveren- 
tia.* Aus diefen Stellen aber einen bündigen Schluß auf 
ein von der Megel abmweichendes Privilegium der Eltern von 
der bier befprochenen ganz befondern Art ziehen zu Fönnen, 
biezu ift, meiner Ueberzeugung nah, ein genügender und 
befriedigender Grund durchaus nicht aufzufinden. 

Es läßt fich daher um fo weniger rechtfertigen, wenn 
man fogar denjenigen Müttern etwa wegen Gleichheit des 
Grundes daffelbe Privilegium rückſichtlich derjenigen ihrer 
Kinder zugefteben wollte, welche fie im verbotenen Umgang 
außerehelich erzeugt haben (fogenannte vulgo quaesiti oder 
spurii). Denn ift ed gleich wahr, daß auch diefe in Un— 
ehren gebornen Kinder ihrer Mutter mit demfelben gleichen 
Rechte fuccediren, wie die rechtmäßigen, und find gleich diefe 
Erbrechte auch reciproc (was ad senat. consult. orphitian. 
$. 3. Inst. [3, 4.] I. 2. dig. unde cognati [38, 8.] und 
in andern Gefeben beflimmt gefagt und anerkannt ift), fo 
kann doch aus dein bloßen vollen Erbrechte der Kinder und 
deffen NReciprocität der Mutter gegenüber, fo wie aud der 
natürlichen Eognation zwifchen foldhen Eltern und Kindern ein 
richtiger Schluß auf die gleiche gefepliche Begünftigung ſol⸗ 
cher Mütter durchaus nicht gezogen werden, welche aus bes 
fondern wohlverdienten Rüdfichten nur den in rechtmäßiger 
Ehe ftehenden Eltern (jüngft den Vätern allein) geſetzlich 
vergönnt find, Mag ed auch ſeyn, daß der Grund zur 
Beglinftigung der rechtmäßigen Väter darin beftanden, weil 
ihre Dedcendenten doch fhon von felbft ihre gebornen Er⸗ 
ben feyen und mag daber auch eine Analogie rüdfichtlich 
der außerehelihen Mütter und ihrer Kinder begründet «ers 
fcheinen , fo bleibt doch immer. ein großer Unterfchied zwi: 
hen dem Motiv eines Geſetzes und dem begünftigenden 
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Gefepe ſelbſt. Iſt auch Erfteres vorhanden, Letzteres aber 
vom Gefepgeber in jener Beziehung nicht audgefprochen 
worden, fo bleibt ed bei der Negel, von welcher eine will: 
führlihe Ausnahme nicht fingirt werden Fann. Nur ein 
Gefep kann eine ſolche Ausnahme begründen. 

Noch weniger Fünnte ein ſolches Privilegium für den 
Vater eined oder mehrerer von ihm erzeugten fogenannten 
Spurien behauptet werden, weil die filii spurii rüdfichtlich 
ihres Vaters gar kein Erbrecht, die naturales aber ein be— 
dingted und überdied nur auf einige mit der Mutter zu 
theilende Unzen befchränftes Erbrecht hatten, mithin bier 
ein ganz andered Verhältniß zwifchen den spuriis und ih: 
ren Vätern, ald zu ihren Müttern beftebt. 

Hiezu kommt noch, daß dergleichen Bäter und Mütter 
ihre sparios und vulgo quaesitos auf verbotenen und ver 
pönten Wegen erzeugt haben, fich alfo im fleten Reat be: 
finden, und daher in der einen oder der andern Hinficht 
einer. befonderen Begünſtigung (gleich den rechtmäßigen 
Eltern) um fo gemiffer nicht würdig erfcheinen. 

Indem ich nun zur Oenüge gezeigt zu baben glaube, 
dag den im Eoncubinat lebenden Eltern rüdfihtlih ihrer 
darin erzeugten fogenannten natürlichen Kinder das Privis 
kgium, eine letzte Willens » Dispofition ohne Beobachtung 
fonft vorgefchriebener Förmlichkeiten zu errichten, von den 
tömifchen Gefehgebern zu Feiner Zeit zugeftanden, fondern 
daß diefe Begünftigung nur den in rechtmäßiger Ehe Ieben- 
den Eltern (Vater und Mutter und deren Adcendenten), 
nach dein neueften Gefep aber (Novelle 107. Eap. 1.) aus: 
fhlieglih nur dem rechtmäßigen Vater vergönnt worden 
fey, und daß eben deöwegen ein folhes finguläred Recht 
auf Feine Weife auf andere Inviduen ohne ein ausdrüds 
liches Geſetz, etwa nur aus einer hier vermeintlich Statt 
findenden Analogie ausgedehnt werden Fünne noch dürfe, 
und daß daher obige Haupt» Rechtöfrage nach dem gemeis 
nen (sömifchen) Necht geradezu verneint werden müffe, fo 
gehe ich nun zur Prüfung diefer Trage nach. dem wüͤrttem⸗ 
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bergifchen Landrecht iber. Hier fagt num der Herr Vers 
faffer der mehrerwähnten Ausführung $. 14. felbft, daß die 
Verfaſſer diefes Rechts feiner Meinung (melde, mie er 
felbft überzeugt fen, nie ald allgemein angenommen mwordeh 
fen) nicht zugethban gemefen ſeyen, wenn fie verordnen: 
„aber neben den ehelichen Kindern kann fonft Niemand 
darin (im Teftament der ' Eltern) zum Erben eingefeßt 
werden.’ Hieraud laſſe fich aber, fagt der Herr Verfaffer 
weiter, mit Recht fihließen, daß, wenn keine ehelichen Kin- 
der vorhanden ſeyen, die unebelichen allerdings zu Erben 
eingefegt werden koͤnnten. Denn in diefem Falle ſey daB 
wirtteinbergifche Landrecht von dem gemeinen NRedhte nicht 
abgegangen (folglich babe auch in dieſem Halle ein bprivi⸗ 
legirtes Teſtament Statt). 

—Weishaar im Handbuch ꝛc. 2r Thl $. 756. Halte 
zwar dafür, daß diefed Recht nur von der Mutter, binficht- 
lich ihrer unebelichen Kinder privilegirt zu teftiren, zu ver: 
ftehen fen, weil die dainalige Reviſions-Commiſſion e8- für 
eine ganz audgemachte Sache gehalten habe, daß dem Ba: 
ter ein ſolches Recht nicht zufomme. 

Allein diefer Grund könne ihn nicht beflimmen, von 
feiner richtigern Dleinung abzugeben. Denn gefeht auch, 
die bei BVerfertigung ded Landrechtd gebrauchten Rechts— 
gelehrten Hätten die irrige Meinung gehabt, daß zwar die 
Mutter „ niemals aber der Vater unter feinen unebelichen 
Kindern ein privilegirted Teftament machen könne, fo fen 
dennoch diefe Meinung in dad Landrecht nicht aufgenoms 
men, fordern nır verordnet worden, „daß neben den ebes 
lichen Kindern fonft Niemand in einem folhen (privilegirs 
ten) Teftament zum Erben eingefebt werden Fünne, «ine 
Mutter jedoch neben ihren ehelichen auch nnebeliche eins 
ſetzen koͤnne,“ aber nirgends fey verordnet worden ‚: daß 
wenn ein Vater allein uneheliche (alfo Feine eheliche) habe, 
derfelbe unter diefen feinen unehelichen Kindern ein privis 
legirtes Teftament zu machen nicht befugt fen, deswegen 
müßten auf dieſen Sal, . wenn. nämlich der Vater allein 
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unter feinen unehelichen Kindern (weil er Feine ebeliche habe) 
teftiren wollte, indem im Landrecht für diefen befondern 
Fall nichts verordnet worden ſey, notbwendig die Grund» 
fübe ded gemeinen. Rechts eintreten, folglich dem Vater 
menigftend in diefem Fall erlaubt feyn, ein — Te⸗ 
ſtament zu errichten. 

Gegen dieſen Schluß habe ich nur das zu erinnern, 
daß er auf einem unerwieſenen Suppoſitum beruhet. Denn, 
wie ich durch dieſe ganze Abhandlung gezeigt zu haben 
glaube, iſt das Recht, ein privilegirteß Teſtament unter den 
Kindern zu errichten, nach dem römiſchen Recht (dem noch 
zur Zeit ſubſidiariſch geltenden gemeinen Rechte) weder den 
natuͤrlichen Eltern (nämlich den im Eoncubinat lebenden) 
noch den Vätern oder Müttern außerehelich erzeugter Kin— 
der (vulgo quaesitis oder auch spuriis) je geflattet gewe— 
fen, folglich kann auch ‚wegen eimed folchen außerordent⸗ 
lichen Rechts auf das römiſche (oder gemeine) Recht nicht 
tecurrirt, noch von da ber irgend ein haltbarer Vertheidi- 
gungsgrund für die Meinung ded Herrn — aufge⸗ 
ſtellt werden. 

Zwar hat man in Deutſchland, jedoch nur in Hinſicht 
der Mutter, ſowohl der ehelichen als der außerehelichen, 
mildere Grundſätze angenommen, und, wie dies auch in 
Württemberg der beſtimmte Fall iſt, ſowohl den rechtmäßi— 
gen Müttern (gleich den rechtmäßigen Vätern), als den 
außerehelich Geſchwächten, rückſichtlich dieſer ihrer unehe— 
lichen Kinder das Recht, ein privilegirtes Teſtament, wie 
unter ihren ehelichen, ja unter Beiden zugleich zu errichten, 
geſetzlich eingeraäͤumt, dagegen iſt die Frage, ob dieſes Recht 
auch. den Vaͤtern rückſi chtlich ihrer etwa allein vorhandenen 
außerehelich erzeugten Kinder zuſtehe? abſichtlich mit tie⸗ 
fem Stillſchweigen im Landrecht umgangen, eben dadurch 
aber nur zu deutlich zu erkennen gegeben worden, daß den 
Vätern außerehelicher Kinder das gleiche Privilegium, wie 
den Müttern, in Württemberg nicht zuſtehen ſoll. Ein 
Satz, der: nicht nur ſchon deswegen nicht bezweifelt werden 
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Fann , weil Privilegien durchaus nicht nach Willkühr über 
die privilegirte Perfon oder Sache auf Andere ausgedehnt 
werden fönnen, vielınehr, was allgemein anerfannt ift, ſtreng 
rechtlich interpretirt werben müffen, fondern weil bier noch 
indbefondere der Umſtand zu beachten ift, daß, wenn gleich 
die filii naturales nach römifchen Rechte auch in Beziehung 
auf ihre Väter (meil der Eoncubinat wenigſtens eine licita 
consuetudo war) gemiffe, jedoch ſehr befchränfte Erbrechte 
batten, von daher doch durchaus Fein bündiger Schluß auf 
die aus einem verbotenen Umgang erzeugte Spuriod gezo—⸗ 
gen werden koͤnne, weil diefe ohne befondere aefehliche Be: 
ſtimmung oder obne einen ihnen befonderd günftigen Ge— 
richtsbrauch an die väterliche Verlaffenfchaft (die Alimens 
‚tation abgerechnet) gar Feine Erbanfprüche zu machen bas 
ben. Daß übrigens ein Vater feinen außerebelichen Kins- 
dern, wenn fonft Feine ehelichen, auch Feine Ehefrau vor: 
banden, fein ganzes Vermögen durch Teſtament verfchaffen 
fönne, will und Fann ich nicht beftreiten.. Nur glaube ich, 
daß died in einem feierlichen, keineswegs aber in einem 
privilegirten Teftamente geſchehen fünne, und beziehe mich 
bierüber noch befonderd auf Kapff's merkwürdige Civil: 
Nechtöfprüche (14ter und A5ter Rechtsſpruch), wo zugleich 
ſowohl Präjudicien der JuriftensFacultät zu Tübingen, als 
der württembergifchen Gerichte angeführt find. 





Ad II. 
Fragmente. 


1) Ueber Unterſuchung der Körper-Verletzungen 
und die Bufländigkeit der DezirksGerichte zu 
Abrügung derfelben. 

(Bon Herren Oberamtd » Richter Straub in Nagold.) 

Nah der Beftimmung des 
Straf-Gefes-Buched Art. 261. 
follen Körpers®erlepungen, wodurd ein bleibender Schaden 
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jeftiftet oder überhaupt Krankheit oder Arbeitd:Unfähigfeit 
verurfacht worden ift, fletd von Amtswegen unterfucht wers 
den, und der 

Art. 8. des Competenz⸗Geſetzes | 
entzieht auc den Bezirfö» Gerichten die Abrügung folcher 
Körper-Berlehungen, 

So Har die Worte „Krankheit und „Arbeits » Unfäs 
higkeit“ an fich zu fern, und fo wenig fie eine verſchieden⸗ 
artige Auslegung zuzulaffen ſcheinen, fo werden doch beis 
nabe ın jedem einzelnen Sale, der nicht unter den 

Art. 260. Nro 1—3. des Straf⸗Geſetz⸗Buches 
fält, Zweifel entſtehen. Namentlich wird- der Ausdruck 
„Kranfheit” überhaupt leicht zu einer allzumeiten Bes 
geifföbeftiimmung verleiten. Denn im Allgemeinen Fann 
doch wohl jede Störung der Gefundheit ded Körpers oder 
Beifted eine Krankheit genannt werden, und jede derartige 
Störung wird auch eine, wenn gleich oft ganz kurze Ars 
beitöunfäbigfeit verurfachen. ine furze Arbeits » Unfähig- 
keit kann fogar bei einer fo leichten Verlegung eintreten, 
welche Feunerlei Störung der Geſundheit verurfacht. Nas 
mentlich wird fich jeder Verwundete auch bei der Leichtes 
fen Vermwundung auf kurze Zeit ſchwerer Förperlicher Ar: 
beiten euthalten müffen, fo daß in einem foldhen Falle 
Derjenige, welcher fi von ſchwerer Arbeit nährt, ald ar: 
beitsunfähig angefeben werden koͤnnte. Eine folche Ausle- 
gung, bei welcher fich kaum eine nicht von Amtswegen zu 
unterfuchende Körperverlebung denken ließe, würde aber gewiß 
dein Beifte des Strafgefepbuches gänzlich widerfprechen. Durch 
dad ganze Gefepbuch leuchtet die Abficht unverkennbar hervor, 
bei Privatverbrechen oder Vergeben: die Einfchreitung von 
Amtöwegen zu befchränfen. Namentlich dürfen die ſchwer⸗ 
fen thätlichen Ehren » Kränfungen, felbft wenn fie mit Ars 
beitöhausftrafe bedroht find, nicht von Amtswegen unter: 
fuht werden, fo lange nicht eine Störung der öffentlichen 
Rube und Ordnung damit verbunden gewefen if. Mit 
diefer Beſtimmung ließe es ſich gewiß nicht vereinigen, 
Monat ſchr. f. d. Iuftigpfl. IV. Bd. 1. Abth. 10 
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eine von einer ehätlichen Ehren: Kränfung faum zu unter: 
fcheidende Körper: Verlegung, die. mit kurzem Bezirks-Ge— 
fängniß zu beftrafen ıft, von Amtswegen zu’ unterfuchen. 
Noch mehr aber würde die Abfiht des Geſetzgebers ver- 
eitelt, wenn die Erfenntniffe Über foldhe unbedeutende Kör— 
perverletzungen fogar den Kreid= Gerichtöhöfen anheim ge— 
geben werden wollten. Denn da8 ECompetenz = Gefeb bat 
unzweifelhaft die Abficht, die Eompetenz der Bezirks - Ges 
richte zu erweitern. Während früher die Bezirks-Gerichte 
nur auf dreimonatliche Freiheitd » Strafe erkennen durften, 
find fie nun eine Gefängniß =» Strafe bi8 zu zwei Jahren 
audzufprechen befugt. Wenn fie nun früher alle Körper: 
Verletzungen, die Feine gefährliche oder bleibende Beſchädi— 
gung zur Folge hatten, abrügen mußten, fo Fann ihnen die 
neuere Gefehgebung die Abrügung ganz unbedeutender Kör: 
perverletzungen nicht entzogen haben. Die Kammer: Bers 
bandlungen über die Berathung ded Straf: Gefeh : Buches 
mweifen auch unmwiderleglich nad), daß der Geſetzgeber blos 
bedeutende Körper-Berlegungen von Amtswegen unterfucht 
wiffen will, daß aber die Bezeichnung bedeutend oder un—⸗ 
bedeutend deswegen nicht in dad Gefeb aufgenommen wur: 
de, weil daffelve eine beſtimmtere Grenze angeben wollte, 
welche die bedeutenden Körper-Verlebungen von den unbe 
deutenden fcheiden follte. Durch die Worte Krankheit und 
Arbeits = Unfähigkeit glaubte der Geſetzgeber dem Richter 
einen binlänglich fichern Anhaltdpunft gegeben zu haben, 
er glaubte eine ausdehnende Erklärung diefer Worte nicht 
befürchten zu müffen. So minfchte in der Sitzung der 
Kamıner der Abgeordneten vom 26. Mat 1838 ein Mit: 
glied eine ſolche Faſſung des Geſetzes, welche nicht zulaffe, 
daß eine Mißhandlung, in deren Folge der Mißhandelte 
nur. einen Tag lang feine gewöhnlichen Gefchäfte nicht 
verfeben könnte, von Amtswegen unterfucht werde. Hierauf 
erwiederte der Ehef des Zufliz: Departements: „das Fönns 
te man aber noch keine Krankheit nennen.“ Des: 
gleichen erklärte der Regierungd:Commiffär, e8 werde nicht 
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zu befürchten feyn, daß bei der in: Frage flebenden, rum 
zum Geſetze erhobenen Faffung des Entwurfes ganz geringe 
Falle von Körper: Verlegung von Amtswegen unterfucht 
werden werden. Die Unterfuhungs-Richter werden fich eis 
ner ausdehnenden Erflärung des Geſetzes wohl enthalten. 

Gegen eine einfhränfende Erflärung fpricht auch nicht, 
daß in 

Art. 260. Nro 4. des Straf-⸗Geſetz⸗Buches 
und in 

Art. 261. 
vorübergebende Krankheit oder Arbeits-Unfähigkeit und 
Krankheit oder Arbeit » Unfähigkeit überhaupt einander 
entgegengefeht find. Denn wenn man erwägt, daß in Art, 
260. Nro 1—3. von unbeilbaren Krankheiten und bleiben» 
der Arbeitd = Unfähigkeit oder Befchädigung die Rede iſt, 
und in Art. 260, Nro 4. die beilbare Krankheit oder Bes 
fhädigung den Gegenſatz bildet, daß aber im letztern Kalle 
immerhin eine Gefängniß = Strafe von einem Monate bis 
zu vier Jahren einzutreten bat, fo wird man gewiß nicht 
annehmen ;dürfen, daß unter vorübergebender Krankheit 
und Arbeits-Unfaͤhigkeit auch eine nur augenblidlihe Stö— 
rung der Geſundheit und Gefchäftd - Thätigkeit verftanden 
ift, und der Art, 261. von Fällen fpricht, in denen eine 
folhe Störung auch nicht auf einen Augenblid ftatt findet. 
Denn folhe Fälle find wohl nicht einmal bei thätlichen 
Ehren » Kränfungen,, gefchweige bei Körper = Berlegungen 
denkbar, 

Faßt man Alles diefes zufamınen, fo wird man nothe 
wendig darauf hingewieſen, den Begriff von Krankheit fo 
befchränft zur nehmen, -wie es im gemeinen Leben geſchieht, 
alfo nicht ſowohl von einer wiffenfchaftlichen Begrifföbeftim> 
mung, als vielmehr vom gewöhnlichen Sprachgebrauch aus⸗ 
zugeben. Die am mwenigften künſtliche Begriffsbeftimmung 
kommt der Abficht des Geſetzgebers ficher am nächſten. Der 
gewöhnliche Sprachgebrauch unterfcheidet nun zwiſchen Uns 


päßlichfeitund: Krankheit. Wenn auch gleich zwifchen hei: 
10* 
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den- eine fefte und nicht zu verruͤckende Grenzlinie nicht ge= 
zogen ift, fo werden doch allgemein unter Lnpäßlichkeit 
blos leichtere Gefundheits-Störungen, namentlich folche ver: 
flanden, die fih ohne Hülfe eined Arztes entweder ohne 
- alle Arzneimittel oder durch einfache Hausmittel in wenigen 
Tagen befeitigen laffen, und wobei ein unaudgefeptes Ber: 
weilen im Bette nicht durchaus nöthig if. Bedeutendere 
Gefundheitd » Störungen aber, namentlich folhe, welchen 
die Arznei= Wiffenfchaft einen befondern Namen beilegt, 
werden Krankheiten genannt. Hiernach wird zur Krankheit 
im Sinne ded Straf» Gefeh: Buches eine wenigftens einis 
germaßen andauernde erbeblidhe Störung der Ges 
fundheit des Körperd oder Geifled gehören, namentli wird 
eine blo8 Außerliche Verlegung, wenn der Körper im Uebri: 
gen gefund ift, Feine Krankheit feyn. 

Im Einklang biemit wird fodann als Arbeitd-Unfähigs 
feit im Sinne ded Straf-Gefeb> Buches die wenigſtens ei: 
nigermaßen andauernde Unmöglichkeit, irgend 
eine Arbeit zu verrichten, und irgend einen Erwerb 
zu machen, bezeichnet werben müffen. Hiebei wird e8 nicht 
darauf anfommen, ob der Berwundete einige Tage im Bette 
zubringt oder nicht, fondern blos darauf, ob er leichtere 
Geſchäfte dabei verrichten kann, oder ob er zu jeder för: 
perlihen und geiftigen Thätigfeit unfähig ift. 





2—4) Analekten der civiliſtiſchen Praris. 
[Fortfesung zu der Bd II. pag. 466 seq. begonnenen Mittheilung.] 
(Bon dem Redacteur.) 

1) Üeber die Eidesleiſtung bei Rechts-Anfprüdhen gegen 

sine Gemeinde, 

3. hatte an die Gemeinde B. eine Summe zu fordern, 
deren Schuldigfeit an ſich außer Streit lag, welche jedoch 
in einer älteren, längſt juflificirten Gemeinde = Rechnung 
durch den (feither vom Amt abgetretenen) Gemeinde-Rech: 
ner, ald an 3. bezahlt, in Ausgabe verrechnet war. Die 
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Beransgabung berubte einestheils auf dem eigenhändigen 
Eintrag des damaligen Gemeinde-Rechners in feinem Ra: 
piat, anderntheild auf einer Quittung, welche zwar mit 
dem Namen deB 3. unterfehrieben war, welche Unterfchrift 
jedoh 3. nicht anerkannte, und die Gemeinde » Vorfteher 
felbft, fo wie indbefondere der damalige GemeindesRechner 
für unächt erflären mußten, obne daß jedoch die fonftigen 
Umftände bier eine böslihe Fälfchung irgend wahrfcheinlich 
gemacht hätten; vielmehr lag die Vermuthung nicht ganz 
ferne, daß, mie dieß bei Landleuten öfters vorfommt, 3. 
wirklich dad Geld erhalten und Jemand in feinem Namen 
und Auftrag unterfchrieben baben könnte. Nachdem von 
Seiten der Gemeinde die Behauptung aufgeftellt worden war, 
daß die juftificirte Rechnung ald eine Öffentliche Urkunde die 
Zahlung für ſich vollbeweife, diefe Anficht aber aus Grün: 
den, welche Feiner näheren Ausführung bedürfen (naments 
lich dag eine folhe Gemeinde⸗-Rechnung eine Öffentliche Ur: 
kunde in dem von dem Kläger geltend gemachten Sinn gar 
nicht ift, daß fie für fi) al8 referens sine relato nicht8 
beweifen könne, 
Nov. 119. C. 3. 

und fo fern fie fi auf Belege gründe, alles von der Beweis: 
kraft diefer abbänge, und die Frage hierüber, wenn fie auch 
durch die competente Adminiftrativ» Behörde bereitd bejaht 
fen, doch höchſtens zmwifchen der Gemeinde und ihrem 
Rechner abgetban wäre, in keinem Fall aber biedurch die 
Rechte Dritter normirt ſeyn würden), befeitigt mar, ftellte 
ſich die Entfheidung ganz auf einen der beflagten Gemeinde 
aufzulegenden Ergänzungs-Eid. 


Hier entftand nun die Frage, ob e8 genüge, wenn Die: 
fer Ergänzungs-Eid durch den vormaligen Gemeinde-Rech— 
ner, welcher zugleich ald Bevollmäcdhtigter der beflagten 
Gerneinde aufgeftellt worden war, und welcher den Eid mit 
gutem Gemiffen abfehmwören zu können verfiherte, abgelegt 
werde (wad dem natürlichen NRechtögefühl fo fehr ent» 
ſpricht, daß man denken follte, es könne hierüber gar Fein 
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Zweifel entfteben), oder ob nad) "dem allgemein Tautenden 
Ausfpruch der Autoritäten den Eid mehrere Mitglieder 
des Magiſtrats oder der Gemeinde überhaupt 
abfhwören müſſen, in welchem Fall der Proceß ohne Zwei⸗ 
fel für die Gemeinde verloren geweſen wäre, weil außer 
dein damaligen GemeindesRechner nicht wohl Jemand Kennt: 
niß von der Sache haben Fonnte, wo dann allerdings der 
Gemeinde der Regreß an ihren. Rechner zugeftanden wäre, 
weil er ihr eine nicht gebabte Ausgabe verrechnete. In 
folher Weife würde denn der Grundfaß, daß in einem fols 
chen Fall nothwendig mehrere Magiftratd: oder Gemeinde⸗ 
Mitglieder den Eid abſchwören müſſen, die Folge haben, 
dag entweder die Gemeinde oder der Gemeinde : Rechner 
wiederholt bezahlen müßte, während ein Privatınann in dem 
gleichen Fall durd den rechtlich begründeten Ergänzungs- 
Eid im Proceß vbgefiegt hätte. Dies führt offenbar auf 
ein unnatürliched Verhältnig, welches. jedoch nicht rechtlich 
begründet feyn wird, mie aus Folgendem hervorgehen dürfte, 

Es wird allerdingd der Grundfab, daß die Eides-Lei— 
ftungen bei Gemeinheiten durch mehrere Mitglieder der 
Gemeinheit abzufchwören ſeyen, von den Nechtölehrern meift 
ganz allgemein ohne nähere Diftinctionen aufgeführt, und 
eine Eided = Leiftung durch den Syndicus der Gemeinde im 
Algemeinen für unzuläffig erklärt. 

Thibaut, Pandekten-Recht P. HL. $. 1156. 
Malblanc, princ. jur. rom. $. 475. U. 
 Malblanc, de jurejur. $. 42. 
Glück, Commentar P. XII. pag. 221 seq. 
Reinhard, Handbuch ded Proceifed P. II. $. 230. 
Danz, Grundfäge ded ordentlihen Proceffed $. 369, 

Es wurde nun aber in dem oben angeführten Rechtd- 
fal angenommen, daß der Ergänzungs-Eid blos durch den 
damaligen Gemeinde» Rechner abzuſchwören ſey, und recht: 
fertigte fi in folgender Weife. 

Boraus muß ſchon bemerkt werden, daß die oben an: 
geführten Nechtölehrer fich keineswegs alle gerade fo aud« 
drüden, daß man annehmen könnte, fie wollen die Zuläffig- 
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feit der Eidesleiftung durch blos Einen ber Vorſteher auß: 
gefchloffen miffen. Auch fehlt e8 keineswegs an ziemlich bes 
fimmten Andeutungen einzelner Rechtslehrer für die Zuläfs 
figfeit einer folhen Behandlungsweiſe. 

Malblanc, doctr. de jurejur. $. 42. Nr. 4. p. 94. 
führt — freilich nicht in beftimmter Beziehung auf Ge: 
meinden — an, daß in Fällen, mo Adminiftratoren gehan⸗ 
delt haben, auch von diefen geſchworen werden fünne, wenn 
gleich der Eid dem Principal zugefhoben ſey; eine, neuere 
Abhandlung über den Eid 

Barth, Differtationen-Sammlung Bd IH. pag. 166. 
ſpricht aus: 

„Wird die moralifhe Perfon von einem Einzigen res 

präfentirt, fo ergibt ſich Feine Schwierigkeit.‘ 

Die HauptsGefepeöftelle des römifchen Rechts 

1. 97. D. de cond. et demonstr. (35, 1.) 

Yäßt ſich ohne allen Zwang dahin deuten, daß auch ein ein: 
ziger Verwalter den Eid ablegen koͤnne. 

Es fiel in dem angeführten Rechtsfall in die Augen, 
daß bier nicht eigentlich ein Streit mit der Gemeinde, als 
der in einer gedachten Perfon vereinigten Mehrheit ihrer 
fänmtlichen Mitglieder oder doch eined Theils derfelben, 
vorlag, wo jedes Mitglied oder doch ein Theil derfelben 
als wiffend und handelnd gedacht werden kann, wie dies 
3. B. bei einem Proceß über ein Waide-Recht, über Rechte 
an Gemeinde : Gütern u. dergl. der Fall ift, fondern daß 
es fich hier lediglich um eine Verbindlichkeit der Gemeinde: 
Kaffe handelte, deren Verwaltung nur nad) ihren Refuls 
taten Sache der Gemeinde ift, nicht aber nach den einzel: 
nen diefe Refultate bildenden Akten ald Gegenfland der. 
Wiſſenſchaft und Thätigkeit der Maſſe der Gemeinde-Ölie- 
der oder Einzelner derfelben erfcheint, fo daß die Gemeinde» 
Kaffe und deren Verwaltung gewiffermaßen einen abgefon: 
derten Theil des Gemeinde: Wefens, d. h. der Rechte und 
Verbindlichkeiten der Gemeinde, ausmacht. Sp wie num 
- aber der Verwalter diefer Gemeinde » Kaffe auch fonft mit 
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gewiſſen Beichränfungen die Rechte. und VBerbindlichkeiten 
der Gemeinde bei gerichtlichen und außergerichtlichen Akten 
gültig vertritt, fo ift nicht: abzufehen, warum Dies nicht 
auch bei der Eidesleiftung in einem Streit, der gerade 
feine eigene frühere Handlung bei jener Vertretung betraf, 
und wo er alfo nur die Vertretung der Nechte und Ver: 
bindlichkeiten der Gemeinde gleichfam fortfepte, follte ges 
fheben können, zumal bier noch das befondere Verbältnig 
eintrat, dag der Ausgang ded Proceffed, obgleich die Ges 
meindefaffe und fonach die Gemeinde zunächſt einzutreten 
batte, lediglich auf ihn zurüdfiel, indem im Fall des Ob⸗ 
fiegend des Klägerd derfelbe unzweifelhaft von der Gemeinde 
fogleich um das in Anfpruch genoinmen werden fonnte und 
mußte, was diefe zu bezahlen hatte, da fodann die Veraus— 
gabung in der Rechnung ungerechtfertigt erfchien und das 
Abfolutorium nicht gegen neuaufgefundene Thatfachen ſchützt. 
Diefe Art der Eided: Auflage Fonnte von Feiner Seite 
als rechtöfränkend erfcheinen; für den Bevollmächtigten 
und den Kläger nicht, weil materiell betrachtet, diefe Beiden 
eigentlich die wahren ftreitenden Theile find, und ohne den 
befondern , nichtd ändernden Umftand, daß die Gemeinde 
und ihre Kaffe für die Schuldigfeit. und Handlungen ihres 
Vertreterd baftet umd ſonach formell ald beflagter Theil 
erfcheint, Beide ganz in demfelben Fall gemefen wären, 
und indbefondere der Kläger, nachdem die Geſehe allge— 
mein Vertretung der GemeindesKaffen durch Verwalter ges 
ftatten , eine folche Vertretung auch bei Entfcheidung eines 
Streitd durch einen Eid, welchen nur der Vertreter, deffen 
Berwaltung der Streit betrifft, mit voller Ueberzeugung 
ſchwören kann, anerkennen muß; für die &Gemeinde nicht, 
weil an fih kaum eine gegründete Beſchwerde denkbar ift, 
wenn ihr Streit durch eine Eidesleiftung deffen, der den 
Eid faft allein und jedenfall am gemiffeften mit Ueberzeus 
gung ſchwören kann, und auf den die Folgen deffelben zu= 
rücfallen, beendigt wird, auch jedenfalld dadurch, daß der: 
jenige, welchen die Gemeinde allgemein zur Vertretung ihred- 
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Intereſſes aufgeftellt hatte, und fogar noch für diefen Streit 
aufgeftellt hat, bei einem Streit, der feine Verwaltung be: 
trifft, ald gültiger Bertreter auch für den Eid angenommen 
wird, nur eine Folge der eigenen rechtöverbindenden Hands 
Img der Gemeinde gegeben ift. 

Sollte fih nicht aus diefen Gründen der allgemeine 
Sap ableiten laffen, daß die Gemeinden in allen Fällen, wo 
der Streit Thatfachen betrifft, bei welchen beflimmte Vers: 
treter, 3. B. Kaffiere, Frohnmeiſter u. dergl. für fie ban= 
delten, auch bei der Eivdedleiftung im Proceß durch folche 
volftändig vertreten werden können, und die Eidesleiftung 
blo8 in den Fällen durch mehrere Gemeinde:Glieder zu ges 
fhrhen habe, wo der dein Streit zu Grund Tiegende Gegen: 
fland und. die zum Eid ausgeftellten Thatfachen nicht zum 
Bereich der Thätigkeit und ded Willens eines beftimmten 
Repräfentanten der Gemeinde gehörten, fondern vielmehr den 
Kreid der Wahrnehmungen und ded Handelns der fänmt: 
lihen Germeinde » Genoffen oder eines unbeflimmten Theils 
derfelben betrafen? 


2) Etwas über die Bedingungen der Eides- Buſchiebung. 


Es ift eine täglich allgemeiner werdende Klage, mel: 
her Mißbrauch, befonders bei den dor den Bezirks-Gerich— 
ten anhängigen Rechtöfachen mit der Eides-Zufchiebung ge— 
trieben wird. Diefe Klage findet gewiß Niemand, welcher 
dem NRechtöleben in diefer Region nabe ftebt, unbegründet, 
und es ift in der That höchſt bedauerlich, wie häufig man 
gegenwärtig die frivolften Eided » Zufhiebungen namentlid) 
dazu benüst feben muß, von der ferupulofen Gegenpartbie 
gegen rechtliche und moralifhe Begründung Machgiebigkeit 
zu erzwingen und fogar bisweilen mit einer Art Gewerbs⸗ 
mäßigkeit Nachläffe an der unbequemen Schuldigkeit im 
Weg des Vergleichd zu bewirken. Es ift bier der Ort nicht, 
die tiefer liegenden moralifchen Gründe diefes Mißftands 
zu entwickeln; es genüge die Bemerkung, dag man Unrecht 
bat, den Bezirk: Gerichtd- Beamten die Verantwortlichkeit 
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für denfelben aufzubürden?). In rechtlicher Beziehung ift 
su bemerken, daß es wohl nicht gefehlt feyn wird, dem 
Grund jemed Mißſtands vorzüglich in die dur) das IV. 
Drganifationd:Edift vom 31. December 1818 $. 116. auds 
gefprochene Aufhebung des Eids für Gefährde zu fepen; 
nicht als ob damit diefe Aufhebung ald unbegründet oder 
bedauerlich angefochten ‚werden wollte, fondern e8 handelt 
fih biebei nur um die Andeutung des rundes. der in 
Frage ſtehenden Erfcheinung, als einer Thatfache, ‚welche 
wohl einer erläuternden Nachmweifung nicht bedürfen wird, 
Wäre nun freilich die große Streitfrage darüber, ob eine 
vorgängige Befcheinigung der Thatfahen, worüber Eided- 
Delation geſchieht, erfordert werde, 
Malblanc, de jurejur. $. 52. pag. 154 seq. 
durch den wuͤrttembergiſchen Gerichtöbraud bejahend ent 
fihieden, wie did Schütz 
württembergifher Eivil-Proceß pag. 344 

von dem Königl. Ober: Tribunal behauptet, dann wäre al⸗ 
lerdings dad in dem Gefährde-Eid beftandene Gegengewicht 
gegen frivole Eides-Zuſchiebungen reichlich erfept und der 
Cingangd erwähnte Mißftand wohl großentheild befeitigt. 
Allein e8 möchte wohl fehr zu bezweifeln feyn, daß fih für 
allgemeine und unbefchränfte Bejahung jener Frage eine 
entſchiedene Theſis des Königl. Ober: Tribunald gebildet 
babe oder foldhe gar als fefte Praris ausgeſprochen fey **)3 
- 88 ift weiter zu bezweifeln, daß fih ein allgemeinere: 
richtöbrauch bieflie entfcheiden werde, und ift endlich zu bes 
zweifeln, daß ſich unfere Gefehgebung fo leicht zu dem ge= 
fährlichen Erperiment einer ganz allgemeinen Bejahung 
jener Frage entfchließen werde. 

Zu Löfung des vorliegenden Problemd, frivole und 


*) Vergl. Monatfhrift für die Zuftizpflege Bd II. pag. 267. 268. 
**) Daß die Annahme nicht fo ganz allgemein ausgeſprochen fey, 
dürfte wohl fhon daraus zu ſchließen fiyn, daß ed fih bei dem von 
Schirz angeführten Präjudiz, wie auß dem Regierungs : Blatt zu 
erfeben, von einem Manifeftationd: Eid handelte. 
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hifandfe Eided = Zufchiebungen zu verbüten, ſtehen jedoch) 
zunächft (nicht bloß für den Gefepgeber , fondern auch für 
den Richter) einige weitere Thefen zu Gebot, deren firen: 
gere Durchführung vieleicht. fchon bisher im Stande gewe- 
fen wäre, die Eingangs erwähnte Klage weniger allgemein 
und laut werden zu laſſen. Es ift dies 

1) der Sap, daß nur Über beffimmte Thatſachen 
(man möchte binzufegen, nicht bloße Probleme) Eides— 
Zufhiebung ſtatt finden Fünne, 

Wenn, mie ed dermalen gar nicht felten vorfommf, 
der Eid über Fragen zugefchoben wird, welche nicht viel 
ander lauten, ald: Delat folle ſchwören, daß Deferent 
nicht Recht habe, wenn 3.3. bei einem verwidelten 
Abrechnungsſtreit der Beklagte ſchwören fol: daß er dem 
Kläger nichtd mehr aus dem Abrechnungs-Verbhaͤltniß ſchul⸗ 
dig fen, oder Über rechtliche Subfumtionen und Eonclhufio= 
nen geſchworen werden fol, 3. B. darüber, daß dad Eigen: 
thum einer Sache erworben fen, wo ed fich davon handelt, 
ob gewiffe Thatfachen von zweifelbafter Deutung die zum 
Eigenthums-Erwerb erforderte Tradition begründeten u. dgl., 
fo fallt in die Augen, daß ein folder Gebrauch ded Eided 
dem Begriff und dem Wefen deffelben gänzlich zumider: 
lauft; es gibt jedoch auch verftechter liegende Verletzungen 
jenes Grundſatzes. 

Ueber die Begründung ded Grundſatzes bedarf es Fei: 
ner weiteren Ausführung nad dem, mad 

Reinhard, Handbuch ded gem. Proceifed P. IL. $. 247. 
Mar, erfchöpfend und gründlich gezeigt hat, und was von 

Linde, Lehrbuch ded Civil-Proceſſes $. 302. 
wohl vorzüglich auf Reinhard Autorität hin”) adoptirt 
worden iſt. 

2) Der Sap, daß jedenfall Feine erbeblidhen 
Gründe gegen die Annahme der Richtigkeit der 





®) Died erfehen wir aus der Note 14 zu Linde und befonder& 
dem Anführen der Gefegeßftelle 1. 7. D. de injur. (47, 10. ), de: 
sen Anwendung offenbar Reinhard’3 Eigenthum ift. 
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Thatfahen, welche durch den Eid bewiefen werden fol- 
len, vorliegen dürfen. 

Wenn das, mad der Delat befchwören foll, andermeit, 
wenn auch nicht fo widerlegt ift, daß ed möglich würde, 
eine Gewiffend- Vertretung bierauf zu gründen, doch bereits 
aftenmäfig bis zu einem gemwiffen Grad von Unmwahrfchein- 
lichkeit gebracht ift umd in beflimmten Widerfpruch mit 
fonft erhobenen Thatfachen fteht, 3. ®. nach den fonftigen 
gerichtlichen oder außergerichtlichen Aeußerungen ded Defe« 
renten felbft, namentlich Urkunden, Briefen oder nach den 
Nefultaten eined vorangegangenen Criminal: Verfahrens u. 
dergl. mehr, fo leuchtet es gewiß fchon dem natürlichen 
Rechtsgefübl ein, dag hier eine Eides » Zufchiebung nicht 
zuläffig feyn könne. 

Autoritäten für den fraglihen Sab Fonnte der Verfaf- 
fer diefes nicht finden, wenn man nicht bieher diejenigen 
zählen will, melde um eine Stufe weiter geben und fogar 
pofitive Befcheinigung fordern. Es dürfte fich jedoch ders 
felbe in nachftebender Weiſe vollkommen rechtlich begründen. 

Daß ein Eides > Antrag niemald zur bloßen Chikane 
werden dürfe, dies ift ein Sab, welcher Feiner Nachmweifung 
bedarf; von felbft Far ift ferner, daß ein Eided-Antrag, 
bei welchem die obigen Voraudfepungen eintreten, wenige 
ſtens in den meiften Fällen ein rein chikandfer feyn muß. 
Man wird aber noch weiter gehen und die Behauptung auf: 
ftelen können, daß einen Eidedantrag nicht einmal der Ber: 
dacht der Chikane treffen dürfe, wenn er zuläffig feyn 
fol; und dies wird in dem oben gefepen Fall notb: 
wendig angenommen werden müffen, fofern nicht der Defe— 
rent die gegen feinen Eided-Antrag fprechenden Gründe zu 
widerlegen oder mwenigftend zu neutralifiren vermag, oder in 
dem Fall ift, welcher Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
wegen neuaufgefundener Beweismittel begründet, in welchen 
Fällen, wie fi died von felbft verfteht, die Bedingungen 
des aufgeftellten Grundfabed nicht mehr vorhanden wären. 

Daß aber einen Eided + Antrag nicht einmal des Ver: 
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dacht der Ehifane treffen dürfe, dies ift ein Sab, wel— 
cher, wenn er überhaupt eined Beweiſes bedürfte, aus dem 
$. 116. ded IV. DOrganifationd:Edictd vom 31. Dechr 1818 
folgt, fo fern bier in den meiften Fällen des befonderen 
Gefährde:Eided an deffen Stelle die Bedingung der innern 
Wahrfcheinlichkeit ded Vorbringend der Partbie gefebt ift; 
und wenn gleich unter den aufgeführten Fällen der Eid für 
Gefährde bei einer! Eided = Delation nicht genannt wird, fo 
beweist died doch böchftend fo viel, daß der Geſetzgeber bei 
diefeın Akt jene Bedingung ald ſchon an und für ſich be— 
gründet betrachtete und um deswillen nicht befonderd auf» 
führte, und man Fünnte eher noch weiter geben und bier: 
aus fogar argumentiren,, daß der Gefehgeber von der Ans 
fiht derjenigen Rechslehrer ausgegangen ſey, welche bei der 
Eided = Delation vorgängige pofitive Befcheinigung fordern. 
Sedenfalld wäre e8 etwas rechtlich Unmögliches, annehmen 
zu wollen, daß, nachdem der Eid für Gefährde aufgehoben 
fey, einen Eided-Antrag der pofitive Verdacht der Chikane 
treffen dürfe, 

Für den Fall, daß ber Eides- Antrag mit den eigenen 
gerichtlichen oder außergerichtlihen Aeußerungen ded Des 
ferenten nicht im Einflang fteht, Liegt noch eine fehr präg: 
nante Analogie in dem befannten Rechtsgrundſatz, daß ges 
gen eine anerkannte Urkunde Feine Eides-Delation des Aus: 
fteller8 derfelben ftatt findet. 

Conf. Gönner, Handbuch bed Proceffed P. I. Nro 46, 
$. 12. pag. 476 seq. 

Die Analogie ift darin begründet, daß es ein tief in 
den Gefeben des Denkend und den oberen Recdhtd- Prinzipien 
begründeter Sap ift, daß man ſich mit feinen eigenen Aeu—⸗ 
Berungen. über Wiffen oder Wollen nicht in folcher Weife 
in Oppofition fegen fann, wie died bei einer folchen Eides- 
Delation gefiheben würde; daß der Deferent nicht, wie der 
von Gdnner launig genannte Meurer fagt — von dem 
Gegner einen Eid darüber verlangen kann, daß dad, was 
er felbft geäußert hat, der Wahrheit gemäß fey, wohin eine 
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Eides-Delation, welche ben eigenen frliheren Aeußerungen des 
Deferenten nicht convenient if, am Ende immer führt. Hätte 
man den oben erwähnten Sa, daß Eided-Delation vorgängige 
Befcheinigung fordere, ftatt pofitiv negativ geftelt, dahin, 
daß Feine Eided-Delation mit anderweit beicheinigten Thats 
fachen in Widerfpruch ſtehen dürfe, fo wäre er gewiß nie 
zur Streitfrage geworden und die beiderfeitigen Anfichten 
im -Refultat wohl gleich befriedigt gewefen. Denn in fol: 
cher Weife werden die beiden Sätze gewiß im Refultat ges 
gebener Falle meift fo ziemlich zufammnenführen, wenn nur 
die Grenzen nicht gar zu enge geftedt werden, 
Endlih wird noch berührt 

3) der Sab, daß die der Eided:Zufchiebung zum Grund 
Tiegende Thatfahe eine ſolche ſeyn müſſe, deren Behaup⸗ 
tung an fihb für den Deferenten Ueberzeugung 
bildet oder wenigftend bilden fann. 

Die letztere Bedingung ift klar und wird wicht Teicht 
beftritten- werden; denn ed ift nichts einleuchtender, ald daß 
Eided-Zufchiebung über eine Behauptung , von deren Rich 
tigkeit der Deferent felbft gar nicht überzeugt ſeyn kann, 
3. B. wegen innern Widerfpruchd mit allgemeinen Wahr: 
beiten, eine rein «hifandfe wäre. Ob dagegen die erſte Be- 
dingung, daß der Deferent felbft Ueberzeugung oder gar 
Wiffenfchaft von der dad. Eided-Thema bildenden Thats 
fache babe oder vielmehr zu haben verfichere (denn daß 
man nicht erft Beweis von ihm hierüber. fordern Fünne, 
Dies verfteht fih ohnehin von felbft), begründet ſey, Dies 
ift freilich eine andere Frage. 

Reinhard in der oben angeführten Stelle 

Handbuch ded Proceffed P. II. $. 247. 
fcheint in gemwiffer Beziehung für die Bejahung berfelben 
‚zu feyn, Der Verfaffer diefes muß aber bekennen, daß er 
noch immer nicht über eine allgemeine Entfcheidung derfel- 
ben mit fih in das Reine kommen Fonnte, fo vielfach er 
fie (don aus Anlaß gegebener Fälle ‚geprüft und erwogen 
batz immer fand er-fih durch eine allgemeine Beantwors 
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tung derfelben im einzelnen Fall entweder zu weit geführt 
oder zu ſehr beengt. Läpt man ſolche Eided-Zufchiebungen, 
wo der Deferent entfernt Feine Wiffenfchaft oder auch nur 
einigen feften Grund zu einer Vermuthung über die Exi— 
ftenz der unterliegenden Thatfache hat, unbefchränft zu, fo 
wird der Eid zum frivolen Spiel für den muthwilligen Li— 
tiganten und zur offenen Beſchwerde für den gemiffenhaften 
Gegner deffelben, wie man gegenwärtig gar häufig findet, daß 
der fchlechte Schuldner, nachdem er muthmwillig den Streit be— 
gonnen, verfchiedene faktifche oder rechtlihe Wendungen 
verfucht und mißlingen geſehen hat, feine Teste Zuflucht 
dazu nimmt, irgend eine Möglichkeit, wie man zu fagen 
pflegt, von der Wand abzureißen, hieraus ein Eided:Thema 
zu formiren und dem Gegner den Eid darüber zuzumerfen, 
während er nah dem ganzen Gang der Sache felbft nicht 
einmal die Behauptung wagen kann, auch nur eine dies— 
fallfige Bermutbung aufftelen zu können. Andererfeits 
fommen gar viele Falle, wo man mit der Bedeutung und 
den Zmweden des Eides-Inſtituts und anerfannten Rechts: 
Grundfäben in Widerfpruch gerathen würde *), wollte man 
für die Eided-Zufchiebung beftimmte Ueberzeugung oder gar 
Wiſſenſchaft des Deferenten fordern. Man denke nur an 
die Eided-Zufchiebungen über die Einrede mehrerer Zuhäl: 
ter, wo eine allgemeine Prarid wohl im natürlichen Gefühl 
des Bebürfniffes fich entfchieden gegen eine folche Forderung 
audgefprochen bat und Überall genügend findet, wenn ber 
Beklagte auch nur daß erklärt, er babe Gründe, zu vers 
muthen, daß die Klägerin mit Mehreren zugehalten habe. 

Bielleicht würde auch bier der richtigfte Weg fenn, wenn 
man alle derartige Fragen über die Zuläffigkeit der Eides- 
Zufhiebung auf den Grundfag zurücführen würde, daß die: 
felbe im einzelnen Fall nicht als chikanös erfcheis 
nen dürfe, wo dann ein vernünftigeö gerichtliche Ermeſ— 


9) Schon die Exiſtenz gewiſſer Eide, 3. B. des Editions-Eids, 
ded Manifeftationsd : Eid8 beweist, daß die allgemeinen Grundfäge 
eine folche abfolute Vorausſetzung nicht mit fih bringen. 
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fen, welches gerade bei dem Eid feiner Natur nach ſo ganz 
am Platz ift, jedenfalls den fchroffen Seiten, welche beftimmt 
gezogene Grenzen allgemeiner Grundfähe in der Anwendung 
gar leicht herauskehren, ausweichen könnte. 


3) Etwas über die Stellung des —— im 
Fall eines Ueſts des Verwalters, für welchen Cau- 
tion geſtellt wurde, insbeſondere bei nicht genügend 
geführtem Beweis des Keſts. 

Der Rechner eines unter öffentlicher Verwaltung ſte— 
henden Fruchtkaſtens (Kaſtenknecht M. in T.) war in den 
fepten Zeiten feiner Amtsführung fehr Fränflih und wurde 
in diefer Zeit vielfah von Leuten vertreten, welche nicht 
ald Amts-Verweſer deffelben förmlich aufgeftellt und ver: 
pflichtet waren und an welche. auch nie eine geordnete Amt8: 
_Uebergabe ftatt fand. Dennody walteten diefe oft längere 
Zeit auf dem Fruchtkaſten ohne alle Auffiht. Wie e8 ei- 
gentlich hiezu Fam, war nit ganz Far erhoben; höchſt 
wahrfcheinlich geſchah e8 nicht blos mit Vorwiſſen und Cons 
venienz ded dem M. vorgefegten Beamten, fondern fogar 
mit feiner unmittelbaren Mitwirkung, übrigens jedenfalls nicht 
ohne Zuftiinmung des M. Nah dem Tode des M. wurde 
faft Alles verfäumt, was zu einer geordneten Aufftellung 
eined Amts: Bermweferd, zu einer fiheren Nachrechnung und 
Liquidation und zu einer gehörigen Uebergabe an einen 
Amts-Verweſer gehört, und erft nach längerer Zeit, nach: 
dem ein Anderer das Amt ohne eine diefer Eontrolen fort: 
verwaltet hatte, die Rechnung fo weit gebracht, dag man 
ein Nefultat erhielt, welches in einem nicht unbedeutenden 
Paffiv-Remanet beftand. Der Rechner felbft hatte alfo we— 
der die Rechnung, weldhe den Neft herausſtellte, anerfannt, 
noch war er Über den Reſt gehört. 

Neben verfchiedenen andern Schritten zu achdriger 
Regreßnahme wurde auch der Cautions-Beſteller auf den 
Erfah des Reſts belangt, welcher aber feine Vertbeidi- 
gung neben Anderem auch darauf gründete, daß er, 
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geftüht auf: die angeführten. Unordnungen, geltend machte, 
daß Fein Reſt erwieſen ſey, für welchen die von dem Bes 
Hagten eingelegte Caution baftete, und zwar zunächft, weil 
nicht erwiefen fey, daß der vorhandene Reſt durch den Bes: 
klagten felbft verurfacht fey, indem deffen Amt theild wäh: 
rend feiner Krankheit, theild in der Zeit von feinem Tod 
bi8 zum Kaffenfturz von Andern verfehen worden fey. 

Diefer Fall, welcher, nachdem er faft biß zur Spruch— 
reife gediehen war, durch Vergleich erledigt wurde, gibt 
nun zu folgender Ausführung über das rechtliche Verhältniß 
des ECautiond-Beftellerd in einem folden Tal Anlap. 

Es unterliegt nach allgemeinen Grundfäßen feinen Zwei: 
fel, daß ein Verwalter fremden Vermögend für gehörige 
NRechenfchaft an fih unter allen Umſtänden verantwortlich 
und beweidpflichtig bleibt; nicht der Rechnungs = Prinzipal 
bat den Beweis ded Vorbandenfennd eines Reſtes zu füh— 
ren, denn ein Paffiv » Remanet ıft Feine für fich beftebende 
Thatſache; fondern der Nechner hat den Beweis zu führen, 
daß dad, was von dem Vermögen ded Rechnungs: Prinzipals 
in feine Hände Fam, für diefen verwendet oder an ihn zus 
rücgegeben wurde, und der Rechnungs: Prinzipal kann blos 
dafür bemweispflichtig erfannt werden, daß der Verwalter 
dasjenige wirklich in feine Verwaltung erhalten habe, was 
der Prinzipal behauptet, foweit es der Verwalter beftreitet, 

Vergl. Gönner, Handbuch ded Proceffed P. IV. Abhandl. 
LXXV. $. 13. pag. 151. 

Diefer Sap gilt auch für den Fall ded Todes des Ber: 
walters, wo am Ende die Erben den diefem aufgelegten 
Beweis führen müffen, und auch der Cautiondbefteller ift in 
diefer Beziehung im MWefentlihen ganz in der Lage des 
Verwalters. Er darf behaupten und beweifen, was der 
Berwalter behaupten und beweifen durfte, aber er fteht 
auch in Beziehung auf Beweispflichtigkeit im Allges 
meinen in der Stellung ded Verwalters, für melden er 
Caution leiſtete. Wenn nämlich der Cautiond = Befteller in 
Anfpruch genommen wird, fo muß allerdingd der ihn in 

Monatſchr. f. d. Juftispfl. IV. Bd. 1. Abth. 41 
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Anſpruch nehmende Prinzipal bemeifen, daß eine Sch uldig, 
keit des Verwalter vorhanden .fey, Der Prinzipal. muß 
alfo bemweifen, was der Verwalter in feine VBermaltung er, 
hielt, und kann den Ueberfchuß diefed Empfangs über den 
von ihm anerkannten Betrag der Verwendung ald Schul: 
digkeit fordern, Allein daß weiter, als der Prinzipal zu: 
gefteht, von dem Verwalter für den Prinzipal verwendet 
fev, dies müffen die Erben oder der Eautiondbefteller eben= 
fowohl ermeifen, ald ed der Verwalter felbft durch feine 
Nechenfchafts-Ablegung hätte erweifen müffen. 


Diefe Säbe, welche aus der Natur der Cautiond: Leis 
ftung, wie diefed Nechtögefchäft nah allbefannter Weife in 
der Regel geftaltet ifl, und aus dem Begriff und der Na: 
tur einer accefforifhen Verbindlichkeit von felbft folgen, 


Vergl. $. 5. I. de fidejuss. (II., 21.) 
l. 4. $. 1. D. de fidejuss. (46, 1.) 


leiden auch bei. Öffentlichen Verwaltungen volle Anwendung ; 
nur ergeben fih in der Anwendung gemiffe Modificationen, 
welche aus der befondern Regulirung |ded Berhältniffes öf— 
fentlicher DBermaltungen bervorgeben; fo 3. B. daß bier 
ber Principal in Beziehung auf die Vermwaltungd- Führung 
und Rechenfchaftd » Ablegung in der Negel thätig eingreift, 
was bei dem Privat: Verwalter felten der Fall ift, daß dies 
fed Eingreifen Durch verpflichtete Behörden geübt wird, de= 
ven Stellung. doc eine etwad veränderte von der Stellung 
des ald Parthie felbft erfcheinenden Privatprinzipals ift u. dergl. 

Wenn nun in dem Eingangs erwähnten Fall der Caus 
tiondbefteller. dad Refultat der Neftöberechnung um deswillen 
beftritten bat, weil Andere neben und nad) dem Kaftenfnecht 
M. verwaltet haben, fomit ungemiß fey, ob die Verwal: 
tungdalte des M. oder der Andern dad Manco veranlaßt 
baben, fo lief dies einestheild Lediglich auf ein Beſtreiten 
der Einnabmen hinaus, d. h. der Beklagte behauptet, da 
auch Andere neben und nach dem M. eingenommen baben, 
fo fey ungewiß, ob die dem M. zur Verantwortung aufs 
gerechneten Einnahmen auch wirklich alle von diefem ein— 
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genommen wurden, anderntheild liegt bierin implieite die 
Behauptung, daß dad Nefultat ded Refted von dem Be— 
Fagten um deswillen nicht anerkannt zu werden brauche, 
weil durch die Veranftaltungen ded vorgefehten Amtes eine 
Lage herbeigeführt worden fey, im welcher dasjenige, mas 
dem Kaftenfneht M. ald Verwendung oder Ablieferung von 
den Prinzipal aufzurechnen wäre, nicht erhoben und erwies 
fen werden fünne, indem 3. B. die neben den M. vermal: 
tenden Perfonen von den Einnahmen, weldhe dem M. auch 
wirklich zur Verantwortung liegen würden, Ausgaben bes 
firitten baben Fünnten, welche dem M, noch abzurechnen 
wären, oder auch von folchen Einnahmen durch die Andern 
neben oder nach ihm Verwaltenden ohne fein VBerfchulden 
entfreindet worden wäre. 

E83 iſt gar nicht zu mißfennen, daß allerdings, wenn 
während der Krankheit des M. Andere den Kaften verwal: 
teten, ganz ohne fein DVerfchulden Einnahmen, welche wirk— 
lich verrechn.t find, gar nicht ftatt gefunden haben, Ausga— 
ben, welche verrechnet werden follten, nicht verrechnet wors 
den ſeyn, befonderd aber Veruntreuungen flatt gefunden 
baben können. Septere beide Sale fonnten noch mehr ftatt 
finden nad feinem Tode, So Fünnte es jeht allerdings 
der Fall feyn, daß M. alle Einnahmen, welche in der Refts 
Berechnung enthalten find, wirflich quittirt, ſonach die kla— 
gende Verwaltungs: Behörde den Beweis, welcher nad) dem 
allgemeinen Grundfaß ihr obliegt, geführt hätte, ohne daß 
dem Beklagten der Erfolg aufgerechnet werden Fünnte, 

Die auf diefe Page der Sache gegründeten Einwendun— 
gen ded Cautions-Beſtellers Liegen fi denn unter verſchie— 
dene Gefihtöpunfte ftellen, und zwar: 

4) dad Beftreiten der Eriftenz eined von dem Kaften- 
knecht M. veranlaßten Refts ; | 

2) die Einmwendung, daß durch Berſchulden des den 
Rechnungs: Prinzipal vertretenden Amts eine Lage der Dinge 
berbeigeführt fen, durch welche der Cautiond-Befteller von 


feiner Verbindlichfeit befreit fey, fo nämlich, daß zwar die 
11* 
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Nichtigkeit der Reſtsberechnung an fi dahin geftellt bliebe, 

aber als Einrede geltend gemacht würde, daß in den Wer: 

anftaltungen ded Amts zur Vertretung ded Kaſtenknechts 

M. theild während feiner Krankheit, theild nach feinem Tod 

a) der Grund liege, daß über die Verwaltung ded Ka— 

ſtenknechts M. Feine volftändige Rechenſchafts-Ablegung 

mehr möglich fey, ſonach die Einrede der Befreiung 

von der fonft dem Nechner und beziehungdmeife dem 

Gautions:Befteller obgelegenen Beweispflicht; fodann 

b) daß durch jene Beranftaltungen folche weſentliche Ver— 

änderungen in dem urfprünglich den Eautiond-Beftel- 

Ver verpflichtenden VBertragd : VBerhältniß vorgegangen 
ſeyen, daß derfelbe hierdurch liberirt fey. 

Sn der Beurtheilung ded vorliegenden Fald waren of: 
fenbar die beiden Thatfachen, die Vertretung ded Kaften: 
fnecht8 während feiner Krankheit und die nach feinem Tode 
zu trennen. Daß durch Iehtere Maaßregel des den Rech— 
nungöprinzipal vertretenden Amts der Cautiond = Befteller 
von aller Bemweispflicht frei wurde und der Rechnungd: Prins 
zipal felbftiftändig zu erweifen hatte, daß zur Zeit 
des Todes des Kaſtenknechts M. ſchon ein von diefem zu 
erfebender Reſt vorhanden gemefen fey, died bedarf Feiner 
Ausführung. Ja es könnte fogar fehr die Frage werden, 
ob nicht aus einer folhen Verlegung aller Formen und der 
bierin liegenden Berſäumniß der von dem Cautions-Beſteller 
bei feiner Verbindlichkeits-Uebernahme voraudgefehten Bes 
dingungen felbft eine Aufhebung der Erfaspflicht des Cau— 
tionöbeftellerd folge, fofern, wenn auch der Rechnungs-Prin— 
zipal einen vollen Beweis der Eriftenz eined den Kaſten— 
fneht M. felbft treffenden Reſts ermeife*), doc je: 
denfall8 für den Cautiond = Vefteller durch jene Maaßregel 
eine Gemeinfchaft aufgedrungen fey, welche für feine Rechte 
in mancher Beziehung kränkend werden, namentlich hiedurch 


*) Ein folder Beweis ift an fi gar wohl möglih, 3. B. durd 
pofitive Nahmweifung einzelner beftimmter Unterfchlagungen und Bes 
trugdbandlungen. 
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die Möglichkeit des Gegenbeweifed mo nicht abgefchnitten, 
doch jedenfall8 fehr verfümmert feyn Fünne, wodurch denn 
allerdings die Einrede des nicht erfüllten Vertrags begrüns 
det werden Fünnte, Was dagegen die Maafregel der Ver: 
tretung des Kaſtenknechts M. während feiner Krankheit be: 
traf, fo war denn allerdings die Frage eine etwas verfchies 
dene. Es trennte fih bier die Stellung des Cautions-Be— 
ftellerd von der des Rechners dadurch, daß jene Maaßregel 
mit ausdrüdlicher oder ftillfehmeigender Zuftimmung des M., 
wohl fogar nach feinem Wunfch angeordnet war, wodurch 
M., fofern er nicht gegen die Fortdauer feiner Verantwort⸗ 
lichkeit proteftirte, feiner Einwendungen gegen die Handluns 
gen und Unterlaffungen der beigegebenen Vertreter um fo 
gewiffer verluftig wurde, und ganz in dem Verhältniß der 
in feinem urfprünglichen Dienft> Vertrag begründeten Bes 
weis⸗ und Erfabpflicht verblieb, als es ein befannter Rechts⸗ 
fa ift, daß privative Novationen nicht vermuthet werden. 
l. 8. C. de novat. et deleg. (VIIL, 42.) 

Was dagegen den Cautiond = Befteller betrifft, fo ift 
zwar an fich unzweifelhaft, Daß der Cavent nad) der unbes 
fhränften Art, wie die Cautionen gewöhnlich beftellt wer: 
den, für alle Verbindlichkeiten haftet, welche der Verwalter 
felbft gegen den Prinzipal hat; allein die Frage ift, ob in 
den von dem betreffenden Amte, obgleich mit Zuftimmung 
ded Nechnerd getroffenen Anordnungen nicht ein Zuſatz-Ver⸗ 
trag gelegen ſey, welcher die urfprüngliche Vertrags: Ber: 
bindlichkeit mwefentlich erweiterte. War diefed anzunehmen, 
fo war fein Zweifel, daß der Cautiond » Befteller, fo meit - 
als ungewiß war, ob der Reft nicht in den Handlungen und 
Unterlaffungen der Stellvertreter und Mitverwalter begrün⸗ 
det ſey, nicht mehr baftete ; denn ed blieb zwar wohl feine 
Verbindlichkeit fo weit beſtehen, ald nachzumeifen war, daß 
es fih um Verpflichtungen handelte, welche rein aus dem 
urfprünglichen Dienft:Bertrag, für welchen die Eaution be: 
ftellt wurde, bervorgiengen; handelte e8 fi dagegen um 
einen wahren Zufab zu dem urfprünglihen Bertrag, um 
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erweiterte Verbindlichfeiten, fo Fonnte der Cavent, wie 
ſich died von felbft verfteht, nicht tenent a 

1. 4. C. de fidej. (VIII. 41.) 

Daß aber in einer derartigen Beſtellung von Stellve r⸗ 
tretern oder Mitverwaltern ein wirklicher Zufab zu dem ur: 
fprünglichen Vertrag gelegen fey, died anzunehmen , dürfte 
nicht fehr bedenklich fenn, Denn wenn ed gleich eine in 
dein urfprünglichen Vertrag gelegene natürlihe Befugniß 
des Rechnungs: Prinzipals ift, für feinen kranken Verwalter 
einen Stellvertreter aufzuftellen, und ein folcher Aft an ſich 
feinen Rechten gegen den Cautions-Beſteller nicht das Ges 
ringfte präjudiciren Fann, fo ift doch andererfeitd Klar, daß 
wenn dieſes Recht ohne eine gehörig bemweifende Uebergabe 
an die Stellvertreter gefchieht, zu dem urfprünglichen Ber: 
tragsverhältniß ein neued Verhältniß hinzugefügt wird, wel: 
ches die urfprünglihe Verbindlichkeit weſentlich erweitert 
und für deffen Folgen der Cautiond = Befteller, obne deffen 
Zuftimmung ſolches gefhah, nicht mehr tenent feyn Fann, 
und daber der Prinzipal jedenfalld bei feinen Anſprüchen an 
den Cautiond-Befteller erweifen müßte, daß folche kediglich 
in dem uefprünglichen Bertrag begründet ſeyen, mo ſich 
dann aber auch bier noch dad obenerwähnte Bedenken auf: 
werfen. ließe, ob nicht durch ſolche Maaßregeln der Cautions— 
Befteller in feinen Rechten fonft gefränft fey. 

Zum Schluffe nur nod die Bemerkung, wie auch in 
Borftebendeim manche Andeutungen enthalten find, daß die 
civilrechtlichen Anfprühe aus verrechnenden Berwaltungen 
bäufig in befonderen Formen erfcheinen, welche e8 der Mühe 
werth machen, diefelben eigenen Erdrterungen zu unterwers 
fen, obgleich die Rechtsſätze, auf welche fi die Beurthei— 
lung zurüdführt, in der Regel weder beſonders zweifelhaft 
find, noch gerade verftedt liegen. Der Berfaffer dieſes 
bofft, fpüter weitere Beiträge aud diefem Felde liefern zu 
koͤnnen. 
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Ad VIE 
Eorrefpondenz- Artikel. 


1) Bericht über die kürzlich in Berlin mit einer 
Üeberfehung nen ‚aufgelegte, unrichtigerweife 
Göthe zugefdhriebene, in Wahrheit aber von 
©. Ph. Baunfdliffer (1683 Profefor der 
Rechte in Marburg) herrührende juridifche Dif- 
fertation: de co quod justum est circa pulices. 

(Bon dem Nedacteur.) 

In den öffentlihen Blättern laſen wir in lebter Zeit 
wiederholt angekündigt : 

Göthe's juriftifhe Abhandlung über die Flöhe (de pu- 
lieibus). Berlin 1839, Verlag von Aler. Dunder 
(Bon der Meplerfhen Buchhandlung in Stuttgart 
angekündigt. Preis fl. 20kr.) 

Gewiß mwurden viele Lefer der Monatfchrift auf diefes 
literarifche Euriofum, deffen Aufmärmung an fich nicht aus 
fer der Zeit war*), fo aufmerffam, daß «8 ihnen nicht 
unerwünfcht ſeyn dürfte, näberen Bericht hierüber gu ver: 
nehmen. 

Das Vorwort der vor und liegenden Erfcheinung führt 
folhe mit folgendem ein: 

„Es ift nicht unbefannt, daß Göthe in den verfchie: 
denen Zeiten feined Aufenthaltes zu Leipzig, Straßburg 
und Wetzlar mehrere juriftifche Abhandlungen #*) fchrieb, von 
denen jedoch feine unter feinem Namen erfchienen ifl. Das 
bin gehört auch nachfolgendes, die rechtlihen Verhält— 
niffe der Flöhe betreffendes Werkchen, deſſen Entftehung 

*) Referent erinnert fih, daß diefe Differtation während feiner 
alademifhen Jahre noch Senfation machte, während feit diefer Zeit 
daB Andenken hieran faft ganz verfhwunden zu feyn fcheint. 

⸗*) In der Note bemerkt der Heraudgeber: „Dahin gehört die 
„im Sabre 1770 zu Straßburg verfaßte Abhandlung: Leber das 
„Recht der Gefesgebung, einen gemwiffen Religiondcul: 
„tus im Staate feftzufesen, eine Abhandlung, die nad Gö— 
„the's eigener Erklärung von der Facultät nicht bad Imprimatur 
‚erhielt, jedoh von feinem Vater mit folder Zufriedenheit aufge« 
— wurde, daß dieſer ſelbſt ſie für die Preſſe zu bearbeiten 
„ſuchte.“ 
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wahrfiheinlich in die Zeit, wo ſich Göthe zu Straßburg 

aufhielt, fällt. 

Das Intereſſe, welches es den Verehrern ded Dichters 
gewähren muß, ihn von einer ganz neuen Seite, der der 
juriftifchen Gelehrfamkeit, Fennen zu lernen, wird noch ers 
höht werden, wenn man weiß, daß diefe Abhandlung (mel: 
cher wir, um diefelbe auch für ein arößeres Publikum ges 
nießbar zu machen, eine deutfche Ueberfehung hinzugefügt 
baben) eine große literarifhe Seltenbeit ift, fih nur noch 
auf der großen Königlihen Bibliothek zu Paris befindet, 
und von Göthe ſelbſt in den Iepten Stadien feines Lebens 
nicht mehr befeffen worden ſeyn ſoll.“ — 

Als der vollftändige Original: Titel der Abhandlung 
felbft ift folgendes angeführt : 

» Dissertatio juridica, de co quod justum est circa spi- 
ritus familiares feminarum hoc est pulices quae- 
stionibus theoretico practicis rarioribus adornata 
variis variorum dicasteriorum praejudiciis aucta 
ralionibus tam dubitandi, quam decidendi amplifi- 
cata facultatum celeberrimarum responsis solidissi- 
mis firmata et ex principiis tam juridicis, quam 
moralibus deprompta. Omnibus doctoribus judi. 
cibus causarum patronis studiosis aliisque in foro 
scholis ac gynaeceo versantibus perutilis ac neces- 
sarıa. Francofurti 1768. 

Es folgt nun der vollftändige Abdrud des Textes mit 
der nebenftebenden Seitenzgleichen (mie Referenten ſcheint, 
überhaupt nicht ſehr gelungenen) *) Ueberfepung, in 43 
Paragraphen auf 97 Seiten (lebtere einfchließlich der Ueber: 
ſetzung). Die Abhandlung führt eine Anmendung der ver— 
fhiedenartigften Rechtöverhältuiffe und Rechtsſätze auf bie 
im Titel genannten Thiere durch, hat vollftändig den Zu— 
ſchnitt der afademifchen Differtationen älterer Zeit, ift gro— 
Gentheild mit audgezeichnetem Witz und — ınan darf wohl 
fagen — Muthwillen (befonder8 gegen das weibliche Ge: 

*) Es find bei folcher nit bloß offenbare Mißverfländniffe und 

Ungenauigkeiten in Beziehung auf die juriftifhen Berührungdpunfte, 


fondern auch Verftoße gegen die fonfligen Anforderungen an eine 
beifere Ueberfegung audzuftellen. 
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fihlecht gerichtet) gefchrieben, und maß das Intereffe für 
den Rechtögelehrten befonderd erhöht, mit den feltfamften 
Zufammenftelungen von Citaten aus dem Corpus Juris, 
rechtömwiffenfchaftlichen Autoren und andern Quellen *) (in 
Noten) belegt. 

Natürlich bilder die erfte Frage, welche Jeder ſich auf: 
werfen wird: „iſt die Abhandlung wirfli von Göthe?“ 
Diefe Frage ift nun aber mit Beſtimmtheit zu verneinen, 
wie Referent biernach überzeugend nachweifen wird, obgleich 
er fich vergebend bemühte, zu ergründen, feit wann und in 
welcher Weiſe man darauf gefommen ift, Göthe die etwas 
zweideutige Ehre der Autorfchaft diefes Libelld zu ermweifen, 
in weldhen Beziehungen Referent blos fo viel fagen kann, 
dag man fihon vor mehr ald 20 Jabren Göthe ald Autor 
nannte und daß vielleicht das befannte Floblied in Fauft 
eine diedfallfige Vermuthung rechtfertigen dürfte. Was 
nun aber Göthe's Autorfchaft betrifft, fo würde als erftes 
Argument biegegen geltend zu machen feyn, daß er mit den 
Rechten nicht fo genau vertraut geweſen feyn dürfte, als e8 
der Berfaffer der Abhandlung unzweifelhaft war. Referent 
glaubt aber jedenfalls, daß Göthe, wenn er auch wirklich 
jene Rechtöfenntniffe hatte, doch die behandelten oder be— 
rührten Rechtsmomente in anderer Form bebandelt bätte, 
ald hier geſchah. Es ift natürlich und zeigt fih bei Wie— 
land’8 Arbeit über den Efeld:Proceg**), daß Geifter, mie 
Göthe und Wieland, auch wenn fie fich in einem ders 
artigen Feld bewegen, doc ihre Eigenthümlichkeit nie fo 
fehr ablegen, wie dies bier gefcheben feyn müßte, wenn die 
Differtation wirflid von Göthe herrührte. Beſonders aber 
müßte der $.26. der Differtation den gerechteften Verdacht 
gegen die Autbenticität erregen, da es wohl für eine wahre 
Unmöglichkeit erklärt werden Fann, daß Göthe in ſolcher 
Weife gefprochen hätte *%*), 
+) Auch ber Bibel, was denn doch wohl bei einer derartigen Ab: 
handlung hätte unterbleiben follen. 

*) — in den Abderiten, welde in der That verdiente, einmal 
einer Kritif unterworfen zu werden, melde den geiflreihen Kern 
von der ernfteen Seite, d. h. der wahren juridifhen Bedeutung, 


entwidelte und beleuchtete. , 
**) Zum Beleg deifen wird der fragliche $. hier wörtlich gegeben: 
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Daß die Differtation afademifchen Urfprungs fey, die 
ließe fich jedenfalls mit vieler Sicherheit aus Inhalt und 
Form und felbft aus einzelnen fpeciellen Beziehungen (vergl. 
unten zu $.18. 23. u. a. a. D.) abnehmen. Man bedarf 
aber durchaus Feiner Fünftlihen Combinationen, um zu obi— 
gem Refultat zu gelangen, Nah Lipenius*) ift eine 
„Dissertatio jurid. de eo quod justum est circa spiri- 
tus familiares foeminarum, h. e. pulices,* das Erftemal in 
Marburg im Jahr 1688 erfchienen, im Jahr 1724 wie⸗ 
der aufgelegt worden, und auf der Königl. Öffentlichen Bib— 
liothek in Stuttgart befindet fich diefelbe in einer Ausgabe 
von Amfterdam von 1745. — Diefe drei Editionen führen 
den pfeudonymen Verfaſſer Opicius Jocoserius am 
Schild, und ergibt eine DVergleichung der lebtern mit der 
vor und liegenden Berliner Edition den Beweis der Identität 
an der Hauptfache ungmweifelhaft. Schon hiemit wäre denn 
der Beweis, daß die Differtation niht von Göthe her: 
rührt, auf eine unumſtößliche Weife geführt, Es ift aber 
nody weiter anzufübren, daß nah U. F. Schott's Supple— 
ınenten zu Lipenius, welcher die erfte Ausgabe der Difs 
fertation auf Marburg 1685 fett, der ald Schriftfteller 
befannte Profeffor der Rechte, Otio Philipp Zaum- 
ſchliffer, Verfaſſer derfelben iſt **). 


$. 26. Casus plane mirabilis. 

Titius opus aureum nostrum, cui titulu: Werther's 
Leiden, puellae cuidam viripotenti commodato dederat, ut 
inde Courtesiam disceret. Quem librum quum Titius, aliis 
procis partes potiores habentibus, irritatus repeteret, puli- 
cum stercore eum multis locis adeo corruptum invenit, ut 
inutilis esset. Itaque commodati agebat, ac quaerebatur: an 
actio sit fundata? Quum, ut melioris notae Jurisconsulti 
fatentur, in commodato etiam levissima culpa praestari de- 
beat, omnino ad damnum resarciendum condemnandam censeo 
puellam; adeo ut, si non habeat in aere, luat in corpore, et 
executio committatur Titio. 

So hätte gewiß Göthe auch in der frivolften Laune nit ge— 
fprohen. Der Leberfeger, welcher hiernach überdied mit der Chro— 
nologie in dad Gedränge kommt, fagt, es feheine, daß Göthe bei 
fpäterer Durdhficht der Abhandlung diefen $. oder doch mwenigftend 
den Titel des goldenen Buches eingefchalten habe. In der Driginals 
Differtation ift ftatt Werther's Leiden angeführt: Librum ama- 
torium (forte Amadisium). 

*) Biblioth, real. jurid. Tom. II. pag. 231 s. v. pulex. 
* Referent verdankt es der Güte ded Herrn Ober-Studienratbs 
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Daß nun aber die vorliegende Berliner Ausgabe Die: 
fe8 Verbältniß ganz ignerirt und Göthe mit der größten 
Beſtimmtheit als Verfaſſer nennt, dies iſt augenfcheinlich 
nicht unabſichtlich geſchehen. Neben dem ſchon oben er— 
wähnten $.26., welcher uns in dem Glauben an Göthe's 
Autorſchaft in etwas plumper Weiſe zu beſtärken ſucht, find 
alle in dieſer neuen Edition angebrachten Aenderungen an 
dem Original-Grund-Text fo offenbar abſichtlich moderni— 
ſirend 2), daß man recht wobl ſieht, daß es bei derſelben 
um nichts Anderes, als eine Speculation zu thun war, bei 
welcher der Name von Göthe zum Aushänge-Schild die— 
nen mußte**). 
In der Ausgabe der Stuttgarter Bibliothek iſt eine 


Moſer, Ober-Bibliothekar der Königl öffentlichen Bibliothek in 
Stuttgart, welcher ihn bei ſeinen diesfallſigen Nachforſchungen un— 
terſtützte, noch weiter folgende Aufklärungen geben zu können: Die 
Notiz von U. F. Schott iſt wahrſcheinlich aus Ottonis Phil: 
Zaunschlifferi, oratione expressa A. Jo. Adolph. Hart. 
manno Marburgi 1729 entlehnt, welches Buch aber die Königl. 
öffentliche Bibliothek nicht befist. Die in der Etuttgarter Biblio— 
thek befindliche Ausgabe der Differtation ift in folgender Weiſe in: 
feribirt: OPiZii Jocoserii juris utriusque licentiati et pracliei 
Veronensis dissert. jurid. de eo quod justum est circa elc. 
Die großen Buchſtaben in dem crften Namen entbalten nad einer 
befannten Sitte älterer Zeit die verfiedte Andeutung auf den wah— 
ren Namen des Verfalferd, und correfpondiren mit den Anfangs— 
Buchftaben ded Namen? Otto Philipp Zaunschliffer. Die 
fer ift geboren den 9. März 1653 zu Hanau, wurde, nahdem er 
feine Studien auf verfchiedenen Univerſitäten gemacht batte, 1678 
in Heidelberg jur. utriusque doctor, war fofort Advocat im Ha: 
nauer Yandgeriht, wurde 1682 Profeffor der Beredtfamkeit und 
Gefhihte in Marburg, 1683 professor jur. extraordin. und bald 
darauf ordinarius in Marburg und ftarb ald folder 1729. Es 
trefien alfo alle data und befonderd auch der Drudort der erften 
Ausgabe (Marburg 1685) gehörig zu. In der Sammlung feiner 
Merfe (melde fih auf der Bibliothek in Stuttgart befinden) ift 
diefe Disfertation nicht zu finden, maß jedodh, mie fih von felbft 
verfleht, nicht3 gegen die Gonjectur beweist. 


*2) Co find in dem Driginal nah Art der alten Differtationen 
öfterd deutfhe Inciſa, namentlid Verſe, Sprüdmörter u. dergl. 
welche in der neuen Ausgabe recht forgfältig weggelaſſen find, meil 
diefelbe natürlich nach Inhalt und Form von der Art find, daß, 
wären fie geblieben, fein Menſch mehr geglaubt hätte, daß das 
Ganze von Göthe herrühre. 

*0) On einem Literatur - Blatt, melde Referent im Augenblid 
nicht anzugeben vermag, wurde gleih nad dem Erfcheinen ber Ber: 
liner Ankündigung die Unwahrheit gerügt. 
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Dedication *) und eine Zufchrift an den Lefer, welche in 
der Berliner Auflage mweggeblieben und auch wirklich ohne 
befondered Intereffe find. Auch die Eintheilung der $$. ift 
in der Berliner Auflage nicht ganz diefelbe, es find nicht 
blo8 einzelne Ausdrücde abgeändert, fon)ern auch einzelne 
Sätze verfest, eingefchoben, weggelaſſen, alles übrigens fo, 
dag daB Ganze nicht gerade erheblich verändert erfcheint. 
Ein in jener Ausgabe befindlicher, von der Berliner Auflage 
gleichfalls nicht gegebener Anhang ift: actio injuriarum 
nasi contra podicem. Bon wen folcher berrührt, konnte 
Referent nicht erheben. Die Auffchrift gibt Feinen Auf— 
fhluß über den Verfaffer und die Entſtehung; dieſer 
Anhang ift auch in einem ganz andern genre gefchrieben, 
ald die Differtation, und Referent bezweifelt febr, daß der— 
felbe von dem Verfaſſer der Iepteren herrührt, fondern glaubt, 
daß derfelbe von dem Herausgeber der Amſterdamer Auflage 
der Differtation als paffende Zugabe geliefert werden wollte, 
fen ed, daß er fie felbft gefchrieben oder anderswo entlehnt 
babe. Dad Ganze befteht aus einer Anklage: und einer 
Vertheidigungd: Rede an dem Gerichtötag, welcher von den 
Altvordern der Venus Cloacina geweiht geweſen fey, und 
dem einfachen gerichtlichen Spruch, daß fih Beide in Güte 
vertragen follen. Da jedoch diefe Abhandlung eigentlich 
wilfenfchaftliche Berührungen und Beziehungen von Jnterejfe, 
wie die Differtation de pulicibus, keineswegs darbietet, fo 
genügt ed, folcher des Literarifchen Zufammenhangd wegen 
erwähnt zu haben, und Referent Pehrt zu dem Hauptgegen— 
ftande des gegenwärtigen Berichtd zurüd, 

Da Referent jedenfalld vorausfepen muß, daß die für 
den Gegenftand fich intereffirenden Leſer wünſchen werden, 
ein etwas genauered Bild von der Art der Ausführung der 
fonderbaren Aufgabe zu erhalten, und da dad mwiffenfchaft- 
liche Sntereffe gerade einzig in diefer Ausführung gelegen 
ift, fo wird er fpäter eine Inhalts-Ueberſicht geben. 

(Fortfesung folgt.) 


*) Opizius Jocoser. Priscillae Capitoni virgini charissimae. 
8. P. D. 
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2) Einige Worte zu dem Eorrefpondenz- Artikel 
ad VI. im 2. Heft der 2. Abth. des III. Bandes 
der Monatſchrift, den Behenten von den Heirath- 
Gütern der Ifraeliten betreffend. 
(Eingefendet.) 

Referent war früher auch im Fall, Inventur und Theis 
lungögefchäfte bei Sfraeliten zu bearbeiten, und glaubt, ob— 
gleich er Feiner der angerufenen NRechtögelebrten ift, fein 
Scherflein zu Aufklärung diefes Gegenftandes beitragen zu 
müffen. Dem zufolge bemerft er bier aus feinen in einer 
andern Gegend gefchöpften Erfahrungen und den daraud ges 
zogenen Schlüffen Folgendes: 

1) Diefen Zebenten müffen die Sfraeliten geben, mes 
nigftend die ?/,; daß übrige */, darf der junge Ehemann 
nah Willführ „zu guten Zwecken,“ worunter Spenden für 
Arıne verftanden find, verwenden, und deswegen je nad) 
Umftänden auch felbft behalten, obgleich er letzteres Necht 
der Selbftzumendung fehr felten ausübt, Daher fab Refe— 
rent diefen Zebenten, welcher immer vorfommt, die Ehe 
mag nun auf die württembergifche Errungenfchafts = Gefell: 
fhaft oder durch Vertrag auf die Grundfähe ded alten jü— 
difhen Rechts gegründet werden, fo weit er an Fremde ges 
geben mwird, immer ald eine religiöfe Pflicht, auf die Ein- 
gehung der Ehe bedingt, an. 

2) Dazu fommt, daß, im Widerfpruch mit dem ange: 
zogenen Auffab, die Heiratbgüter der Jfraeliten nicht nach, 
fondern vielmehr vor Eingehung der Ehe, nämlich am Tage 
der Hochzeit, vor dein Kirchgang, baar entrichtet und bier 
zugleich die Zebenten abgefondert werden müffen, womit in 
der Regel zugleich die Verfügung darüber verbunden wird. 

3) Es findet jedoch dabei in gemiffer Hinficht Feine 
fefte Regel, fondern manderlei Willführ flatt, 3.8. Wohl: 
babende oder Wohlmollende geben ihren Kindern öfters daB 
volle verfprochene Heirathgut und entrichten den Zehenten 
daraud extra, geben mithin *,,, während Andere nur °/,, 
an die Kinder gelangen laffen, dad Verfügungd: Recht des 
jungen Ehemanns über '/, des ausfallenden '/,, vorbehalten, 
welche übrigens meiftend auch zu Zwecken der Armenunters 
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ſtützung (in deren Ausübung die Israeliten — zu ihrer Ehre 
fey es gefagt — und Chriften weit übertreffen) verwendet wird. 
4) Ein Zebenten der Eltern aud ihrem erworbenen Ver— 
mögen kann es wohl nicht ſeyn, da diefer Zehenten fih immer 
nur nach dem fpeciellen Heiratbaut des betreffenden Kindes 
richtet, und bei vielen oder wenigen Kindern in fehr großer 
DVerfchiedenbeit des Betragd der Quote zum Ganzen eintritt. 
5) Referent Hat bei allen diefen Umftänden und da 
ein folcher zwangsweiſe vorhinwegfallender Zehente nicht mit 
einer. Abgabe von den aus einer zum Heirathgut gegebenen 
Sadye während der neuen Ehe gezogenen Früchten verglichen 
werden fann, diefe Abgabe immer fo angefeben und behan— 
delt, daß fie, fo weit fie wirklich an Andere gegeben wor: 
den, nicht zum Beibringen gefchlagen (mithin auch nicht 
compenfative als Schuld abgezogen), fondern nur Der 
wahre baare Heiratbgutd:Empfang jedes Ehegatten, nad) Ab: 
zug jener nicht empfangenen Abgabe, active inventirt wurde, 

Denn er bielt e8 nicht nur der Sportel= Erböbung, 
fondern hauptſächlich auch der neuen ebelichen Gefellfchaft, 
namentlich aber auch der etwaigen Gläubiger in fpäteren 
möglichen Eoncurdfällen wegen für unreht, eine Summe 
als beigebrachtes Bermögen zu behandeln, welche nie in das 
Eigenthbum der Eheleute gefommen war, und melde die 
Frau für ihren Antbeil in jenen möglichen Fallen zum 
Nachtheil anderer Gläubiger ded Manned zu viel aus des 
Mannes Maſſe ziehen würde. 





3) Ankündigung eines Plans zur Veranfaltung 
einer Ausgabe der neueften württembergifdhen Ge- 
fee, nämlid) des bereits erfdjienenen Strafgefeh- 
Duchs und der demnächſt nadyfolgenden Gefebe: 
des Polizei-Strafgefehbuds, fo wie des Gefehes 
über die privatrechtlicdien Folgen der Verbrechen 
und Strafen; nebſt volltändiger, wörtlidier Mit- 
theilung der Entwürfe, Alotive und der in beiden 
ſtändiſchen Kammern darüber Statt gehabten 


Derhandlungen. 
(Von Herrn Seeretär Kappler.) 
Zur Erflärung und Anwendung diefer wichtigen und ums 
faffenden Geſetze ift nach der übereinftimmenden Erfahrung 
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aller Sachkenner die Kenntniß der über das Zuftandefommen 
derfelben Statt gebabten vielfältigen Verhandlungen unume 
gänglich nöthig. Die Benützung diefer Quellen ift aber zur 
Zeit ziemlich erfchwert. Schon das Auffinden der über eine 
und diefelbe Materie Statt gefundenen Bequtachtungen, Bes 
ratbungen u. f. mw. erfordert vielfältiges Nachfchlagen, denn 
diefelben find an vielen Stellen zerfireut, eine leichte Ueber— 
fiht darlıber wird daher nicht gewährt; die Verhandlungen 
der beiden Testen Stände-Berfammlungen enthalten — befon: 
der8 die ded lehten Landtags — Vieles, was nicht auf die 
fraglichen Geſetze Bezug bat, fie find daber ſehr voluminds, 
deshalb ſteht auch der, in Rückſicht ihres Umfangs berechnete, 
gegen 6ofl, betragende Preis ihrer größeren Verbreitung im 
ege. 
Um nun die Benützung dieſer Verhandlungen zu erleich— 
tern, hat der Unterzeichnete den Plan zur Veranſtaltung 
einer Ausgabe dieſer Geſetze in folgender Weiſe entworfen. 
Es würde zuerft der Tert der verabfchiedeten Gefepe voran= 
geftellt, an jeden einzelnen Artifel reibten fich fofort in ans 
gemeffenen Abfchnitten die Worte ded Entwurfs, die Motive, 
die Ausführungen in den Eommiffiond » Berichten und die 
Verhandlungen in beiden Kammern, durchaus wörtlich, 
endlich die Entfchliegungen der Negierung u. f. w. in der 
Art, dag biernah jedem einzelnen Artikel der ganze 
Bang der Verhandlungen beigefügt wären. Am Scluffe 
mürde ein die Gefehe und die Kammer-Verhandlungen ums 
faffendes Negifter angehängt werden. Nach einer angeftellten 
Berehnung wird dad Ganze etwa 250 Bogen umfaflen, wo⸗ 
bei fehr großes Format und enger Sa, überhaupt die mög» 
lihfte Deconomie beachtet worden ift. Das Unternehmen ift 
durhaus Feine Speculation, fondern würde von dem Unter» 
zeichneten lediglich aus Antereffe für das Zuftandefommen 
deffelben unentgeldlich rediqirt und geleitet, daber handelt 
ed fih auch nur um die Koften des Papierd und des Druds, 

Schon auf die erfte Anfündigung dieſes Plans, im ſchwäb. 
Merkur Nr. 189. vom 13. Zuli 1839, bat derfelbe den Beifall 
dieler HH. Gelehrten gefunden, und es ift an den Unterneh: 
Iner die Aufforderung ergangen, auch die Spalten diefer 
Zeitfehrift zu benügen, um die Aufmerkſamkeit auf daffelbe 
zu leiten, 

Es ergeht daher an Alle, welche fich für diefed Unterneh: 
men intereifiren, die Einladung, ihren Beitritt, wie hie— 
Nah bemerkt, zu erflären. Wenn fo viele Subferibenten 
unterzeichnet haben werden, daß der Druckbogen nicht über 
vier Kreuzer, das Ganze alfo nicht über 16fl. zu ftehen 
kommt, wird der Drud beginnen und alle drei Monate ein 
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and von fünfzig Bogen audgegeben werden. In den Fünf: 

tigen Heften diefer Zeitfchrift wird Über den Fortgang des 

Unternehmens jedesmal Nahmeifung gegeben werden. 
Secretär Kappler. 


Bemerkung der Nedaction. 


Mit Vergnügen hat die Redaction vorftehende Anfündigung 
aufgenommen, indem 88 eben fo fehr im Intereffe der Sache, 
ald aller Derer, welche fich mit den neuen Gefepen in irgend 
einer Weife zu befchäftigen haben, höchſt wünfchensmwerth 
wäre, daß das projectirte Unternehmen zu Stande käme. 
E8 wird kaum nöthig ſeyn, über dad Bedürfniß einer folchen 
Ausgabe, welches erft in der Folge recht fühlbar werden wird, 
etwas zu bemerfen. Für den Sefchäftdmann ift ed mit mehr— 
fahen Schwierigfeiten verbunden, fich der amtlichen Verband: 
lungen der Stände-Verfammlung zu bedienen; die projectirte 
Zufammenftellung befeitigt folche gänzlih; auch fol dem 
Vernehmen nach die Anzahl der vorhandenen Ereinplare nicht 
einmal mebr fo groß ſeyn, um den Bedarf zu befriedigen. 
Der Name ded von Seiten feiner literarifhen Thätigfeit bes 
reitd bekannten Herausgeberd gibt den Subferibenten die na— 
türlich bei Eingebung einer derartigen VBerbindlichfeit zunächft 
gewünfchte Garantie nicht blos über zweckmäßige Durchfüh— 
rung des Plans, fondern auch über die gehörige Erfüllung 
der Bedingungen. Die Möglichkeit der Ausführung des (in 
dfonomifcher Beziehung etwas fchwierigen) Unternehmens ift 
nun natürlich ledialich davon abhängig, daß fih vor dem 
Beginnen derfelben eine anfehnliche Zahl von Subferiben- 
ten auöfpreche, und Daher fehr zu wünfchen, daß ſolches bald 
gefchebe. Die Redaction der Monatfchrift, in der Ueberzeu— 
gung, wie wünſchenswerth das Zuftandefommen des Projectd 
wäre, bat die Einleitung getroffen, daß auf das vorftebend 
angekündigte Werk bei der Berlagöhandlung der Monatfchrift, 
der E. 5. Naftfchen Buchhandlung in Ludwigsburg, oder 
bei denjenigen Buchhandlungen, bei welchen die Monatfihrift 
bezogen wird, fubferibirt werden kann, meld)’ letztere gebeten 
werden, die Erklärungen der Subferibenten an die Waft’fche 
Buchhandlung mitzutbheilen. Auch Wünfhe und Anfragen, 
welche wegen des fraglichen Unternehmens etwa zu ftellen 
wären, werden von der Redaction der Monatfchrift mit Ber: 
gnügen vermittelt werden, wenn fie an diefe gefendet wer— 
den wollen, Redaction. 





Adi 
Abhandlungen, Redhtsfälle, Entfcheidungs- 
Gründe und Gutachten. 


D) Die Giftmifcherin aus Werzweiflung. 
Kechtsfall. 

(Von Herrn Ober-Juſtiz-Rath Teufel in Eßlingen.) 

Bis zu ihrem 26ſten Jahre, bis zu dem Verbrechen, 
welches ſie in Haft und Unterſuchung brachte, batte R. 
Fr. A. nach Allem, was in den Akten liegt, in ihrer Fa— 
milie und in der Gemeinde L. überhaupt ſich den Auf eis 
ned ganz gefitteten und auch verfländigen Mädchens bes 
wahre. Im März 1837 batte ihr Vater, der damals 
6Bjährige und gleichfalld gut prädicirte Wagner C. A., 
feinen fünf Kindern den größten Theil feiner Habe über: 
geben, und es war dadurh R. Fr. A. in den Befib eines 
Bermögend von 800fl. gekommen, wofür fie ihrem Vater 
nur öfl. Leibgeding jährlih entrichten follte, Diefe Vers 
bältniffe und hauptſächlich wohl diefe8 Vermögen waren 
e8 nun, welche die Wahl ded Bauern A, R. zu H., Ober: 
amtd B., auf fie richteten, und ihn um ihre Hand bitten 
liegen. Ihr Vater betrachtete R. ald eine gute Parthie 
für feine Tochter ; denn es iſt Letzte rer, obgleich früher fchon 
verehelicht und Vater von zwei Kindern, doch noch jung, 
brav und vermöglih. Allein wie R. die A., fo hatte auch 
fie ihn zuvor gar nicht gefannt, und er erzählt felbft: er 
bätte gern wieder eine gute Haudfrau und eine gute Mut— 
ter für feine Kinder, wie feine verftorbene Ehefrau cewes 
fen fey, gehabt, er babe fich deswegen mit feinen Ber: 
wandten befprochen und da habe nun fein Gevattermann, ein 

Monatſchr. f. d. Iuftigpfl. IV. Bd ©. Abth. 12 
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Bauer M. K. zu L., ihm die Sr. A. empfohlen. Anderer: 
feitö hatte die Lebtere bereitd ein zärtlihed Verhältniß 
mit einem Soldaten, Chr. B. zu 2,, welches ihrem Vater, 
obne bisher mißbilligt worden zu feyn, wohl befannt war, 
und fich überhaupt ganz in den Grenzen guter Sitten 
bielt, wie man Beides ihr glauben muß, da aud nicht 
entfernt dad Gegentheil angezeigt ift, mährend übrigens 
B. an®Vermögen weniger zu bieten vermochte, als NR. Wie 
nun ihr Vater gleichfam blo8 auf der Hand, fo ermog 
Fr. A. die Wahl in ihrem Herzen, und weigerte fich, dem 
AR. die Hand zu geben. Sie fagt diedfalld wörtlich: 

„Es Kann Einer ein braver Mann feyn und ein Mäds 

hen kann ihn doch nicht lieben, das kann man fich nicht 
geben, da kann fi) Jedes darein bineinftellen. Es ift 
was Arges, wenn man einander nicht mag. Mein Bas 
ter wollte die Heirath wegen des Reichthums; ich wollte 
nicht, ih Fonnte ed nicht,“ 

Gewiß zeigen diefe Worte eine über die gemöhnliche 
oder gemeine Erfcheinung in den untern Volksklaſſen bers 
vorragende Anlage und Ausbildung des Gemüthd, und man 
ift, wenn man ihren Vater fagen hört: ‚fie war immer eın 
verftändiges Mädchen, einen Stolz bat fie an fich gehabt, 
ein übertriebened Weſen,“ beinahe verfucht, anzunehmen, 
daß jener vortheilbaften geiftigen Seite auch eine einneh— 
mende Gefihtöbildung der A. entfpreche, da dad Bewußt⸗ 
ſeyn Förperlicher Reize leicht höheres Selbfigefühl und Eitel- 
Beit und Pupfucht in dein Weibe erzeugt, und der Vater 
died wohl mit jener Aeußerung bezeichnen will. Aus einer 
ſolchen Individualität ift es daher pfychologiih vollfommen 
erkläärlich, daß Fr. A. mit Beharrlichkeit lange und einzig 
um ihres Geliebten willen ſich weigerte, auf den Heiraths— 
Antrag ded AR, einzugeben, obgleich nicht nur der Vater 
ihr fehr zuredete, fondern auch eine bereitd in H. verbei- 
rathete Schwefter, €. K's Ehefrau von dort, welche ein 
eigenes Jntereffe dabei hatte, wie fie felbft ſagt, eine fo 
nahe Verwandte in ihre Nähe zu bekommen, Eben fo er: 
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Härlih ift aber au, daß Fr. A. dann nad einigen Wo— 
hen eined Tages plöglih und von freien Stüden nah 9. 
kam, wo ihr Vater gerade auf Befuch bei ihrer Schmefter 
war, und jetzt fih zur Verlobung mit MR. bereit erflärte, 
welche fofort erfolgte. 

Sie hatte, wie ihr Vater fagt, Verdruß mit ihrem 
Seliebten gehabt, hatte ohne Zweifel in der Uebereilung 
eines gereizten und ftolgen Geinüths nur daran gedacht, 
ihrem Geliebten fihnell ein Schnippchen zu dreben, nicht 
ahnend, daß fie felbft nur dad Opfer diefer Liebesrache feyn 
werde, und hatte, wie fie verfichert, wovon auch nicht et» 
wa dad Gegentheil beftimmt angezeigt ıft, von der Verlo— 
bung an mit dem Geliebten ganz abgebroden. 

Je fchneller fie gehandelt hatte, defto bälder erwachte 
jedoch Neue in ihr, Sehnfucht nach dem Geliebten und 
Abneigung gegen den Verlobten. Ihre Schmwefter, A. R's 
Ehefrau zu L., bei welcher fie feit der Vermögens » Uebers 
gabe ihres Vaters auf eigene Rechnung lebte, fagt von 
ihr: „gleich nach dem Verſpruch fey fie wieder wanfelınüthig 
geworden, im fich gefehrt gemwefen, habe ein inneres Anlies 
gen gehabt, und den R. nicht mehr gewollt; und Fr. 4. 
ſelbſt äußert diesfalls noch in dem gütlihen Verhör: 
„ſie ſey nicht mehr zu B. gegangen, aber aus dem Herzen 
ſeh er ihr nicht gekommen.“ 

Schon war die zweite Proclamation geſchehen, die dritte 
ſollte unmittelbar folgen und dann die Hochzeit. Da er: 
Härte fie nicht nur ihrem Vater, fondern auch ihrem Bräus 
figam, daß fie ihn nicht beiratben könne. Aber der Vater 
ermiedert ihre mit Heftigfeit, daß fie nicht mehr zurüdtres 
ten dürfe, und droht ihr, dad Meſſer in der Hand, mit 
Erſtechen, gleich wie ihre in 9. verebelichte Schwefter mit 
der Peitſche; auch der Bräutigam giebt ihr, wie fie wenige 
ftens behauptet, wie man ihr daher, da hierüber nicht ge— 
nau unterficht ift, im Zmeifel glauben muß, Feine entfpree 
hende Antwort. Und nun, im Gedränge ihrer widerftre- 


benden Empfindungen und der Angft vor der Drohung ihres‘ 
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Vaters, faßte fie den Entſchluß, ihrem Bräutigam Gift zu 

geben. Sie läßt ihre laute Klagen verftummen, fie wird 

fogar freundluh und graufame Lift ihre Waffe, Sie bes 

kennt diedfalld mit eigenen Worten: 

weil fie mich den R. nicht haben aufgeben laffen, fo 
babe ih mir durh R. und durch meinen Bater Gift 
verfchafft, um dem R. dad Gift zu geben, damit ich ihn 
108 werde.‘ 

Unter dem garfligen, aber, wie es fheint, in jener 
Gegend plaufiblen Vorwand, Läufe damit vertreiben zu 
wollen (man fiehbt aus den verfchiedenen Angaben nicht 
Far, ob fie fagte: ſich oder ihrer Schmwefter oder deren 
Kindern), wendet fie fi) an ihren Bräutigam, und, allen 
Angaben nah zu fehliegen, unmittelbar vor= oder nachher 
auch an ihren Vater mit der Bitte, ihr Fliegenflein oder 
Mücengift (Kobalt, ein Arſenik enthaltendes Mineral) aus 
der Apotheke zu verſchafſen. Der Erftere weigert fich, 
deswegen in die Apotheke zu laufen, aber verfpricht ihr ein 
Nefthen Mäufe-Gift (weißen Arfenif), dad er noch befige. 
Denn er hat auf einen Erlaubniß » Schein des Gerichtös 
Arztes aus der Apotheke zu B. fih zu Vertreibung von 
Ratten folchen Arfenik verfhafft, und diefen nicht ganz auf: 
gebraucht. Am folgenden Tag erfiheint feine Braut ſchon 
Morgens wieder bei ihm, um ibm häusliche Arbeiten zu 
verrichten, namentlih auch ihm zu Mittag zu fochen. Arg: 
108 reicht er ihre bier vor feinem Weggeben auf das Feld 
das Gift, und bemerkt ihr, ald Ermahnung zur Vorficht, 
ed ſey Mäufe- Gift. Um 10 Uhr Vormittags kehrt er 
voın Felde zurüd, und ſchon ift feine Braut mit Baden 
von Flädchen befchäftigt; fie bietet ihm ein folched aus der 
Pfanne, und er verzehrt ed ſogleich allein, nachdem fie es 
ausgefchlagen hat, mitzueffen. 

In diefes hat fie jened Gift ihm gemengt, und bald, 
nachdem fie für feine Familie vollends die Speife bereitet 
bat, entfernt fie fih und Fehrt nach Haufe, nah 2., zus 
rück, wo am gleihen Tag noch, Nachmittags, auch ihr 
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Vater ihr ein Päckchen Mädengift einhändigt, das er 
in der Apotheke dafelbft auf einen Erlaubniß = Schein des 
praftifchen Arztes Dr. 2. von dort, jener ihrer Bitte ges 
mäß, fich für vier Kreuzer verfchafft hat. Inzwiſchen aber 
wird A. R., der Bräutigam, nur zwei Stunden nad dem 
Genuffe jenes Flädchens, während feine Kinder und Dienfls 
boten ohne allen Nachtheil das Mittagsmahl eingenommen 
haben, von Uebelkeit und von Erbrechen befallen, das bis 
Abends fich, wie er eidlich verfichert, Z5mal erneuert. Er läßt 
durch feinen Bruder bei einem praftifchen Arzte, Dr. 3. 
in ®., Hilfe fuchen. Doc diefer, ohne den wahren Zus 
ftand zu erkennen, weil er den Leidenden nicht fiebt, ver— 
ordnet nicht etwa ein Gegengift, fondern nur gegen gals 
lichte Diarrboe. 

Das von ihr gemengte Gift ferner erflärt Snquifitin, 
nachdem ihr in Gegenwart des Gerichtd » Arzted von dem 
Unterfuchung8:®ericht eine Quantität von 10 ran (60 Gran 
— 4! Quentchen und 4 Quentdhen — 1 Loth, ſomit 10 Gran 
— ', Loth) Mäufegift oder weißer Arfenif vorgelegt 
worden, in der Befchaffenheit mit dieſem gleih, und in 
der Menge für ſchwach die Hälfte von dieſem, fomit für 
etwa 4 Gran, und der Gerichtd:Arzt bält eine folche Gabe 
für böchft Iebendgefährlich. Und dennoch bat fich der Ver: 
giftete fchnell wieder erholt; er ift fhon am nächften Tage 
wieder außer Bett, und arbeitet fehon am zweiten Tage 
wieder. Er wähnt nichtd Arged, und empfängt am näch— 
ften Sonntag einen Befuch von feiner Braut, die fich be: 
klagt, daß ınan ihr von feinem Unmohlfeyn nichts gemel- 
det habe. Er arbeitet ihr auch am folgenden Tage in eis 
nem ihr gehörigen Weinberg, und rafch fept fie jept ihr 
verbrecherifches Beginnen fort. 

Sn diefem Weinberg mengt fie namlich Nachmittags 
ibrem Bräutigam einen Theil ded durch ihren Vater em: 
pfangenen Müdengiftd, das fie, nachdem ihr vor Gericht 
und Gerichts» Arzt 60 Gran Kobalt vorgelegt waren, als 
in Ausfeben und Menge diefem gleich bezeichnet, und mel: 
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ches der Arzt für ungleich minder gefährlich erflärt, unter 
den Wein, den fich derfelbe mitgebracht bat. Er genießt 
ibn, und muß fi, wie er eidlich verfichert, bald wieder 
etwa achtmal erbrechen, nachdem fie bereitd fih von ihm 
entfernt bat. Am folgenden Morgen befucht fie ihn ſchon 
mieder, trifft ihn noch zu Bette, bört feine Klage über 
Uebelbefinden, bereitet ihm fofort eine Eiergerfte, damit es 
ibm beffer werde, mifcht aber den zweiten Theil jenes 
Mückengifts unter diefelbe, die er aldöbald und noch im 
Bette verzehrt. Er erbebt fich jebt aus dem Bette, muß 
fich zwar bald wiederholt einigemal erbrechen, bleibt aber 
noch obne allen Verdacht, und feine Braut, häusliche Ge— 
fhäfte verrichtend, den Tag Über bei ibn. Abends 9 Uhr 
etwa begleitet er fie auf dein Heimmeg nach dem unweit 
entlegenen 2. Sie gelangen bier an einen Hohlweg, und 
geben oben auf dem Rande deffelben; er, der Bräutigam, 
voraus. Da verfept ihm die argliftige Braut plöplich einen 
Stoß in die Seite, daß er in den Hohlweg flürzt, und zu— 
gleich mit einer kleinen Feld» oder Gartenhaue, die fie bei 
fih trägt, einen Schlag, der ihn, mehr nur flreifend, noch 
an das Hinterhbaupt trifft. Bon dem L2epteren erhält er 
jedoch nur eine leichte Beule, und ebenfo gelangt er unver: 
fehrt von dem Stoß, ja fogar flebenden Fußes, wie er 
fagt, in der Hohlgaffe an, deren Abbänge zwar mindeftend 
36° hoch oder tief find, aber nicht fenfrecht fteben, fondern 
mehr nur allmählig von oben nach unten auslaufen, und 
daher minder gefährlich find. Jeht endlich fällt dein arg: 
lofen Bräutigam die Binde von den Augen; er eilt von 
der unmwillführlichen Rutſchparthie auf den Abhang zurüd, 
und hält der Inquifitin, welche, zuerft feldeinwärts entflos 
ben, bald wieder zurückkehrt, vor, daß fie ihn vergiftet und 
ent hinabgeworfen babe, fo daß er hätte ded Todes ſeyn 
konnen, was fie ibm zugeflebt, und worüber fie ihn auf 
den Knien um Schonung flebt, 
Ebenfo bekennt fie fodann auch vor Gericht namentlich: 
„Ich dachte, flirbt R., fo bin ich von ibm los, und 
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flirbt er nicht, und merft aber, fo werde ich wieder los; 
ich babe nicht gerade gewollt, daß N. fterbe, aber es 
war mir einerlei, wie ed gebt. Ich babe gedacht, wenn 
er auch nicht ftirbt, fo giebt er mich doch auf; ich wollte 
eben des R. vor der Hochzeit los ſeyn. Ich bin nicht 
darauf ausgegangen, daß er fterben fol; e8 war mir 
ein’d, wie ed geht. An kein Sterben habe ich nicht ges 
dacht zc., beftiimmt babe ich nicht gewollt, daß er ſterbe.“ 
Ferner: 

„Ich hätte ja dem R. das Gift ftatt auf Dreimal auf 
Einmal geben fönnen, wenn ich ihn hätte weg haben 
wollen. Damit R. ed auch gleich wien fol, von wem 
ed kommt, fo babe ich ihn gebeten, er folle ınir was in 
der Apotheke holen, Mücdenftein für die Läufe. Ich dachte, 
ih will's gleich hineinthun (scil. in dad Flädlein), damit 
er merft, daß ed von mir fommt, und mich aufgiebt. 
Weil R. nicht gemerft hat, daß ich ibm was hineinge- 
tban babe, und er mich nicht aufgegeben bat, fo babe 
ih gedacht, ich will ihn etwas thun, daß er ed merft. 
Wenn ich den R. blos in den Hohlweg binabgemorfen 
hätte, fo hätte er denken können, ich fey durch Zufall an 
ihn bingefommen; damit er num gewiß wiffen follte, 
daß ich ihn hinabgemorfen habe, fo babe ich ihm den 
Streich mit dem Häulein gegeben. Ich habe eben nach 
ibm gefchlagen, und nicht gewußt, wohin es gebt; ich 
babe ihm auch feinen fo ſchweren Streich gegeben. Der 
Rain (am Hohlweg) mar nicht jähe; es war noch zwi— 
fhen Tag und Dunkel.‘ 

Sie habe, äußert Inquifitin auch, bei allen vier Hand: 
lungen gleihe Willensftimmung gehabt, und immer nur, 
wie ſich Gelegenheit geboten, mit fchnellem Entfchluffe, und 
sein nur für fich, ohne Willen ihred (gar nicht vernommes 
nen) Geliebten gehandelt, den fie eben gern gehabt hätte, 
„So weit, fchließt fie einmal, „hat mich die Verzweiflung 
gebracht.” Und wirklich zeigte fie auch unmittelbar nad 
der Verhaftung noch im Gefängniß und bei den erften zwei 
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gerichtlichen Verhandlungen einen Zuftand, welcher nach dem 
Gutachten ded Gerichtd: Arztes Verzweiflung ausfprad, und 
der Beforgniß ded Uebergangd in eine wirkliche Geifted- 
Krankheit Raum gab, jedoch bald einer ruhigen Ergebung 
in dad Schickſal wich. 

Andererfeitd war R., der Aeußerung ded Gericht: 
Arztd zu Folge, bald wieder von feinen nicht gefährlichen 
Unmwohlfeyn mit aufgedunfenem Gefiht, Schwädhe und 
Eongeftionen des Bluts, vollkommen bergsftellt. 

Died dad Ergebniß einer Unterfuchung, in welcher In: 
quifitin nur ganz allnählig die endlichen Bekenntniſſe abs 
legte, die fie nachher theilmeife noch zweimal widerrief, um 
zweimal zu ihnen zurüdzufehren. 

In der rechtlichen Würdigung fofort unterliegt es wohl 
feinem gegründeten Bedenfen, daß dad Oberamts » Gericht 
B., in deffen Bezirk die meiften der ftrafbaren Unterneb: 
mungen der Snquifitin gefchaben, und zu dejfen Kenntnig 
die Anfchuldigung zuerft gelangte, vollkommen zuftändig 
handelte; daß ferner die Bekenntniſſe, ald nur mit fichtbas 
rer Befonnenbeit und in fteten Kampfe mit dem Unterfus 
hungdrichter, in fletem Streben nach Vertheidigung, in bes 
flimmter und in's Einzelne gebender Weife abgelegt, als 
äußerlich hinreichend unterflüßt und durd zweimal zurück— 
genommenen Widerruf eber beftärkt, denn gefchwächt, wider 
die Inquifitin voll beweifen müffen ; daß biernach diefelbe, 
da weißer Arfenif und Kobalt ganz unbeftritten Gifte find, 
mag man auch deffen Begriff beftiinmen, wie man will, 
und da die Borftelung von der Gefährlichkeit des Giftes 
fhon mit dem Kinde aufwächst, dreimaliger vollbrachter 
Vergiftung und einmaliger thätlicher Mighandlung fchuldig 
iſt; daß fodann diefe Handlungen, obgleich äußerlich ifolirt, 
dod) innerlich zufammenhängend durch ein und diefelbe wis 
derrechtliche Willensbeſtimmung, welche fie in’d Daſeyn rief, 
oder mit andern Worten, daß fie gleichfam die Produkte 
eined und deſſelben Faktors und dadurch fortgefept im recht⸗ 
lichen Sinne find; daß fie auch in diefer Fortfepung durch 
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die wenigftend unbeftimmte Einwilligung in einen felbft 
tödtlichen Erfolg zugleich den Verfuch der vorfäglichen Töd- 
tung, und zwar bei ihrer großen Gefliffenheit und langen 
Dauer den Verſuch der vorbedachten Tödtung oder des 
Morde bilden, obgleich man dad objectiv allerdingd gege: 
bene Moment eines fortgefepten meuchlerifhen Handelns 
bei dem diedfälligen Läugnen der Inquifitin über die ein: 
zelnen Punkte und der fonft mangelhaften Unterfuchung dars 
über formell nicht für erwiefen annehmen kann; daß ebenfo 
diefed Verbrechen jedenfalld nicht nur durch die Fortfegung, 
fondern auch durch die Vergiftungen namentli und durch 
dad Verhältniß der ehelihen Verlobung befonderd erſchwert 
erfcheint; daß endlich Inquiſitin, mit Ausnahme der nur 
vorübergehenden und mehr nur fcheinbaren Geifteöftörung 
im Beginne der Unterfuchung fonft überall in derfelben als 
eine mit Urtheil über Zweck und Mittel, über das Verbält: 
niß derfelben zum Geſetz, und mit Wahl zwifchen Thun 
und Laſſen handelnde Perfon, mithin im a als 
zurechnungsfähig erfcheint. 

AM dies bedarf, wie gefagt, wohl feiner weiteren rechts 
lichen Begründung. Nur ift in dad Prädicat die Vergif: 
tung, ald ein fhon an fich fchwered Verbrechen, ausdrüde 
lich aufzunehmen, und daffelbe (Prädicat) dabin zu beſtim— 
men: „fortgefebt und größerntheils durch Vergif— 
tung verfuhte Ermordung ihres Bräutigams.“ 

Zweifelhafter erfcheint dagegen die Frage von den mils 
dernden Umſtänden, und zunächft die Frage, welche Art von 
unbeftiimmtem böfen Vorſatz vorliege, von welchem, in Er: 
manglung ficherer Anzeige für beftimmte tödtliche Abficht, 
allein die Rede feyn darf. 

Zu erörtern vorerft, wie viel und welche Arten von 
unbeftimmtem dolus e8 gebe, wäre eine unfruchtbare Unter» 
fuhung. So viel ift gewiß, daß aus den Handlungen der 
Snquifitin Körper: Befhädigung (fchwerere oder geringere) 
oder auch der Tod vorausfichtlich erfolgen Fonnte, nnd bes 
ziehungsweiſe mußte, und dag nun Inquiſitin entweder 
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beide Erfolge gleichmäßig, Feinen vorzugsweiſe, oder. aber 
den geringeren zunächft und vorzugsweiſe beabfichtigt, den 
ſchwereren des Todes hingegen nur für den Fall in ihren 
Willen aufgenommen haben mochte, daß ed nicht anders 
ſollte kommen können. 

Die praktiſche Bedeutung dieſes unterſchieds liegt of⸗ 
fenbar darin, daß in dem letzteren Fall die Handlungen zu 
Erreichung des widerrechtlichen Zwecks einen nicht ſo ſehr 
gefährlichen Charakter annehmen werden, während dagegen 
der erſtere Fall von dem directen böſen Vorſatz in der 
Strafbarkeit meiſtens kaum abweichen wird. 

Hält man ſich nun zunächſt an die Worte, welche ſich 
in den hierher zu beziehenden Geſtändniſſen der Inquiſitin 
dfter wiederholen: „es war mir einerlei, wie es gebt, ſtirbt 
er oder ſtirbt er nicht“, und erwägt man zugleich, daß 
insbeſondere ſchon die erſte Vergiftung an und fuͤr ſich 
ſehr leicht den Tod hätte herbeiführen können, ſo möchte 
man allerdings fuͤr jene erſte Art des unbeſtimmten böſen 
Vorſatzes ſich entſcheiden. Allein erwägt man auf der an 
dern Seite, daß Inquiſitin auch fagt, fie babe darum 
den R, felbft um Gift gebeten, habe darum es ihm gleid 
nach Empfang aus feiner Hand in Flädlein gemifcht, babe 
darum ihm neben dem Stoß aud) noch einen Schlag ver: 
febt, damit er um fo gewiſſer, daß fie die Urheberin ſey, 
merken und fie aufgeben folle; erwägt man diefe Aeußeruns 
gen, fo wird man fogleich auf die Anficht bingeleitet, In—⸗ 
quifitin babe zunächſt nur eine Störung der Gefundbeit, 
beziehungsmeife eine Körper» Verlegung beabfichtigt. Denn 
diefe Vorausſetzung des Merkend und Aufgebend feht noth- 
wendig zugleich ein Fortleben des Bräutigamd voraus, Frei: 
lich geſchahen jene diesfälligen Angaben zu einer Zeit, da 
Inquiſitin eine tödtliche Abſicht noch durchaus in Abrede 
309. Aber diefelbe nahm fie fpäter, nad dem Bekenntniß 
der unbeftimmten Abficht zu tödten, nicht etwa zurüd, noch 
gieng der Unterfuchungdrichter auf diefen Punkt irgend mei: 
ter ein. Man muß daher um fo mehr im Zweifel auf 
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die fraglihen Behauptungen noch Gewicht legen, alß fie 
fih nicht nur überhaupt mit der unbeflimmten Abficht, zu 
tödten, fondern auch mit den verbrecherifchen Handlungen 
an fi) gar wohl vereinigen laffen. Die Inquiſitin wollte 
nämlich ja urfprünglich fchon blos Fliegengift fi vers 
(haffen, was ald ein weniger flarfed Gift befannt if. Und 
brachte fie gleich fodann ihrem Bräutigam zuerft das ſtär— 
fre Müdengift bei, dad der Zufall ihr in die Hände 
lieferte, fo konnte fie doch bei deffen unendlich geringer 
Quantität, die fie einmal ald eine halbe Mefferfpige voll 
bezeichnet, um fo mehr glauben, eine fo kleine Gabe wirke 
nicht flärfer, denn Fliegengift, als fie gewiß die fpecififche 
Wirfung des Mücdengifts nicht näher fannte, und als R. 
übereinftimmend mit der Inquifitin angiebt, da Erfterer 
der Letzteren erzählt, wie er mit ſolchem Gift einft feinen 
Hund der Läufe wegen an Hald und Kopf eingerieben, dies 
fer daffelbe dann abgefchlecft, und darauf ſich — erbrochen, 
alfo nur erbrochen babe, wie auch R. nachher fich nur er: 
drehen durfte. Imquifitin gab ferner dad Fliegengift 
nicht etwa auf Einmal, und fie führt diesfalls für fih an: 
„bätte fie den R. weg baben wollen, fo hätte fie dad Gift 
nicht auf dreimal gegeben; auch fpricht der Arzt in Bes 
zug auf den Fliegenftein oder dad Müdengift nur da: 
von, daß derfelbe,in größererundwirffamerer Quans 
tität gegeben, hätte einen tödtlichen Ausgang nehmen 
koͤnnen. 

Um ſo mehr läßt daher die Handlung objectiv hier ſich 
mit der Annahme, daß die tödtliche Abſicht mehr in dem 
Hintergrunde lag, oder daß Inquifitin nur eventuell einen 
tödtlichen Erfolg mit in ihren Willen aufgenommen hatte, 
vollkommen in Einklang feben, als die neue Vergiftung 
beidemal zu einer Zeit gefchab, wo Inquifitin denken Eonnte, 
die vorangegangene fey ohne Gefahr für dad Leben geblies 
ben, und R. babe -durch fein Erbrechen fich des Giftd bes 
veitd wieder entledigt. Noch viel weniger aber ſteht jener 
Annahme der Sturz in den Hohlweg entgegen ; vielmehr 
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flimmt bier mit der Behauptung der Inquifitin, fie habe 
dem R. nach dem Stoß in die Seite auch noch einen leich- 
ten Schlag verfebt, nur damit er um fo gemwiffer merke, 
die Art, wie fie zu Werk gieng, und die gar zu große Arg: 
lofigfeit de8 Bräutigamd fo fehr überein, daß man jene 
Behauptung no glaubmwürdiger finden muß, ald fie e8 
fhon an und für fich ſeyn kann; und daß diefelbe ein Kort- 
leben des R. zunächſt nothwendig vorausſetzt, iſt fchon 
oben bemerkt. Harmonirt es endlich nicht auch mehr mit 
der Individualität eines bisher ganz tugendhaften Mäd— 
chens, blos anzunehmen, ſie habe den ſchlimmſten Erfolg 
in ihren Vorſtellungen und in ihrem Willen möglichſt ferne 
geſetzt. Hätte ſie dieſen gleich ſehr gewollt mit dem ge— 
ringeren, hätte fie dann wohl, während Lift, wie man ſieht, 
ihr nicht mangelt, ſchon von Anfang auf eine foldhe, faft 
manifefte Weife gehandelt, dag man nur flaunen muß, mie 
der unglüdliche Bräutigam fo lange verblendet bleiben 
fonnte? Iſt ed hiermit nicht weit mehr vereinbar, wenn 
Inquiſitin urfprünglic und allernächft fi) blos dachte, R. 
werde frank werden, fehnell, was ihm fo nah gelegt wurde, 
Verdacht fehöpfen, und, ohne diefen geradezu zu äußern, 
ſtill ſich zurückziehen. 

Alles zuſammen genommen, neigt darum die Wag— 
fchale doch mehr fich auf die Seite der milderen jener frü= 
ber bemerkften beider Arten von unbeſtimmtem böfen Bor: 
fab, oder auf die Seite des blos eventuellen dolus. Zwar 
fünnte man biergegen nun noch einwenden: den Umftand, 
daß Inquiſitin ja dem Damnificaten außergerichtlich, wie 
fie zugeſtehe, befennt, fie babe ihn umbringen wollen, und 
daß fie vor Gericht wiederholt fage: „es war mir eins, 
ftirbt er oder flirbt er nicht.” Allein wenn R. in der Eon: 
frontation felbft erzählt, er babe ummittelbar nach dem 
Sturz in den Hohlweg der Inquifitin vorgehalten, fie habe 
ihn vergiften wollen, und jept hinabgeworfen, daß er hätte 
des Todes ſeyn koͤnnen, worauf fie mit „Ja“ geantwortet 
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babe, fo war, biernach wenigſtens, jened außergerichtliche 
Bekenntniß ziemlich unbeflimmt, 

Gene Worte ded gerichtlichen Bekenntniſſes ferner find 
ihrem Sinne nach nicht etwa durch angemeffene Fragen 
weiter und beftimmt genug entwidelt, und Died wäre um 
fo nöthiger gemefen, als fie, unterftelt man ihnen die 
fhwerere Bedeutung, mit den andern oben audgeführten 
Momenten in einem gemwiffen Widerfpruch fteben. Nach 
dem ganzen Eindruck, welchen die Unterfuchung giebt, dachte 
auch nicht einmal der Unterfuchungs = Richter ,. gefchweige 
denn die Inquifitin daran, daß es einen großen Unterfchied 
bilde, ob man fo oder fo unbeftimmt gewollt habe. Um 
fo weniger dürften daber ihre Worte in Frage als ein Bes 
kenntniß der ſchwereren Art von unbeftimmten dolus 
zu deuten feyn, ald fie im lehten Verbdr noch und ganz 
unmittelbar, bevor fie wiederholt erklärte: ‚mir war e8 
eind, wie ed gehe u. f. w.“ auf die Frage: „war ihr ers 
fer Gedanke alfo der, daß er fterben folle ?’ geantwortet 
hatte: „mein Gedanke war nicht der, daß er fterben 
ſolle,“ und ferner gleich darauf: „wenn ich Verſtand ges 
babt hätte, fo hätte ich denfen müffen: wenn der Mann 
um’8 Leben Fommt, fo Fomme ich auch um's Leben; ich 
babe aber nicht fo weit denken können,” in welchen Wor: 
ten ſich offenbar außdfpricht, daß der tödtliche Erfolg ihr 
immer nur im Hintergrunde fland, 

Man hätte fomit einen objectiv zwar allerdings 
naͤchſten oder beendigten Mordverfuch, aber nur mit even: 
tuellem böfen VBorfap im engeren Sirne des MWortd, 
Wendet man fih fodann, nahdem fo nun der Begriff des 
vorliegenden Verbrechens mit Schärfungsd » Gründen näher 
beſtimmt ift, zu den Milderungs-Gründen, fo muß, 
obgleich der eventuelle dolus den Begriff nicht zerftört, der: 
felbe doch bedeutend mildern. Ebenſo muß aber auch der 
Zuftend, in welchem Inquiſitin gehandelt bat, fubjectiv 
die Strafbarkeit noch weiter und in nicht unbedeutendem 
Grade bherabdrüden. 
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Sie verfühert oft, daß nur Verzweiflung fie zu dem 
Entfhluß gebracht habe, fih auf fo verbotenem Wege von 
der Verbindung mit R. zu befreien. Und in der?That 
verdient fie auch diesfalls vollen Glauben; 

Auf der einen Seite die fittliche und darum nur um 
fo ftärfere Liebe zu einem Dritten, auf der andern Seite 
der phufifche Zwang zu einer immer näher und näher rüs 
enden, ihr verbaßten Verbindung (fhon war zur Zeit der 
lesten verbrecherifhen Handlung, am 13. Juni die dritte 
Proclamation geſchehen, und der 18. Juni zur Trauung 
beftimmt, fowie dad Bewußtſeyn, ohne einen berathen— 
den und rettenden Freund allein zu ſtehen in der Noth; 
fomit eine der heftigften Leidenfchaften, welche der Schöpfer 
in dad menfchliche Gemüth gelegt bat, im Kampfe mit 
offener, Entfagurg fordernder, wenn ſchon nur pfuchifcher 
Gewalt und in einem tief und Iebbaft fühlenden, ſich bülf: 
los wähnenden Mädchen war gewiß im Stande, jenen Zus: 
ftand zu erzeugen, den man Berzweiflung nennt, jenen Zus 
ftand, in welchem eine niederfchlagende, da8 Gemüth mit 
Trauer erfüllende Vorftellung von drohenden Unglüf oder 
Verderben ſich an den Menſchen gebeftet bat, mehr und 
mehr fein ganzes Wefen erfüllt, dad Berbältuig ded Ges 
müths zu dem übrigen Seelen = Vermögen und namentlich 
zu Verftand und Bernunft ſtört, und mehr oder weniger 
dem Erfteren (dem Gemütb) die Oberhand verfchafft, fo= 
mit auch die Freiheit des Willend mehr oder weniger trübt, 
ohne aber fie noch aufzugeben. Ueberall lehrt die Erfahrung 
unglüdliche Liebe, wo der liebende den geliebten Theil hoff: 
nungsloß zu verlieren fürchten, oder ſchon verloren und 
vielleicht gemeinen Zwecken geopfert fehen muß, ald eine 
Duelle des Trübſinns, welcher fi allmählig felbft zu einer 
die geiftige Freiheit völlig vernichtenden Melandyolie ſtei— 
gern kann. Warum follten wir nun nicht auch in der 
Angefhuldigten einen folchen Zuftand des Trübfinnd anneh— 
men dürfen, wenn wir fie nach der Verlobung traurig und 
nirdergefchlagen, jept nach gefaßtem Entfchluffe, ſich zu bes 
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freien, wieder ruhiger und fogar freundlich werden feben, 
dann aber nach gefcheitertem Verſuch und erfolgter Vers 
baftung, jest, wo fir immer ihr Glüd der Liebe vernichtet 
ift, wo Fein Strahl der Hoffnung fie mehr zwingt, ihr In: 
nered zu verbergen, wo fie noch mehr, auch ihre Außere 
Freiheit, Achtung und Ehre verſchwunden fieht, fie ibr Ge: 
fingnig mit verzweiflungsvollem Wehklagen erfüllen hören, 
wie der Gerichtd-Arzt nüchtern und Flar e8 fchildert? Wer 
möchte den Richter ſchwacher Nachficht anklagen, welcher 
bei einem fonft immer tugendhaften und plöplich in unver— 
fhuldeter WVerkettung widriger Umftände zum Verbrecher 
gefunfenen Menfchen, wenn fih ihm vernünftige Gründe 
dazu darbieten, gerne einen Zuftand unterftellt, der ihn 
nicht mit voller Freiheit des Willens handeln ließ? In 
der That wird ja immer gerade der reinfte Menfch, dem 
e8 gelungen ift, durch aufmerkffame Selbftbeobachtung unt 
durch eifrigen Kampf mit den im vernünftig finnlichen Wes 
fen auftauchenden böfen Elemente fih zur wahren Tugend 
groß zu ziehen, am forgfältigften und nachfichtigften nach 
den Quellen einer von dem Sitten: oder dem pofitiven Geſetz 
verbotenen Handlung forfchen. Und Yaffe man fich nicht 
etwa durch das überlegte und Fiftige Handeln der Inquifitin 
irre machen; handeln doch oft felbft völlig verrüdte Men: 
hen ebenſo. 

Sreilih laßt fihb nun ſchwer genau beftimmen, in 
welchem Grad die Herrfchaft der Vernunft unter dem ges 
ängftigten und überhaupt niedergedrücten Gemüth gelitten 
babe. Aber das läßt fih doch immerhin fagen: je näher 
daB gefürchtete Uebel, defto wirffamer ihr Zuftand für die 
verbrecherifche Wahl. Und faßt man alle Umſtände, unter 
welchen die Inquifitin handelte, zufammen; erwägt man 
auch noch, daß der zufall felbft ihr das verbrecherifche Spiel 
leicht machte, freigebig ihr Gelegenheiten dazu darbot, und 
kein Hindernißg warnend ihr in den Weg trat, fo erinnert 
man ſich unwillführlich daran, „wer da ftebt, der ſehe zur, 
dag er nicht falle,“ und an dad, was Göthe fagt: 


192 

„der Richter vergeije nicht den Nichter über dem Mens 
"schen, aber auch nicht den Menfchen über dem Richter.‘ 
Diefelbe Triebfeder,, die jebt ein Verbrechen gebar, bätte 
unter einer befferen Eonftellation viel Tugendhaftes fchaffen 
können. 

So viel mildernd in ſubjectiver Beziehung. Aber 
auch objectiv kommt der Inquiſitin noch zu Statten: daß 
nie ein bedeutender Nachtheil, und insbeſondere nie ein 
wirklich lebensgefährlicher Zuſtand in Folge der Handlungen 
der Inquiſitin etwa ſchon eingetreten war, noch viel weni— 
ger irgend ein Nachtheil zurückblieb; ja daß ſogar bei den 
zwei letzten Bergiftungen, nach dem Gutachten des Gerichts- 
Arztes zu ſchließen, eine wirkliche Lebensgefahr durch die 
gegebene Doſis Fliegengift nicht einmal drohte, und 
daß gleichfalls der Sturz in die Hohlgaſſe, wie er vollkom— 
men unfchädlich ablief, und mehr nur ein unfreiwilliges 
Hinabfpringen war, fo auch wenigftend nicht ſehr gefahr: 
drohend geweſen zu feyn fcheint, da der Vertheidiger auf _ 
den Grund einer von ibm felbft vorgenommenen Vermeſ— 
fung und zu den Acten gegebenen Zeichnung behauptet, 
die Grundlinie vom Fuße ded Perpendideld bid zum Ends 
punft der fchiefen Linie im Hohlweg bilde eine Länge von 
18 — 21°, wonach fomit der Abbang ein nur fehr allmäh— 
lig auslaufender wäre, ohne daß aus der gerichtlichen Meß— 
Urkunde fich dies widerlegen ließe. 

Es ift fonah in das Pradifat aufzunehmen und die 
Strafe auszumeſſen: „inRüdfiht auf ſehr mildernde 
Umftände.’‘‘ 

Sn Erwägung fodann, daß zwar, wäre der Tod des 
N. erfolgt, unbedingt auf Todeöftrafe zu erkennen feyn 
würde, ‚und daß bei einer noch fo jungen Angefchuldigten 
und bei etwa vorwaltenden Schärfungd-Gründen ald Aequi— 
valent immerhin eine Zuchthaudftrafe von 30 Jahren ange: 
nommen werden darf; daß jedoch der Gefshed: Entwurf, 
welcher nun bald in's Leben treten wird, und in den fläns 
difchen Beſchlüſſen bier Peine fchärfende Aenderung erlitten 
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bat, für den beendigten Verſuch in Art. 58. nur die Hälfte 
der Strafe für das vollbrahte Verbrechen (ald Minimum) 
androht; daß billig die Praris jegt fhon hierauf Rüdficht 
nimmt, um den Uebergang vorzubereiten, und daß daber 
in Betracht, daß Fein Schaden entfland, und jenes Aequis 
valent ſchon an fi hoch ausgemeffen ift, die Hälfte davon 
mit 15 Jahren, abgefehen von den fubjectiven Milderungs: 
Gründen, genügen würde; daß nun aber auch die letztern 
noch fehr bedeutend in Anfchlag fommen, und gleichfalls von 
der Haft wenigſtens 6 — 7 Monate einzurechnen find, ift 
der Gerechtigkeit eine Genüge gefhehen, die Unglückliche zu 
‚einer zehnjährigen Zuchthaus: Strafe zu verurtheilen, 
gleichwie ohnehin in ihre Haft:, Unterfuchungs: und Vers 
theidigungsfoften. 

2 Eine Milderung diefer Strafe im Weg der Gnade ers 
folgte nicht. 





2) bis 5) Üeber die Competenz der Civil- Ge- 
richte bei Streitigkeiten über den Genuß von 
: $amilien- Stipendien. 
Vorbemerkung der Redaction. 

Es war voraudjufehen, daß die beiden in Band III. pag. 177 
ff. und pag. 320 ff. enthaltenen Aufſätze über die obige Frage, 
welche den Reſſort der Civil-Gerichte in einem alten Befisfland an: 
greifen und beengen zu wollen fhienen, und hiebei auf einen täg— 
lih wichtiger werdenden Prineipien-Streit zurüdführten, Gegenerör- 
terungen hervorrufen werden. Natürlih ift, daß ein lebhafteres 
Intereſſe die Behandlung der Frage um fo mehr ergriff und durch— 
drang, als dieſelbe von fo eingreifender praftifher Bedeutung ift, 
daß ein Streit hierüber in der That ald eine Angelegenheit der Las 
ren angefeben werden fann. 

Wichtig und erfreulich für die Sache felbft fowohl, ald für die 
Sntereffen der gegenwärtigen Zeitfehrift ift e8, daß eine öffentliche 
Behandlung des Gegenflandes diefer Erörterungen von Händen uns 
ternommen worden ift, welche mit fo entfihiedenem Beruf und fo 
anerfanntem Gewicht das Für und Wider abhandeln und fo der 
Entfoheidung einer der Fragen, welche fo lange, ald nicht ein Gefes 
ihrer Beantwortung eine feftere Bafid geben wird, wohl noch lange 
als offene anzıfehen feun werden, den Weg bahnen konnten. 

Monatfchr. f. d. Suftispfl, 1V. Bd. 2. Abth. 15 
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So bringt denn die gegenwärtige Lieferung 

I. und II. zwei faft gleichzeitig eingelaufene Auffäge, von welden 
der erfte Bloß gegen die in Bd III. pag. 177 ff. enthaltene Abhand⸗ 
Jung, der zweite aber ſowohl gegen dieſe, ald gegen die weiteren in 
Band IIL. pag. 320 ff. gegebenen Ausführungen gerichtet ift. 

- HL Auch der Redacteur, deffen Bemerkungen zu dem zweiten 
der früheren Nuffäge Sb III. pag. 320 von dem Herrn Verfaſſer 
der zweiten der vorerwähnten Gegenerörterungen einer Widerlegung 
unterworfen wurde, glaubte ſich erlauben zu dürfen, wenige Worte 
zur nähern Erläuterung und beziehungsmweife Rechtfertigung feiner 
früher ausgeſprochenen Anfichten beizufügen. 

IV. Nachdem fofort ein vorläufiger Abzug diefer drei Auffäge 
dem Herrn Verfaſſer der erften in der Sache erſchienenen Abhand- 
Jung, gegen welche die beiden hienach folgenden Gegenerörterungen 
gerichtet find, mitgetheilt worden war, wurde von biefem fofort der 
Redaction eine Gegenbeleuchtung der erften bderfelben mitgetheilt, 
welche noch mit gegenmwärtiger Lieferung erfcheint. 

Eine weitere gegen ben zweiten der nachfolgenden Auffäge ges 
richtete wird in der nächften Lieferung unferer Zeitfchrift folgen. 

Daß in folder Weife der Raum der gegenwärtigen Lieferung 
etwas flarf in Anfpruch genommen wird, kann bei dem Gntereffe, 
welchen der Gegenftand und feine Behandlung für den größten Theil 
unferes Leſe-Publikums unzweifelhaft hat, wohl feiner Entfhuldigung 
bedürfen ; und ift jedenfall® dadurch, daß mit Gegenwärtigem eine faft 
alle Rubriten ausfüllende Abtheilung ausgegeben wird, audgeglichen. 


2) Weber die Einwendungen gegen die Competenz der 
Civil- Gerichte bei Streitigkeiten über den Genuß von 
Samilien-Stipendien. 

(Bon Herrn Director 9. Pfizer.) 

So fehr auch die Grenzen über Verwaltungs : und 
Civil-Juſtiz feit längerer Zeit ein Gegenſtand des Streits 
unter den Rechtölehrern find, fo wurde doch darüber, daß 
bei Streitigkeiten über den Genuß von Familien-Stipendien 
die Eivil-Gerichte competent feyen, nie ein Zweifel erhoben. 
Erft den neueren Zeiten, erft der Abhandlung im 1. Heft 
Der 2. Abthlg ded 3. Bos (S. 177—194) diefer Monats 
ſchrift war e8 vorbehalten, den entgegengefepten Grundfaß 
zu vertheidigen. 

Und da diefe Abhandlung nach dem Zeugniß der Redac⸗ 
tion „ein lebhafte und allgemeines Intereffe erregt bat,” 
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fo dürfte es vielleicht nicht unzweckmäßig fern, auf ihren 
Inhalt näher einzugeben. Hiebei wird man gleich auf dem 
erften Blatte wit einer unerwarteten Behauptung überraſcht. 
Es heißt namlich : 

„Es fey unzweifelhaft, daß die Aufſicht, welche der Regi⸗ 
minalgewalt tiber Stipendien zuſtehe, ſich nicht auf die 
Erhaltung und Bermaltung des Vermögens befchränke, 
fondern fi auf die fortwährende Vollziehung des ganz 
zen Willend des Stifterd, und fomit auch auf die 
Verwendung der Einkünfte der Stiftung erftrede.‘ 

Ferner: 

„Es fey ein unantaftbarer Sab, daß Verfligungen oder 
Entfheidungen, welche die Regierung ald Auffichts-Ges- 
malt erlaffen babe, durch die Eivil-Gerichte nicht nr 
ändert werden können.“ 

Durch diefe beiden Säbe, deren lebterer den Sinn des 
erfteren außer Zweifel fest, glaubt man, fey der ganze Streit 
durch eine petitio principii definitiv entfchieden. Allein e8 
ergibt ſich aus den nachfolgenden Argumenten, daß die 
Worte weiter geben als die Abfiht. Es fol damit nicht 
eine Fategorifche, fondern nur eine bupotbetifche Vorauss 
ſetzung ausgefprodhen werden. Es ſoll alfo nicht heißen: 
„Es fey unzweifelhaft” und „Es fey ein unantaftbarer 
Satz,“ fondern es fol nur beißen: „wenn man ans 
nehme, daß ed unzweifelhaft und ein wnantaftbarer 
Sab fen.’ 

Dies voraudgefeht, Fann man nun auf die Hauptfache 
übergeben. In diefer Beziehung foll ed (nach ©. 176) auf 
drei Momente anfommen, nämlich: 

I. auf den Umfang und die Bedeutung ded Aufſi chts⸗ 

rechts über Stiftungen, 

II. auf das Rechts⸗-Verhältniß einer Stiftung zu den 

Genuß » Berechtigten, 

IM. auf die Erörterung der hierüber beftehenden — 

poſitiven Normen. | 


Was biebei 
13° 
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ad. in Abficht auf den Umfang und die Bedeutung bed 
Aufſichts⸗Rechts, und zwar: 

4) in Beziehung auf feine Entſtehung aus dem römi⸗ 
fchen und kanoniſchen Recht, fo wie aus den Cons. Tub. 
(S. 178. und 179) angeführt wird, daß urfprünglich die 
Bifchöffe dieſes Necht ausgeübt haben, fo Fann dies fchon 
aus dem Grunde übergangen werden, weil fogleich binzuge: 
febt wird, daß daffelbe in der Folge auf die Staatsgewalt 
übergegangen fey. Was hingegen die Praxis betrifft, fo wird 

a) in Abficht auf die Aufnabine in den Stiftungd:Ge: 

nuß angeführt: „daß von den NRegiminal: Stellen aud in 

dem Falle, wenn mehrere fich gegenfeitig befämpfende Be⸗ 
werber fi angemeldet haben, immerhin eine unbedingte 
definitive Entfcheidung gefällt worden ſey;“ wobei jedoch 
nicht mit Stillfehweigen übergangen wird, „daß die Cons. 

Tub. Entfcheidungen enthalten, wornach bin und wieder 

einzelne Streitfälle in Familien: Stiftungd =» Sachen an die 

Gerichte gebracht worden ſeyen.“ 

Diele Thatfahen find jedoch mit zwei Bemerkungen 
begleitet. Es wird nämlih ©. 180, wo von der Prarid 
der Negiminal: Stellen die Rede ift, hinzugeſetzt: 

Ä — fönnte aber die Aufſichts-Behörde unmöglich han 
dein, wenn fie fih nicht für zuftändig bielte, über die 
Genuß-Portionen im Sinne des Stifterd zu verfügen. 
Sie würde vielmehr, wenn fie den Richter für zuftäns 
dig bielte, die Entfheidung über die Verleihung der 
Genuß: Portionen, fobald der Fall zweifelhaft ift, und 
noch mehr, fo bald fich die Anfprüche Mehrerer gegen« 
über fteben, von fi hinweg- und an den Nichter 
vermeifen.”‘ 

Hingegen beißt e8 ©. 181 bei den Entfcheidungen der 

Zübinger Zurijten = Fakultät: 

„Ed möchte daraus Nicht8 gefolgert werden Eönnen, weil 
diefe Sammlungen von Rechtsfällen noch manche Ent= 
ſcheidungen über Streitfälle enthalten, die heut zu Tag 
entfchieden der Verwaltungs: Juftiz angehören.” 
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Diefe zwei verfchiedenen Bemerkungen find auffallend. 
Bei den Regiminal-Stelen — mworunter nicht blos die hö— 
bern, fondern auch die untergeordneten Stellen begriffen 
find? — fol die Handlung an fih ſchon ein Beweis ihrer 
Unfeblbarkeit ſeyn; bei der Tübinger JuriftensFakultät bin 
gegen fol die Entfheidung auf einem Irrthum beruben, 
weil heut zu Tag eine andere Theorie über Verwaltungs: 
Juſtiz berrfchend fey. Allerdings hat fich feit einigen Hunz 
dert Jahren die Theorie Über Verwaltungs: Juftiz bedeutend 
verändert, aber follte dies blos auf die Tübinger Juriſten⸗ 
Fakultät Beziehung haben, und nicht eben fo wohl auf bie 
Negiminal: Stellen? Sollten diefe eine reinere Theorie 
gehabt haben als jene ? Ä 

Uebrigens ift die fo eben angeführte Bemerfung ©. 180 
mit demjenigen, was ©. 190 wegen Nichtbeobadhtung der 
Königl. Verordnung von 1819 gefagt ift, ſchwer zu vers 
einigen. 

Inzwiſchen laßt fih aus den angeführten Ihatfachen 
nur die Folgerung ableiten, daß die Praris über Verwal: 
tungsjuftiz fehr ungleich war, wie fie denn auch heut zu 
Tag — noch oft in einem und eben demfelben Collegium — 
ſehr ungleich if. Wenn übrigens 

b) nod angeführt wird, „daß die Auffichts» Behörden 
nicht blo8 als Richter, fondern wegen veränderter Um: 
ftände auch als Stifter eingemwirkt haben,” fo kann dies bei 
Familien»Stiftungen doch nicht wohl anders, als — wenig: 
ftend in wichtigern Fällen — unter Zuftimmung der Fami- 
lie gefcheben feyn. 

Dod da es fich hiebei von einer reinen Verwaltungs: 
Sache handelt, fo kann die Frage auf die Erledigung der 
vorliegenden Frage Über die Grenzen zwifchen Verwaltungs: 
und Eivil:Fuftiz unmöglich einen Einfluß baben. 

Ueberbaupt aber kann die Prarid für die Theorie ledig: 
lich Nichts entfcheiden, weil diefe erft unterfucht, ob die 
Praris auf zureihenden Gründen berube. 

2) In Abficht auf das Verhältniß der Familien-Stif⸗ 
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tung an fi und zur Staatögewalt wird ©. 181 und 182 
davon ausgegangen, „daß ewige Stiftungen nur unter Bors 
ausſetzung eined Schutzes der Öffentlichen Gewalt ald mög⸗ 
lich gedaht werden Fünnen, und daß alfo die öffentliche Ges 
walt die Verpflichtung übernehme, den Willen des Stifterd 
für ewige Zeit zu vollziehen und gleichfam feine Perfönlich> 
keit fortzuſetzen.“ 

Dieſe Säpe find Feinem Zweifel. unterworfen. Auch 
will man in der zunächft vorliegenden Beziehung einftweilen 
annehmen, „daß einer Stiftung die Eigenſchaft einer uni- 
 versitas rerum zukomme, und daß diefelbe daber ald mo» 
ralifche Perfon zu betrachten fey.’’ Noch vielmehr ift man 
damit einverftanden: „daß die Perfönlichfeit der Stiftung 
febr unvollkommen wäre, wenn fie nur auf Erhaltung und 
Berwaltung ded Stiftungs-Vermögens und nicht auch auf 
Verwendung ded Ertragd deifelben ſich erftredte. Dinge: 
gen verdient der folgende Sap einer nähern Erwägung, mo 
ed beißt: 

„Der Wille ded Stifter würde nur zur Hälfte erreicht 
werden, wenn die Verwendung ded Ertrags der Stif 
tung nicht von Demjenigen, dem er diefe anvertraute, 
von Amtswegen wahrzunehmen wäre, wenn vielmehr 
jede Verwendung für den Stiftungszwed, alfo jede Leis 
ftung an die Genußs Berechtigten, nur nach vorgängiger 

gerichtlicher Entfheidung über die Gültigfeit ded An⸗ 
ſpruchs Statt finden Pönnte, wenn die Stiftung, ſelbſt 
durch ihre Auffichtd » Behörde, in Beziehung auf die 
Zwecke, für welche fie eriftirt, Feine verbindliche Bes 
ſchlüſſe faffen dürfte, fondern im Gegentheil Jedem, der 
Antheil an dem Stiftungs» Genuß anfpricht, vor Ges 
richt fich entgegenftellen und zumarten müßte, bis zu 
Bunften eines Prätendenten gerichtlich entfchieden, oder 
— was daffelbe ift — die Stiftung rechtöfräftig ver» 
urtheilt würde.’ 
Zwar kann ed feinem Zweifel unterliegen, daß. der Abd- 
miniftrator der Stiftung befugt und verbunden ifl, die Ver: 
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wendung des Ertrags von Amtswegen wahrzunehmen , daß 
er daber Feinem Prätendenten den Stiftungs» Genuß zuge: 
ſtehen darf, ehe fich diefer zum Bezug Iegitimirt hat. Al— 
lein dies iſt nicht der Gegenfland der vorliegenden Frage, 
fondern die Frage gebt dahin, ob der Adminiftrator oder 
vielmehr die Auffichtd » Behörde befugt fen, in dem Falle, 
wenn Streit unter den Stiftungs = Prätendenten entftebt, 
diefen Streit definitiv zu entfcheiden ? In diefer Beziehung 
kommt ed nun zuerft darauf an: ob die Bejahung diefer 
Frage, welche in der fo eben angeführten Stelle enthalten 
ift, von den Prämiffen abhängig ſeyn fol oder nicht? Das 
Leptere kann aber nicht wohl angenommen werden, weil 
dadurch eine wahre petitio principii vorhanden wäre, ine 
dem dasjenige, was erft bewiefen werden follte, nämlich der 
Sap: ob der Adimiftrator oder eigentlich die höhere Stelle 
zur definitiven Entfcheidung befugt fen, als ermiefen vor⸗ 
audgefest würde. Es muß alfo angenommen werden, daß 
in der angeführten Stelle die Abficht dahin gegangen fen, 
die Bejabung diefer Frage aus den Prämiffen abzuleiten. 

Diefe Abficht Fonnte aber unmöglich erreicht werden, 
Sn den wörtlich audgehobenen Prämiffen ift nämlich nie 
davon die Rede, daß Denjenigen, welchen die Adminiftration 
übertragen fen, auch die definitive Entfcheidung in beftrittes 
nen Fällen zufomme, fondern immer nur davon: daß die 
Staatdögemwalt für die VBolziehung des Willens des Stif: 
terd Sorge zu tragen babe. Es kann daher auch die hier 
aus abzuleitende Folgerung nicht auf den Adiminiftrator, 
fondern nur auf die Öffentliche Gewalt bezogen werden, 
woraus fich von felbft ergibt, daß die Behauptung, nach 
weicher Demjenigen, welchem die Verwaltung der Stiftung. 
übertragen ift, oder vielmehr der Aufſichts-Behörde auch bie 
definitive Entfcheidung über Streitigkeiten unter den Stif: 
tungsprätendenten zufommen fol, ein eingefchobener völlig 
precärer Sa ift, und daber als kraftlos Feiner weitern Wi: 
derlegung bedarf. Hierdurch ftellen fich die mweitern ©. 185 
bis 185 enthaltenen Aeußerungen von felbft ald ungegründet 
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dar, indem dieſelben theild nur ‚den fo eben widerlegten 
Grundfag wiederholen, theils Solgerungen aus demfelben 
ableiten, welche ald auf einem irrigen Vorderfab berubend, 
nothwendig irrig feyn müffen. 

Da übrigend in dem vorliegenden Falle nur daron 
die Rede ift, ob die definitive Entfcheidung eines Streits 
‚unter den Stiftungs = Prätendenten den Gerichten zufomme 
oder nicht, fo folgt hieraus, daß die in der vorliegenden 
Stelle enthaltene weitere Behauptung, „ald ob jede Ber: 
wendung für den Stiftungszwed gerichtlich zu entfcheiden 
wäre,‘ keineswegs in Diefer Allgemeinheit Statt findet. 
Auch ift in Abficht auf die Schlußbemerfung: daß die Stif— 
tung verurtbheilt werden würde, zu ermwiedern, daß die 
Klage und mithin”auch das Erfenntnig in der vorliegenden 
Beziehung nicht gegen die Stiftung, fondern nur gegen den 
Mitprätendenten gerichtet feyn Fann, wie dies der Redacteur 

diefer Monatfihrift (in dem 2, Heft der 2 Abthlg ded 3. Bd8 
©. 320—323) überzeugend dargetban bat. Ä 

So viel in Abfiht auf die negative Beziehung i in der 
audgebobenen Stelle. Was nun aber das Pofitive betrifft, 
fo ergibt fih aus dem bereits Gefagten, daß die Sorge für 
die Realijirung der von dem Stifter beabfichtigten Zwecke 
nur allein der Staatdögewalt übertragen iſt, und daß es da— 
ber Iediglih von ihrem Ausſpruch abhängt, durch welche 
einzelnen Zweige der untergeordneten Gewalten der Wille 
des Stifterd erreicht werden fol. Ueber diefe Beſtimmung 
Fann aber die Staatögewalt im Allgemeinen nicht im Zweifel 
feyn. Denn da ın jedem geordneten Staat Verwaltung 
und Juſtiz — mwenigftend in ihren Hauptpartieen — von 
einander getrennt find, fo bringt e8 die einfachſte Confequenz 
mit fi, daß in der Anwendung auf die vorliegende Frage, 
die Erhaltung und Berwaltung ded Stiftungs = Vermögens, 
als reine Verwaltungd:Sade, den Regiminal-Stellen, bins 
gegen die definitive Entfcheidung eined Streitd unter den 
Stiftungd-Präatendenten, ald reine Juſtiz-Sache, den Zufliz- 
Behörden übertragen werde. 
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Aber welcher Juſtiz-Behorde? Der Verwaltungs: Fuftiz, 
welche von den Regiminal-Stellen ausgeübt wird, oder der 
Eivil:Zuftiz, deren Ausübung den Gerichtöftellen übertragen 
it? Dies ift die Frage, von deren Erörterung in theore— 
tifcher Beziehung Alles abhängt, und welche der 

IIte Abfchnitt der vorliegenden Abhandlung (S. 185 
bi 191), „dad Verhältniß einer milden Stiftung zu den 
Genuß = Berechtigten betreffend,’ zu Gumften der Vermals: 
tungsjuftiz zu beantworten fuchte, weshalb die angeflihrten 
einzelnen Momente näher auszuheben und in Erwägung zu 
zieben find. Es wird nämlıd) 

1) ©. 185 behauptet: „daß die öffentliche Gewalt einer 
milden Stiftung nicht au dem allgemeinen polizeilichen 
Grunde der Rechtöficherheit, fondern aus dem befondern 
Grunde ihren Schuß verleihe, weil die befonderen Zwede der 
milden Stiftung die Zwecke ded Staats unterftüben, weil der 
Staat, der für Kirche, Schule und Armutb zu forgen babe, fich 
durch Stiftungen für folche Zwecke erleichtert finde. Dadurch 
aber, daß eine milde Stiftung wegen ibrer gemeinnügigen 
Zwecke des befonderen Schußes der öffentlihen Gemalt theil: 
baftig werde, werde ihr Hauptcharakter ein Öffentlich rechts 
licher.” Hierauf iſt zu erwiedern, daß 

a) die behauptete Thatfache, wornach der Schub des 
Staatd bei milden Stiftungen nur darauf beruhe, weil fein 
pecuniäred Intereſſe durdy die Zwecke der Stiftung ‚befördert 
werde, eben fo unermwiefen ald unermeislich- ift. 

Immerhin ınag man zwar annehmen, daß der Staat 
Stiftungen diefer Art gerne ſehe; aber dem Staat den Bor: 
wurf zu machen: daß er nur deswegen die milden 
Stiftungen in Schuß nebme, weil er in feinen 
Audgaben dadurch erleichtert werde, indef der: 
felbe allen übrigen Anftalten und allen Einwoh— 
nern, ja fogar Durchreifenden, ohne alle pecu: 
niäre Rüdficht feinen Schub verleiht, Died zu bes 
baupten,, würde man billiged Bedenken tragen, befonders 
wenn man fich überzeugt, daß die Art des Schubes ledig— 


— 


— 
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lich Nichts Beſonderes, d. h. den Stiftungen Eigenthüm⸗ 
liches bat, indem z. B. Minderjährige, Verſchollene, Eon« 
eurömaffen u. f. w. den nämlihen Schuß genießen‘, wie 
die Stiftungen. 

Wenn 28 aber au Stiftungen giebt, welche dem Staat 
feine Audgaben erleichtern, fo gebören doch Familien 
Stiftungen, von welchen ed fidh bei der vorlie- 
genden Frage einzig und allein handelt, nicht in 
diefe Claſſe. Die aufgeftellte Behauptung Yäßt fih mithin 
in Feiner Rücficht rechtfertigen und insbefondere auf Fa— 
nilienftiftungen nicht in Anwendung bringen. Eben damit 
faͤllt auch 

b) die hieraus abgeleitete — daß der Haupt⸗ 
charakter einer Stiftung ein Öffentlich = rechtlicher fen, von 
felbft weg. 

Aber auch abgefehen hievon muß nothwendig die Frage 
entſtehen: was denn der Öffentlich rechtliche Hauptcharakter 
einer Stiftung bewirken fol? Im Allgemeinen fcheint es — 
wenn es gleich nirgends audgefprochen iſt — daß die Ad» 
miniftrativjuftiz die Folge diefed Öffentlich» rechtlichen Cha⸗ 
rakters ſeyn fol. Aber in wie weit? Nur in Abficht auf 
die Gegenftände des Auffichtd Rechts, indeß für alle Übri« 
gen Gegenftände die Civil-Juſtiz competent wäre, wie dies 
3.9. bei Gemeinden, bei Gewerbs⸗Innungen, bei Minder: 
jährigen, Verfchollenen u. f.w. der Fall ift, bei welchen der 
Staat eben fo wohl al8 bei Stiftungen das Auffichtd-NRecht 
ausübt ? 

Diefe Wirkung gibt man gerne zu, aber ſie würde dem 
in der vorliegenden Abhandlung beabfichtigten Zwecke nicht 
entſprechen. Dder fol der öffentlich rechtlihe Hauptcharak⸗ 
ter die Wirk ng hervorbringen, daß Stiftungen in Beziehung 
auf alle und jede Streitigkeiten, 3. B. auch in Beziehung 
auf alle Klagen aus Eontraften, der Adminiftrativ = Juftiz 
unterworfen ſeyen? Dies ift in der vorliegenden Abhand⸗ 
lung nirgends behauptet worden. Oder follen nur bei Fa— 
milienfliftungen die Streitigkeiten unter den Stiftungd-Prä- 
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tendenten die Adininifteativ-Zuftiz begründen? Hiefür laͤßt 
fih unmöglich ein zureichender Grund auffinden, und es 
würde offenbar confequenter feyn, alle privatrechtliche Ges 
genftände einer Stiftung, alfo aud Klagen aud Eoniraften, 
der Adminiſtrativ-Juſtiz zu unterwerfen. 

Nah al’ diefem läßt fih die Behauptung: daß durch 
den befonderen Schub ded Staatd die Verwaltungs » Juftiz 
in Beziehung auf Streitigkeiten zwifchen Stiftungd=Prätens 
denten begründet werde, in Feiner Rüdficht vertbeidigen. 

2) Wird ©. 186 und 187 behauptet: „die Genuß: 
Berechtigten einer in der Entſtehung begriffenen Stiftung 
fünnen nur durch die Öffentlichen Behörden, welche dereinft 
die Stiftung zu beauffichtigen haben‘, die Nechte der Stif: 
tung geltend machen, und hoͤchſtens als accefforifche Inter— 
venienten auftreten.” Da ed fi aber biebei Tediglih um 
Eonflituirung des Stiftungd:-Bermdgend handelt, 
bei der vorliegenden Frage aber nur davon die Rede ift: 
ob die Entfheidung eined Streits unter den 
Stiftungd»Prätendenten der Verwaltungs: oder der 
Civil-Fuftiz zukomme? fo ergibt fih von felbft, daß die er: 
ftere Frage auf die Entfcheidung der letztern lediglich Feinen 
Einfluß hat, weshalb aud eine nähere Beleuchtung jenes 
Grundfapes ald unzweckmäßig unterlaffen wird, wenn gleich 
Manches dabei zu erinnern wäre, wie 3. B. gegen den 
Sap: „daß die Genuß = Berechtigten nur als accefforifche 
Intervenienten auftreten können.“ Ebenfo kann aud) 

3) von dem, mad ©. 188 und 189 uͤber Eigenthums: 
oder Nutznießungs-Rechte der genußberechtigten Familien 
gefagt wird, unmöglich eine Folgerung für die Beantwors 
tung der Frage abgeleitet werden: ob die Verwaltungs: 
oder Die Eivil⸗Juſtiz competent fey? wenn gleich in manchfal« 
tigen Beziehungen eine nähere Beleuchtung Statt finden dürfte. 

Näher zu dem eigentlichen Streitpunft führt das, was 

4) ©. 190 und 191 gefagt wird, wo es heißt: „Es ift 
fonderbar, daß man den Charakter eines öffentlichen Nechts 
bei Hamilien» Stiftungen laͤugnen will, während er bei an: 
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dern milden Stiftungen nicht beftritten wird.“ Letzteres ſey 
der Fall, wenn ein Stifter verordne: 

„daß der Ertrag feiner Hinterlaffenfchaft Fünftig jedes 
Jahr unter die beftprädicirten Dienftboten der Stadt 
Stuttgart vertheilt werden ſoll;“ 

oder: 

„daß von dem Ertrag feines nachgelaffenen Vermögens 
jedes Jahr arme gutprädicirte WBerlobte audgeftattet 
werden follen ; “‘ 

oder: 

„daß arme fludirende Bürgerd» Söhne feiner Vaterſtadt 
jährlich unterſtützt werden. ſollen.“ 

In allen diefen Fällen finde nur allein die Adminiftrativ- 
Juſtiz Statt, indeg, „wenn 3. B. Jemand allen Bürgers: 
Söhnen feiner VBaterftadt, die auf der Univerfität ftudiren, 
ein Legat verfchaffe, der Rechtsweg allerdingd eintrete,“ 
worauf S. 191 die Behauptung folgt: „daß der Grund 
diefer Verfchiedenbeit Fein anderer fen, ald daß bier ein 
Anfpruch an die Teftamentd = Erben, dort aber an eine der 
auffehenden Staatögewalt anvertraute Stiftung gemacht 
werde.‘ 

Bor Allem muß man hier wiederholen, daß der Eha- 
after eines Öffentlichen Nechtd in Beziehung auf dad Auf: 
fichtörecht des Staatd bei Familien: Stiftungen keineswegs 
in Widerfpruch gezogen wird, fondern nur die daraus ab» 
geleitete Folgerung, daß durch Streitigkeiten über den Ges 
nuß der Familien s Stiftungen die Adminiftrativ= Juftiz be= 
gründet werde, welche Folgerung auch in der vorliegenden 
Stelle wiederholt wird. 

Nur in diefer Beziehung kann daher die fo eben ange: 
führte Stelle in nähere Erwägung gezogen werden. Es ift 
nämlich allerdings fehr wahrfcheinlich, daß die Betheiligten 
in den Beifpieldweife angeführten drei Fällen ſich bei der 
Entſchließung der Regiminal » Behörden beruhigen werden, 
weil auch im Wege Rechtens das Zeugniß der Öffentlichen 
Behörden zu berüdfichtigen und daher nicht leicht eine Ab- 
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änderung ber von eben diefen Behörden gefaßten Enffchlies 
fung zu bewirken wäre... Allein damit fann für die Com: 
petenz der Adminiftrativ » Juftiz lediglich Nichts bewiefen 
werden. Denn der Streit zwifchen Verwaltungs: und Civil: 
Juftiz ıft nicht darüber: ob die Regiminal:Stellen in Strei: 
tigkeiten unter den Stiftungs=Prätendenten den Betheiligten 
eine Entſchließung eröffnen dürfen, da dieſes von den Cis 
vilgerichten nie in Abrede geftelt wurde, fondern nur dar: 
über: ob die Entfchliegungen der Regiminal:Stellen in dem 
dalle, wenn ſich die Betheiligten nicht dabei beruhigen wol: 
len, nur die Wirkung einer außergerichtlichen Entfcheidung 
habe, fo daB es den Betheiligten unbenommen fey, fih im: 
mer noch auf den Weg Nechtens zu berufen? Um alfo zu 
beweifen, Daß die Adminiſtrativ-VJuſtiz in den angeführten 
drei Fällen Statt finde, müßte nothwendig dargetban wer: 
den: dag den Betheiligten, ungeachtet fie fich bei 
der Entfcheidung der Regiminal-Stellen nicht 
haben berubigen wollen, dennoch der Weg Rech: 
tens nicht zugeflanden worden fey. AN dieſes ift 
aber in der wörtlich angeführten Stelle nicht mit einer Spike 
berührt umd noch viel weniger bewieſen morden. Daher 
ſtellt fih) die Behauptung, daß im diefen drei Fällen die 
Aminiftrativ - JZuftiz Statt finde, abermals als eine völlig 
precäre Vorausſetzung dar. Und eben fo unermiefen ift 
auch die weitere Behauptung, daß die Adminiſtrativ⸗Juſtiz 
in den angeführten drei Fällen nur deswegen Statt finde, 
„weil der Anfpruch an eine der Öffentlichen Staatögewalt 
anvertraute Stiftung gemacht werde,” da zu ihrer Begrün- 
dung lediglich Nichts angeführt wurde und Nichts angeführt 
werden konnte. Wenn endlich 

5) S. 191 noch ald „bemerkenswerth“ ausgehoben wird, 
dag „man vergeblich in irgend einem Handbuch des römi- 
ſchen, deurfchen und vaterländifchen Privatrechtd die Lehre 
von Privat» oder von FamilienStiftungen fuchen würde,” 
fo wird jede Folgerung, welche man hieraus ableiten wollte, 
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widerlegt, wenn man bedenkt, daß in der Lehre von Schen- 
kungen, Erbfhaften und Legaten, ‚und indbefondere in der 
Lehre de annuis legatis, alle Grundfäge enthalten find, welche 
bei Streitigkeiten über Familien : Stiftungen zur Sprache 
kommen können, fo daß es alfo einer befondern Behandlung 
der Lehre von Familien-Stiftungen in privatrechtliher Bes 
ziehbung durchaus nicht bedarf. 

Der biöberigen Ausführung zu Folge iſt durchaus Fein 
allgemeiner Grund vorhanden, wodurch die Competenz der 
Verwaltungs » Zuftiz in Beziehung auf Streitigkeiten unter 
den Stiftungd = Prätendenten in irgend einer Nüdficht vers 
theidigt werden könnte, fo daß alfo die Eivil: Jufliz zur 
rechtöfräftigen Entfcheidung diefer. Streitigkeiten die einzige 
competente Stelle bleibt, Und dad nämliche Refultat wird 
ſich auch 
UII. bei Erörterung der bierüber beſtehenden beſondern 
pofitiven Normen ergeben. Es fol jedoch dem Erfolg nicht 
vorgegriffen, fondern der vorliegenden Abhandlung — wie 
bisher — Schritt für Schritt gefolgt werden. In diefer 
Beziehung wird nämlihd S. 192 — 194 zu zeigen gefucht, 
daß die Regiminals Stellen befugt ſeyen, in Stipendien: 
Sachen, felbft wenn Streitigkeiten darüber entftehen, definiz 
tive Entfcheidungen zu geben, und dann eine Einwendung, 
weldhe aus dem $. 95. der Berfaffungd = Urfunde abgeleitet 
werden Fönnte, nach vorangeſchickten Gründen, ald wider: 
legt angenommen. 

Was nun die lebtere Behauptung betrifft, fo bat man 
nicht die Abficht, in der Hauptfache eine Benerfung dagegen 
zu machen, wenn gleich bei der entgegengefebten Anficht eines 
Mittermaier, Pfifter und Anderer, eine autbhentifche 
Erflärung fehr zu wünfchen wäre, befonderd da doch nicht 
alle Zweifel gelöst find, 

Abgeſehen alfo von diefer Einwendung find nun dieje: 
nigen Gründe in nähere Erwägung zu ziehen, wodurch der 
Inhalt der vaterländifchen Gefepgebung entwidelt wird. 
Hiebei wird ©. 192 u. 193 gezeigt: „daß eine Vorſchrift, 
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nach welcher Streitigkeiten über den Genuß der Stipendien, 
die von Privaten erhoben merden, in früheren Zeiten nie 
‚beftanden babe’ (au8 dem fehr einfachen Grunde, weil man 
«8 bei den allgemein angenommenen Beflimmungen — wie 
bei vielen andern ehren — belaffen wollte). Hingegen fey 
— fo wird ©, 192 fortgefahren — „durch Königl. Verord⸗ 
nungen vom 20. Juli 1808 und 28. September 1812 feft: 
gefeht worden, bei Privat-Stiftungen für Studirende ftreis 
tige Fälle an die Regiminal-Stellen zu bringen, auch feyen 
diefe Beflimmungen durch daB V. Organifations:Edict vom 
156. November 1817 ohne alle Einfchränfung beftätigt wor: 
den,’ woraus fofort die Folgerung abgeleitet wird. 

„Ed war alfo in den Jahren 1808—1817 nicht "zweifels 
haft, daß Streitigkeiten tiber den Genuß der Familien 
Stiftungen von der Reaiminal: Stelle zu entfcheiden 
feyen, und e8 liegt überall nicht vor, daß die Entfchei: 
dungen diefer Stellenur aldaußergerichtliche oder 
friedensrichterliche angefehben wurden.” 

Zugleich wird jedoch angeführt : „daß durch die Inftrucs 
tion für die Kreis» Regierungen vom Jahr 1819 bdiefen 
Stellen nur die außergerichtliche Entfcheidung der Streitigs 
feiten über Familien» und Privat » Stiftungen zugemiefen 
worden ſey.“ „Dadurch ſey jedoch“ — ſo wird S. 191 
fortgefahren — „noch keineswegs bezeichnet, daß die Regi— 
minalſtellen nicht befugt (ſollte ſtatt nicht befugt ohne 
Zweifel heißen: verbunden) ſeyen, ihre Erkenntniſſe nicht 
zu vollziehen, und im Fall der Berufung auf den Rechts⸗ 
weg eine gerichtliche Entfcheidung abzuwarten. Es fen auch 
von den Regiminal-Stellen feit 1819 nie fo gehalten wor— 
den. Sedenfalld gebe jener Beifab den Gerichten Feine Be— 
fugniß, einen Gegenftand, der nach den bis zum Jahr 1819 
beftandenen Normen nicht zu ihrem Neffort gehört babe, in 
denfelben zu ziehen. 

Diefe Interpretation verdient eine nähere Erwägung. 

Aus den beftiimmten Königl. Verordnungen vom Jahr 
41808 und 1812, daß bei Privat-Stiftungen für Studirende 
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ſtreitige Fälle an die Regiminal- Stellen zu bringen fepen, 
wird. fich allerdings die Folgerung ableiten laffen, daß diefe 
Stellen in Streitigkeiten diefer Art befugt gemefen fenen, 
definitive Entföyeidungen zu fällen, und daß mithin — wie 
S. 191 gefagt wird — „diefe Entfheidungen nicht ald au— 
fergerichtliche oder friedendrichterliche Entfcheidungen-zu 
betrachten gemwefen ſeyen.“ Nachdem aber durdy die neuere 
Verordnung vom Jahr 1819 „den Kreis-Regierungen“ — 
wie ©. 192 zugegeben wird — „nur die außergerichtliche 
Entfcheidung der Streitigfeiten über Familien und Privat: 
Stiftungen zugemwiefen wurde,“ fo muß unter entgegengefeh- 
ten Vorausſetzungen nothwendig auch eine entgegengefeßte 
Wirkung eintreten. So wie alfo die -Regiminal- Stellen 
vom Jahr 1808—1819 mit definitiver Wirkung entfcheiden 
fonnten, fo können fie nun feir 1819 nur mit proviforifcher 
oder friedendrichterlicher Wirkung entfcheiden. Dies ift eine 
fo einfache und nothmwendige Solgerung, daß man durd eine 
nähere Ausführung jedem Gegner zu nahe zu treten befürdy: 
ten müßte. Auch wird diefe Kolgerung dadurch beftätigt, 
weil für die entgegengefebte Anficht : 
der Beifab „„außergerichtlich‘ bezeichne keineswegs, 
daß die Regiminal: Stellen verbunden feyen, ihre Er: 
kenntniſſe nicht zu vollziehen, und im Falle der. Beru: 
fung auf den Rechtsweg erft eine richterliche Entfcheis 
dung abzuwarten,‘ 
auch nicht der entferntefte Scheingrund angeführt werden Fonnte. 

Man ift daher gendthigt, dieſe Anficht für eine fehr 
willführliche Interpretation, zu erflären. Wenn aber deffen 
ungeachtet „die Regiminalftellen feit 1819 es nie fo (wie e8 
in der Inftruction vorgefchrieben ift) gehalten haben,” fo 
kann died wenigftend Nichtd gegen den Flaren Buchflaben 
des Geſetzes bemweifen. 

Da übrigens nah dem bisher Geſagten die Regiminal⸗ 
Stellen auf außergerichtliche Berfügungen mit proviforifcher 
oder friedendrichterliher Wirkung befchränft wurden, fo ift 
die Anficht ſchwer zu erflären:: 
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„Jedenfalls gebe jener Beifap den Gerichten Peine Befug⸗ 
niß, einen Gegenftand, der nad den bis zum Jahre 
1519 beftandenen Normen nicht zu ihrem Reffort ges 
bört babe, in denfelben zu ziehen.“ 

Freilich ıft in der Inftruction für die KreissRegierungen 
nirgendd davon die Rede, dag den Civil» Gerichten die de— 
finitive Entfheidung in dem Falle zuftehe, wenn die Bethei— 
ligten bei der Entfcheidung der Regiminal:Stellen fich nicht 
beruhigen. Es bedurfte aber auch diefer Beflimmung ganz 
und gar nicht. Denn da ed in Württemberg in Beziehung 
auf bürgerlihe Streitigkeiten nur zwei Wege der Entfcheis 
dung gibt, nämlich durch Verwaltung oder Eivil-Zuftiz, fo 
war dadurch, daß der erflern Behörde die Befugniß einer 
definitiven Entfheidung abgefprocdhen wurde, der lehtern 
Diefe Befugnig von felbft übertragen. Es war daber in Bes 
ziehung auf die Entſcheidung beftrittener Fälle unter Stifs 
tungöprätendenten für die Gerichte Feine fpecielle Befähis 
gungserflärung nötbig, fondern es war zureichend, daß daB 
Hindernig gehoben wurde, welches ihnen in diefer Beziehung 
von 1808—1819 durch die den Regiminal-Stellen zugeftans 
dene definitive Entfcheidung im Wege war, 

Der bisherigen Darftellung zu Folge Bann es Feinem 
Zweifel unterworfen feyn, daß nach württeimbergifchem Recht 
zur definitiven. Entfcheidung der Streitigkeiten über den Ge— 
nuß von Jamilien-Stiftungen die Civil-Gerichte die einzigen 
competenten Behörden find, und daß mithin die württem⸗ 
bergiiche Gefehgebung mit den allgemeinen Normen in voll» 
fommener Uebereinftimmung ftebt. 

Es wird jedoch nicht unzweckmäßig ſeyn, der Regel fo> 
gleich auch ihre Ausnahme beizufügen. 

Es ift nämlich bei Privat:-Rechtd- Streitigkeiten im Al: 
gemeinen angenommen, daß unbedeutende Gegenftände den 
Polizei-Behörden zur Entfcheidung zu überlafen ſeyen, weil 
eineötbeild die Erledigung. diefer Gegenftände auf diefe Art 
fhneller erfolgt ald im proceffualiichen Wege, und weil ans 
derntheild die Proceß-Koſten und der. Zeit = Aufwand der 
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Gerichte mit. dem Streit⸗Object in. einem Verhaͤltniß ſtehen 
würden. Diefer Grundfab bat bisher indbefondere auch in 
Württemberg feine Anwendung gefunden, indem. 3.38. unter 
der fo eben angeführten Vorausſetzung Streitigkeiten zwi— 
fchen der Dienftherrfchaft und den Dienfiboten, ferner Haus: 
‚miethverhältniffe und Streitigkeiten zwiſchen Profeffioniften 
und ihren Gehülfen den Polizeis Behörden überlaffen wurden. 
Diefe Ausnahme muß notbwendig auch bei Stiftungen und 
indbefondere bei Streitigkeiten über den Genuß von Fami— 
lienftipendien ‚ihre Anwendung finden. Außer dieſem aber 
läßt fich aus allgemeinen Rüdfichten Fein zureichender Grund 
zu einer Ausnabme auffinden. Selbft in dem Falle, wenn 
eine Perfon in Armuth lebt, und der fo eben angeführte 
Grund der Geringfügigkeit des Streit:Objectd nicht eintritt, 
kann fie von der Nechtöverfolgung im ‚gerichtlichen. Wege 
nicht audgefchloffen werden, weil Armuth oder Reichthum 
bei Anwendung der Geſetze feinen Unterfchied machen. 





3) Sind Streitigkeiten über den Genuß von Samilien- 
Stipendien von den Civil- Gerichten zu entfheiden? 
[Gegen die damit zu vergleichenden, diefelbe Frage behandelnden 
Auffäse in Bd III. Abtheilung 2. Heft 1. u. 2. der Monatſchrift.] 
(Bon Herrn DOber:Tribunal-Ratb v. Hufnagel.) 

Wenn man fi bei der von dem Herren Berfaffer des 
erfi angeführten Auffabes aufgemorfenen Frage an die bier: 
über vorhandene ältere Literatur, vornehmlicd daran erin⸗ 
nert, daß faft jede größere Sammlung von Rechtsſprüchen 
auch gerichtlich entichiedene Fälle von Streitigkeiten über 
Familien = Stipendien enthält, fo muß man fi wundern, 
wie der Herr Verfaſſer diefe Frage als befonderd ſchwierig 
ankündigen kann; allein die Aufgabe, die er ſich gemacht 
bat, ift eigentlich dieje, den Berichten den vieljährigen Beſih 
diefed Gegenftandes zu entziehen, und mit demfelben die 
Eroberungen, welche die Verwaltung auf dein Gebiete der 
Zuftiz in unferen Zeiten macht, zu vermehren; hierzu bes 
darf es allerdings einer jo geiftreichen, ſchimmernden Bes 
handlung, wie die des Herm Berfaffers if. 
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Schon die Einleitung in die Abhandlung iſt mit Kunft 
gemacht; fie fängt damit an, aufrichtig eine ſo wahre Seite 
hervorzukehren, daß wir nichtd anderes als einen eben fo 
wahren Gegenſatz erwarten; allein es überrafchen uns Sätze, 
welche ald unzweifelhaft und unantaftbar bingeftellt find, 
während gerade dieſe erft durch die Abhandlung ermwiefen 
werden follen. 

Wohl ift es eine richtige Behauptung ded Herrn Vers 
faffers, es fen unzweifelhaft, daß die Aufficht über Stipen« 
dien nach der beftebenden Staatd » Organifation nicht den 
Gerichten, fondern der Regiminal-Gewalt zukomme; wenn 
er aber fortfährt: „und daß dieſe Aufſicht fih nicht auf 
die Erhaltung und Verwaltung des Stiftungs = Vermögens 
befhränke, fondern fi) auf die fortwährende Vollziebung 
des ganzen Willend des Stifters und fomit auch auf: die 
Dermendung der Einfimfte der Stiftung erfirede, fo muß 
man ihm ſchon bier widerfprechen. Diefer letztere Theil der 
Behauptung ift keineswegs unzweifelhaft, ift wielmehr daß, 
was der Herr Verfaſſer ımittelft zweier Fietionen, nach feis 
nem eigenen Außdrude mit einer flarken und minder flarfen 
darthun will. Es ift auch bier ſchon zu bemerken, daß der 
Herr Verfaſſer dem Begriffe: „Aufſicht“ eine Ausdehnung 
giebt, wie fie weder die Doctrin, noch die Sprache des ges 
meinen Lebens kennt; er fpricht von einer Aufficht, welche 
fih nicht auf die Erhaltung und Verwalrung des Stiftung 
Vermögens befchränfe, fondern auch die freie: Dispofitionds 
Befugniß über daffelbe begreife. Allein eine ſolche Aufficht 
ift Feine Auifficht mehr; Verwaltung und Verwendung de 
Vermögens ſetzt man der Aufficht entgegen; wenn man das 
ber der Regiminal:Gewalt die Auffiht über die Familien— 
Stipendien zugeftebt, fo bält man’ fih an das beſtehende 
Recht; daß diefe Gewalt aber auch wicht nur diefe Stipens 
dien zu verwalten babe, fondern daß fie auch deren Einfünfte 
fo zu. verwenden befugt fey, wie fie früher der Stifter zu 
verwenden befugt war, dies ift Dasjenige, was und. ber 


Herr Verfaſſer erft. beweifen will und: beweiſen ſoll. 
14” 
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Es ift daher der status controversiae ganz unrichtig 

formirt, wenn der Herr Berfaffer fagt: 
„es fcheinen bier zwei unantaftbare Säbe, nämlich einers 
feit8 der Satz: 
daß Rechte, die auf privatrechtlicheın Titel berußen, 
vor dem Civil-Richter verfolgt werden können, 
und andererfeitd der Satz: 
daß DBerfügungen oder Entfcheidungen, welche die Re- 
gierungdgewalt erlaffen hat, durch die Eivil-Gerichte 
nicht abgeändert werden Fünnen, 
unter ſich in Eollifion zu kommen.“ 

Der zweite Sab ift fo wenig unantaftbar, daß er viel- 
mehr die Aufgabe ift, welche fich der Herr Verfaffer gemacht 
bat, und die er bier vermög einer petitio principii und 
vermödge eined verborgenen Sprunges von unbeftrittenen 
Fällen auf beftrittene ſchon ald gelöst darftelt. Können 
die Civil-Gerichte Verfügungen oder Entfcheidungen, welche 
die Regierung ald Auffihtss Gewalt in fireitigen Fällen 
erlaffen hat, nicht abändern, fo beißt died mit andern Wors 
ten, die Gerichte feyen nicht competent; der Herr Berfaffer fept 
alfo hier ſchon voraus, daß die Gerichte nicht zufländig fenen; 
die angeblich unantaftbaren Säpe find alfo diefe, daß die 
Gerichte für Familien » Stipendien competent und daß fie 
nicht competent ſeyen; bier iſt aber Beine ſcheinbare, fon= 
bern eine wahre Collifion, und in der That hebt der Herr 
Verfaffer auch. nicht eine fcheinbare Collifion, fondern er 
will beweifen, daß Verfügungen oder Entfheidungen, welche 
die Regierung. ald Auffihtö-Gewalt in flreitigen Fällen er: 
laffen babe, von den Gerichten nicht abgeändert werden 
koͤnnen, oder: daß die Gerichte zur Entfcheidung von Streis 
tigfeiten über Samilien » Stiftungen nicht competent feyen, 
Daß der Herr DBerfaffer - diefen Beweis nicht geführt babe, 
glaubt der Berfaffer des ‚gegenwärtigen Auffabed überzeus 
gend darthun zu können; er wird zu diefem Behufe jedem 
Schritte des Heren Verfaſſers folgen. 

Die Aufgabe ift die Zrage: ob Streitigkeiten über den 
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Genug von Familien» Stipendien zum Reſſort der 
Eivil= Gerichte oder der Verwaltungs s Juftiz "gehören ? 

Es iſt nicht ohne Bedeutung und liegt wohl im Plane 
des Herrn DBerfafferd, daß er feine Erörterung nicht ledig⸗ 
Iih, wie man erwarten follte, mit einer Betrachtung fiber 
Umfang und Bedeutung des Aufſichts-Rechts über Fami— 
lienftipendien anfängt, fondern daß er weiter ausholt, 
daß er von dem Umfang und der Bedeutung des Auffichts» 
Rechts über milde Stiftungen überhaupt fpricht, 
dag er ausführlich angiebt, welche Verfügungen über fie 
von der Regierungd= Gewalt getroffen werden, und daß er 
nur am Ende noch "von Normativen fpricht, welche über 
Familien » Stipendien ergangen fenen, und der Consilia 
Tubingensia erwähnt, welche flreitige Säle Über Fami— 
lienftipendien enthalten. 

Schon der Nicht» Rechtögelehrte fühlt lebhaft, meld» 
bedeutender Unterfchied fey zmifchen einer allgemeinen mil- 
den Stiftung, 3. 3. für Arme im Allgemeinen und einer 
befonderen Stiftung für Studirende aus einer beftimmten 
Familie. Bei jener allgemeinen Stiftung fann von einem 
vor dem Civil- Richter, überhaupt vor einem Richter zu 
verfolgenden Rechte eined Einzelnen allerdingd nicht die 
Nede feyn, denn es giebt hier feinen beftimmten Einzelnen ; 
bier bat allerdings die Verwaltung ganz freie Hand. 

Allein diefe Unbefchränftheit in der Verwendung beruht 
nicht auf dem Umfang der Staatögemwalt, fondern fie beruht 
anf der Natur der Stiftung ; diefe unbefchränfte Verwendung 
fteht nicht bloß der Staatögewalt, fondern fie ftebt jedem 
Privaten zu, wenn er die Stiftungd » Einfünfte fundations- 
mäßig zu verwenden hat. Es giebt in vormaligen Neichds | 
flädten Stiftungen für Orts-Arme, welche die Aelteften der | 
Familie des Stifterd zu vertbeilen haben; feinem Armen | 
fommt dort der Gedanke, den Richter angehen zu wollen; | 
Seder fühlt, daß bier Fein Necht zu entfcheiden fey, daß | 
vielmehr bier nur das fubjective Urtheil des Vertheilers 
über die Bebdürftigkeit ded Einzelnen beftimme. 


——- 
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+ Ganz. «anders verhält. ed ſich mit einem Stipendimm 
für Studirende aus einer beſtimmten Familie. Hier will. 


der Stifter zwar. einen Staatszweck verfolgen, aber nur in 


Beziehung auf. beſtimmte Einzelne; den Angehörigen der 


"Familie will er die Mittel zu Studien verfchaffenz; auf 


diefe Mittel follen fie unter der Vorausſehung der von ihm 
vorgefchriebenen Bedingungen ein Recht baben, und wenn 
Rechte mehrerer Individuen collidiren, fo muß, wenn der 
Stifter nit etwas Andered beflimmt, hierüber, mie über 
andere ſtreitige Privatrechte „ der. Civil: Richter entfheiden, 

Dies. ift ein feit der Zeit der Reformation, welche diefe 
Stiftungen hervorgerufen oder wenigftend häufiger gemacht. 
bat, entflandened und ausgebildeted gemeined Recht, wo— 
init. unfer vaterländifches Necht vollfommen übereinftimmt. 
In Beziehung auf diefed gemeine Recht kann man ſich Furz= 
weg auf die Literatur. über diefe Materie berufen. Zwar 
fagt der Hers Verfaſſer ©. 191, was bier zu anticipiren 
ift, es fen bemerkenswerth, daß man vergeblich in einem 
Lehr» oder Handbuch des römifchen, deutfchen oder. des 
vaterländifchen Privat: Nechted die Lehre von Privat: oder 
Bamilıen : Stiftungen unter den Privatredhtd = Gegenfländen 
fuchen miürde, während man doch fo mande andere Ver: 
bältniffe,, die heut zu Tage entfchieden als öffentlich recht> 
liche anerfannt feyen, in den Privatrechtd = Büchern abges 
handelt finde; allein dieſe Thatfache ift in Beziehung auf 
Familien-Stipendien ganz leicht zu erflären. Früher glaubte 
man, ein ſolches Stipendium ald eine causa ecclesiastica 
anfeben zu müſſen, und Fonnte e8 aus diefem Grunde in 
ein Lehr- oder Handbuch des juris eivilis nicht aufnehmen. 
Aber auch fpäter, ald man einen Streit über ein folches 
Stipendium als eine ves secularis anfab, nahm man die 
Samiliens Stipendien für Studirende in die Lehr: Spfleme 
nicht auf, weil allen diefen Syſtemen das Syſtem bed. rös 
mifchen Rechtes zu Grunde liegt, weil dad römifche Recht 
die Familien» Stiftungen für Studirende nicht kennt, weil 
diefelben mithin nur einem ähnlichen Inſtitute des römi— 
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(hen Rechtes: verglichen werden konnten, weil die Verglei⸗ 
hung mit dem annuum legatum, die man wirklich einige 
Zeit lang anftellte, zeitig mit Grund wieder angefochten 
wurde, und weil man endlich in ein Lehr- oder. Handbuch 
nicht alle Analogieen aufnebmen kann. 

Daß aus der angeführten Beınerfung des Herrn Bers 
faffer8 nichts folge, wird derfelbe um fo mehr zugeben ınüf- 
fen, als die Samilien» Stipendien für Studirende in kei— 
nem Rechts-Syſteme, auch nicht in den Lehr: und Hands 
büchern des Öffentlichen Nechtes vorkoınmen. Was daB 
vaterländifche Privat: Recht betrifft, fo befiben wir bis jetzt 
bekanntlich ein einziges fuftematifches Handbuch, das vor: 
nehmlich nur dad partifuläre gefchriebene Recht enthält; da= 
gegen iſt gewiß nicht zu bezweifeln, daß die beiden ange» 
fangenen Handbücher, welche dad gefammte in Württems 
berg geltende Privatrecht abhandeln wollen, auch die Lehre 
von. den Familien» Stipendien enthalten werden. Wenn 
gleich alfo die Fanilien» Stipendien in Lehr» und Hands 
büchern des römifchen, . deutfchen und mwürttembergifchen 
Privatrechtd nicht abgehandelt find, fo befteht in Anfehung 
ihrer gleihwohl ein gemeined und württembergifches Civil⸗ 
Recht. Sie find abgehandelt in mehreren einzelnen Differs 
tationen und Monographieen, und in den Confiliens und 
Refponfen» Sammlungen; nicht leicht wird man eine. folche 
Sammlung finden, in welcher die Familien:Stipendien nicht 
sub voce stipendium vorfommen. Bon den Consilis Tu- 
bingensibus geftebt der Herr Berfaffer dies felbft zu; nur 
bemerkt er hierbei: „daß daraus nichts gefolgert werden 
fönne, weil diefe Sammlungen von Recdhtöfällen noch manche 
Entfcheidungen über Streitfälle enthalten, die heut zu Tage 
entfchieden der Berwaltungd:Zuftiz gehören.” Die Tübinger 
Eonfilien. beweifen allerdings nichtö, wenn es fi de lege 
ferenda handelt, und wenn in. diefer Beziehung gefragt 
wird,. 0b die Civil-Gerichte für Streitigkeiten über Familien⸗ 
Stipendien: competent ſeyn follen; aber das beftehende 
Recht bis zur Zeit ihrer Erfcheinung beweifen fie allerdings 
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für Württeniberg, fo wie für da& gemein? Recht. die Rechts⸗ 
fälle. der Erfurter Fakultät, die Nechtöfälle von Klod, 
Horn, Ludolph, Richter, Engau, Jufl. Henning 
Böhmer,:Carpzov, Berger, Becmann, 2eyferr 
Eramer, Struben, Overbed, Pütter und von vielen 
Anderen bemeifen. 

Einftweilen mag alfo der Herr Verfaffer zugeben, dag 
ed gemeined Recht iſt, daß Streitigkeiten über Familien» 
Stipendien von den Eivil= Gerichten entfchieden werden. 
Dieſer Sap ſteht fo feft, daß, obgleich befanntlid für die 
meiften Sage unfered Civil-Rechtes einander entgegengefepte 
opiniones doctorum angeführt werden Fünnen, diefed doch 
bei dem eben bemerkten Sage nicht der Tal iſt. Bekannt⸗ 
lich hat man früher, ehe man von der Competenz der Civil: 
und Adininiftrativ-Jufliz gefprocdyen hat, die Unterfcheidung 
zwifchen Polizei» und Juſtiz-Sachen gemacht; der Herr 
Verfaſſer wird nicht Einen Nechtögelehrten benennen Föns 
nen, welcher behauptet hätte, ein Streit zwifchen Berechtig- 
ten zu einem Familien-Stipendium fey eine PolizeisSache. 

Indem nun der Verfaſſer ded gegenwärtigen Auffapes 
den. Sap fefthält, daß für Proceffe über Familien » Stipens 
dien. der Civil: Richter nach gemeinem Rechte competent 
fen, macht er ſich anheiſchig, weiter unten zu III. (©. 191), 
wo der jenfeitige Herr Verfaffer von den befondern pofitiven 
Beftimmungen ded vaterländifchen Rechtes fpricht, nachzu⸗ 
weifen, daß auıh nach der Zeit der Tübinger Eonfilien und 
bis auf den heutigen Tag zufolge des beftehenden württem⸗ 
bergiihen Rechts die gedachten RABEN vor den Civil⸗ 
Nichter gehören. 

Nachdem der Herr Berfaffer gezeigt zu haben verfichert 
bat, daß die Auffihtd= Behörde in Beziehung auf 
milde Stiftungen überhaupt ganz unbefchränft handle, 
nur durch den Zwed der Stiftung befchränft fey, und in 
freitigen wie in unftreitigen Fällen verfüge, macht 
er einen fchnellen Uebergang auf die Kamilien-Stipendien; 
er fagt: „unter den beftehbenden Samilien » Stipendien fey 
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wohl kein irgend bedeutendes, bei welchem nicht ein in Als 
ser oder neuerer Zeit von der Negierung, nach vorgän- 
giger Vernehmung der Berwaltungs : Behörde feftgefeptes 
Normativ über die Verleihung des Stiftungs-Genuſſes vor: 
banden wäre;“ aber male quod sic. Solche Normative 
fonnen zumeilen an ſich zweckmäßig fenn, ob fie aber recht: 
liche Gültigkeit haben, ift eine andere Frage; aus dem blos 
fen Aufſichts-Rechte laffen fie fich nicht rechtfertigen. Bes 
fanntlıch war die Theilnahme der vormaligen Zandfchaft an 
der Gefepgebung eine andere ald die der jebigen Stände; 
e8 mögen daber die früheren Landesherrn zu ſolchen Nors 
mativen an fich wohl befugt geweſen ſeyn, aber nicht ver: 
möge der auffebenden, fondern vermöge der geſetzge— 
benden Gewalt, und eben deswegen hätten folche Normas 
tive auch Öffentlich befannt gemacht werden follen. Sind 
aber folche Normative aus der Zeit nach dem Abfchluffe 
des Verfaſſungs-Vertrags, fo ermangelt ihnen die rechtliche 
Gültigkeit; dern in dem Rechte der Aufficht liegt dad Recht, 
Rormative, welche, wie der Wille des Stifterd vim legis haben 
follen, zu ertheilen, nicht. Ueberhaupt berührt hier der Herr 
Berfaffer eine Schattenfeite der bisherigen Verwaltung der 
Familienftipendien. Diefe Verwaltung war feitber ganz im 
Dunkeln ; die Eriftenz vieler Stipendien war im Lande gar 
nicht mehr befannt ; für die Fortführung der Genealogieen 
war gar nicht geforgt; Normative-der- angeführten Art wur: 
den nicht Öffentlich befannt gemacht. Nur einzelne Privaten 
machten über einzelne Stiftungen Öffentliche Mittheilungen, 
andere befaßen die Notizen als ein Geheimniß, daB fie nur 
aus ‚befonderer Gefälligkeit Einzelnen fund gaben. Wan: 
chem Berechtigten entgieng das ihm unbekannte Recht; mans 
ches Stipendium gieng auf eine unberechtigte oder minder 
berechtigte Linie über; bei mancher Adminiftration mar die 
Verleihung mehr ein Akt der Gnade ald des Rechts. Je— 
denfalls können die Normative, wenn fie, mie der Herr 
Berfaffer verfichert, ergangen find, gegen die Theſis, daß 
der Civil-Richter für Streitigkeiten in Familien-Stipendien⸗ 
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Sachen competent fey, nichts beweiſen; denn entweder find 
fie gültig oder ungültig; find fie gültig, fo find fie audy 
Entfheidungd: Norm für den Richter, _ 

Nachdem auf diefe Art dad, womit der Herr Verfaſſer 
daB beftebende Necht binfichtlih der Familien » Stipendien 
berührt bat, ergänzt und berichtigt worden, kann man mit 
ihm zu 2). (S. 181) übergeben, wo er dad Verhältniß der 
Familien-Stiftungen an ſich und zur Staatögewalt betrach⸗ 
tet. Dem aufmerkſamen Lefer wird nicht entgehen, daß 
der erledigte erfte Theil der Abhandlung ganz Furz audges 
fallen iſt; das beftebende Recht ift der Anficht des Herrn 
Verfaſſers hinderlich; er will nur ausführen, welche Rechte 
die Staatögewalt über Familien » Stipendien haben foll, 
und diefe conftruirt er nun aus allgemeinen Begriffen, Er 
fagt: betrachte man das Verhältniß der Familien:Stiftungen 
an fih und zur Staatögewalt, fo-fey für ſich Par, dag 
ewige Stiftungen überhaupt nur unter Vorausſetzung eines 
befonderen Schubed der üffentlihen Gewalt ald mög— 
Lich gedaht werden können; allein dies ift nicht richtig. 
Möglich ift ein ewiged Familien » Stipendium aud ohne 
befonderen Staatöfchug, ewig nämlich im Sinne der Er- 
fahrung genommen, fo ewig, wie auch unter befonderem 
Staatöfchuge ſtehende Bamiliens Stiftungen ewig find, fo 
lange nicht eine Regierungs-Maxime entgegen tritt, wie die 
war, vermöge welcher die Stiftungen im Jahr 41809 inca= 
merirt worden find, Oder wollte der Herr Berfaffer eine 
ewige Samilien-Stiftung gar nicht gelten laffen, wenn der 
Stifter ausdrüdtich beſtimmte, daß fie unter den befonderen 
Schub des Staatd nicht geftellt werde, weil er, der Stifs 
ter, lieber wollte, daß fie dereinft mit dem Willen ſämmt⸗ 
licher Berechtigten aufgehoben werde, ald daß von Seite 
der Staatögemwalt eine mutatio Über fie ergebe? Ganz ges 
wiß muß eine folche Beſtimmung des Stifterd gelten,. fo 
lange ihr nicht ein pofitived Geſetz entgegenfteht, und ‚bis 
jept haben wir ein ſolches Gefep nicht. Rechtlich und phy⸗ 
ſiſch möglich ift alfo eine ewige, d. b, länger dauernde Bas 
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milienſtiftung, auch ohne -befonderen Schub des Staates; 
aber richtig iſt fo viel, daß es zweckmäßig iſt, wenn fie uns 
ter den befonderen Schub des Staated geftellt if, Der Er: 
fahrung zufolge wird um diefen befonderen Schub des Staas 
tes gewöhnlich gebeten; und wenn folder nicht ausdrücklich 
erbeten ift, fo wird man ibn fo lange als ftilfchweigend ers 
beten anmehmen, ald nicht die entgegengefebte Abficht aus; 
drüclich erflärt iftz auch wird die Staatögewalt in der Res 
gel diefen Schub gewähren ; denn. eine abfolute Pflicht 
derfelben zu dieſem Schuge wird man wieder nicht annehs 
men fönnen, weil es Zeiten und Verhältniſſe geben Fann, 
wo die Staatswirthſchaft ſolche Stiftungen mißbilligt. In⸗ 
deſſen iſt, woran es hier genügt, dem Herrn Verfaſſer zuzu⸗ 
geben, daß der Stifter in der Regel ſeine Stiftung unter 
den beſonderen Schutz des Staates MN. und daß der 
Staat denſelben gewähren werde. 

Im erſten Augenblicke fällt es nicht auf, daß TER 
Verfaſſer bei feinem erſten Ausdrude nicht ſtehen bleibt; 
daß er nicht ferner blos von den befonderen Schube des 
Staated ſpricht, daß er. fih vielmehr fo ausdrüdt: der 
Stifter vertraue die Handhabung: feines Willens der öffent⸗ 
lichen Gewalt; ift man aber mit der ganzen Argumentation 
zu Ende und fragt fih, wo denn die wohl gefühlte Unrichs 
tögkeit liege, . fo entdedt man den Sprung , den der Herr 
Derfaffer gemacht, indem er den Satz audgefprochen batı- 
„ſie (die öffentliche Gewalt) tritt an die Stelle des Stifters: 
und ſetzt gleichfam feine Perföntichkeit fort.‘ Hiermit wäre 
alfo Stiftungs-Vermögen mit Staatd-VBermögen und Stif- 
tungsverwaltung mit Staatd-Berwaltung identificirt ; allein 
biermit wäre erſt dad nicht gemonnen, mad der Herr Vers 
faſſer erreichen mil. Wäre ed fogar richtig, daß der Staat 
über Stiftungd:Bermdgen wie über fein eigened difponiren 
Fönne, fo würde hieraus noch nicht folgen, daß die Berwal⸗ 
tungöbebörde auch über ſtreitige Fälle entfeheiden könne, 
dag fie in Beziehung auf folde Fälle FZurisdiction habe. 
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Iſt ja ſelbſt daB Staatd: Vermögen der richterlichen Gewalt 
unterworfen. 

Der Stifter will einen beftändigen Erecutor feined Wil- 
lens und über denfelben eine Staats-Aufſicht; die Staatd> 
gemalt ſelbſt will er nicht immer zum Erecutor; als Exe⸗ 
eutor, al8 Verwalter, ift dem Stifter der Staat zu gemaltig; 
ein Anderer als der Staat, der Feine andere Beſtimmung 
bat, als die, den Willen des Stifterd zu vollziehen, erfcheint 
diefem ald Verwalter ganz geeignet; ald auffichtöführend ift 
ibm der Staat ganz genehm; in diefer Eigenfchaft Fann der 
Staat feine eigenen Zwecke nicht unterfchieben. Auf diefe 
Art Pönnen wir aus der Seele eines Stifterd räfonnirenz 
wollen wir aber nicht räfonniren, fo folgt aus der Noth⸗ 
wendigfeit einer felbfiftändigen Bermaltung und einer Staatd- 
Aufficht überall nicht, daß diefe combinirt fen, daß die Ber: 
waltung auch dem Auffeber Übertragen werde, und daß aus 
diefer combinirten Verwaltung und Auffiht ein felbftftäns 
diged Verfügungd:Recht und am Ende gar noch Juſtiz-Ge⸗ 
walt entftebe. Auf dem ganzen Nechtögebiete finden wir 
nichts, was der Anficht des Herrn Verfafferd entfpräche ; 
gar nirgends finden wir, daß dasjenige Privat: Vermögen, 
welches fich unter den befonderen Schub des Staates ftellt, 
fi eben damit auch der Diſpoſitions-⸗Befugniß des Staated 
überlaffe und auf deffen richterliche Gewalt noch obendrein 
verzichte; man bat ed im Gegentheil ftetd als eine gemalt: 
fame NRechtöverlegung angeſehen, wenn die Staatdgemwalt 
ihre Aufficht bis zu einer Difpofition wie über eine eigene 
Sache ausgedehnt hat. 

Damit nicht durch den Sab: „die Öffentliche Gewalt 
trete an die Stelle des Stifterd und fehe feine Perfönlich- 
Beit fort’ die Stiftung ganz verfchwinde, macht fie der Herr 
Berfaffer noch zur moralifhen Perfon. Man braudt 
darüber nicht zu flreiten, ob fie nach unferem beftebenden 
Recht ald eine ſolche zu betrachten ſey. 

Giebt man died auch dem Herrn Verfaffer zu, fo ba= 
ben wir doch nur einen Schatten, eigentlich nur den Namen: 
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einer Perſon; denn diefe fogenannte Perfon iſt fo fehr my» 
ſtiſch, ift fo völlig in den Staat aufgenommen, daß man 
fie von demfelben gar nicht mehr zu unterfcheiden vermag. 
Gemeinden find auch moralifhe Perfonen; bei diefen vers 
mag man doch die Verwaltung, die von ihren Organen ges 
führt wird, und die Aufficht, welche über Iebtere von dem 
Staat ausgeübt wird, noch zu unterfcheiden; nach der Bors 
ftelung des Herrn Verfaſſers aber ıft die Perfönlichkeit der 
Stiftung durch die Staatdgewalt völlig vernichtet. 
Beſonders auffallend ift, wenn der Herr Derfaffer fagt: 
„die (moralifche) Perfönlichkeit der Stiftung fey die Form, 
unter welcher die Öffentliche Gewalt die Handhabung des 
Willens des Srifters Übernebme und diefen Willen in der 
Anwendung auf einzelne Zäle Ausdruck gebe; was daher 
die Stiftung (durh dad Organ der Öffentlihen Gewalt) 
thue, müͤſſe ald mit dem Willen ded Stifterd übereinftims 
mend oder im Sinne der der moralifchen Perfon zu Grunde 
liegenden Rechts-Fiction ald vom Stifter felbft gethan an⸗ 
gefehben werben.’ Gerade mit diefen Sägen aber follen die 
Streitigkeiten über Familien-Stiftungen den Gerichten ents 
zogen werden. Man darf bier wohl die Frage ftellen, ob, 
wenn die im Jahr 1809 gefchebene Incamerirung der Stife 
tungen mit philofophifch feheinenden Gründen hätte gerecht: 
fertigt oder vielmehr beſchönigt werden follen, man nicht 
auf die Darftelung ded Herrn Berfafferd hätte kommen 
müfen? Wie ganz anderd hätte die Verordnung vom 9. 
Juli 1809 gelautet, wenn man gefagt hätte: der Stifter 
wird durch die Stiftung. repräfentirt, die Stiftung fept die 
Perſon des Stifter fort; die Stiftung ift daber eine ınos 
ralifhe Perſon; dad Organ diefer moralifhen Perfon ift 
die Staatögewalt; diefe handhabt den Willen ded Stifter 
und giebt ihm Ausdruck; alled, was daher die Staatdgemwalt 
thut, iſt mit dem Willen des Stifterd übereinftimmend oder 
ald von ihm felbft getban anzuſehen. Es ift gewiß interefe 
fant, an diefem Beifpiele zu feben, wie mweit die Speculation 
führen kann. Wohl und, daß diefer Speculation dad beftes 
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hende Necht entgegentritt5 denn was hinderte' einen Reſtau⸗ 
rator der Staatd« Wiffenfchaft, zu fagen: „der Zweck einer 
Gemeinde ift wie der — einer ewigen Stiftung — ein ewis 
ger; fol. der Zwed der Gemeinde erreicht werden, fo muß 
fie nothwendig unter den «befonderen Schub des Staates 
geftellt werden. Dad Dafeym einer Gemeinde ift daher nur 
dann möglich, wenn die Gemeinde die Handhabung ihres 
Willens, fey es num mittelbar (inden fie ein oder mehrere 
Mitglieder in die Mitte ſtellt) oder unmittelbar (ohne Das 
zwifchenkunft einer ſolchen Behörde) der öffentlichen Gewalt 
anvertraut und diefe den Auftrag übernimmt. Die öffent« 
liche Gewalt übernimmt dadurch die Verpflichtung, den Wil- 
den der Gemeinde für ewige Zeit zu volljieben. Die Ge— 
meinde will aber nicht, daß die Öffentliche Gewalt dad Ge: 
gneindevermödgen mit ihrem eigenen Vermögen vereinige, 
das Gemeinde: Vermögen muß alfo felbftfländig befteben. 
Als felbftftändiges Vermögen, -ald eine universitas rerum, 
muß: aber die Gemeinde (hinfihtlich ihres Vermögens) eine 
Morfönlichkeit haben, die Gemeinde muß alſo auch in Ber 
ziehung auf ihr Vermögen ald eine moraliſche Perfon ans 
erkannt werden. Diefe Perfönlichkeit der Gemeinde (in Bes 
ziehbung auf ihr Vermögen) ift die Form, unter welcher die 
Öffentliche Gewalt die Handhabung des Willend der Ge— 
meinde übernimmt und diefen Willen- in der Anwendung 
auf einzelne Fälle Ansdruck giebt. Nun liegt aber überall 
Bein. fächlicher Grund vor, eine nur auf Erbaltung und 
Berwaltung des Vermögens der Gemeinde befchränfte Per— 
fönlichfeit anzunehmen, ‚vielmehr fpricht die Natur der Sache 
und der Zmwed der Gemeinde dafür, daß die öffentliche Ge— 
walt fich der Vollziehbung des ganzen Willens der Gemeinde 
vermödge ded.ihr zu widinenden befonderen Schutzes verfichere. 
Was alfo die Öffentliche Gewalt thut, muß ald mit dem 
Willen der Gemeinde übereinftimmend getban angefehen 
werden.‘ 

- Der Herr Verfaſſer kann nicht entgegenhalten, dag man 
feiner. Darftelung Zwang anthue; denn es iſt ganz Far, 
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daß er aus dein einzigen Satze, daß eine Familien« Stiftung 
den befonderen Schub ded Staates nöthig habe, die Fols 
gerung zieht, daß der Staat über das aha nn 
wie über eigened zu verfügen babe. 

Es ift oben beimerft worden, daß wenn auch der Sah 
richtig wäre, daß dad Stiftungs » Vermögen dein Staats: 
Bermögen ganz gleich ſtehe, darum doch nicht felgen würde, 
dag Streitigkeiten Über das Stiftungd= Vermögen den 
Civil⸗Gerichten entzogen fenen; denn dad Staats-Vermogen 
bat ja ebenfalls die Eivil- Gerichte in ftreitigen Fällen an: 
zuerfennen. Wird einem Privaten fein Anfpruch an Staats: 
Bermögen von den Berwaltungd » Behörden beftritten, fo 
wendet er fih an die Eivil-Gerichte; daffelbe muß der Fall 
feyn, wenn Privaten einen privatrechtlichen Anfpruch an Stife 
tungsvermögen machen; ein privatrechtlicher Anſpruch iſt es 
aber, wie fihon oben bemerkt worden ; ganz gewiß, wenn 
der Stifter eines Stipendiums erflärt, daß die Angehörigen 
einer beftimmten Familie die-Einfünfte feiner Stiftung ges 
nießen follen, fo oft die von ihm vorgefchriebenen Bedin- 
gungen vorhanden ſeyen. Aus der blendenden Theorie des 
Herren Verfaſſers folgt alfo nicht: einmal, was er aus ihr 
folgert, und was er folgert, kann man nur als eine legids 
latorifhe Anficht betrachten; glüdlicherweife haben mir 
über die aufgeworfene Frage fehon ein gemeined und vaters 
landifches Recht. 

Sind nun, um mit-dbem Herrn Berfaffer ©. 184 wei⸗ 
ter zu geben, feine Säge nicht richtig, fo folgt auch, daß 
die Civil-Gerichte von den Streitigkeiten über Familien— 
Stipendien nicht -ausgefchloffen find. Stiftungen ſchützen 
und beauffichtigen, ift nach dem Herrn Verfaſſer gleichbedeu= 
tend mit: für die Vollziehung ihred Zweckes forgen, und 
diefem ift hinwieder gleichbedeutend: Streitigkeiten über 
Bermeigerung oder Verleihung ihres Genuffed entfcheiden ; 
daher erfiheint dein Herren Verfaſſer eine civilrichterliche 
Entfcheidung folder Streitigkeiten ald ein Widerſpruch; 
„denn der Richter,’ fagt der Herr Verfaſſer, „hätte nichts 
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anderes zu unterfuchen, als: ob die beftrittene Entſcheidung 
dem Willen ded Stifterd gemäß fey? während doch die 
Stiftung felbft durch dad Drgan der Aufſichts— 
Behörde den Stifter repräfentirt und daher le— 
diglih nur den Willen des Stifterd auddrüdt. 
Der Stifter würde gleihfam über den Sinn ſei— 
ned Willens jedem vermeintlihen Berechtigten 
vor dem Richter Rede ſtehen müffen, und der 
Richter würde fich die Befugniß beilegen, den 
Willen des Stifterd beffer zu fennen, als dieſer 
ſelbſt.“ So wie Überhaupt diefe Argumentation in hohem 
Grade auffallen ınuß, fo ift dasjenige, womit fie fogar ad 
absurdum führen will, nicht einmal richtig; denn finde 
ftatt der Staatögewalt der leibhafte Stifter da, fo müßte 
der Stifter dem Richter allerdings Nede fteben, wenn er 
einen andern Willen geltend. machen wollte, ald er durch 
feine Stiftung audgefprochen bat. Gewiß wird die Fiction, 
daß die Stiftung den Stifter vorftelle, nirgends gefallen. 
Aber auch die vom Herren Verfaffer proponirte andere Fics 
tion wird nicht Beifall finden. Die meiften Stifter find 
folcher Feinbeit, daß fie ftilfchweigend auf die Staats⸗Be⸗— 
börde compromittiren, gar nicht fähig; und wie fünnte denn 
der Herr Derfaffer bei feiner Anficht, daß der Staatögewalt 
die Entfcheidung von Rechtswegen gebübre, noch anneh— 
men, daß der Staat einen Bertrag errichten wolle? Diefe 
Vorſtellung bat offenbar gar feinen Halt, denn compromits 
tirt wird von Partheien nur wegen der zwifchen ibnen 
felbft entftebenden Streitigfeiten; von ſolchen ift aber bier 
gar nicht die Rede, und die Berechtigten werden, ald an 
dem Cempromiſſe theilnehmend, wohl nicht zu betrachten 
feyn; auch müßte man wegen der aus einem Compromiffe 
vor den Gerichten zuläffigen Rechtsmittel doch wieder im 
Derlegenheit kommen. Man kann es nur wiederholen, wie 
gut ed fey, daß wir gar feiner Fiction bedürfen, da das 
beftebende Recht bisher aus aller Noth geholfen bat und 
auch ferner helfen wird, 
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Auch der zweite Theil der Abhandlung, in der Betrach— 
tung des DVerhältniffed einer milden Stiftung zu den Genuf- 
Berechtigten kämpft vergebens gegen allgemeine und pofitive 
Nechtöwahrheiten an. Allerdings ift dieſes Verhältniß ein 
rein privatrechtliched; es bleibt ein rein privatrechtliches, 
ungeachtet die ın das Verhältnig tretenden Perfonen den 
befonderen Schub des Staates nachſuchen, und ungeachtet 
der Stifter mit ſeinen Privatmitteln denſelben Zweck in Be— 
ziehung auf beſtimmte Perſonen verfolgt, den der Staat mit 
allgemeinen Mitteln überhaupt zu erreichen ſtrebt. Handelte 
denn eigentlich nicht der Staat wie der Löwe in der Fabel, 
wenn er Demjenigen, welcher für ein gewiſſes Inſtitut ſei— 
nen beſonderen Schutz anſpräche, die Erklärung gäbe, er 
wolle ihm mehr gewähren, als er verlange, er wolle ganz 
an feiner Stelle handeln, und was er, der Staat, Fünftig 
nach dem ihm fund gemachten Zwecke zu thun für gut finde, - 
das babe er ald von ihn, dem Privaten, felbft getban an 
zunehmen. Gemiß muß aud der Staat die Grenzen der 
Vollmacht, weldhe ihn von Staatdgenoffen ertheilt worden, 
refpectiren. Und wenn der Staat einer Stiftung befonderen 
Schub aus dem befonderen Grunde gemährt, weil der Zweck 
des Privaten in Beziehung auf beftimmte $ndividuen 
derfelbe ift, den der Staat in Beziehung auf alle Staat: 
Genoſſen bat, fo darf doch darım der Staat daß urs 
fprüngliche Verhältniß nicht verkehren und vernichten. Dürfte 
man dem Staat auch Gemüth zufchreiben, fo könnte man 
ibm bier vorwerfen, daß er im höchften Grad undankbar 
bandle, wenn er dafür, daß der Private auch mit feinen 
Privatmitteln in Beziehung auf beftimmte Individuen den 
Staatszweck verfolgen oder vielmehr ihn unterſtützen wolle, 
dad Privatverhältnig vernichte. Können denn Privaten ein 
NRechtöverhältniß, alfo ein Privatrechts-Verhältniß nur dann 
errichten, wenn ihr Zweck nur auf Befriedigung materieller 
Bedürfniffe gerichtet it? Kann einem Privatrechtd = Ders 
bältniffe nicht jeder menfchlihe Zweck, der niedere wie der 
höhere, zu Grunde liegen ? | 

Monatſchr. f. d. Juſtizpfi. IV. Bd. ©. Abth. 15 
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Wenn fodann S. 186 behauptet wird, die Genuß-Be⸗ 
rechtigten einer in der Entftehung begriffenen Stiftung hät- 
ten als folche überall Fein Recht auf die Hinterlaffenfchaft 
des verftorbenen Erblaffers, fo verftößt died auffallend gegen 
das beftebende Recht. | 

Siebenfeed in feiner Abhandlung von Stipen- 
dien $.93. fagt: „wegen eined Stipendiumß, dad erft con 
ftituirt werden fol, Fönnen PerfonalsKlagen gebraucht wer— 
den, actio.ex testamento, condictio ex lege, oder, wie 
fie Andere nennen, ex moribus, capitulo, canone; eine 
bloße Imploration des richterlihen Amtes kann auch noch 
vor Antretung der Erbfchaft angeftellt werden. Außerdem 
baben ſowohl poffefforifche als petitorifche Nechtömittel Statt. 
Wenn in der Verordnung ded Stipendiumd Fein fihtbarer 
Sehler und Fein rechtimäßiger Eontradictor vorhanden ift, 
fo fann das remedium ex L. fin. C. de edicto D. Hadr. 
tollendo gebraucht werden.” Ein folcher natürlicher Rechts— 
fab bedarf jedoch gar Feiner Autorität. Daß die Genuß: 
Berechtigten nicht directe Erben feyen, dies verfteht fich von 
felbft, folgt au8 dem Begriff eined directen Erben. Dage: 
gen iſt ed gar nicht gefehlt, wenn man bei einer Familiens 
Stiftung, die durch einen letzten Willen errichtet ift, die 
Genuß: Berechtigten ald Legatare oder Fideicommiß:Erben 
betrachtet, zwar nicht im Sinne des römifchen, aber doch 
im Sinne des deutfchen Rechtes. Nennt man doch befannt: 
lich bei eigentlichen FamiliensFideicommiffen die Berechtig> 
ten gar nicht anderd denn Fideicommiß = Erben, wenn ihre 
rechtliche Eigenfchaft bezeichnet werden fol, 

Obiger Sab, daß die Genuß: Berechtigten eine civil» 
rechtliche Klage gegen den Erben haben, gilt auch nicht blos 
bei Samilien : Stipendien, fondern überhaupt bei Familien 
Stiftungen. In der Regel wird e8 freilich einer ſolchen 
Klage nicht bedürfen, weil die auffehende Gewalt den Erben 
an feine Verbindlichkeit gehörig mahnen wird; wenn fie 
aber diefed nicht thut, was fich doch auch denken läßt, oder 
wenn diefelbe mit einer Erfüllung ſich begnügt, welche von 
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den Berechtigten für ungenügend angefehen wird, mas foll 
denn die Berechtigten hindern, den Erben vor dem Richter 
zu belangen? Wenn der Herr Verfaffer fagt, die genuß— 
berechtigten Familien würden auch nach der Natur der Sache 
wenig geeignet fenn, die Nolle ded Syndicus der Stiftung 
zu übernehmen, da fie meiftens die natürlichen Gegner der 
Stiftung fernen, fo ift dies gar Fein rechtliched Argument. 
Wird Inteftat: Erben durch Errichtung einer Stiftung die 
ganze Erbfchaft oder ein großer Theil derfelben entzogen, fo 
werden fie freilich häufig dad Teftament als ungültig anzu— 
fechten geneigt fenn; ift aber die Verordnung nicht fo bes 
ſchwerlich, fo läßt fi) gar wohl ald möglich denken, daß 
Einige auch geneigt feyn werden, ihre rechtliche Verbind— 
lichkeit zu erfüllen und daß fie ein Gleiches mittelft Klage 
von ihren Miterben verlangen. Jedenfalls beweist dad Ars 
gument des Herrn Verfafferd nur fo viel, daß ein Tefta- 
mentderecutor oder eine Aufficht des Staatd häufig noths 
wendig oder nüblich fenn werde. 

Es ift dayer nad) dem Bisherigen ganz unrichtig, daß 
erft mit der Errichtung der Stiftung auch die Rechte der 
genußberechtigten Familien in Kraft treten, und daß diefe 
an Niemanden einen Flagbaren Anfpruch haben, fo Tange 
die Stiftung nicht errichtet iſt; die Berechtigten leiten 
ihr Necht von dem Willen des Stifterd ber; hat der Erbe 
die Stiftung, das Stipendium noch nicht audgefolgt, fo 
fünnen die Berechtigten freilich noch nicht auf Einmweifung 
in den Genuß Flagen, vielmehr ift präparatorifch auf Ers 
richtung der Stiftung, des Stipendiums zu Flagen. 

Die Regiminal« Gewalt kann die Berechtigten unters 
ftüben, fo fern fie den Erben fräftiger ald ein Private an 
feine Verbindlichkeit mahnen kann; wenn aber eine folche 
Mahnung nicht fruchtet, fo bedarf e8 der Entfcheidung und 
der Bollftredung durch den Richter. EB ift fihon bemerkt 
worden, daß auch eine RegiminalsStelle faumig feyn Fann, 
daß fie irrigermeife Demjenigen, der nach: der Meinung der 
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füllen bat, diefelbe erlaffen kann; im einem folchen Falle 
werden die Berechtigten den Civil-Richter angeben, und ed 
ift ein ganz unrichtiger Satz, daß wenn die Stiftung nicht zur 
Eriftenz gelange, auch die Hoffnungen der genußberechtigten 
Familien vernichtet feyen, ohne daß fie für die Realifirung 
derfelben vor den Gerichten anderd als accefforifhe Inter⸗ 
venienten thätig ſeyn Fönnten. Hat eine Verwaltungsſtelle 
gegen den Erblaffer fhon den Proceß bei dem Eivil-Richter 
anhängig gemacht (bier feheint der Herr Verfaſſer doch zu= 
zugeben, dag man ded Civil: Richter bedürfen Fönne), fo 
fönnen die Genuß = Berechtigten allerdings nur accefforifch 
interveniren; ganz derfelbe Fall wäre es aber, wenn die 
Genuß s Berechtigten den Rechtöftreit führten und Die Auf: 
fichtöftelle diefelben beim Streite unterflügen wollte; über 
baupt ift e8 ein irriger Sa, daß die accefforifche Interven— 
tion den Mangel eined Rechts oder ein ſchwächeres Recht 
anzeigen fol. Die weitere Stelle ded Heren Verfaſſers: 
„wird aber die Stiftung verwirfliht, fo find eben damit 
auch ihre Rechte verwirklicht; aber nicht ald Rechte, die 
gegen die Stiftung gerichtet find, fondern nur ald Zmede 
der Stiftung; ald Zwecke, welche lethtere erfüllen fol, an 
des Stifterd Stelle, gerade, ald wenn diefer noch lebte; die 
Stiftung fol mittelft ded Organs der Staats = Auffichtd> 
Gewalt thun, wad der Stifter, wenn er noch lebte, felbft 
thun würde, und eben fo unabhängig, mie dieſer“ fagt nichts 
Geringeres, ald daß die Rechte der Genuß: Berechtigten mit 
dem Augenblide der Errichtung der Stiftung entftehen und 
mit diefem Augenblicde auch wieder verfhwinden. Hierin 
liegt ein Widerfpruch, nachdem der Herr Verfaffer unmit— 
telbar vorher auf diefe Rechte bin eine acceſſoriſche Inter— 
vention zugelaffen bat. Auch ift die Vorftelung unrichtig, 
daß die Staats-Aufſichts-Gewalt fo unabhängig handeln 
koͤnne, wie der Stifter handeln Fönnte, wenn er noch Iebte. 
So lange der Stifter noch nicht geftiftet hat, ift freilich 
das Stiften res merae facultatis; hat er aber einmal ge= 
fiftet, fo ift er in Beziehung auf die Stiftung gar nicht 
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mehr unabhängig. E8 wird überhaupt nicht davon die Rede 
werden fünnen, was ber Stifter nach errichteter Stiftung 
noch thun Fünne. Die gemachte Stiftung ift ein nego- 
tium consummatum; im Begriffe der Stiftung liegt eb, 
daß der Stifter nach vollendeter Stiftung in Beziehung auf 
diefelbe nichtd mehr thut, wenn er fich nicht etwas noch zu 
thun befonder8 vorbehalten bat. 

Die Sätze ded Herrn Verfaſſers, daß vor der Errich— 
tung einer Stiftung die Genuß: Berechtigten Fein Recht ha⸗ 
ben, und daß mit der Errichtung ihre Rechte bereits als 
Zwecke der Stiftung verwirklicht feyen, find den allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen fo fehr entgegen, daß die Nothwendigkeit 
vorlag, fie mit dem pofitiven Rechte in Uebereinftimmung 
zu ſetzen. Es wird daher zum Bemeife, daß die Genuß» 
Berechtigten an dad Stipendium eigentlich gar Fein Recht 
haben, angeführt, daß fie das Stipendium nicht aufheben 
können. Allein diefer Beweis ift ein völlig irrelevanter. 
Allerdings kann eine Familien-Stiftung, ein Familien-Sti⸗ 
pendium nicht, wie ein eigentliche Familien » Fideicommiß 
durch den Willen aller Berechtigten aufgehoben werden; al- 
lein bievon liegt der Grund ganz offen darin, daß der Ers 
trag der Stiftung, ded Stipendium, den Berechtigten nicht 
ſchlechthin zum Genuffe angemwiefen ift, fondern daß fie den» 
felben genießen follen, um den Zwed der Stiftung zu er— 
füllen, deffen Aufhebung ihnen auch in ihrer Gefammtheit 
nicht geftattet feyn Fann. Jedenfalls folgt daraus, daß die 
Berechtigten zu einem Familien = Stipendium nicht alle 
Rechte eines wahren Fideicommiß:Erben haben, gar nicht, 
daß jene Berechtigte überhaupt Fein Flagbares Recht haben. 

Eben fo entbehrlich ift der Sab, dad Recht eined zu 
einem Familien » Stipendium Berechtigten ſey Fein usus- 
fructus, weil er Fein Recht habe, fich in den Befib des 
Stiftungs-Vermögens Behufs feiner Nubnießung zu feben. 
Hierbei bleibt aber der Herr Verfaffer nicht ſtehen, er fagt 
num auch noch, die Berechtigten hätten überhaupt Fein ding: 
liches Recht und auch Fein Obligationen Recht, und dann 
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beantwortet er die Frage, worin denn das Rechts-Verhältniß 
einer Familien: Stiftung beftebe, dahin: „daß der Stifter 
einer milden FamiliensStiftung zwar die Perfonen, welchen 
ee den Genuß feiner Stiftung beflimme, begünftigen 
wolle, daß ihm aber nicht die Unterftügung diefer Perfonen, 
fondern der milde Zmed, den er bei diefen Perfonen erreis 
chen wolle, die Hauptfache fen, und daß der milde Zweck 
als folcher ein vffegtlih rechtlicher fey und dad die ganze 
Stiftung beberrfhende Moment bilde.‘ Hier verräth ſchon 
die unbeſtimmte Saffung die böſe Sache der Bermwaltungds 
Juſtiz. Der Stifter beſtimmt einer 'gewiffen Familie die 
Einkünfte feiner Stiftung, dieſes Beſtimmen ift.aber nichts 
als ein Begünſtigen! Wer follen denn die principaliter 
Berechtigten feyn? Die Stiftung felbft oder ihr Organ, 
der Staat, muß man im Sinne des Heren Verfaſſers ant— 
worten, weil er behauptet, dem Stifter ſey der Zweck die 
Hauptſache, nicht die Perfonen, zu deren Gunſten er- fliftet. 
Wenn Jemand ein Familien Stipendium fliftet, fo wird 
man unbedenflih behaupten dürfen, die Familie fey die 
Hauptfache, denn wäre dies nicht der Fall gewefen, fo hätte 
er feinen Zwed durdy Stiftung eines ganz allgemeinen Sti- 
pendiums zu Studien fchon erreicht; richtiger und juridi— 
fcher wird es jedoch ſeyn, bei fo ungleichartigen Dingen, 
wie Zwed und Perfonen find, nicht Haupt: und Nebenfache 
unterfcheiden zu soollen. 

Was nun aber die Frage felbft betrifft, was für ein 
Recht das Recht eines zu einem FBamilien-Stipendium Be— 
rechtigten fen, fo ſcheint auch bier der Herr Verfaffer die 
Frage mehr ald patvronus der Verwaltungs-Juſtiz beantwors 
tet zu baben, wenn er argumentirt: weil dieſes Necht in 
dem römiſchen Rechtöfuften nicht enthalten ift, fo ift es 
Fein Privatrecht. Die Opftematifer und Dogmatifer des 
Rechtes fcheinen hierüber noch Feine Unterfuchung angeftellt 
zu haben; wenigftend ift e8 dem Verfaffer died nicht bes 
fannt. - Die neueren Schriftfteler, Elaprotb und Sie— 
benkees, fagen es in ihren Definitionen nicht, und eine 
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Beranlaffung mar überhaupt bis jept nicht vorhanden, weil, 
wie ſchon oben bemerft worden, die Familien s Stipendien 
bis jest in dad Syſtem des römifchedeutfchen Nechtes nicht 
einrangirt worden find. Es wird wohl Familien = Stipen= 
dien geben, bei denen die Revenüen ald Nealrenten betrach⸗ 
tet werden können; immerhin wird e8 auch noch fernerhin 
genügen, das Recht zum Bezuge des Ertrag eines Familien: 
Stipendiumd ald ein Privatrecht, ald ein jus quacsitum, 
als ein Flagbared Recht überhaupt auzufehen, und es kann 
der Doctrin überlaffen werden, ob fie glaubt, e8 in die rd» 
mifche Eintheilung der Rechte hineinzwängen zu können oder 
ob fie deshalb eine neue zu machen habe. Juridiſcher ift 
ed gewiß, den Anfpruch auf ein Familien: Stipendium ein 
Privatrecht zu nennen, ald mit dem Herrn Verfaſſer zu fas 
gen: ein Familien-Stipendium ſey eine öffentlihe Ans 
ftalt, und Derjenige, welcher einen Antpruch auf das Sti- 
pendium bat (und erft geboren wird), fey ein Genoſſe 
diefer Anftalt, daher der Anfpruch ein Öffentlich rechtlicher fen. 

Es kann in der That nicht fonderbar gefunden werden, 
dag man Stiftungen und Stipendien, welche für beftimmte 
Familien errichtet find, dergleichen allgemeinen Stif— 
tungen und Stipendien nicht gleich ſetze; es wäre im Ge: 
gentheil fonderbar, wenn man Ungleiches gleich behandelte. 
Wenn $emand den Ertrag feiner DVerlaffenfchaft unter die 
beftprädicirten Dienftboten der Stadt Stuttgart zu vertheis 
len verordnet, fo fünnen die Dienftboten unter fich vor dem 
Eivilrichter darüber, wer mehr oder weniger gut prädicirt 
ſey, allerdings nicht procefiren; allein der Grund bievon 
liegt nicht darin, daß der Gegenftand eine Stiftung ıfl, 
fondern daß er eine ſolche Stiftung ıft, bei welcher der 
Stifter die Vertheilung lediglich dem freien Ermeſſen feines 
Erecutors überlaffen hat. Käme aber die Stiftungdbehörde 
auf den Einfall, die Stiftung ganz anderd zu verwenden, 
3. B. mit dem Ertrag fädtifche Beamte zu penfioniren, 
ein Baumefen zu errichten oder dergl., fo unterläge es gar 


ee anna 
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feinem Zweifel, daß der Eivifrichter eine Klage der Dienft« 
hoten annehmen würde. 

Auch das Beifpiel eines Stipendiumd für arme ſtudi— 
sende Bürgers: Söhne einer Stadt, die ad studia tauglich 
feyen und fih gut aufführen, ift von dem Herrn Verfaſſer 
nicht gut gewählt. Gienge dad Stipendium auf die beften 
Studirenden, auf die fleißigften,, gefchicfteften und gefittet: 
ften, fo möchten die Bewerber unter ſich wohl feinen Rechtd> 
Streit vor dem Civil:Richter darüber führen, wer von ib: 
nen der fleißigfte, gefchicftefte und gefittetfte fey, weil das 
Urtheil hierüber offenbar dem freien Ermeffen des Erecus 

\ tors überlaffen iſt; wollten aber Einzelne, welche die Mas 
turitätöprüfung mit Erfolg beftanden und ein vortheilbaftes 
Sitten-Zeugniß für ſich haben, ausgefchloffen werden, oder 
wollte dad Stipendium dadurch gefchinälert werden, daß 
die Verwaltungs: Behörde für gut fände, jeden fludirenden 
Wiürttemberger ald genußfäbig zu erflären, fo würde der 
Civil: Richter Peinen Augenblid Anftend nehmen, fih für 
eine Klage competent zu erklären, 

Es ift daher eine ganz irrige Anfiht, daß e8 bei der 
Frage, ob der Civilrechtsweg oder der Adininiftrativmeg 
Statt finde, darauf anfomıne, ob der Anſpruch an Privat 
Perfonen, die Teſtaments-Erben, oder an die Stiftung ge— 
macht werde; und ed ift diefe Unterfiheidung um fo weni— 
ger confequent, ald der Herr Verfaſſer felbft die Stiftun— 
gen für moralifche Perfonen erklärt hat. Wie folten denn 
Stiftungen ald moralifhe Perfonen nicht vor dem Civil— 
Richter belangt werden fünnen, da ja auch andere morali= 
fhe Perfonen, die Gemeinden, ja die größte moralifche 
Perfon, der Staat felbft wegen rechtlicher Anfprüche die 
Eompetenz ded Civil-NRichterd anerkennen muß. 

Es foll aber nicht blod die neue Theorie ded Herrn 
Verfaſſers widerlegt, es fol auch gezeigt werden, wie ſchon 
die Grundſähe des natürlichen, allgemeinen Rechtes auf 
eine entgegengefepte Anficht führen. 

Der Private kann durch Vertrag oder lehten Willen 
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Alles feſtſehen, mad ehrbar ift; er fann auf diefen beiden 
Wegen mit dem Mittel feined Vermögens nicht nur finn- 
lihe, fondern auch geiftige Löbliche Zwede verfolgen; er 
kann aus feinem Vermögen in Beziehung auf alle feine 
Mitbürger oder auf feine Mitbürger in einem engeren Kreife 
oder auf Glieder feiner Familie die Mittel zu Zwecken bes 
Rimmen , welche fonft nur die Aufgabe der Polizei: Gewalt 
in ihrer allgemeinften Bedeutung find, mag der Beweggrund 
die reinfte Humanität oder mag er bloße Eitelkeit feyn, 


Durch eine folche vertragsmäßige oder letztwillige Dispo⸗ 


fition, durch eine folche lex, begründet er ſtets Rechte und 
Berbindlichfeiten;z lebtere für Diejenigen phyſiſchen oder 
moralifchen Perfonen, welche dad zu Erreichung feines Zwe— 
rd beftimmte Vermögen Übergeben und übernehmen follen 
und übernommen haben; Erftere für diejenigen Perfonen, 
im Beziehung auf welche der von ihm ausgefprochene Zweck 
realifirt werden fol. 

Sft in der Stiftung die Genußfähigfeit fo unbeſtimmt 
und allgemein audgefprochen, daß bierim unzweifelhaft der 
Wille des Stifterd Liegt, die Verwendung babe nad dem 
durch Peine weitere Vorfchrift gebundenen freien Ermeſſen 
des Erecutord zu gefchehen, fo Fann freilich von einem uns 
ter den Genußfähigen zu führenden Eivil: Proceffe unter 


fich feine Mede ſeyn; ihrer Geſammtheit aber fönnte man | 


ein vor dem Civil-Richter verfolgbared Recht offenbar nicht 
abfprechen. 

Sind aber für die genußberechtigten Iebenden oder Fünf: 
tig zur Eriftenz kommenden Individuen die Bedingungen der 
Genußfähigkeit und die Gründe des Vorzugs des Einen vor 
dem Andern fo genau bezeichnet, daß für diejenige phnfifche 
oder moralifche Perfon, welche nah dem Willen des Stif: 
ters mit den ihr zugeftellten Bermögensmitteln ben feftgefeb- 
ten Ziel erreichen fol, jede Willführ, jedes Ermeffen aus» 
gefchloffen ift, daß alfo die berechtigten Perfonen, welche 


ihr Recht an die Mittel behaupten und bei der mit der | 
Verwendung beauftragten phyſiſchen oder moralifchen Perfon 


\ 
| 
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Bein Gehör finden, den Richter überzeugen koͤnnen, fie und 
Feine anderen Perfonen fenen diejenigen, an denen der Zweck 
des Stifters realifirt werden fol, fo ift überall Fein Grund 
: vorhanden, dad Angehen des Civilrichterd und deffen Ent: 
| feheidung ber das beftrittene Recht nicht zuzulaffen. 
Auch im erſten Fall find die Genuß-Berechtigten aller: 
—dings nicht ohne befonderen Schuß, Entweder hat der Stif: 
ter felbft die Perfon oder Behörde beftimmt, melde daß 
Stiftungd = Bermödgen verwalten fol, oder wenn died nicht 
gefchehen ift, Liegt die Verwaltung derjenigen Behörde ob, 
welche nach der beftehenden Staats » Berfaffung Überhaupt 
die Beftimmung bat, dad Vermögen folder Stiftungen zu 
verwalten. Eine folche dffentlihe Verwaltungs : Behörde 
wird als folche von einer oberen Behörde beauffichtigt; letz⸗ 
tere wacht darüber, daß die Subftanz und der Ertrag des 
Vermögens erhalten werde. Diefe Aufficht würde aber noch 
nicht genügen; die Verwaltung an fi kann fehr gut ſeyn, 
diefelbe Fönnte in hohem Grade ökonomiſch feyn, fie Fünnte 
dad Vermögen aufbäufen, flatt ed zu verwenden, Es be= 
darf daher noch einer weiteren Aufficht, und zwar einer fol- 
chen, welche die Verwaltung in Beziehung auf den Stif: 
tungszweck oder den Willen des Stifterd controlirt. Diefe 
Auffiht, welche fih der Stifter entweder vom Staat aus— 
drücklich erbittet, oder welche diefer, feiner Beftimmung ein 
geden?, unaufgefordert eintreten läßt, Fann, wie wir dieß 
fhon bei vorlbergegangenen complicirten Organifationen in 
unferm Baterlande erfahren haben, eine von jener erften 
verfchiedene fen, die doppelte Aufficht Fann aber auch wie 
nach unferem jebigen Staatd: Organismus combinirt fepn. 

Aber auch im lebteren Falle darf man die Begriffe, 
die dem Organismus zu Grunde liegen, micht aufgeben ; 
man darf Verwaltung und Aufſi lufſicht nicht vermiſchen und 
verwechſeln. 

Giebt man jene Begriffe auf, ſo bemächtigt ſich der 
gewaltige Staat des Stiftungs-⸗Vermögens unter dem Vor: 
wande, daß der Zweck des Stifter mit feinem, des Staates, 


en 
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Zweck "ganz identiſch ſey, er identifleirt Stiftungs⸗ und 
Staats-Vermögen, er incamerirt die Stiftungen, mag 
er deren Vermögen in die allgemeine Staats-Kaſſe 
fließen laffen, fo daß eigentlih gar nicht mebr be— 
ſtimmt werden Fann, wozu die Stiftungd-Einfünfte verwen: 
det werden, oder mag er noch eine abgefonderte Verwaltung 
führen, fich aber eine, mit dem Willen des Stifter nicht 
mehr barınonirende, wenn gleich deinfelben ınehr oder we— 
niger verwandte Verwendung ded Stiftungd:Bermdgend er: 
Iauben. Beruht auch eine folche Defpotie des Staated in 
Beziehung auf Stiftungen auf Löblichen Motiven, wird 
durch fie fogar ein Mehrere oder Beſſeres ald durch die 
ftricte Befolgung des Willens des Stifters erreicht, noth— 
wendig trägt fie früber oder fpäter ihre fchlimmen Früchte. 
Wird der Wille des Stifterd nicht mehr heilig geachtet, 
wird im Volke Fund, dag an Stiftungen die auffebende 
Staatögemwalt fih Aenderungen erlaube, behauptet fie fogar 
öffentlich ein Recht zu Normativen, fo erfaltet und erlifcht 
der Eifer zu frommen Stiftungen. Der Private, der zu 
einer Stiftung die Mittel und den Willen bat, will die 
Gemwißheit, daß fein Wille zu allen Zeiten unverbrüchlich 
befolgt werde, fey e8, daß er wirklich eine fchlimme Vers 
wendung beforgt, oder daß er aus Ueberzeugung oder Eitel: 
Feit gerade nur feine Vorfchrift befolgt wiffen will. Es 
würde nicht ſchwer ſeyn, aus der in unferem Vaterlande 
gemachten Erfahrung nachzuweiſen, wie nachtheilig auf Er— 
richtung neuer Stiftungen in einer gewiſſen Periode neben 
allgemeinen Urſachen auch die Aneignungen und Anmaßun— 
gen der aufſehenden Gewalt gewirkt haben. Mögen daher 
doch ja Über die mutatio piae causae nicht neue Grund: 
füse Plab greifen, möge vielmehr anerfannt werden, daß 
ein von dem Stifter gegebened, aber nicht mehr anwend— 
bares (Privat) Geſetz nicht anderd denn durch ein (Staatd= 
und Volks-) Geſetz abgeändert werden könne; vergl. 


—Mohl, württembergifhes Staats-Recht Th. I. $. 193. 
nota 2. ©, 412, 
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Es bleibe nun noch übrig, mit dem Heren Verfaffer 
III. zu erörtern, ob und was befondere pofitive Beſtim⸗ 
mungen des vaterländifhen Rechts in Anfehung der 
Reffort:Verhältniffe der Stiftungen verordnen ? 
Hier fagt der Herr Verfaſſer: 

„Sine Vorſchrift, nach welcher Streitigkeiten Über den 
Genuß von Stiftungen, die von Privaten erhoben werden, 
von den Gerichten zu entfcheiden waren, beftand nie. 

Dagegen wurde durch eine Königliche Verordnung vom 
20. Zuli 1808 (Regierungd-Blatt ©. 399) beſtimmt, daß 
Familien » Stiftungen in rechtlicher Beziehung von 
dem Ober » Regierung » Collegium refpicirt werden follen, 
und übereinftimmend hiermit wurde durch eine Verfügung 
vom 28. September 1812 

Knapp, Repertorium III. Thl. 3. Abthlg. Beil. 49. 50. 
&, 96. 97. | 
feftgefeßt, daß bei Privat» Stiftungen für Studirende ftreis 
tige Fälle an die Section der innern Adminiftration zu 
bringen ſeyen. 

Es war alfo in den Jahren 1808 biß 1817 nicht zwei- 
felhaft, dag Streitigkeiten über den Genuß von Familien: 
Stiftungen von der NRegiminal: Stelle zu entfcheiden ſeyen, 
und es liegt überall nicht vor, daß die Entfcheidungen dies 
fer Stellen nur ald außergerichtliche oder friedendrich» 
terlihe angefehen wurden.‘ 

Mit diefen drei Säben wird dad beftebende Recht in 
diefem Zeitraum abgefertigt; gerade dad leichte Berühren 
des Hauptpunfted verräth aber die ſchwache Seite der Sache. 

Allerdings enthalten weder unfere drei Landrechte, 
noch enthalten unfere General-Refcripte den Gab, daß 
Streitigkeiten dıber Stipendien von den Gerichten zu ent» 
fcheiden feyen; aber e8 war auch gar Fein Bedürfniß einer 
folhen partifularrechtlichen Beſtimmung vorhanden, nach⸗ 
dem die Lehre von den Stipendien für Studirende bald 
nach ihrer Entftehung, mwenigftend bald nach der Zeit, zu 
welcher fie häufig conftitwirt wurden, von den Nechtölebrern 
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bearbeitet worden war. Der DBerfaffer des gegenwärtigen 
Auffapes hat die Abhandlungen, welche unter den von Lie 
pen und Siebenkees angeführten Schriften zu den ältes 


ren gehören, nämlich: 

Dom. Arumaei Diss. de jure salariorum stipendiorum 
et mercedum. Jen. 1630. 

Ahasv. Fritsch tractatus nomopoliticus de stipendiis 
et stipendiatis scholaribus. Jenae 1663. 

Ern. Gockel Diss. de piis donationibus, legatis et do- 
tationibus stipendiorum studiorum causa factis. Aug. 
Vindel. 1671. 


nicht zur Hand. Aus diefen Abhandlungen würde ſich wahrs 
fheinlih der Sa, daß Streitigkeiten über Stipendien von 
den Gerichten entfihieden werden, mit Ausſprüchen noch 
älterer Rechtölehrer belegen laffen. Hier mag e8 einfts 
weilen auch an der Autorität eines etwas weniger alten 
Praktikers genügen. 
Zaunschliffer in Diss. jur. de jure stipendiorum ad 
studia inOpp. juridie. Francof. adMoenum 1699 P. 1. 


bat folgende Stelle in C. III. ald Aph. I.: 


„Ex his praemissis facile patet natura stipendiorum vide- 
licet quod illa tribuant facultatem percipiendi certos reditus 
vel summam pecuniae, impendenda ad studia, ad quae etiam 
iter pertinet et a juris sacerdotibus refertur. Carpfp. 3. 
Const. 11. d. 18. Struv. ex. 37. th. 30. Et competunt pro 
illo jure constituto jam acquisito, asserendo actiones reales 
tum ex judicio possessorio v. c. remedium ex c. redintegranda. 
Vide Maev. p. 7. dec. 347. et p. 9. dec. 107. Afflict. 
Dec. 395. tum petitorio v. g. actio confessoria utilis. Struv. 
ex. 13. th. 53. in fin. Hahn ad Wes. Si ususfr. pet. num. 2. 
Richt. vol.4. p.3. Cons. 14. Num. 14. uti ad constituendum 
jus promissum vel legatum actiones personales ex contractu 
vel testamento, vel pro casuum diversitate condictiones ex 
lege vel canone, item exmoribus, quae omnia hienon 
sunt diffuse explicanda, sed solum tribus vocibus 
in memoriam revocanda et applicanda. Poterit etiam 
aliquando locum habere actio praejudicialis, v.g. si quis tan- 
quam aliquis ex familia aut civitate stipendium vindicet: 
arg. 1. 30. ff. ad munic. L. 5. pr. ff. de agn. vel al. lib. vid. 
Struvium ex. 46. th. 68. sub fin. et est haec quaestio ante 
omnes alias discutienda. L. 2. C. de ord. jud. L. 2. C. de 
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ord. cogn. Moev..p. 1. dec: 69. 70. et 186. Pacius cent. 
7. qu. 85,°% 

Wird dem Verfaſſer des gegenwärtigen Aufſatzes die 
Anführung gleicher Stellen aud fpäteren Schriften erlaffen, 
und wird ihm zugegeben, daß der Sab, die Entfcheidung 
von Streitigkeiten über Familien-ÖStipendien fiehe den Ge— 
richten zu, ein gemeinredhtlicher fey, fo wird man auf... 
den Grund der von dem jenfeitigen Herrn Verfaſſer felbft 
angeführten Tübinger Conſilien aud noch zugeben, daß 
gedachter Sab aud in dad mürttembergifhe Recht aufge: 
nommen worden fey. Es ift alfo die Aeußerung des Herrn 
Verfaffers: „eine Vorſchrift, nach welcher Streitigfeiten über 
den Genuß von Stiftungen, die von Privaten erhoben wor— 
den, von den Gerichten zu entfcheiden waren, beftand nie,” 
nicht richtig.” E8 war juris würtembergi, wie juris com- 
munis, daß Streitigkeiten über Familien» Stipendien von 
den Gerichten entfchieden werden, obgleich Diefer Sab weder 
im Landrecht, noch in einem General:Refeript enthalten war. 

Es ift aber auch fpäter nicht durch ein Geſetz beftimmt 
worden, daß die Gerichte in Württemberg foldye Streitig: 
feiten nicht entfcheiden follen. Daß died gefcheben fen, 
will der Herr Derfaffer dadurch nachweifen, daß er die 
Königl. Verordnung vom 20. Juli 1808 und eine Verfü— 
gung vom 28. September 1812 anfübhrt. 

Es war juris würtembergici non scripti, daß gedachte 
Proceffe von den Gerichten entfchieden werden; wenn num 
die Königl, Verordnung vom 20. Juli 1808 fagte: „Da 
Seine Königliche Majeftät allergnädigft zu verordnnen gerubt 
haben, dag Familien = Stiftungen, bei welchen e8 fi nicht 
fomohl und hauptfählich von dem Patrimonio der Pupillen, 
ald vielmehr von einem zu gewiffen Zwecken beftimmten 
Gefammt » Eigentbum der der Königlichen Staats = Hoheit 
unterworfenen Bamilien handelt, in rechtlicher Bezie— 
bung von dem Königl. DbersRegierungs » Collegium, in 
dconomifcher und adminiftrativer Hinficht aber von dem 
Königl, Ober-LandedsDeconomie-Collegium refpicirt wer 
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den follen, fo wird ſolches zur allgemeinen Kenntniß ge 
bracht.” — 

Wie fol hierin das Geſetz gefunden werden, die Pros 
ceffe über Familien » Stiftungen follen Fünftig nicht von 
den Gerichten, fondern von dem Ober-Regierungs: Collegium 
entfchieden werden? Wie fünnte man fagen: eine Behörde 
refpicire ein Nechtd = Inftitut, flatt zu fagen: eine Behörde 
babe die Procefje, welche ein Nechts » Inflitut betreffen, zu 
entfcheiden? Offenbar ift durch die Verordnung nicht ges 
ſchehen, ald daß die Oberaufſicht über Familien = Stif: 
tungen dem bezeichneten Collegium zugemwiefen worden ift. 

Ein eben fo unhaltbarer Grund für den aufgeftellten 
Sat ift die angeführte Verfügung vom 28. September 
1812, daß bei Privat » Stiftungen für Studirende ftreis 
tige Fälle an die Section der innern Adminiftration zu 
bringen feyen. Der Herr Verfaſſer hätte nicht blos den 
Inhalt diefer Verfügung anführen, fondern er hätte nicht 
nur diefe ganze Berfügung, fondern hätte auch die Verord— 
nung vom 30. Juni 1812, auf welche jene Verfügung fich 
bezieht, mittbeilen follen. Leſen wir diefe beiden Verord— 
nungen volftändig und in ihrem Zufammenbange, fo ergibt 
fid in der That ein offenbarer Beleg gegen den Herrn 
Berfaffer. | 

Die Verordnung der Section der innern Adminiftration 
vom 30. Juni 1812 lautet folgendermaßen: „Seine König: 
liche Majeftüt haben allergnädigft zu verordnen geruht, daß 
die Legate an Studirende und die Adminiftration der Pri- 
vatfliftungen genau umterfucht, und deren Vertheilung nicht 
weiter den Magiftraten unbedingt überlaffen, fondern alles 
böberer Cognition unterworfen werden folle, Es wird da= 
ber dem Königl. Landvogtei-Amt biedurch der Auftrag ers 
theilt: dieſe allerhöchfte Anordnung in dem Königl. Land: 
vogteibezirfe befannt zu machen, und von den Oberbeamten 
und Magiftraten genaue Berichte darüber einzuziehen u. 
ſ. w., fondern auch | 

8) für die Zukunft bei jeder neuen Verwilligung eines 


. 
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Stiftungd-Genuffes an die Königl. Section der innern Ad⸗ 
miniſtration Bericht zu erſtatten, und Reſolution darauf zu 
erwarten u. ſ. w.“ 

Der damalige unumſchränkte Regent hat alſo durch 
dieſe Verordnung die Jurisdiction der Gerichte über Strei⸗— 
tigfeiten in Familien⸗Stipendien⸗Sachen feineömegs aufbe- 
ben, fondern nur eine fehr genaue und regelmäßige Auf: 
ficht über die Verwaltung diefer Stipendien durch die Ma: 
giftrate ausüben laffen wollen. 

Nah diefer Verordnung hätte die Königl, Section 
der Commun-Verwaltung mit der Verleihung von 
Stipendien aus Privat-Stiftungen gar nichtd mehr zu thun 
gehabt; died mar aber nicht die Meinung; daher hat die 
Königl. Section der inneren Adminiftration, nicht 
der damalige unumfchränkte Regent und Gefehgeber, die 
von dem Herrn Verfaffer angeführte Verfügung vom 28. Sep: 
tember 1812 erlaffen, welche folgendermaßen lautet: 

„Da die Anordnung getroffen worden ift, daß über die 
Bewilligung eined Stipendien» Genufed aus Privat: Stif: 
tungen für Studirende, fo lang diefelbe nicht ftreitig ift, 
die Königl. Section der Commun-Verwaltung zu erkennen 
haben, in ftreitigen Fällen aber die Sache an die Section der 
innern Adininiftration gebracht werden folle, fo wird ſolches 
dem Königl. Dberamt mit dem Anfügen eröffnet, daß hie— 
durch die in dem Circular-Erlaß vom 30. Juni I. J. ent: 
baltene Vorfchrift wegen der bei jeder neuen Vermilligung 
eined Stiftungs:Genuffed zu beobachtenden- Berichts-Erſtat⸗ 
tung eine Modification erlitten habe.’ 

Nun ift gewiß Har, daß durch die Verfügung rom 
28. September 1812 die Competenz der Gerichtöftellen über 
Proceffe in Familien-StipendiensSahen hat nicht aufgeho— 
ben werden fünnen und follen. 

Wäre fogar diefe Verfügung nicht eine bloße Inſtruc⸗ 
tion einer Verwaltungs: Behörde für die ihr untergeordneten 
Behörden gemwefen, hätte dad, was der Herr Verfaſſer ans 
geführt bat, auf diefelbe Art das StaatdsOberhaupt audge> 
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fprochen, fo könnte man doch nie annehmen, daß man mit 
diefen Worten und auf diefe Art die Gerichte für die frage 
lichen NRechtd » Streitigfeiten für incompetent habe erklären 
wollen? Es ift wohl befannt, daß man im der Periode, in 
welche jene Verfügung füllt, bei Sefliegung mehrerer Bes: 
ſtimmungen, welche Gefepeskraft haben ſollten, die rechtlichen 
NRequifite der Promulgation nicht beobachtet hat; allein dies 
bat man doch getban, daß man die Verordnung den Bes 
börden infinuirt bat, die fich nach derfelben richten ſollten; 
fehr natürlich, weil dies fonft nicht möglich gemefen wäre, 
Hier aber follten die Gerichte ihre Jurißdiction über Pro— 
ceffe wegen Privat: Stiftungen verloren baben, obne daß 
man es ihnen nur gefagt bätte? Kann ed wirklic einen 
Augenblick zweifelhaft feun, dag man durch gedachte, nur 
den Regiminalftellen infinuirte Verfügung blos eine außers 
gerichtliche oder friedensrichterliche Entfcheidung babe ans 
ordnen wollen ? 

Nun Lommt der Herr Verfaffer noch an einen feiner 
Theorie fehr befchwerlichen Punft, an die Beſtimmung des 
DrganifationdsEdictd vom 18. November 1817, und an die 
daffelbe erläuternde und ergänzende Inſtruction für die Kreis: 
Regierungen vom 21. December 1819, nach deren 6.17. P, 
Nro 5. zu dem Geſchäftskreiſe einer Kreis-Regierung aud) 
gehört: 

„Die Sherauffiht über die Verwaltung der Familien— 
und anderer Privat: Stiftungen und außergerichtliche 
Entfcheidung der Streitigkeiten hierüber,‘ 

Nimint man hiezu die Thatfache, daß bid zum Erfcheis 
nen diefer Inftruction die Gerichte über Streitigkeiten, melde 
Familien» Stipendien betrafen, erfannt haben, fo ift doc) 
gewiß durch die Jnſtruction recht Flar audgefprechen, daß 
die gerichtliche Entfcheidung der Streitigkeiten über Fami⸗ 
lienſtipendien den Civil» Gerichten verbleibe. Es kommt 
die vorliegende Ausführung über dieſe Beſtimmung damit 
hinweg, daß geſagt wird: „Der Beiſatz: außergerichtlich bes 
zeichnet jedoch noch keineswegs, daß die Regiminalſtellen 

Monatfchr. f. d. Iuftizpfl. IV. Bd. 2. Abth. 16 
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nicht ‚befugt -feyen, ihre Erfenntniffe nicht zu vollziehen und 
im Falle der Berufung auf den Rechtöweg erft eine richters 
liche Entfeheidung abzuwarten. Es iſt auch von den Regi⸗ 
minalſtellen ſeit 1819 nie fo gehalten worden. Jedenfalls 
giebt jener Beiſah den Gerichten Feine Befugniß, einen es 
genftand, der nach den bis zum Jahr 1819 beftandenen Nor: 
men nicht in ihren Neffort gehört, in denfelben zu ziehen.” 

Es ift hier nur gefagt, was diefe Stelle der Inſtruction 
nicht bezeichne, nicht aber das, was fie bezeichnet. In der 
That ift aber nichts deutlicher, ald der Ausfpruc der In⸗ 
ſtruction: den Kreis-Regierungen ſtehe die Oberaufſicht über 
die Familien-Stipendien und die außergerichtliche Eutſchei⸗— 
dung der Streitigkeiten hierüber zu. Was dagegen in dem 
vorliegenden Auffab über die Inſtruction gefagt wird, ifl 
um deswillen nicht deutlich, weil ein Erlaß der Minifterien 
der Juſtiz und des Innern vom 30. Auguft und 29. Sep; 
teınber 1821, welcher die Inftruction erläutert, und zum Vor— 
flande der dieffeitigen Behauptung dient, nicht angeführt if. 

Unter dem: 30. Auguft und 29. September 1821 haben 
nämlich die Minifterien des Innern und der Juſtiz an Die 
ibnen untergeordneten Stellen die allerhöchſte Verordnung 
audgefchrieben : 

„i) Die Hegierung- Behörden fü fi nd fowohl bei Gegen⸗ 
ftänden,, welche die Fürſorge der Polizei in Anſpruch neh— 
men, ald auch fonft in Fällen, wo die Gefepe, namentlich 
das V. Edict vom 18. November 1817 $. 39. und 65. und 
die Verordnungen vom 13. September 1818 und '?,,. No: 
vernber 41819, ingleichen die Snftruction für die Kreid-Res 
gierungen vom 241. December 1819 fie zu einer anßergericht- 
lichen Entfcheidung beſonders ermädhtigen, diefe Entfcheidung 
nicht blos nach Grundfähen des Öffentlichen Rechts, fondern 
auch nad) Maasgabe der in jedem Falle eintretenden pris 
vatrechtlichen Gründe zu ertheilen befugt und verpflichtet. 

2) Wo hingegen die Verbindlichkeit zu einer Leiſtung 
auf privatrechtlichen Verhaͤltniſſen beruht und der Betbei⸗ 
ligte fich auf die Entfcheidung der GerichtösBehörde beruft, 
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da findet eine proviforifche Verfligumg der Regierungd- Ber 
börde nur alddann Statt, wenn das richterliche Erfenntniß 
ohne Gefährdung der allgemeinen Sicherheit oder anderer 
ftant8polizeilicher Zmedfe nicht abgemartet werden kann. 

5) In diefem Sale ift zwar die Verfügimg der Regie: 
rungsbehörde für das rechtliche Verhältniß der Betheiligten 
ganz unnachtheilig, und Lehtere werden dadurch in Verfol⸗ 
gung Ihrer Nechte ſowohl in possessorio als in petitorio 
nicht gehindert; dagegen kann aber auch weder die bloße 
Berufung auf den Rechtsweg die Verfügung der Regierungs— 
Behörde unmirkffam machen, noch ift die Gerichtd = Behörde 
befugt, fo lange fie micht in dem einen oder dem andern 
der genannten Proceßwege nach vorgängiger Verhandlung 
der Partheien erkannt und bievon die Regierungd = Behörde 
benachrichtigt bat, das Proviforium derfelben aufzuheben 
oder ein andered an deffen Stelle zu ſetzen.“ 

Hat man diefe Königliche Verordnung vor Augen, fo 
verfteht man erft, was in der negativen Behauptung des 
Herrn Verfaſſers Tiegt: „der Beiſatz: außergerichtlich bes 
zeichne noch keineswegs, daß die NRegiminalftellen nicht be: 
fugt feyen, ihre Erfenntniffe nicht zu vollziehen und im 
Falle der Berufung auf den Rechtöweg erft eine richterliche 
Entfcheidung abzumarten. 

Allerdings aiebt es Falle, wo die Regiminalftellen bes 
fugt find, außergerichtliche Erfenntniffe zu vollziehen, ohne, 
tim Falle der Berufung auf den Rechtömeg, erft die richter: 
liche Entfcheidung abwarten zu müfen. Aber warum führt 
der Herr Verfaſſer diefen Satz fo allgemein und bei Fällen 
an, auf die er Feine Anwendung leidet? Oder iſt ed nicht 
richtig, daß das Rechtsverhältniß eines Stifterd und eines \ 
durch Verwandtſchaft genau bezeichneter Berechtigten ein 
privatrechtliches iſt, und iſt es nicht richtig, daß bei dieſem 
Verhaͤltniſſe das richterliche Erkenntniß ohne Gefaͤhrdung 
der allgemeinen Sicherheit oder anderer flaatspolizeifrcher 
Zwecke ganz ruhig abgewartet werden kann. "Bei Familien⸗ 
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nad) der Infteuction eine außergerichtliche Entfcheidung ge— 
ben, fo bald fi aber eine Partbei auf den Rechtsweg be- 
ruft, kann die RegierungdsBehörde ihre Entfcheidung nicht 
vollziehen. Diefe Entfcheidung iſt alfo eine rein friedens- 
richterliche, die nur Gültigkeit hat, wenn die Partheien fie 
annehnen. | 
| Daß der Auddrud: außergerichtliche Entſcheidung den 
Sinn einer friedensrichterlichen, proviforifchen habe und der 
gerichtlichen Entfcheidung entgegengefeht fey, ergiebt fich 
auch aus andern Stellen der Inftruction, wo jener Ausdruck 
noch vorkommt, nämlih in $. 6. lit. g., $. 17. a. $. 17. 
10. Die Kreid-Regierung bat nad) $. 6. lit. g. die Wab» 
sung der landeöberrlichen und Hoheitd » Rechte im Innern 
in jeder Beziebung und die außergerichtliche Entfcheis 
dDung der dabei vorfommenden Ötreitigfeiten. 
Zwar werden bei diefen Gegenftänden Civil Proceffe nicht 
bäufig vorfommen, aber möglich find fie; denn gewiß würde 
3. DB. ein Streit wegen Entziehbung eined privilegii one- 
rosi, ein Streit über dad Poflregal von dem Cipilrichter 
entfchieden werden. 

Daß die in $. 17. lit. a. angeführten Streitigfeiten 
ber die Ablöfung der Feudal-Abgaben, nad) Maasgabe des 
Edictd vom 15. September 1818 und über die bei Verwal— 
tung der Kreis: Finanz» Kammern entftehbenden rechtlichen 
Anftände, erftere mit Ausnahme der in den Ablöfungs-Ges 
feen enthaltenen Fälle, deägleichen die in $. 17. Nro 10. 
angeführten Streitigkeiten über Lande, Brücken-, Ufer: und 
Waffer = Baumefen civilgerihtlih entfchieden werden, ift 
notorifch. 

Diefe Inftruction von 1819 und diefe Minifterial-Ber: 
ordnung von 1821 ift auch indeffen befolgt worden. Die 
Gerichte haben, fo oft ein Stipendien: Proceß an fie gebracht 
worden, denfelben entfchieden,, und fogar die höchfte Vers 
waltungöbebörde, der Königl. Geheime: Rath, hat in meh— 
veren Fällen, wo über Stipendien Recurs an ihn ergriffen 
worden, auf den Rechtömeg vermwiefen, 
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Durch die Behauptung ded Herrn Verfaſſers: „jedens 
falls gebe jener Beifab (in der Inftruction) den Gerichten 
feine Befugniß, einen Gegenftand,, der nach den bis zum 
Jahr 1819 beftandenen Normen nicht in ihren Reifort ges 
bört babe, in denfelben zu ziehen, ift gar nichtd gewonnen, 
denn die Behauptung, daß Streitigkeiten über Familien— 
Stipendien bis zum Jahr 1819 zum Reſſort der Gerichte 
nicht gebört haben, ift, wie gezeigt worden, unrichtig, und 
die Gerichte bedürfen zur Begründung ihrer Competenz in 
Streitigkeiten über Familien» Stipendien der nah Anhö— 
rung ded Königlichen Geheimen-Raths erganges 
nen Königlihen Inſtruction für die Kreis-Regieruns 
gen und der Minifterial: Verfügung nicht; die Gerichte 
Fönnten diefelben nur benüben, um die Adıniniftrativ = Bes 
börden, welche den Rechtsweg beftreiten wollten, mas jedoch 
noch gar nicht gefcheben ift, von ihrem Eingriff in die Eivils 
Suftiz fogar mittelft der fie, die Verwaltungs » Behörden, 
felbft bindenden Normen zu überführen. 

Zu verwundern wäre, daß der Herr Berfaffer für feine 
Theorie dad Verwaltungs-Edict von 1822 nicht benützt bat, 
wenn nicht der Schein, den ed ihr giebt, bei genauerer Bes 
trachtung fogleich wieder ſchwinden würde. 

In den $. 120. ded Verwaltungs = Edictd heißt «8 
zwar: „Die in jeder Gemeinde vorhandenen Stiftungen für 
Kirchen, Schul: und Armens-Bedürfniffe, mit Einfhluß 
der für diefe und ähnliche Zwecke beftimmten Ka: 
milien=- und anderen Privat: Stiftungen, find, 
wofern die Stifter feine andere Auffichts » Behörde benannt 
haben, unter die befondere Obhut der geiftlichen und welte 
lichen Orts-Vorſteher geſtellt.“ Allein hierdurch find die 
Familien:Stiftungen den Öffentlichen Stiftungen keineswegs 
völlig gleichgeftelt worden. Zum richtigen Verftändniffe 
dieſes F. muß man den Königl. Verfaffungs » Entwurf zu 
Hülfe nehmen. 

Dieſer Entwurf fagt in feinem FI. Anhange in $.25.: 
„Wegen der Gleichheit der Zwecke und der nahen Verbin: 
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dung ‚der Öffentlichen „und. Privat» Stiftungen werden auch 
die Familien-Stipendien und andere für Gotteödienft, Uns 
terricht oder Wopltbätigkeit errichteten Privat = Stiftungen 
unter die Oheraufficht diefer Behörde (der dem Königl. 
Minifterium ded Kirchen: und Schulmefend untergeordneten, 
aus Dlitgliedern beider Eonfeffionen zufammengefepten Stelle 
[$. 23:]) geftellt, in wie fern nicht die Stifter eine andere 
oberauffebende Bebörde beſtimmt haben.‘ 

Auf diefe Beſtimmung des Königl. Entwurfed bezieht 
fih das III. Edict über die Verwaltung der Stiftungen vom 
31. December 1818 fogleich in feinem Eingange, und aus 
diefem Edict iſt fie in die neue Nedaction ded Verwaltungs— 
Edicted von-1822 übergegangen. Den öffentlichen Stiftuns 
gen find ſonach die Bamilien = Stiftungen. und möbefondere 
die Samilien-Stipendien nur binfichtlich der Staatd-Aufficht 
gleichgeftellt,; keineswegs aber ift durch diefe Gleichſtellung 
für die SamiliensStiftungen und Familien-Stipendien der 
Rechtsweg ausgeſchloſſen worden, Ließe fih auch nicht, wie 
geſchehen, die Quelle jenes Theils des $. 120. des Verwal⸗ 
tungsedictes nachweifen, fo wäre doch nach allgemeinen Auds 
legungsregeln anzunehmen, daß der Grfepgeber einen fo ums 
faffenden Say des befteheuden Rechtes, daß Streitigfeiten 
über. Familien: Stiftungen zur Competenz der Gerichte ge— 
bören, durd ein im Vorbeigeben gemachted unbeſtimmtes 
Einfchiebfel nicht babe aufheben wollen. 

Das Verwaltungs » Edict von 1822 will mitbin nicht 
anderes fagen, ald wad der Königl. Entwurf gefagt bat, 
dag nämlich auch die Familien-Stipendien unter die Ober: 
aufficht der Staatd » Behörde geftellt: ſeyen; böchftens kann 
man wine Grmeiterung ded Königl. Entwurfes darin finden, 
daß der Stiftungsrath auch die erfte, unterfte Aufficht über 
die Verwaltung des Stipendien s Berindgend in dem Falle 
zu. führen babe, wenn baffelbe in der Gemeinde verwaltet 
werde; keineswegs aber läßt fih eine Einverleibung des 
Stipendien » Bermögend in. das Stiftungd » Vermögen der 
Gemeinde und eine an den Stiftungsrath geſchebene Ein: 
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raͤumung von Didpofitiond- Befugniffen behaupten. So viel 
dem VBerfaffer des gegenwärtigen Auffabes bekannt, ift die 
Behauptung, daß über die Familien» Stipendien die Stif— 
tungdrätbe gerade ebenfo wie über dad Vermögen öffentlicher 
Stiftungen verfügen können, noch nie öffentlich aufgeftellt 
worden. Wären aber auch fhon in einzelnen Fällen ſolche 
Eingriffe in die Privat» Recdhtsipbäre gefcheben , fo würden 
fie dadurd) geheilt worden feyn, daß der Verlehte fich bei 
der außergerichtlichen , friedensrichterlichen, wenn auch ma— 
teriell unrichtigen Entfcheidung berubigt bat, Jedenfalls kann 
man bebaupten, daß die privatrechtlihe Natur folcher Ver: 
hältniſſe an fih noch anerkannt ſey, fo lange noch Verwal⸗ 
ter von Stipendien, die zugleich Lehrer des vaterländifchen 
Rechtes find, ſolche Proceffe vor den Eivilgerichten des Lan⸗ 
des führen, fo lange die höheren Auffichtöftellen von folchen 
Proceffen Wiffenfchaft haben und zu deren Führung legitis 
miren, fo lange die höchfte Verwaltungs: Behörde, der Königl. 
Geheime-Rath felbft, die fireitenden Theile auf den Rechts» 
weg verweidt, und fo lange alle unfere Gerichte, die Bes 
zirfögerichte wie die Kreis⸗Gerichte, und der höchſte Gerichtö= 
Hof fih für folde Proceffe ald competent erflären. 

Endlich führt der Herr Berfaffer noch aus, daß feiner 
Theorie die Einwendung, die man etwa aus dem $. 95. 
der Berfaffungd = Urfunde ableiten Fünnte, nicht im Wege 
ftebe, Der Berfaffer ded gegenwärtigen Auffabed will die 
Sompetenz der Gerichte für die Entfcheidung der Streitigs 
Feiten über Samilien » Stipendien aus der Verfaſſungs-Ur— 
Funde nicht ableiten; zu Begründung diefer Competenz be: 
darf ed der Verfaſſungs-Urkunde nicht; diefe Competenz hat 
vor der Berfaffung beftanden und würde auch obne foiche 
befteben; für die Proceffe über Familien: Stipendien find Die 
Eivil:Gerichte competent, weil jene Proceffe wahre Privatr 
rechte betreffen. Auch kann der $. 95. nicht fo gelegentlich 
abgefertigt werden. Dagegen wäre zu wünfchen, daß bie 
autbentifche Interpretation dieſes $., welche längft als noth— 
wendig anerfannt worden, endlich erfolgen möchte. 
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So lange man die Staatögewalt wie auf die biöherige 
Weife fpaltet, fo lange man nicht die Anfücht praftifch wers 
den läßt, daß vie Staatsgewalt im Allgemeinen nur zweier: 
kei Funktionen babe, Geſetzgebung und Anwendung der Ges 
feße, fo lange man nicht anerkennt, daß die richterliche Ge— 
walt alle Streitiafeiten über wohl erworbine Rechte zu ent— 
ſcheiden, die Vermaltung aber die Geſetze auf nicht flreitige 
Fälle anzuwenden bar, — Letzteres gewiß ein weited Feld 
für die würdevolle Thärigfeit der Verwaltung, — fo lange 
wird der $. 95. in feinem Geifte nicht interpretirt werden. 

Zweierlei ift fihon Jedem, welcher auch nicht Staates 
Rechts-Gelehrter ift, ſchwer begreiflih ; einmal ift nicht zu 
begreifen, wie man confequent dem Staats-Oberhaupt, das 
in der Negel von den ftreitenden Partheien fo entfernt mie 
fein Staatögenoffe ftebt, anmutben kann, fich aker Theil 
nabıne an der Entfcheidung des Streited zu enthalten, wäh- 
rend man den Verwaltungs: Behörden geftatter, die Strei— 
tigfeiten, in welchen fie Parthei ift, zugleich als Richter zu 
entfcheiden; und dann ift die Eiferfucht zwifchen der richters 
lichen und der vollziebenden Gewalt unbegreifid. Man 
Fann in Wahrbeit nie fagen, daß man je die richterliche 
Gemalt zur oberſten und allen wirffamen. machen wolle ; 
beide Gewalten bleiben ſtets coordinirt, wenn fie nad ihrer 
Beſtimmung wirken; gehen Rechts-Verletzungen vom Organe 
der vollziebenden Gewalt aus, fo wird durch daß richterliche 
Erkenntniß die vollziebende Gewalt fo wenig unter die rich: 
terliche geftellt, ald diefe unter jene, wenn von Anordnungen 
der vollziebenden Gewalt auch Organe der richterlichen Ge— 
walt betroffen werden. Jede Rechtsverletzung, welche einem 
Staatögenojfen von einem Privaten oder von einem Organe 
der Staatsgewalt zugefügt worden, ift der richterlichen Ges 
walt unterworfen, und die Geſetzgebung kann blos aus Grüns 
den der Zwechnäßigfeit gewiffe, von Organen der Staats: 
gewalt zugefügte Nechtd = Verlepungen von den ordentlidhen 
Civil:Gerichten erimiren und fie einem nad der Natur je= 
ner Rechts-Verletzungen in Beziehung auf Die Befepung der 
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Gerichtsbank und auf dad Verfahren zweckmäßig organifir- 
ten Special-Gerichte zumeifen. | 
Der Berfaffer ded gegenwärtigen Auffabed glaubt mit 
dem Bisherigen dargethban zu haben, daß wenn ed fich de 
lege ferenda handelte, eine Gefehgebung , welche die bürs 
- gerliche Freiheit ſchühhen und zugleich den mildtbätigen Sinn 
der Staatögenpffen nähren will, ſich nicht für die ın dem 
fraglichen Aufſatz aufgeftellte Theorie entfcheiden Fünnte ; 
defto gemwiffer wird dad beſtehende Recht feftgehalten werden. 


Der Herr Verfaffer des Aufſatzes: Ueber die Einfchreitung 
der Gerichte bei Familiens und ähnlichen Stiftungen in dem 
2ten Hefte der 2ten Abtbeilung des Zten Bandes der Monat: 
fchrift ift auf einem viel weniger Fünftlichen Wege zu demfelben 
Refultate gefommen, wie der Herr Berfaffer des erften Aufſatzes. 

Er fagt: „in Betreff der Auffichtö-Behörden der Stif— 
tungen giebt es dreierlei Fälle, 

1) wo der Stifter gar feine benannt, 

2) wo er ald foldhe die Ortd= Behörde ausdrücdlich be: 
zeichnet, oder 

3) wo er die Aufficht und Vertheilung ded Genuffed ans 
dern Stellen oder Perfenen, 3.8. dem Aelteſten einer 
Familie, übertragen bat. 

Sn den zwei erften Fällen bat daB Gefeb (dad Verwal: 
tungdedict) und der Stifter die geiftlichen und weltlichen! 
Orts-Vorſteher oder die Stiftungs-Räthe ald Collatoren 
flimmt, und. damit den Gerichten jede Cinmifchung in ie 
Bergebung des Stiftungs-Genuſſes entzogen, welche auch 
in dem dritten Fall nicht Statt finden kann, weil ſich der 
Stifter darüber außgefprochen hat, von wen diefe Berge: 
bung gefcheben fol; und hiermit find die Gerichte fhen 
abaefertigtz Reftitutiond-Fäle ausgenommen, follen fie mit 
Stipendien gar nichts zu thun haben, E8 ift in der That 
unbegreiflich, wie man in demfelben Augenblide, in dem 
man von der Auffiht und von der Verleihung eines Sti— 


pendiumd fpricht,, beides für gleichbedeutend nehmen Fann. | 
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Man braucht nicht auf die deutliche Auseinanderfeßung in 
der fhon angeführten Schrift won Siebenkees zu vermweis 
fen, daß das Recht, ein Stipendium zu-conferiren und die 
Verwaltung ded Fonds deffelben zweierlei fey, ed liegt 
dies in den Begriffen felbft und ‚gerade in dem von dem 
Heren Derfaffer aufgeftellten dritten Falle ift ed ganz ſicht⸗ 
bar. Aber noch unbegreiflicher ift die gänzliche Verwechs⸗ 
lung fteeitiger und nicht flreitiger Sachen. Wenn der Herr 
Verfaſſer gefagt bat, eine Einmiſchung der Gerichte in die 
Vergebung des Stipendien: Genuffes könne nicht Statt finden, 
weil der. Stifter die ECollativn dem Familien: Aelteften über- 
tragen babe, fo müßte er finden, daß hieraus folgen würde, 
daß dieſer Senior auch Streitigkeiten zu entfcheiden babe, 
was doch fehon gegen alle Erfahrung iſt und was der Herr 
Berfaffer gemiß nicht behaupten. wollte, Es ift alfo feine 
aufgeftellte Argumentation nicht richtig. Genau betrachtet, 
wird fie am Ende durh die ausführliche Anmerkung des 
Herrn Nedacteurd auch widerlegt, wenn es gleich von vor= 
nen berein nicht den Schein hat. 

Daß gegen eine Familien » Stiftung oder Familien- 
Stipendien » Stiftung nicht geflagt werden könne, mill der 
Herr Redacteur aus der Analogie einer Klage gegen eine 
Erbfchaft Flar machen. Er fagt, „ed werde fih nach den 
Grundſätzen des römifhen Nechted nie rechtfertigen laſſen, 
daß die Klage eines Erb» Prätendenten oder eined Legatars 
gegen den Erbmaſſe-Verwalter oder — um der Aehnlichkeit 

noch näher zu rücken — gegen den Teftamentd-Erecutor ans 
geftellt werde, fondern nach den beftehenden Grundfähen ſey 
der Beſiher der Erbfchaft und auch in den verfchiedenen 
Fällen eines durch Dritte ausgeübten Befines, namentlich 
bei Verwaltung der Erbmaffe, der Mitprätendent der rechte 
Beflagte.‘ Allein in diefer Allgemeinheit möchte diefe Bes 
bauptung doch bezweifelt werden dürfen. . Der Herr Redac—⸗ 
| teur bat dafür, daß der Teftaments » Erecutor nie belangt 
; werden Pönne, feinen rund angeführt, und es läßt fich eim 
ſolcher auch nicht einfehen. Gefeht, der Erbe hätte nach der 
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Verordnung des Erblafferd dem Teflaments: Erecutor die ! 
beftiimmte Summe audgefolgt, an welche ein Dritter und 
Vierter, jeder mit Ausfhluß ded Anderen, Anfpruch mas | 
den; warum folk denn ſchlechterdings der Erbe und nicht | 
der Zeftamentd » Erecutor die Proceffe führen, nachdem der 
Erbe den Willen des Erblafferd, dem Erecutor die zu dem: 
son ihn gefegten Zwecke beflimmte Summe einzubändigen, 
erfüllt und überdies erflärt bat, daß es ibm gleichgültig | 
fey, wem dad Gericht die Summe zufprehe? Welches. ſollte 
der Rechtsſatz ſeyn, der gegen eine Klage gegen den Erecutor | 
anftöße? Wenn der Erbe nach dem Teftament gegen den 

Executor geleiftet bat, warum follte ed rechtlich unmöglich 

fenn, gegen: den Erecutor ex testamento zu Hagen? Die 

Praktiker fcheinen auch Klagen gegen die Teftamentd:-Erecur 

toren für möglich zu halten. Wenn 3. B. Leyser in 
Medit. Vol. V. Med. 374. N. 12. ſagt: executoribus te- 
stamentariis, dum defunctorum voluntates tuentur, liti- | 
gandum sacpe est cum iis, qui illas oppugnant, fo Fann | 
man bier gewiß auf eine ungezwungene Weife die Tefla- 

mentderecutoren auch ald Bellagte annehmen. 

Wollte man aber auch als ungmweifelhaft annehmen, daß 
gegen einen Teflamentd:Erecutor nie, unter feinen Umſtän— 
den geflagt werden Fünne, daß vielmehr fletd gegen den Er— 
ben geBlagt werden müffe, fo koͤnnte mit dieſem Satze noch 
wicht bemiefen werden, daß gegen den Berwalter oder Euras 
tor eined Stipendiumsd nicht geflagt werden fünne; denn 
Der Herr Redacteur nimmt felbfi zwifchen einem Legate umd 
einer FamilienStiftung nur eine Analogie an, gerade hier⸗ 
aus aber, weil dad Verhältniß nicht gleich, fondern nur ähn⸗ 
lich ft, folgt, daß bei diefem nicht alles, was bei jenem, 
gelte, Auch der Herr Nedacteur denkt fich die Stiftung. ald 
eine moralische Perfon; warum gegen dieſe eine Klage. nicht 
Statt finden folle, weiſt er nicht nach; er behauptet es 
blos nad der angeführten Analogie; einen Grund, der in 
der Stiftung: felbft läge, bat er nicht: auguführen. Am Ende 
giebt er jedoch zu, daß man den Collator der Stiftung ald 
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den Vertreter der Mit: und NachsPrätendenten anfehen und 
mittelft diefer Fiction ihn belangen könne, und bei dieſer 
Vorftelung fann man ſich beruhigen. Es fommt auf daf- 
felbe heraus, ob man geradezu fagt: die Stiftung felbft 
Fönne belangt werden, wenn nicht ein Dritter, fondern der 
Erecutor den Anfpruch beftreite , oder ob man daffelbe mir 
dem Motiv zugiebt, die Stiftung fen eine moralifche Perfon 
oder fie vertrete Fünftige Pratendenten. Den Privatrechtös 
weg aber mit dein Herren Redacteur höchſtens auf den Fall 
zu befchränfen, daß die Anſprüche eined klagend auftretenden 
Prätendenten gegen einen beftimmten Befiger und 
Prätendenten gerichtet werden und gerichtet werden Fön 
nen, biezu ift fchlechterdings Fein binreichender Grund vor: 
banden. Hat der Prätendent ein Privatredht, dad er an 
fih) vor den Gerichten geltend machen kann, fo läßt ſich 
durchaus die Nothwendigkeit nicht einſehen, erft zu unters 
fcheiden, ob ein: Dritter oder ob der Eollator es ihm ftreis 
tig mache; in dem einen, wie in dem andern Falle muß er 
vor dem Eivik-Gerihte Hagen können. Iſt ed der Collator, 
der feinen Anfpruch nicht anerkennen will, fo kann allerdings 
eine Befchwerde bei der Auffichts = Behörde helfen, bilft fie 
aber nicht, fo Fann doch wahrhaftig darum, weil eine Aufs 
fiht angeordnet ift, und diefe mit Recht oder Unrecht den 
Willen des Collatord nicht ander beftimmt oder weil fie 
ihn nicht zu zwingen vermag, der Rechtsweg, der felbft ge— 
gen Staatd:VBerwaltungs-Stellen offen ftebt, nicht verfchlof: 
fen werden. Selbſt, wenn e8 richtig wäre, daß aus Klagen 
gegen die Eollatoren Verwirrungen entfteben, würde eine 
ſolche Schwierigkeit nicht berechtigen, den Rechtsweg zu vers 
ichließen ; jedenfalls wäre died nur ein Grund, der bei Aufs 
ftellung eines neuen Rechtes geltend gemacht werden Fünnte, 
und ed müßte fich daher höchftend auch gegen den Heren 
Nedacteur auf das beftehende Recht berufen werden. 

Zur Belegung der Behauptung, daß nad) dem beftehen: 
den Rechte die Eivil:Gerichte die Streitigkeiten über Fami— 
lienftipendien entfcheiden, insbefondere zur Befcheinigung der 
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Behauptung, daß die Eivil: Gerichte auch noch nach dem 
Erfcheinen der Consilia Tubingensia, nad den Drganifa= 
tionen von 1806 bis 1817 und nad der Snftruction von 
1819 folche Proceffe entfchieden haben, werden einige der— 
gleichen gerichtlich entfchiedene Streitigkeiten über Familien: 
Stipendien bier noch angeführt. 


1) Im Jahr 1774 hatte U. bei dem Herzogl. Geheimen-Rathe 
gegen die Zulafung der M’fchen Familie zu dem B.’fchen Stipen— 
dium Einwendungen vorgebracht, worauf durdh ein Refeript diefer 
Behörde vom Jahr 1775 dem afademifchen Senat aufgetragen wurde, 
diefe Einwendungen den übrigen betbeiligten $amilien zu communi— 
eiren; der Gegenftand blieb jedoch beruhen, bi im Jahr 1786 ein 
Mitglied der M.’fchen Familie um Einfesung in den Genuß des 
Stipendiumd bei dem afademifhen Genate bat. Nun gefhah die 
früher angeordnete Communication jener Einwendungen; e8 wurden 
vor dem Senate zwifhen dem Competenten M. und den Senioren 
der übrigen betheiligten Samilien Schriften gewechfelt und endlich 
im Jahr 1794 verlangte der academifhe Senat von der juridifchen 
Facultät ein Gutachten, in welchem die rechtliche Würdigung fol: 
gendermaßen lautet: 

„Nachdem Wir nun diefe Altenftüde und andere dahin ein= 
fchlagende Documente diefes Stipendit in Ilnferm verfammelten Gol- 
fegio genau erwogen, fo find Wir auf die an Uns erlaffene Frage: 

Wie nunmehr diefe Stipendien: Streitigkeit in rechtlichen Gang 
einzuleiten wäre, 
folgender Meinung : 
Es hat nämlich 

J. zwar das Anſehen, als ob dieſe Streitigkeit ſich zu dem Wege 
Rechtens allerdings qualificire, und dahin zur Beobachtung der wei— 
tern rechtlichen Ordnung und Entſcheidung zu verweiſen ſey. Denn 

1) liegen bei dieſer Streitigkeit Anſprüche an ein Stipendium zum 
Grunde, welche aus einem Familien-Rechte hergeleitet werden. Da 
alſo über ein jus quaesitum geſtritten wird, ſo ſcheint ohne Zweifel 
auch eine Juſtizſache vorhanden zu ſeyn, die ſich zum Wege Rechtens 
qualificirt. 

2) Es hat auch der Herr M. auf eine gerichtliche Entſcheidung und 
folglich den Weg Rechtens in ſeinen Exhibitis den Antrag gemacht. 

3) Dieſer Eröffnung des Wegs Rechtens ſcheint auch die hochpreis— 
liche Normal:Refolution vom 20. März 1715 auf keine Art hinder— 
ch zu feyn. Denn j 

a) wenn auch hochgedachte Refolution ald eine res judicata an- 
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b) 


e) 


gefehen werden wollte (welches jedoch deshalb zweifelhaft fheint, 
weil die damaligen Familien:Intereffenten, wegen welcher ſolche 
ergangen, ihre Anfprüde blos in dem außergeridhtlihen Wege 
bei der Stipendien : Adminiftration ausgeführt und von diefer 
fofort der Beriht an einen hochpreislichen Geheimen-Rath er- 
ftattet worden), fo würde jedoch eine foldhe res judicata nur 
die damaligen ftreitenden Partheien, nicht aber fünftige und 
dritte unter jenen nicht begriffene Intereſſenten, folglih auch 
nicht die erft fpäter mit Prätenflonen aufgetretene M ’fche Fa— 
milie verbunden haben, fondern diefer die rechtliche Ausführung 
ihres anfprechenden juris quaesiti, es mag nun gegründet 
feun oder nicht, immer noch ofien fteben. 

Quamvis enim res judicata habeatur pro veritate et 
jus faciat inter litigantes, illa tamen neque emolu- 
menta offerre potest his, qui in judicio non inter- 
fuerunt, neque praejudicium irrogare. 

Tit. C. inter alios acta vel judicata aliis non no- 
cere. 

L. 2. Cod. quibus res jud. non nocet. 

Voetius, Comm. ad Dig. tit. de re jud. $. 29. 

Menn aber, wie c8 dem damaligen Bang der Sache angemeifen 

fheint, mehr belobte hohe Refolution als eine landesherrliche 

ex jure supremae inspectionis gefloifene, und an die Sti— 
pendienadminiftration ertheilte Normal: Verordnung angefeben 
wird, fo ift zwar diefe allerdingd verbunden gemwefen, foldhe in 
fünftigen Fällen in pflihtfhuldige Erfüllung zu bringen. Es 
ift aber zu vermutben,, daß dabei die höchſte Intention nicht 
dahin gegangen, künftigen Prätendenten, die etwa ex jure 
quaesito und in dem eigentlichen gerichtlihen Wege ander: 
weite Anfprüde ausführen zu koͤnnen vermeinen, den ordent: 
lihen Weg Rechtens zu verwehren, indem es befanntlid gar 
bäufig gefheben fann, daß Regierungs-Sachen und die dahin 
einfchlagenden Refolutionen in Juſtiz-Sachen verwandelt wer: 
den, fobald in der Folge über jura quaesita singulorum 
Streitigleiten erhoben werden und diefe oder jene darunter be= 
fangenen Intereffenten auf den eigentlihen Weg Rechtens und 
deifen gerichtliche Erdfinüung provociren. 
Mevıus, Part. 1. Dec. 42. 
Struben, Unterriht von Regierung -» und Juſtiz— 
Sachen ect. 2. 
Neurath, de cognitione et potestate jud. in cau- 
sis, quae politiae nomine veniunt ©. 4 u. f. 

Es ſcheint auch jene höchſte Zntention, künftigen Intereffenten 

ihre etwaige Anfprühe in dem Wege Rechtend annoch frei zu laſſen, 
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aus andern Vorgängen, welche auf dad Stipendium B. Bezug 
gehabt haben, deutlich zu erhellen. Denn es ereigneten ſich 
auch nach der Refolution von 1715 abermald allerlei Antände 
und Streitigkeiten über den Genuß ded B.’fhen Stipendii, 
welche immer wieder zu neuen Verhandlungen, auch allerlei 
neuerdingd eingebolten rechtlichen Gutachten die Veranlaſſung 
gaben. 

U. Wenn nun alfo der Weg Rectend in dieſer Streitfade 
annoch flattzufinden fheint, fo bat ed dad weitere Anſehen, daß fol: 
cher auf die fhidlichfte Art folgendergeftalt dahin einzuleiten wäre, wenn 

1) ſolche an das alademifche Gericht ald daß in der Sade Statt 
findende Forum 

Acta Stip. B.....ani Fol. 9 a. 
verwiefen würde. 

2) Ton diefem könnten alddann die bisher gewechfelte Exhibite, 
wenn folde gleich die eigentliche gerichtlihe Form nicht haben, den: 
nod) ex officto judieis ald hinlänglihe gerichtlihe Verhandlungen 
angenommen, aud allenfald nodh von den H. und S.'ſchen Interef: 
fenten die noch abgebende ſchriftliche rechtliche Nothdurft abgefordert 
werden. 

3) Die Alten wären fofort zu inrotuliren und ſolchen die übrigen 
dahin einfchlagenden Altenflüde, die in die Entfheidung Einfluß 
haben, beizufügen. 

4) Beide Theile wären zugleich anzubalten, fih noch beifer, allen: 
fall3 durch in loco judieii zu beftellende bevollmächtigte Anwälte zu 
legitimiren, und durch folche die vorigen Verbandlungen nunmehr 
in via juris ordinaria ratihabiren zu laffen und der Inrotulation 
anzumohnen ; 

5) worauf dann die inrotulirten Akten zur gerichtlichen Entſchei— 
dung außzuftellen wären. | 

Allein wenn Wir auch gleich aus den bisher deducirten Grün: 
den zugeben mollen, daß ſich diefe Sache zum cigentlihen Mege 
Rechtens qualificire, und auf die angeführte Art dabin eingeleitet 
werben fünne, fo find wir doch der Meinung, daß ſolches zur Zeit 
noch allerlei Bedenklihkeiten unterworfen fey, und daher vor allen‘ 
Dingen von der Adminiftration über die Befchafienheit der ganzen 
Streitigfeit fommt allen dahin einſchlagenden pro ımd contra aus— 
geführten Gründen ein unterthänigfter Bericht an den hochpreislichen 
Geheimen: Rath zu erflatten, und demfelben anbeim zu ftellen fev, 
ob die Streitigkeit durch eine höchſte landesherrliche Reſolution, 
gleich. wie ed in einigen älteren Vorgängen geſchehen, brevi manu. 
erledigt, oder die Partheien zum weitern Weg Rechtens und ordent: 
lichen Rechtsgange bei dem. Ilniverjitätd= Gerichte ald foro eompe- 
tente verwiefen werden wollen; denn. ns 
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1) ift angeführtermaßen bie ganze Sache zuerft durch den” Herrn 
A. fhon feit 1774 bei bochpreislichem Geheimen = Rath durch Vor: 
ftellungen anhängig gemacht und- fofort von da aus die Communica= 
tion an die übrigen Familien: Intereifenten durd die Refolution von 
4775 befoblen worden. Es ift daher auch nunmehr vor allem über 
den Erfolg jener Communication an die höchſte Behörde der unter: 
thänigfte Bericht mit Beifhluß der nöthigen Aftenftüde zu erftatten, 
und darauf weitere Refolution abzuwarten, und zwar um fo mehr, als 

2) auch fhon in vorigen bei diefem GStipendio entftandenen ähn— 
lihen Streitigfeiten immer diefer Weg vor allen Dingen von ber 
Adminiftration eingefchhlagen und die fi) ereignete Anftände durch 
höchſte Geheimen-Raths-Reſolutionen erledigt worden, wie ed denn auch 

5) überhaupt der Ordnung und laut der oben angeführten Stelle 
Actorum B. Fol. 9. der Obſervanz biefed Stipendii ganz gemäß 
ift, daß bei Anftänden altioris indaginis und in einer Gtipendien- 
Streitigfeit von vorliegender Art, in welche vorbergegangene landeB- 
herrliche Refolutionen einfchlagen, wenn fie fih aud gleich zu einem 
proceffualifhen Wege qualificirt, vorher und ehe folder eröff— 
net wird, von Geiten der Adminiſtration zuvor bei der höchſten 
Behörde, welder die suprema inspectio zufteht, der Sicherheit we: 
gen angefragt und die Anmweifung dazu eingeholt werde.’ 


2) Bei dem vormaligen Ober-Juſtiz-Collegium II. Senat bat 
der $. dv. DB. unterm 25. December 1816 gegen die Adminifiration 
des U. v. G.'ſchen Familien-Stipendiums auf Einfesung ſeines Soh— 
nes in den Genuß dieſes Stipendiums geklagt; der Civil-Senat des 
Gerichts-Hofes in Eßlingen hat unter dem 10. September 1819 zu 
Gunſten des Klägers erkannt; aus materiellen Gründen (weil der 
Bewerber nicht Sohn einer gebornen v. G. ſey u. ſ. w.) hat das 
Königl. Ober-Tribunal durch Erkenntniß vom 30. Juni 1821 die 
beklagte Verwaltung von der Klage entbunden. (Nach dem Teſta⸗ 
mente ded Stifterd foll für einen beftimmten Fall eine beflimmte 
Summe auf die Armen der (vormaligen) Reichsſtadt E. verwendet 
werden.) 


3) Gegen diefelbe Adminiftration bat im Jahr 1824 bei dem 
Königl. Gerichts -» Hof in Eflingen der $. v. P. eine Klage anges 
bracht und gebeten, die Adminiftration für ſchuldig zu erfennen, daß 
fie ihm, da er von diefer Stiftung nichts "gewußt habe, die Summe 
deſſen, was er zur Zeit feiner Studien bätte beziehen follen , nach⸗ 
zable, und feine Söhne in den Genuß der Gtiftung einzumeifen. 
Nachdem bid zur Duplik einfhließlih verhandelt mar, haben fich 
die Partheien im Jahr 1827 unter gerichtlicher Vermittlung auf eine 
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Abfindungs:Summe nerglihen. Ueber die Competenz des Gerichts⸗ 
Hofs ift nicht der getingſte Zweifel vorgebracht worden. 


4) Im Jahr 1828 haben die Freiherren M.v. O. und 3.0.3. 
gegen die v. G.'ſche Stiftungs-Adminiftration zu Tübingen (vertreten 
durd einen Procurator, deffen Vollmacht der Verwalter der Stiftung, 
Dr. v. Malblanc, die arbitri-familiae audgeftellt haben und 
die der Königl. Studien: Rath unterfchriftlich genehmigt hat) bei dem 
Eivil-Senat des Königl. Gerichts-Hofs dafelbft eine Klage (benannt 
confessoria utilis) eingereiht und gebeten, zu erfennen, daß den 
Söhnen der Kläger, fo wie allen ihren Dedcendenten männlichen 
Gefhleht3 überhaupt daB Recht zuftehe, Anfprade auf den Genuß 
des v. G.'ſchen Stipendiumd zu maden u. f. w. 

Nach vollftändiger Verhandlung der Sache hat diefer Gerichts— 
Hof unter dem 31. April 1831 erfannt, daß zwar gegenwärtige 
Sache, Einwendens der Beklagten ungeachtet, für eine Rechtsſache 
zu erflären, fofort aber die Kläger abzumeifen feyen. Die hieher 
gehörige Stelle der Entfheidungs-Gründe ift folgende: 

„Es ift zwar gegründet, daß der Stifter für die in feiner Stif: 
tung fi ereignenden Streitigkeiten ein Schiedsgericht angeordnet 
bat; allein es verftebt fih von felbft, daß wenn Die Vollziehung feis 
ned Willen? in diefem Punkte möglich feun foll, der Fall von der 
Art ſeyn muß, daß die von ihm ernannten Schiedßrichter über den 
Partheien fteben und nicht eine der Partheien felbft bilden; denn 
Niemand kann in derfelben Sache Richter und Parthei zugleih ſeyn. 
An allen Fällen alfo, wo diefed Lestere Statt findet, tritt die Ge— 
richtöbarfeit des fonft zuftändigen ordentlihen Richter ein. Der 
vorliegende Fall nun ift von diefer Art; Diejenigen, welche nad) der 
Anordnung ded GStifterd überall, wo fie nicht felbft betbeiligt wären, 
die Schiedsrichter mit ſeyn würden, find bier die Beflagten.. Man 
bat den Ausſpruch über diefen Gegenftand mit dem Urtheil in der 
Hauptfache verbunden, und die Bitte der Beklagten um einen Vorbe— 
feheid hierüber zum Behuf eine? Recurfed an den Königl. Geheimen 
Rath nicht berüdfichtigt. Der Fall einer Competenz= Streitigfeit 
zwifchen Juſtiz- und Verwaltungs » Behörden im Ginne des $. 59. 
Nro 3. der Verfaſſungs-Urkunde ift bier nicht vorhanden. Die v. ©.’ 
ſche Stiftung ift feine Staats-, fondern eine Privat» Anftalt, und 
der Verwalter der Stiftung und die arbitri familiae find Privat» 
Perſonen; auch ift Mar, daß fih diefe Verhältniſſe dadurd, dag bie 
Stiftung unter der Dberauffiht de Königl. Studien : Rath3 fteht, 
nicht ändern. Die Beflreitung der richterlichen Competenz in diefer 
Sache gebt daher nicht von einer öffentlichen Berwaltungd: Behörde, 
welche den Gegenftand vor ihr Forum ziehen mödte, fondern von 
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Privaten auß, und fo wie überall, wo die richterliche Competenz 
bloß von Privaten und ohne Einmifhung von Seiten einer öffent: 
lichen Verwaltungd: Behörde beftritten wird, der Richter felbfiftändig 
und ohne Geftattung eined Recurſes an den Königl. Geheimen:Rath 
darüber erkennt, fo glaubte man aus diefen Gründen auch im vor- 
liegenden Fall verfahren zu müffen.‘‘ 

Dad Königl. Ober-Tribunal hat durd Erfenntniß vom 20. Fe: 
bruar 1832 daß Urtheil 1. Inftanz beftätigt. Die Entfdheidungd- 
Gründe enthalten folgende hieher gehörige Stelle : 

: „Die Beklagte findet fih dur das Erfenntniß des vorigen Rich⸗ 
ters Tediglich dadurch beſchwert, daß derfelbe die vorliegende Rechts⸗ 
fache als für feine Gognition geeignet angefehen habe. Diefe Be— 
fhwerde erfcheint jedoeh ald unbegründet, denn 

.a) handelt ed fih bier nicht von der Anfechtung einer fhiedd- 
richterlichen Entfcheidung über einen concreten Rechtsſtreit; vielmehr 
ift die wahre, mwenigfiend die nächſte Streitfrage feine andere, als 
ob nicht die Teftamentd-Erecutoren dur die Errihtung ded Receſſes 

von 1584 die ihnen im Teftamente des 2. ©. v. $., Doctor der 
Rechte und Advocaten zu Straßburg, vom 11. Mai 1583 eingeräum⸗ 
ten Befugniſſe überſchritten haben, mithin der Receß nichtig ſey. 
Daß bei dieſer Richtung des Streits die gerichtliche Competenz durch 
die Verordnung des Stifters ſelbſt, welche ſich vernünftigerweiſe nur 
auf die von den Teſtaments-Executoren innerhalb der Grenzen ihrer 
Befugniſſe getroffenen Verfügungen beziehen kann, nicht ausgeſchloſ⸗ 
fen werden koͤnne, muß von ſelbſt einleuchten. 

Aber eben ſo wenig kann 

b) bier, wo es ſich einzig von der Frage handelt, wie weit die 
auf einem Teſtamente beruhenden Befugniſſe ded Landesherrn als 
Teftamentd = Erecutord gehen? der $. 53. der Verfaſſungs-Urkunde 
eine Anwendung finden; auch abgefehen davon, daß diefe Anwendung 
auf einen Vorgang aud dem XVI. Jahrhundert eine rüdwirkende 
wäare.’’ 





5) Die Stadt R. bat im Jahr 1824 bei dem Königl. Gerichts: 
Hof in Tübingen gegen die Suverattendenz der M.'ſchen Stiftung 
zu Tübingen eine Klage auf Schug im Belig ihres wohlerworbenen 
Rechtes binfichtlih der Präfentation von Alumnen zu dem Genuije 
des M.'ſchen Stipendiumd eingereiht. Nach vollfländiger Verband» 
Jung der Sache hat der Königl, Gerihtd:Hof unter dem 15. Januar 
1826 erkannt, 

I. in der Vorklage, daß die Bitte der Stadt Gemeinde um 
Schus im Befise ded von ihr angefprochenen Präfentationd - Rechts 
zu dem Genuffe des befagten Stipendiumd nicht Statt habe, daß 
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vielmehr dieſes Präfentationd» Recht nur in dem Verhältniſſe, in 
welchem der Ertrag der im April 1767 als Grundſtock beflimmten 
Summe von 1505fl. 20fr. zu den auf einen privilegirten Stipens 
diaten zu verwendenden jährliden Koften flieht, auszuüben fey 
u. ſ. w. 

Von dem Königl. Ober-Tribunal, als Appellations-Gerichte, 
wurde unter dem 10. März 1828 das Erkenntniß erſter Inſtanz da= 
bin abgeändert, daß die Stadt R. dad in dem Vertrag mit dem 
M.'ſchen Stift vom 10. April 1767 ihrem Magiftrat eingeräumte 
jus perpetuum, von Zeit zu Zeit einen der dortigen Bürgerd:&öhne ' 
der Adminiftration des M.’fchen Stift zur Aufnahme in diefed Stift | 
präfentiren zu dürfen, ohne Rüdfiht auf dad Verhältniß ded Ertrags | 
der damals ald Capital:Fond beflimmten Summe von 1503fl. 20fr. : 
zu den auf einen jeweiligen Stipendiaten im M.'ſchen Stifte zu | 
verwendenden Koften, in jedem Vacaturfalle durd Präfentation eineß | 
tüchtigen Subjectes auszuüben berechtigt feyn folle, Der Adminiz | — 
ſtrator des Stipendiums hatte im Namen der Superattendenz er⸗— 
klärt, daß dieſe gegen das von der Stadt R. gewählte Forum nicht 
nur nichts einzuwenden habe, ſondern daß ſie die Competenz mir] 
ben für die einzig richtige halte, weil 

4) dad Inſtitut des neuen Baues (Stip. Martinianum) der 
Univerfität incorporirt fey, 
2) die Guperattendenz aud den jeweiligen Senioren der verſchie⸗ 
denen Facultäten beftehe, und 
3) der afademifche Senat die Superattendenten beftätige und die 
Dberauffiht babe, 
und das Königl. Nber-Zribunal hatte darüber, daß fih der Königl 
Gerichts-Hof ald Richter erfter Inſtanz für competent anſah, gar 
fein Bedenken. 

Dad Königl. Ober: Tribunal bat ald Revifions = Gericht durch 

Erfenntniß vom 20. November 1830 dad Urtheil der nächft vorber- 


gehenden Inſtanz beftätigt. 


— 





6) Der Fürftlich H.'ſche Präſident v. &. hatte im Jahr 1785 
ein Teftament errichtet, worin er die Kinder feiner drei Schweflern 
in Scottland zu Erben einfeste, damit fie in die ſchottiſche Stiftung 
zu Regensburg aufgenommen und in der Fatholifhen Religion erzo= 
gen, auch, fo weit fein Vermögen zureiche, verforgt werden follten. 
Auf den Fall, daß feined feiner Schwefterfinder in langen Jahren 
fi feinem Willen fügen follte, fo follte der feiner Zeit regierende 
Landesherr verbunden feyn, fein forthin nad gegebener Vorſchrift zu 
adminiftrirendes Vermögen directe ad pias causas und nicht anz / 
derd zu verwenden. Der Nachlaß kam in die Adminiftration eined 
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fürftllihen Dienerd. Im Jahr 1810 waren dad Königl. Ober⸗Landes. 
Deconomie : Collegium und fpäter die Königl. Section der inneren 
Adminiftration der Meinung, daß der Fall zu der fubflitutiondmeife 
zugelaffenen Verwendung der Maffe ad pias causas noch nicht ein- 
getreten, fondern die v. S.’fhen Inteftat= und Teftamentd » Erben 
über die legtwillige Dispofition noch fürmlih zu vernehmen und 
einftweilen die Verlaifenfhaft ald eine hereditas jacens zu behan⸗ 
bein fey, melde Anficht dad Königl. Minifterium ded Innern in 
einer an den vormaligen Tutelar:Rath erlaffenen Note vom 19. No» 
venber 1813 genehmigte. Mit derfelben vereinigte fih auch daß 
zum Gutachten aufgeforderte Ober-FuftizeCollegium in einem Anbrin= 
gen vom 15. November 1814 und dad Königl. Juſtiz- Minifterium 
in einem Erlaß an den ZTutelar- Rath vom 31. März 1817. Mit 
Zuftimmung des Königl. Baierifhen Appellationd = Gerichted , daß 
wegen des in Baiern befindlihen Theild ded Nachlaſſes mitwirkfend 
war, erließ der Pupillen-Senat in Ellwangen unter dem 26. März 
1519 eine Edictal-Citation an die v. S.’fhen Erben. Inter Por: 
fegung unbeglaubigter Urfunden meldeten fi mehrere Dedcendenten 
der älteflen Schwefter; zugleich erklärten die Stiftungs-Räthe ded 
Fürftlih H.'ſchen Stammtheils, daß fie entfhloffen feyen, in fo ferne 
die ungegründete Klage der im entfernten Grade ſtehenden Ablümms 
linge der Schweftern des Erblafferd e8 erfordere, ihre Anfprüde im 
gerichtlichen Wege zu verfolgen; auch der Fürft von ©. behauptete, 
die von ©. errichtete Stiftung befinde ſich ſeit der Teſtaments-Eröff— 
nung (im Jahr 1786), alfo länger, ald zur Tängften Verjährung ers 
fordert werde, im rubigen Befise ded Nachlaſſes und fey von dem 
Zandedherrn und von allen öffentlihen Behörden als die Univerfal- 
Erbin des v. ©. anerkannt worden, und proteflirte gegen jede Ab= 
theiluny der Nachlaßmaſſe zwifhen Württemberg und Baiern und 
gegen jede Einmifchung der württembergifchen Behörden. Nach weis 
teren Verhandlungen zwifhen den württembergifchen Behörden wurde 
auch von lesteren von der Anfiht abgegangen, daß eine haereditas 
jacens vorhanden fey, ed wurde vielmehr angenommen , daf diefe 
Sache ald eine Stiftung zu behandeln und daß mithin der Königl. 
Regierung ded Jaxt-Kreiſes die Alten zum Behuf der Führung der 
Auffiht über die Verwaltung zu übergeben feyen. Diefe Uebergabe 
erfolgte nach der Anfiht ded Königl. Juſtiz-Miniſteriums von dem 
Königl. Pupillen » Genate zu Ellwangen unterm 13. Auguft 1823. 
Im Jahr 1828 trat endlih ein Dr. N. F. aus Schottland bei dem 
Civil-Senate des Königl. Gerichtd= Hofes in Ellwangen gegen den 
Adminiftrator ded in Württemberg befindlichen Theild der v. S.'ſchen 
Verlaſſenſchafts-Maſſe mit einer Klage auf Einfis de8 Rechtes zum 
Genuß dtefer Stiftung ein. Die Königl. Regierung des Fartfreıfes 
war der Meinung, daß in Folge des Jurißdictiond =» Vertrages die 
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König. Baierifche Pupillen- Behörde und dad Baieriſche Appellations: 
Gericht competent fey; da aber der Civil» Senat feine Competenz 
behauptete, indem er nit ein petitorifched, fondern nur ein poffefs 
forifhed Rechtsmittel ald angeftellt annahm, fo ftellte die Kreid:Re- 
gierung in Ellwangen einen Ober: Zuftiz: Procurator ald Vertreter 
der Stiftung gegen die erwähnte Klage auf. Der Civil-Senat wie 
unter dem 10. December 1829 den Kläger mit feiner Klage ab, weil 
ba3 von ihm gewählte poſſeſſoriſche Nechtömittel an und für ſich un: 
ftatthaft fey, er au ein Recht auf den Genuß ded Stiftungd-Vers 
mögend wegen der bei ibm nicht zutreffenden Bedingungen, welde 
dad Teftament erfordere, nicht habe. Das Königl. Ober: Tribunal 
änderte durch Erfenntniß vom 16. Juli 1850 daß erftrihterlihe Ers 
fenntniß dabin ab, daß dem JNTen von der Adminiftration ded tn 
Württemberg befindlihen Theils der Verlaffenfchaftömaffe vom 20. 
Quni 1828 an biß zu feinem Ableben jährlich Alimente im Betrag 
von 350fl., jedoch vorbebältlih der etwa gleichartigen oder höheren 
Rechte anderer Familien: Mitglieder abzureichen feven; und die Das 
gegen eingelegte Revifion wurde wegen Mangel an einer gegründes 
ten Beſchwerde verworfen. 

Ein Bedenken, ob dad Civil-Geriht in biefer Sache competent 
ſey, fand von feiner Seite her in der ganzen, fo lange verhandelten 
Sache Statt. 


7) Zn dem in dem QAuffage 3. bed 2ten Hefted angeführten 
Falle hatte dad Bezirfd:Geriht unter dem 9, März 1835 den Kläger 
mit feiner Klage abgemwiefen, weil fih der Gegenftand nicht zur ges 
rihtlihen Erörterung, fondern lediglich vor die Verwaltungs: Behör- 
den in der gefeslichen Inſtanzen-Ordnung eigne. Eine dagegen bei 
dem Kreid-Gerichtöhofe erhobene Beſchwerde wurde unter dem 24. Sep: 
tember deffelben Jahres hauptfählih aud dem Grunde abgemiefen, 
weil Stiftungen nah dem Verwaltung: Edicte von 1822 unter ber 
befonderen Adminiftration der Stiftungd:Räthe, der Oberämter und 
der Kreid= Regierung ſtehen. Als aber auch gegen diefen Beſchluß 
der Recurd an den Civil-Senat ded Königl. Ober-Tribunald einges 
legt wurde, referibirte derfelbe unter dem 20. Februar 1836: 

Die Vorausfe gung ded Gerichtd = Hofed erfheint nur theilmweife 
rihtig. Würde es fih nämlich hier von einem Verwaltungs-Akt de 
Stiftung = Rathed und von einer Befchwerde gegen einen foldhen 
handeln , fo würden ohne Zweifel die Gerichte als unzuftändig und 
jede gerichtliche Einfihreitung ald unftatthaft erfheinen. Im vorlie, 
genden Falle aber habe W., wie fi fhon aus den Alten I. und II 
Inſtanz und aufs Unzweideutigſte aus feiner neueften Erklärung vom 
13 d. ergebe, die Abſicht, eine privatrehtlihe Klage, nämlich die 
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Klage aus dem legten Willen des Stifters, der Stiftungs-Urkunde, 

* die Stiftung ſelbſt und gegen den Stiftungs-Rath als deren 
Vertreter anzuftellen. Daß nun privatredtlihe Klagen auch gegen 
Etiftungen zuläflig feyen und daß ſolche nur vor den Gerichten ans 
gebracht werden können, fey noch nie bezweifelt worden und könne 
auch nicht bezweifelt werden. E3 werde daher der Beſchluß des Se: 
nated vom 24. September v. J. und mittelbar derjenige ded Königl. 
Dberamt3Gerichtd H. vom 9. Mörz v. J, fo wie die dem W. ange: 
feste Sportel aufgehoben. 

Nun wurde auch die gegen den Stiftungs-Rath H. ald Vertreter 
ber H.’fchen Stiftung eingereichte Klage im ‚ordentlichen Proceife ver: 
handelt, der Kläger wurde aber mit feiner Klage abgemwiefen, weil er 
den Genus bed Stipendiumd nur für feine Lehrzeit, nur für die 
Sabre 1823, hätte verlangen fünnen, fih zu jener Zeit aber nicht 
gemeldet hatte, woher daffelbe für jene Zeit an andere rechtmäßige 
Prätendenten vergeben worden war. Died war der weientlide Grund 
der Abweihung auch in der II. und III. Inſtanz. 


4) Bemerkungen des Redactenrs zn Erlänterung und Recht 
fertigung der von ihm früher (Bd I. pag. 320 ff.) in 
diefer Sache nusgefprochenen Anſichten. 

Der Unterzeichnete muß vor Allen bemerfen, daß er 
dad Refultat des Aufſatzes Bd III. pag.177 ff., gegen wel— 
chen die beiden vorftehenden Ausführungen gerichtet find, 
in einem befchränfteren Sinn aufgefaßt hat, ald dies in 
Lepteren gefchab, Er fand nämlich in denfelben feinen ans 
dern Sab beftimmt audgefprochen, als den: 

gegen die Stiftung felbft ald moralifche Perſon, gegen 

| die ihre Distribution verfügenden Collatoren, gegen die 
folhe im Aufſichtsweg normirenden Ausfprüce der Staats— 
Behörden findet Fein Verfahren vor den Civil-Gerichten, 
feine Entfcheidung derfelben ftatt. 

Ueber die Srage, ob der Rechtsweg zwifchen beftimmten 
Prätendenten, unter fich, zuläffig ſey, fey ed nun, daß ein— 
zelne Prätendenten über gegebene Fragen fich flreiten, oder 
daß zwifchen Einzelnen oder ganzen Familien allgemein über 
das Recht felbft geftritten werde, — darüber ſchien ihm der 
fraglihe Auffab durchaus nicht abzufprechen. 

Auf diefe Anficht wurde der Unterzeichnete zunächft das 
durch geleitet, daß feined Wiſſens die bisherige Behandlungs= 
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weife regelmäßig darin beftand, daß Anfprüche auf ein Stis 
pendium, aus welchem Grund folche auch geltend gemacht 
wurden und gegen wen fie eigentlich gerichtet feyn mochten, 
immer gegen die Colatoren oder Verwalter der Stiftung 
erhoben und die Rechtd-Streitigfeiten von diefen auch auf: 
genommen wurden; es lag daber für den Unterzeichneten 
am näcften, anzunehmen, daß die Ausführung des Herrn 
Verfaſſers in Bd II pag. 177 gerade gegen diefe Behand: 
lungsweife gerichtet fey. Sodann führten zu diefer Anficht 
auch die Ausdrüde der Säpe des Heren Verfaſſers, wenig⸗ 
ftend da, mo feine Refultate gezogen find. Denn wenn 
gleich in den Borderfäpen der Ausführung einige entfchies 
dene Andeutungen auf Streitigkeiten der Prätendenten unter 
fidy oder mwenigftend ſolche Sätze, welche ihrer Allgemeinheit 
mwegen hierauf bezogen werden können (mie dies ſchon bei 
der Auffchrift ded Auffabes der Fall ift) vorkommen, 
z. B. pag. 179 wenn mehrere fich gegenfeitig befäm: 
pfende Bewerber fich angemeldet hatten — 
pag. 180 in dein Befib ıc. der Entfeheidung von bier: 
auf fich beziehenden Streitigkeiten befindet — 
pag. 185 wenn jede Leiftung an die Genuß: Berechtig⸗ 
ten nur nach vorgängiger gerichtlicher Entſcheidung über 
die Gültigkeit des Anſpruchs Statt finden könnte — 
pag. 192 daß Streitigkeiten über den Genuß von Fa— 
milienftiftungen von der Regiminal-Stelle zu entfcheiden 
feyen — u. a. a. O., 
fo ift doch in allen diefen Sätzen durchaus nichts Pofitives 
über den Ausſchluß des Rechtswegs für ſolche Fälle aus— 
gefprochen, ja ed haben diefelben überhaupt Feine beftimmte 
und unmittelbare Richtung auf die ftreitige Frage; dagegen 
drückt eine Reihe von Sätzen, indbefondere in den Refultaten 
die beftimmt und unzmweifelhaft auögefprochene Richtung auf 
die Frage über die Zuläffigkeit des Rechtswegs gegen die 
Stiftung felbft, gegen die Akte der Collatoren, gegen die 
Verfügungen der die Auffiht übenden Staats-Behörden aus. 
pag. 185 bis zu Gunften eines Prätendenten gerichtlich 
entfchieden oder, was daſſelbe ift, bis fie, die Stiftung, 
rechtöfräftig verurtheilt iſt — 
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pag. 184 daß gegen eine Entfcheidung der Auffichts- 

- Gewalt ꝛc. fchon darum feine Berufung auf den Ciril- 
Rechtsweg zuläffig fey ꝛc. — 

ibid. der Stifter würde jedem vermeintliden Berech« 

tigten vor dem Richter Rede ftehen müſſen — 

pag. 187 aber nicht als Rechte, die gegen die Stiftung 

gerichtet find — | 

pag. 191 daß dort ein Anfpruch an die Teftamentd-Erben, 

bier aber ein folcher an eine der auffehenden Staatögewalt 
anvertraute Stiftung gemacht wird — u. a. a. O. m. 

Der Unterzeichnete befcheidet fih, wenn er bier den 

wahren Sinn des Auffabed unrichtig aufgefaßt baben follte, 
„aber man wird ihm zugeben müffen, daß derfelbe in diefer 
Beziehung jedenfalld fo verftanden werden, und daß hier— 
über wohl nur der Here Verfaffer, felbft eine Entſcheidung 
geben fann, und biebei mit um fo mehr Recht den be: 
fchränfteren Sinn für feine Worte wird vindiciren können, 
ald er von feinen allgemeinen Sagen mit Rüdficht. auf den 
oben audgehobenen Stand des Beftehenden meniger eine 
fo ausgedehnte Deutung erwarten mochte. 

Wäre die Anficht ded Unterzeichneten richtig, daß wirk— 
lich der Herr Verfaſſer blo8 die Zuläffigfeit der Klage gegen 
die Stiftung felbft, die Zuläffigfeit des Nechtöwegd gegen 
die Verfügungen der betreffenden Staatd: Behörden über die 
Eollation babe beftreiten, nicht aber über Zuläffigkeit eines 
eivilgerihtlihen Verfahrens über diedfallfige Streitigkeiten 
der Prätendenten unter fich babe abfprechen wollen, in wel— 
chem Sinn der Unterzeichnete fich früher mit dem Herrn 
Verfaſſer einverftanden erflärte, fo würde wohl der vorlie= 
gende Jiterarifche Streit eine ganz andere Richtung haben 
nehmen müffen, und e8 würden fid fogar in mehreren Be— 
ziebungen die Gründe eined Streitd aufgehoben haben, je— 
denfalld aber viele einzelne Angriffdpunfte der vorftebenden 
beiden Auffäbe meggefallen fenn. 

Jedenfalls meint der Unterzeichnete, e8 folle ihm noch ge— 
lingen, zu zeigen, daß die beiden Fragen — über Zuläffigfeit 
des Rechtöftreitd gegen die Stiftung — Zuläffigkeit des Rechts— 
fireitd der Prätendenten unter ſich — eine verfchiedene Würdi— 
gung nicht nur aulaflen, fondern fogar nöthig erfcheinen laſſen. 
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. Der Unterzeichnete muß wiederholen, daß .e8 ihm auf 
ein unnatürliches Verhältniß zu führen fiheint, wenn ein 
Prätendent, melden die Collatoren unter Gutheißen oder 
Anordnen der betreffenden Staatsbehörden in voller Inftane 
zenfolge — mit feinem Anfpruch zurückgewieſen haben, weil 
fie ein begründeted Recht deffelben nicht annehmen zu Fön: 
nen glaubten, wenn fie vielleicht die Portion, welche er ans 
fpricht, einem Andern, welchen fie für näber oder audfchließ- 
lich berechtigt erachteten, zugetbeilt haben, fofort jener 
Prätendent ohne Weitered die Stiftung im Rechtswege be— 
langt, und nun, ohne irgend die Frage zu beachten, welcher 
Mitprätendent ihn eigentlich verdrängt bat, gegen die Stif- 
tung verfahren und diefe verurtbeilt wird, ohne darauf 
Rüdficht zu nehmen, daß dad, was dem Kläger zugefpro= 
chen wird, bereit ein Anderer erhalten bat, und fo die 
Stiftung doppelt bezahlt, fey es nun, daß die Eollatoren 
und die Auffichtds:Behörden einen Mißgriff gemacht baben, 
oder daß, mad mohl auch kommen Fann, dad Gericht 
feblerbaft erfannte. So wird ed aber in der Regel kom— 
men und muß ed faft kommen, wenn man annimmt, 
daß der fo auftretende Prätendent ein Klagrecht gegen die 
Stiftung habe; denn es muß dann der Richter, wenn er 
feinen Anfpruch für begründet hält, Tediglich die Stiftung 
zu Reichung der prätendirten Portion verurtheilen; er Fann 
gar nicht fragen, ob nicht fchon ein Anderer dad erhalten 
babe, was ihn zugefprochen wird, und die Stiftung felbft 
und ıhre Collatoren werden wohl kaum eine Klage auf Zu— 
rückgabe gegen Denjenigen anftellen Fönnen, welcher bereitd 
auf den Grund der Anficht der Eollatoren und Auffichts- 
Behörden erhalten bat. ft e8 aber auch nicht der Fall, 
daß bereitd ein Anderer erhalten bat, mad dad Gericht jebt 
dein Kläger zufpricht, fo wird doch die Inconſequenz in der 
Regel jpäter bervortreten. 

Man fepe, die Eollatoren und Aufſichts-Behörden hal: 
ten die Familie A. für audfchließend berechtigt, der Richter 
Dagegen nimınt dies von der Familie B. an, und fpricht es 
dem von diefer auftretenden Prätendenten zu, fo werden 
doch wohl die Collatoren und Aufſichts-Behörden (wenn fie 
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ihre Anficht nicht felbft andern) im nächften Fall, wo mies 
der ein Prätendent der Familie A. auftritt, diefem die 
Portion gleichfalls zutheilen, .oder gar, gegen ihre eigene 
Ueberzeugung, auch gegen diefen einen Rechtöftreit aushal⸗ 
ten müſſen; denn dadurch, daß der Richter den Prätendenten 
der Familie B. im NRechtöftreit gegen die Stiftung für bes 
rechtigt erklärt, ift der Familie A. dad Recht, ihren Anfpruch 
gleichfalls nörhigenfalld im Rechtsweg zu verfolgen, Feineds 
wegs abgefchnitten, weil fie bei dem Nechtöftreit der Famis 
lie B. nicht mitgehandelt hat; dies die Flare Folge der Anz 
nahme eines Klage: Nechtd gegen die Stiftung. 

Auch auf dad früher angeführte Analogon muß der 
Unterzeichnete zurüdfommen. Wenn von einer in Verwal—⸗ 
tung, vielleicht auch unter Zeitung von Teftamentd-Erecuto= 
ren ftehenden Erbfchaft ein Erbantheil angefprochen wird, 
wenn bereit einzelne L2egatare, Erb=Prätendenten durch 
Verfügungen der Teſtaments-Executoren, des Waifengerichtö, 
vielleicht auch der Dber-Pupillen- Behörde, ganz oder theil- 
weile in Befib gefebt find, noch ein bedeutender Theil der 
Erbmaffe in Verwaltung fiebt, fo wird gewiß der weiter 
auftretende Erb: Prätendent nicht zur Klage gegen diefe üb: 
rige Maffe oder gegen die Erecutoren oder gar Verwalter 
I werden; feine Klage wird immer gegen Diejenigen 
geftellt werden müffen, deren Anfprüche er bekämpft, ſey es, 
daß fie bereitd im Beſitz find, fey ed, daß ihre Antheile 
nod in ihrem Namen verwaltet werden. 

Alle Geſetze, alle Lehrbücher bezeichnen ald Beklagten 
Denjenigen, welcher dad Erbrecht oder mwenigftend den Beſitz 
fih anmaßt, oder (da auch nach Umſtänden die Klage als 
Theilungs : Klage erfcheinen Fann) welcher die Erbfchaft zu 
theilen fich weigert. 

Daß die Klage nicht gegen den Teftamentd - Erecutor 
oder gar gegen den Verwalter gerichtet werden kann, außer 
fofern man diefen als Bertreter der Rechte der wirklich 
oder eventuell Betheiligten handeln läßt, was er aber nad 
den beftehbenden Procegregeln wohl nicht ohne Theilnahme 
des wirflih Betheiligten und böchftend dann wird thun 
Können, wenn der Betheiligte nicht außgemittelt iſt oder 
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gegen die verwaltete Erbmaſſe, ald Perfon betrachtet, oder 
deren Verwalter oder dem zu ihrer Vertheilung beftellten 
Teſtaments-Vollſtrecker felbft ein Klagegrund in der That 
nicht beftehbt. Ganz fo fiebt der Unterzeichnete dad Vers 
hältniß bei Anfprüchen an Stiftungen an. 

Der Herr Berfaffer des zweiten Auffabed bemerkt, daß 
von dem Unterzeichneten Fein Beleg dafür angeführt worden 
fey, daß gegen den Teftamentd:Erecutor fein Klagerecht bes 
ftebe, daß gegen die Stiftung ald moralifche Perfon Fein 
Klagegrund vorliege. Es iſt richtig, daß der Unterzeichnete 
im Augenblid nicht im Stande ift, einen pofitiven Aus: 
fpruch der Gefepe oder auch nur eine Autorität eines Rechts: 
lehrerd für diefe Säpe anzuführen. Allein wie oft ift dies 
bei den in den oberften Thefen des Rechts-Syſtems, eigent⸗ 
lich in der Logik ded Rechts felbft begründeten Sätzen, ber 
fonderd Negativen der Fall, und follte ein folcher Fall 
nicht auch bier vorliegen. Die Grundfähe unfered Rechts— 
ſyſtems und indbefondere die Lehre von den Klagegründen 
bringen es mit fih, daß, fol eine Klage ded Einen gegen 
den Andern an fich begründet feyn, ein Verhältniß zwiſchen 
diefen Beiden beftanden haben muß, durch melches ein 
Recht erworben werden konnte; und weiter, daß dem vor: 
liegenden Klage-Anfpruch des Einen ein auf ein behauptetes 
eigened Necht gegründeter Widerfpruch des Andern gegen 
über ftehben muß (letzteres fofern er nicht in fremdem Nas 
men ftreitet, was auch bier befonderer Erörterung unterliegt). 

Nun kann man aber gewiß nicht jagen, daß zmifchen 
dem Stipendien» Prätendenten und der Stiftung felbft als 
moralifcher Perfon ein Verhältniß beftehe, durch welches ein | 
Recht gegen diefe Perfon erworben wäre. Das Teftament 
des Stifterd ift der NRechtögrund feiner Klage; wie fol 
aber diefed einen Klagegrund gegen die durch das Teſtament 
eingefeste imoralifche Perfon der Stiftung geben fönnen ? Daß | 
Teftament Fann denen, für welche «8 die Stiftung einfepte, | 
fein Klagereht gegen die Stiftung geben, fondern nur | 
Nechte an die Stiftung gegen Diejenigen, welche auß 
dem Teſtament Widerfpruch erheben. Die Stiftung, | 
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menn. fie als moralifhe Perfon beteadhtet wird, iſt gegen» 
ber von den Stiftungd-Berechtigten und Prätendenten Feine 
für fih eriftente, für eigene Zwecke beftebende Perſon; fie 
vereinigt die Zwecke aller Berechtigten in fich, und wenn fich 
der Zweifel ergiebt, ob eine beftimmte Perfon Rechte bieran 
babe, fo ift ein Streit mit der Stiftung bierüber nicht ein= 
mal logifch gerechtfertigt; es käme hiebei der innere Wider 
fpruch heraus, daß die Stiftung mit fich ſelbſt flritte; es 
wäre ein Streit des Ganzen gegen einen Theil. Nur in 
fo fern, als die Stiftung, ald eine die Gefammtheit der 
Stiftungs-Berechtigten vertretende gedachte Perfon, Dritten 
gegenüber fteht, 3. B. mit Dritten contrabirt, ift fie für 
fih eriftent. © Nie ift der Widerfpruch der Stiftung gegen 
den Anſpruch eines einzelnen Stiftungs » Prätendenten ein 
Widerfpruch, welcher fich auf ein behaupteted eigenes Recht 
gründet. 

Sollte es aber richtiger ſeyn, ein Klagerecht gegen die 
Eollatoren anzunehmen? Diefe handeln allerdings und kön— 
nen durch ihre Handlungen Rechte Einzelner verleben ; als 
fein damit kann die Klage gegen fie nicht zur Sache ber 
Stiftung felbft werden. Entweder müßten fie aus ihrer 
‚gefebwibrigen Handlung dem Verletzten für fich verpflichtet 
werden, etwa aus dem Gefichtöpunft der Erfappflicht wegen 


/ widerrechtlich zugefügten Schadens, oder wird ihr Wider: 
ſpruch zur Sache derer, für welche fie ihn erheben; 


dann tritt dad Ganze wieder in die Page ded oft erwähnten 
Gefihtöpunfts zurüd, daß fie blos ald die Vertreter einzels 
ner unmittelbar oder eventuell Betheiligter erfcheinen. Das 
durch, daß fie im Intereſſe gewiffer beftimmter Zmede der 
Stiftung contradiciren, kann gegen die von ihnen vertretene 
Gefammtheit diefer Zwecke, d. b. gegen die Stiftung felbft, 
fein Recht erworben ſeyn; auch contradiciren fie weder für 
fich perfönlih, noch ald Vertreter der Stiftung felbft mit 
einem behaupteten eigenen Nechte oder einem Rechte der 
Stiftung. 

So viel zur Rechtfertigung der früher von dem Unter: 
zeichneten aufgeftellten Sätze über das Klagerecht gegen die 
Stiftung felbfl. Der Unterzeichnete bat nun nur noch Wes 
nige3 in der Hauptfache zu bemerken. 
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Wenn die Abmeifung eines Prätendenten dur die Cols 
latoren oder Auffihtd: Behörden erfolgt, fo wird fich in der 
Regel ſchon aus den Gründen der Abweifung ergeben, gegen 
welchen derimalen im Beſitz befindlichen oder eventuell Bes 
rechtigten die Klage eigentlich gerichtet werden muß, wie 
3. B. wenn die Abmweifung eines Mitglieds der Familie B. 
aus dem Grunde gefhieht, weil die Familie A. ausfchließs 
lich oder näher berechtigt fen. Jedenfalls wird meiftens die 
Sache fih fo ftelen, daß die im anerfannten Befib des 
Rechts der Stipendien» Bezlige VBefindlichen als Beklagte 
fi) darftellen. Wird fofort dem Anfpruch von den Beflag: 
ten Statt gegeben, und es find von den Collatoren und Auf: 
fihtöbebörden fonft feine (im Hintergrund befindliche) Wis 
derfpruchögründe zu erheben, fo wird der Streit gehoben 
und die Sache fich weit einfacher und richtiger erledigen, 
als wenn die Stiftung durch ihre Collatoren den unnatürs 
lichen Nechtöftreit geführt hätte. 

Nun mag ed freilich oft auch vorkommen, daf die 
eigentlichen Betheiligten, namentlich eventuell Berechtigten 
nicht fo bezeichnet und ausdgemittelt werden Fünnen, daß fie 
zum Nechtöftreit beigezogen werden fünnen. Hier möchte 
nach der Anficht des Umterzeichneten allerdingd nichtd im 
Wege ftehen, daß die Collatoren ald Vertreter diefer Intereſ— 
fen, wie früber beinerft, gleichſam als die natürlichen Con— 
tradictoren handeln, wo denn aber, wie mehrfach ausgeführt, 
ihr Auftreten eine ganz andere Bedeutung und Folge erhält. 
Auch hätte der Unterzeichnete, wie gleichfalls früher berührt, 
dagegen nicht dad geringfte Bedenken, daß die Collatoren 
bei einem Rechtsſtreit der Praätendenten unter ſich überall, 
wo fie oder die Aufficht8= Behörden es für gut erachten, 
etwa auch auf Impuls ded Gerichtd, ald Intervenienten 
auftreten. 

Nicht zu verkennen ift, daß es Fälle geben Fann, wo 
Prätendenten von den Eollatoren und Auffichtd = Behörden 
zurücdgemwiefen werden, ohne daß foldhed aus dem Grunde 
eines ihnen entgegenftehenden Rechts einzelner Betheiligten 
gefchähe, und ſonach, ohne daß der Rechtsweg in der bes 
zeichneten Weife betreten werden Fönnte; es kann 3.8, ges 
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ſchehen, daß ein folcher Anfpruch um deswillen zurückgewie⸗ 
fen wird, meil durch die Stiftung gleichzeitig oder eventuell 
gewiffe Staatszwecke gefördert werden follen, welche gegen. 
den erhobenen Anſpruch geltend gemacht werden. Hier fönnte 
denn freilich diſſeits in feinem Fall die Zuläffigfeit des 
Rechtswegs zugegeben werden. Hier wird aber auch der 
Charakter der Sache des dffentlihen Rechts immer offen 
vorliegen, und ed ift nicht einzufeben, warum man darüber, 
dag in einem folhen Fall die betreffenden Adininiftrativ: 
Behörden definitiv erkennen, beunrubigter feyn follte, als 
wenn fie 3. B. Über eine Befteurungdfrage erkennen. Daß 
ed Zeiten geben kann, wo die Befolgung der Staatszwecke 
bis zu einem fiftungswidrigen Sncameriren der Stiftungen 
getrieben werden möchte, dies wird in der Hauptfache nichts 
ändern; denn wenn e8 einmal fo meit gefommen ift, fo 
wird auch der Schub der Eivilgerichte nicht mehr viel zu 
bedeuten baben. 

Daß die Stiftungd:Collatoren und Auffichtd:Bebörden 
ein über den Streit einzelner Prätendenten ergangened rechts— 
fräftiged Erkenntniß der Eivilgerichte bei ihren ferneren Ber: 
fügungen zu beachten und aufrecht zu erhalten haben werden, 
ift wohl fo natürlich, ald dag die Adininiftrative Behörde 3.3. 
bei einer Verfügung über ein Bürgerrechts-Verbältniß ein eins 
ſchlagendes rechtöfräftiged Erfenutniß des Civil: Gerichtd 
über den Familien = Status beachten und aufrecht erhalten 
wird. Daß übrigend, wie von dem Herrn VBerfaffer des 
zweiten Aufſahzes durch Präjudicien nachgewiefen wurde, 
ſolche Anfprühe von Stiftungs = Prätendenten regelmäßig 
und ganz unbedenflih in dem Weg des Nechtöftreitd gegen 
die Stiftungen felbft verhandelt wurden, bildete von Anfang 
an eine wefentliche Vorausſetzung des Unterzeichneten. Nur 
bezweifelt er febr, ob bier von einem bindenden Gerichts— 
braud die Rede werden Fünne, zumal ed eigentlich eine 
Proceß- und Regitimationdsfrage ift, was im Hintergrund 
entgegenftehbt. Auch wird fich nicht behaupten laffen , daß 
aus den in Vorſtehendem mitgetbeilten Präajudicien überall 
unzweifelhaft bervorgebe, daß die Klage gegen die Stif: 
tung felbft als zuläfjig angenommen worden fey, inden 
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wenigſtens bei mehreren berfelben gar mohl zu Grund ges 
legt worden ſeyn Fünnte, daß die Stiftungd :» Vorfteber als 
Vertreter der Intereſſen von einzelnen Betheiligten betrad)= 
tet wurden. 

Mit Vorſtehendem glaubt der Unterzeichnete, feine früs 
ber blos angedeuteten und deshalb auch nicht überall bes 
flimmt ausgeſprochenen Anfichten fo weit ausgeführt zu 
haben, ald e8 der dermalige Stand der Frage nöthig ers 
fcheinen ließ. Sy. 





5) Bemerkungen zum voranftehenden Auffab Biffer 2. 
pag. 194—210, 
(Bon dem Herrn Verfaifer des Auffage® im III. Bd 2. Abth. 1. Heft.) 

Wen ed in einer zweifelhaften Sache nur um Wahr: 
heit zu thun ift, dem kann die Beleuchtung nur willkommen 
feyn, zumal wenn fie von einem Verfaſſer fommt, der, wie 
ed bier der Fall ift, ſich längſt als ein gründlicher und 
fcharffinniger Sachfenner audgemwiefen und feine Unbefangen— 
beit in dem Gebietäftreite zmwifchen der Juſtiz und der Vers 
waltung durch eine frühere Schrift beurfundet hat. 

Sndem mir aber feine Arbeit dankbar erkennen, wird 
auch er nicht mißdeuten, wenn wir, nachdem eine forgfäl- 
tige Prüfung feiner Beleuchtung und zu einer anderen Ueber: 
zeugung nicht führte, in den nachfolgenden Bemerfungen eine 
Gegenbeleuchtung feiner wefentlicheren Säge entgegenftellen. 

1) Zu ©. 194. 

Der Herr Verfaffer beginnt mit der Bemerkung: 

„es fey darüber, daß bei Streitigfeiten über den Genug 
von Bamilien=» Stipendien nicht die Verwaltungs» Juftiz, 
fondern nur die Civil: Juftiz competent fen, früher und 
vor dem von ihm beleuchteten Auffab niemald ein Zwei— 
fel erhoben worden.” 

Diefe Behauptung feheint der Herr Verfaſſer felbft zır 
widerlegen, indem er ©. 207 und 208 anerfennt: 

„Aus den Königl. Verordnungen von 1808 und 1812 

wird fi) allerdingd die Folgerung ableiten laffen, daß 
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die Regiminals Stellen befugt gemefen, in Streitigkeiten 

über den Genuß von Privat : Stiftungen für Studirende 

definitive Entfheidungen zu fällen ꝛc.“ 
2) Der Herr Verfaſſer fagt ©. 195: 

Er fen von der „unerwarteten Behauptung’ über: 
rafcht worden: 

a) e8 fey unzweifelhaft, daß die Auffiht der Regiminal— 
Gewalt über Stipendien fih nicht auf die Erhaltung 
und Verwaltung ded Vermögens befhränfe, fondern 
fih auch auf die Verwendung der Stiftungd-Einfünfte 
erſtrecke; und 

b) es fey umantaftbar, daß die von der Regierung RT 
auffebender Gewalt erlaffenen Verfügungen oder 
Entfcheidungen durdy die Eivil:Gerichte nicht abgeän— 
dert werden Fünnen. 

Der Sab a) drüdt eine Thatfache, einen beftehenden 
Zuftand aus, wornach die Regierung ihre Aufficht über die 
Stiftungen insbefondere auch auf die Verwendung der Stif- 
tungdeinfünfte erſtreckt. Diefer Zuftand ift notorifch und 
die Anführung deffelben Fann unmöglich befremden. Der 
zweite Sab b) wird wenigſtens fonft von allen denjenigen, 
welche zwiſchen der Juſtiz und der Verwaltung nur em 
coordinirted Verhältniß erblicden und ald nothwendige Folge 
hievon die rechtliche Eriftenz der Verwaltungs-Juſtiz aners 
fennen, ald eine Wahrheit betrachtet. Sn der Prarid der 
Staatöverwaltung ift obnebin längft Fein Streit mehr dar: 
über, daß das, was die Regiminal: Gewalt innerhalb ihrer 
Zuftändigfeit verfügt oder entfcheidet, der Beurtheilung und 
Abänderung der Eivilgerichte nicht unterliege. Wenn aber jener 
Satz für den Theoretifer noch einer Autorität bedürfen follte, 
fo taugt wohl am beften der Herr Verfaſſer felbft hiezu, der in 
feiner treffliden Schrift „über die VBermaltungs- und Civil— 
Juſtiz“ 1828 in den $$. 76. und 77. ©. 162 u. 167 felbft von 
dem Sab ausgeht, daß, wo e8 ſich von Ausübung der aufſeheu— 
den Gewalt innerhalb ihrer Zuftändigfeit handelt, nur die Ver— 
waltungsjuftiz und niemals die Civiljuftiz zuftändig fey. 
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3) Seite 197 führt der Herr Verfaſſer fort: 

„Dei den Regiminal-Steflen foll die Handlung an fich 
fhon ein Beweis ihrer Unfeblbarkeit ſeyn; bei der Tüͤ— 
binger Juriften« Zacultät bingegen fol die Entfcheidung 
auf einem Irrthum beruhen. 

Wo ift denn aber in dem Auffab (IM. Bd 2te Abth. 
1te8 Heft) eine Handlung der Regiminal: Stellen als Be- 
weis ibrer „Unfehlbarkeit“ in Anfpruch genommen? mo der 
Tübinger Facultät ein Irrthum vorgeworfen? Mit den 
von dem Herrn Verfaſſer citirten Worten: 

„So könnte aber die Auffichts-Behörde unmöglich han— 

deln, wenn fie fich nicht für zuſtändig bielte,‘ 
wird lediglich etwas Faktiſches behauptet und Feine Rechts: 
Anfiht audgefprochen. Es wird aus den Handlungen der 
Regiminal» Behörden in diefer Stelle nicht gefolgert,, daß 
fie wirflih „zuftändig ſeyen,“ fondern nur, daß fie fich für 
zuftändig halten, eine Thatfache, die fonft nicht beftritten ift. 

Daß die Tübinger Eonfilien noch mande beute der 
Verwaltungs-Juſtiz angebörende Entfheidungen enthalten, 
widerfpricht der Herr Derfaffer nicht. Mehr bedarf e8 aber 
nicht, um den Beweis zu begründen, daß aus der Aufnahme 
von Entfoheidungen tiber Stipendien:Genuß in jene Samm: 
lungen für die vorliegende Frage nichts gefolgert werden fünne. 

4) 8.197 wird zugegeben: daß «3 fich bei Auffteflung 
bleibender Vorfohriften über die Verleihung des Stiftungs: 
Genuffed in Fällen, wo ed wegen veränderter Umftände im 
mutbmaßlihen Sinne ded Stifterd nothwendig ift, von ei— 
ner „reinen Berwaltungs-Sache“ handle. Wenn es 
aber, wie alfo anerkannt wird, in der Zufländigfeit der auf: 
fehenden Staatögewalt liegt, mo ed die Notbmwendigfeit er: 
fordert, Vorfchriften für die Verleihung ded Stiftungs-Ge— 
nuſſes aufzuftellen, fo follte e8 vermöge des Schluffes a 
majori ad minus als nichtd Beſonderes, noch gar als et= 
was Anomales angefehben werden, wenn derielbe Zweig der 
Staatögewalt auch diefe Vorſchriften in un zu 
ſehen bat, 


Wonatſchr.tf. d. Juſtijpſi. IV. Bd. 2. Abth. 18 
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5) 8. 198—200 nimmt die Bemweisführung eine etwas 
eigentbümliche Wendung, auf deren genaue Würdigung «8 
weſentlich ankommt. | | 
Der von dem Heren Berfaffer beleuchtete Aufſatz (Zr 
Bd ©. 181 bis 185) betrachtet dad natürlihe Verhältnig 
der Ötiftungen zur Staatögewalt.. Er erflärt a) ewige 
Stiftungen nur dann für möglich , wenn die Staatögemalt 
den Willen ded Stifterd zu vollziehen übernehme. Er nimmt 
b) für die Stiftungen die Eigenfchaft moralifcher Perfonen 
in Anfpruch und behauptet, daß die Perfünlichkeit der Stif— 
tungen ſich nicht auf die Verwaltung ihre Vermögens be= 
fhränfe, fondern auch auf die Berwendung des Ertragd ders 
ſelben erfirede. Zum Beweis diefed Sabed wird fodann 
unter anderen c) geltend gemacht, daß der Wille ded Stif- 
terd nur zur Hälfte erreicht würde, wenn derjenige Zweig 
der Staatögewalt,, welchen der Stifter feine Stiftung ans 
vertraute, nicht auch die Verwendung des Ertragd der Stifs 
tung wahrzunehmen bätte, wenn vielmehr die Verwendung 
für den Stiftungszwe nur nach vorgängiger gerichtlicher 
‚Enticheidung über die Gültigkeit ded Anſpruchs, mit ande: 
ren Worten, erft danı Statt finden könnte, wenn die Stif: 
tung rechtöfräftig verurtheilt wäre, 
Der Herr DVerfaffer findet nun (©. 198) den Sap 
a) feinem Zweifel unterworfen, und erklärt fih (S. 198) 
mit dem Gab b) einverftanden, dagegen greift er (©. 199) 
den Satz c), der nur einen Beweis für den Sah b) ent: 
hält, an, und fagt: 
daß die Behauptung, nach welcher der Aufjihtd = Bes 
börde einer Stiftung auch die definitive Entfheidung 
„uber Streitigkeiten unter den Öenuß:Präten= 
: denten” zufommen fol, ein eingefchobener völlig pre= 
carer Satz fey, und daß mit diefem irrigen Satz auch 
ale Folgerungen aus deinfelben irrig ſeyen. 
Es liegt Far vor, daß dad, was der Herr Verfaffer 
angreift, im dem von ihm angegriffenen Sap c) überall 
nicht zu finden iſt. Diefer Satz fagt nur: daf der Stifter 
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feine Abficht höchſt unvollſtaͤndig erreichen würde, wenn feine 
der Staatögewalt anvertraute Stiftung fich Jedem, der den 
Stiftungs. Genuß anfpricht, vor Gericht entgegen ſtellen und 
‚vor allen Tingen ihre rechtöfräftipe Verurtbeilung abwarten 
müßte, und ed ift wohl jedem Unbefangenen unerklärlich, 
in welchen Worten des von dem Herrn Verfaffer von Wort 
zu Wort angeführten Sabed c) das von ibm als einge: 
fhoben, precär und irrig bezeichnete Argument ents 
halten feyn fol. Eben darum ift e8 nicht nöthig, die von 
den Herrn Verfaſſer hieraus abgeleiteten Folgerungen zu 
würdigen. 

Dagegen folgt aus dem von dem Herrn Verfaſſer (©. 
198) unbedingt zugegebenen Satz b), wornach die Perfäns 
Lichfeit einer Stiftung ſich auch auf die Verwendung des 
Ertragd ihres Vermögens erfiredt, daß die Stiftung als 
moralifche Perfon ihr Vermögen nicht blos felbftftändig 
verwalten, fondern auch felbftftändig den Ertrag deſſel— 
ben verwenden, oder mit anderen Worten, den Genuß an 
die Vetheiligten verleihen darf, und daß, meil die moras 
liſche Perfon der Stiftung nur durch die anffehende Staats 
gemalt vertreten wird, auch die Verleihung des Stiftungs: 
Genuſſes diefem Zmeig der Staatsgewalt zuſtehe. Zwar 
fpringt der Herr Berfaffer von der aus feinem Zugeftändnig 
fich ergebenden nothwendigen Folgerung ©. 200 wieder ab, 
indem er fagt, daß, weil Juſtiz und Verwaltung getrennt 
ſeyen, die Verwaltung ded Stiftungd-VBermdgens den Res 
giminalftellen, „die Entfheidung eined Streits un: 
ter den Stiftung8sPrätendenten‘ aber den Jufliz« 
Behörden zu Übertragen ſeyen. 

Zmwifchen der Verwaltung des —— einer Stif⸗ 
tung und der Entſcheidung von Streitigkeiten „zwiſchen den 
Stiftungs-Prätendenten“ liegt aber noch die felbfiftändige 
Verleihung des Stiftungs« Genuffed, oder das Erkenntniß, 
wen von der Stiftung der Genuß abzureichen fey, im der 
Mitte, und um diefe handelt es fih zunächſt. Diefes Ers 


Fenntnig muß im Sinne des GStifterd von Amtöwegen ges 
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(heben. Es müjfen die Betheiligten zur Anmeldung ihrer 
Anfprüche nöthigenfalld durch öffentlihe Bekanntmachung 
aufgefordert werden, und es ift, fo lange ſich die Sade in 
diefem Stadium befindet, noch ganz ungewiß, ob „zwis 
fhen mehreren Prätendenten unter fich‘ ein Streit 
entftehben wird. Es ıft alfo offenbar in der Diftinction des 
Herrn Berfafferd die oben bemerkte Lüde, und ed wird ders 
felbe, nachdem er 8.198 zugegeben hat, daß die moralifche 
Perfönlichfeit der Stiftung fih auch auf die Vertheilung 
des Ertragd einer Stiftung, mit anderen Worten, auf die 
Erfüllung ihrer Zwede erfirede, fih der nothwendigen 
Schlußfolge nicht entzieben Fönnen, dag die Befugniß zu 
Verleihung ded Stiftungd:Genuffed der auffebenden Staatd: 
gewalt zukomme, welche (verfteht fich in ihren verfchiedenen 
Stufen, vom Stiftungd:Rathe an bis zur oberften Verwal⸗ 
tungsjuftizftelle) die moralifche Perfon der Stiftung vertritt. 
Denn daß die einer Stiftung ald moraliſcher Perfon zu— 
kommenden Befugniffe einzig und allein von der aufſehen— 
den Staatögewalt und nicht theilweife von den Civil: Ges 
richten auszuüben feyen, darüber kann unmöglich ein Streit 
Statt finden. Die Stiftung kann ja nur ald Partei vor 
den Civil-Gerichten erfcheinen, und die Eivil-Gerichte ſtehen 
über den ftreitenden Theilen und Fönnen als folche nicht die 
Befugniffe und Zwecke einer Partei vertreten, 
; Das Ergebniß bievon ift, dag die Verleihung des Stif: 
tungdgenuffes ein Recht der aufiebenden Staatögewalt ift, 
und daß ein gegen die Stiftung erbobener Anfpruch auf 
den Genuß nur bei der aufſehenden Staatögewalt verfolgt 
werden kann. Daß aber „bei Gegenftänden ded Aufjichtd= 
Rechts“ nur die Adminiftrativ » Zuftiz competent fey, fagt 
der Herr Verfaſſer ©. 202 felbft. 

In der That bekennt fih auch der Herr Verfaſſer (S. 
200) ausdrüdlich zu der Anfiht, daß gegen die Stif: 
tung wegen Vertheilung ibres Genuffed vor den Gerichten 
nicht verhandelt werden, daß vielmehr „die Klage‘ auf den 
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Stiftungd: Genuß und „mithin auch dad Erfenntnig nur 
gegen den Mitprätendenten gerichtet ſeyn könne.“ 

Hiemit ift aber alles zugegeben, was die der Kritik 
unterliegende Abhandlung (Bd 3. pag. 177) zunächſt beab: 
fihtigt bat. Die Gerichte Fünnen hienach in die von der 
auffebenden Staatögewalt vorzunehmende Verleihung des 
Genuffes felbft durch Erfenntniffe nicht eingreifen, und die 
Stiftung, deren Genuß verliehen wird, fann nicht deshalb 
vor dem Richter in Anfpruch genommen werden. 

Ob und mas aber hiebei für eine Verhandlung vor den 
Civil-Gerichten noch übrig bleibe? ob namentlich ein Streit 
unter mehreren Genuß: Prätendenten, wovon jedem fein Ans 
fpruch doch nur gegen die Stiftung ald moralifche Perfon 
ud nicht gegen die Mitbewerber zuſtehen kann, ftatthaft 
fen? und ob biebei die von der auffebenden Gewalt unbe: 
riscfichtigt gebliebenen Prätendenten ihre Zwecke jemals er: 
reichen fönnen? Dies kann auf unferem Standpunft füge 
lich unerörtert bleiben, fo bald und fo lange die Stiftung 
felbft dabei in Feiner Weife in Anfpruch genommen, fondern 
in jeder Beziehung davon außer Berührung gelaffen wird. 

6) S. 201 wird „Unterflübung der Zmede des Staats’ 
wilführlih mit ‚Erleichterung in den Staat : Ausgaben’ 
überfegt und auf diefe nicht ſehr richtige Ueberſetzung ein 
Vorwurf gegründet. Sodann mird geläugnet, daß bie 
Stiftungen einen befonderen Staatöfhuß genößen, weil ja 
Minderjährige, Berfchollene ıc. denfelben Schub genießen; 
als ob das Befondere feine Eigenfchaft verlöre, fobald zwei 
deffelben theilhaftig find; während ganz deutlich der bes 
fondere Schub den gemeinen Schuß, der auf dem 
Grund der allgemeinen polizeilihen Sicherheit beruht, ent: 
gegengeftellt if. Endlih mird (5. 202) geläugnet, daß 
der Hauptcharafter einer Stiftung ein Öffentlich rechtlicher 
fey, dagegen aber ©. 204 bemerft: 

daß der Charakter eines öffentlichen Rechts binfichtlich 

des Staatd = Auffichtörechtd bei Familien » Stiftungen Fei= 
neswegs widerfprochen werde, 


— — 
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Es werden fodanr ©. 202 in Beziehung auf Gegen: 
ſtaͤnde des Staats » Auffichtö » Rechts, für welche von dem 
Herrn Derfaffer die Zuftändigfeit der Verwaltungs = Zuftiz 
anerkannt wird, die Stiftungen in ein gleiches Verhältniß 
geftelt mir den Gemeinden, den Gewerbe: Junungen, den 
Minderjährigen, den Berfchollenen ꝛc. Diefed. gleiche Ber: 
haͤltniß iſt in Beziehung. auf Gemeinden und Zünfte, die 
auch moralifche Perfonen- find, vollfommen zuzugeben. Nur 
beweidt e8 für uns und gegen den Herrn Berfaffer; denn 
die: Gemeinden und Zünfte verwalten ald moralifche Perſo— 
nen sticht blos ihr Vermögen, fondern erfüllen auch ihre 
Zwecke, ohne daß ein Streit über diefe Zwed -» Erfüllung 
zwifchen der Gemeinde und den: Gemeinde Oenoffen, oder 
der Zunft. und- den "Zunft = Genoffen vor die Cinil= Gerichte 
gebracht werden kann. Ber den Stiftimgen iſt die Verwen— 
dung des Ertragd oder die Verleihung des Genuffed nichts 
anderes, als die Erfüllung des Stiftungszwecks. Wenn alfo 
bei Gemeinden - und Zünften die Erfüllung‘ des Zweckes Sache 
des Auffichtörechtd ‚und in Folge hievon, auch nach der An— 
erfennung ded Herrn Verfafferd, eine diesfällige Streitigfeit 
Sache‘ der Adminiſtrativ-Juſtiz iſt, ſo muß dar Gleiche auch 
bei Stiftungen gelten, und. hienach für einen Streit zwiſchen 
der Stiftung mid: den Stiftungs-Genoſſen nur die Berwal— 
tungsjuftiz zuftäandig ſeyn. 

ei 7). 3u ©, 204 und 205: 

Her. fheinen Sätze, die aus dem der Kritif unterftell: 
ten Aufſatz aufgehoben wurden, mißverftanden zu werden, 
dem wenn ©. 205 gefagt wird: 

„der Streit, zwifchen Verwaltungs: und Civil-Juſtiz ift 
nicht darüber, ob die RegimmalsStelen in Streitigkeiten 

„„unter den Stiftungd:Prätendenten‘ den Bes 
theiligten eine Nefolution eröffnen dürfen,‘ | 
fo ift diefe Aeußerung durch Feine Stelle des beleuchteten 
Auffapes hervorgerufen. In dem letztteren ift mit der aus— 
gehobenen Stelle nur. gefagt worden: e8 fen fonderbar, daß 
man bei FamiliensÖtiftungen Streitigkeiten über den Genuß 
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al8 vor die Civil-Gerichte gehörig anfehen wolle, mährend 
in Beziehung .auf andere Stiftungen e8 gar nicht beftritten 
werde, daß ſolche Streitfälle nicht vor die Civil: Gerichte 
gehören. Diefer letztere Umftand gilt und als ein notori- 
fcher, und es erflärt fich die Bemerkung ded Herrn Berfaf: 
ferd, daß zum Beweis diefed Satzes von uns nichts an— 
geführt worden fen, fehr natürlid. Auch finden wir e8 
ganz confequent, wenn der Herr Berfaffer, nachdem er für 
Streitigkeiten Über den Genuß von Familien-Stiftungen den 
Privat» Nechtöweg für begründet hält, denfelben Rechtsweg 
auch fir Stiftungen, die nicht für Familien, fondern für 
Drts-Einwohner, als folche, für Gemeinde-Genoffen u. f. w. 
geftiftet find, bei Streitigkeiten tiber den Genuß verlangt, 
So könnten alddann 3. B. bei Stiftungen von Privaten, 
die zu Gunſten gemiffer Elaffen von Armen eined Orts ges 
macht find, Proceffe über die Almofen-Austheilung zwifchen 
den einzelnen den Genuß anfprechenden Armen, welchen bies 
bei der Vortheil des Armenrechtd zur Seite ftände, vor den 
Civil- Gerichten geführt werden. inzelne, jedoch mißlun— 
gene Verfuche, in Beziehung auf die Verleihung von Stifz | 
tungsgeldern an Arne, die Privat:Rechtösfuftiz geltend zu 
machen, find nicht unbekannt. 
8) Zu S. 206: 

Daß ın der Lehre von Schenkungen, Erbfehaften und 
Legaten die Lehre von den Familien-Stiftungen zuſammen— 
hängend oder doch vereinzelt enthalten fen, ift nicht erweislich. 

Wer fich viel mit Streitigkeiten über Familien-Stipen— 
dien befchäftigt hat, würde gar manche Frage über Rechts 
Verhältniffe von Familien » Stiftungen ftellen können, für 
welche man vergebens in dem bezeichneten Lehren des Pri— 
vatrechtd die Nechtögrundfäbe fuchen würde. Jedenfalls bies 
ten die Lehren von Schenfungen, Erbſchaften und Legaten 
in der Anwendung auf Stiftungen nur mehr oder weniger 
entfernte Analogieen dar, deren nn oft ſeht willkühr« 
* märe. 
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9) Auf ©. 208 wird von dem Herm Berfaffer uns 
bedingt anerfannt, 
daß die NRegiminal:Stellen über die Anſprüche an den 
Genuß von Familien» Stiftungen von dem Jahre 1808 
bis zum Jahre 1819 mit definitiver Wirkung entfcheiden 
fonnten ; | 
dagegen bebauptet er, 
daß die NRegiminals Stellen feit dem Sabre 4819 über 
foldye Anfprüche nur mit „‚proviforifcher‘‘ oder „‚friedend= 
richterlicher‘‘ Wirfung entfcheiden dürfen, weil die In— 
firuction für die Kreid-Regierungen vom Jahre 1819 dies 
jen Behörden nur die „außergerichtliche“ Entſchei— 
dung der Streitigkeiten über Familien:Stiftungen zumeife. 
Der Herr Derfaffer überfept alfo das Wort „außer: 
gerichtlich‘ mit dem Wort „friedensrichterlih.” Nun ift 
aber überall nicht nachgewiefen worden, daß dad Wort „aus 
ßergerichtlich“ Feine andere Bedeutung zulaffe, als „friedens— 
richterlich.“ Im Gegentheil ift befannt, daß man felbft bei 
ben Berichten von „Extrajudicial-Sachen“ fpricht, darunter 
aber Feine folche begreift, welche von den Öerichten friedends 
richterlich oder proviforifh zu behandeln find, wie denn 
auch Niemand fagen wird, daß die Gerichte dad Vormund— 
fchaftsmwefen, dad Hypothekenweſen, dad Depofitenmwefen nicht 
definitiv, fondern nur proviforifch oder friedensrichterlich 
zu behandeln haben. Außerdem gebraucht die Inſtruction der 
Kreid- Regierungen das Wort außergerichtlich an einer anderen 
Stelle ($. 6. lit. g.), nämlich bei der den Regierungen obliegen= 
den Entfcheidung von Streitigkeiten bei Hoheits-Rechten, wo 
es gar nicht zweifelhaft feyn Fann, daß fie darunter feine frie= 
dendrichterliche, fondern eine definitive Entfcheidung vers: 
fieht. Endlich follte der Umftand, daß die Sache feit dem 
Sabre 1819 nicht anders, ald wie fihon in den Jahren 1808 
bis 1819 gehalten worden ift, denn doch davon abhalten, 
obne Weitered auf den Grund eined Worted von zweifelbaf: 
tem Sinne von einer „ſehr willführlihen Auslegung‘ zu 
ſprechen. Wirklich geben auch die Aften über die Abfaffung 
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der Inſtruction für die Kreis-Regierungen nad) dem Aner: 
kenntniß beider zuftändigen oberen Staatd = Behörden den 
genügendften Beweis dafür, daß man in der angeregten 
Beziehung durch diefe Inſtruction an den Berordnungen 
vom 20. Juli 1808 und 28. September 1812, fo wie an 
der diedfälligen Beflimmung des V. SO rganifationd » Edict8 
vom 18. November 1817 nichts babe abändern wollen. 

E8 Fann daher dem Wort „‚außergerichtlich” im vor> 
liegenden Falle, fo wenig als bei der Enticheidung von 
Streitigferten bei Hoheitd: Rechten, die Bedeutung „provi— 
ſoriſch“ oder „‚Friedensrichterlich’” beigelegt werden. 

Zu allem diefem fommt aber noch, daß dad Verwal—⸗ 
tungdedift von 1822 $. 120. die Kamilien= und andere 
Privat:Stiftungen, wofern der Stifter Feine andere Auffichts> 
Behörde benannt bat, in ganz gleicher Weife, wie andere 
Stiftungen für Kirchen-, Schul= und Arınen = Bedürfniffe, 
unter die befondere Obhut ded Stiftungs-Raths und mit 
diefem unter die Aufficht des gemeinfchaftlicden Oberamts 
umd der höheren NRegiminal: Stellen ftellt. E8 wird dabei 
in Feiner Weife zwifchen der Erhaltung und Verwaltung 
des Stiftungd s Dermögend und der Vertheilung des Stif— 
tungsgenuſſes unterfchieden, und es findet ſich nirgends auch) 
nur eine Andeutung davon, daß die Gemeinde » Stiftungds 
Behörden und die ihnen vorgefehten Regiminal-Inſtanzen 
über die Anfprühe an den Genuß der Stiftungen 
nur proviforifch oder friedendrichterlich zu entfcheiden hätten, 
Es wäre daber ſehr willführlich, wenn eine ſolche Befchräns 
fung ded Geſetzes im Wege der Auslegung aufgeftellt wer: 
den wollte. 

Wenn endlich 

10) der Herr Berfaffer ©. 210 behauptet, daß in Wirt: 
temberg überhaupt unbedeutende Gegenftände des Privat: 
recht3, 3.3. Streitigkeiten zwifchen der Dienftherrfchaft und 
den Dienftboten, zwiſchen Profeffioniften und ihren Gehül— 
fen ıc. audnahındmweife der Entfcheidung (ohne Zweifel ıfl 
bier. eine friedendrichterliche Entfheidung gemeint) den Po: 
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tizeibehdrden uͤberlaſſen feyen, und daß diefe Ausnahme auch) 
bei Streitigfeiten über den Genuß von Familien-Stipendien 
ihre Anwendung finde, fo ift hierüber auf den Grund unfes 
rer Geſetzgebung zu bemerken, daf 
a) die Gewerbe » Ordnung vom 1856 Art. 86. Ziffer 6. 
Streitigkeiten zwifchen Meiftern, Gefellen und Lehr: 
lingen zur friedensrichterlichen Entfcheidung an den 
Zunftvorftand, nicht an die Polizei-Behörde vermweidt, 
und außerdem diefelben, fo fern fie privatrechtliche An— 
ſprüuͤche betreffen, dem ordentlichen Rechtsweg vorbehält ; 
b) daß die Gefindes Ordnung der Stadt Stuttgart vom 
Jahr 1319 die. Entfcheidung von Streitigfeiten in 
Dienftbotenfachen, mit Ausnahme von Entfhädigungts 
Forderungen, den Polizei: Behörden ohne Vorbehalt 
des Rechtswegs überträgt; und 
c) daß außerdem alle Streitigfeiten in geringfirgigen Sa= 
chen ded Privatrechts dem Richteramt der Gemeinde 
Räthe (IV. Edift vom 31. December 1818 §. 3.) 
zugewieſen find. 

Es findet ſich daher für die —— daß für gering⸗ 
fügige Streitigkeiten über den Genuß von Familien-Sti— 
pendien (die zudem in der Regel nicht, wie vorausgeſetzt 
zu werden ſcheint, zu den geringfügigen Sachen gehören) den 
Polizei «Behörden eine nur friedensrichterliche Entſcheidung 
zuftehe, nicht einmal eine Gefeped: Analogie, Vielmehr würde, 
wenn des Herren Verfaſſers Anficht, wornady die Regiminals 
Stellen über den Genuß von Familien-Stiftungen friedens- 
richterfich und die Gerichte definitiv zu erkennen hätten, 
richtig wäre, ein Zuftand beftehen, der aller geſetzlichen 
Grundlage ermangeln und mit der ganzen feit der durchge— 
führten Trennung der Juftiz und Verwaltung beftehenden 
Einrihtung im Widerfpruch fteben würde, fo daß, um dies 
fen Widerfpruch aufzubeben, nichts übrig bliebe, als 

a) entweder die unterfte Verwaltungs» und Auffichts= 
* Behörde einer Stiftung (Stiftungs:Rath) anzumeifen, 
ſobald bei Verleihung des Genuſſes einer Privrat:Stif- 
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tung entweder die Sache zweifelhaft ift, oder auch 
nur zwei coflidirende Anfprüche vorliegen, die Verlei— 
bung zu unterlaffen umd die Betheiligten an den — 
ter zu verweiſen, oder 

b) die Verwaltung und Beaufſichtigung aller und jeder 

Privat:Stiftungen den Berichten zu übertragen. 

Selbft da, wo die Regiminal-Stellen zu Sicherftellung 
einer Öffentlichen Anftalt oder eined andern üffentlichen Zwe— 
es, nämlich. bei polizeilichen Proviforien, in Privatrecht: 
liche Verhältniſſe eingreifen, bandeln fie nicht friedendrich- 
terlich, fondern fie vollziehen ihre Erfenntniffe, ohne daß 
gegen den Vollzug ein anderer Necurd als im Wege der 
Berwaltungs-Juſtiz zuläffig ift (vergl. die Verordnung vom 
3. Februar 1825 im Ergänzungs Bande des Regierungs— 
Blaͤttes ©. 325). 

Hiemit dürften ale wefentlichen Einwendungen gegen 
den im III. Bande pag. 177 und ff. diefer Zeitfchrift ent: 
baltenen Auffab widerlegt ſeyn. 


6) Umſang der hinſichtlich der Nebenforderungen 
geſetzlich begründeten Derufung. 
(Von Herrn Ober⸗Tribunal⸗Director va Baur.) 
1, 

Nach dem IV. Evdift-über die Rechtspflege in dem uns 

tern Suftanzen vom 31. December 1816 
$. 4152. Nro 5. 
ift das Rechtsmittel der Berufung zukäffig, wenn die Es 
ſumme der Befchwerde, mit Ausfchluß der Zinfen und Ko— 
ften, mehr als 5ofl. beträgt. Die Punkte. der Zinfen- oder 
der Koften berechtigen für ſich zur Appellation, wenn jedes 
diefer Objekte allein die appellable Summe. erreicht. -- 
8. 

Ausdrücklich iſt hier in dem Geſehe nicht beſtimmt: 

1) ob, wenn die Hauptſumme der Beſchwerde mehr als 
50fl. ‚beträgt, die Zinſen oder Koſten aber, jedes für ſich, 
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die appellable Summe nicht erreichen, die Appellation auch 
in Abfiht auf den Zinfen» und Koftenpunft Statt finde ? 

2) ob, wenn die Hauptfunnme der Befchwerde nur 5ofl. 
oder weniger beträgt, die Zinfen oder Koften aber fir fich 
allein die appellable Summe erreihen, die Sache auch in 
Abficht auf die Hauptfumme der Befchwerde in die Appel- 
lationsinftanz erwachfen fey ? 

3. 

Zinfen und Koften find Acceffionen der Hauptforderung, 
über welche ein Rechtsſtreit entflanden ift, und worüber der 
Richter zu entfcheiden hat. Iſt daher die Hauptfumme der 
Beſchwerde für fich appellabel, ſo ift die Gerichtöbarkfeit des 
Appellationd-Richter8 auch hinfichtlich des Zinfen: und Ko: 
ftenpunft8 begründet. 

4. 

In Betreff der zweiten Frage ift Folgendes in Ermwä- 

gung zu ziehen. | | 
5. 

Wenn ein Kläger mit. der von ihn eingeflagten Haupts 
ſumme, welche 5ofl. oder weniger beträgt, und den daraus 
geforderten Zinfen im Betrage von mehr als 5ofl. durd 
richterliche8 Erfenntniß abgemiefen und ihm biedurch ſowohl 
in Beziehung auf die Hauptfumme ald die Zinfen eine ges 
gründete Beſchwerde zugefügt worden ift, fo würde, wenn 
die Appellation nur im Punkte der Zinfen und nicht auch 
in Anfehung der Hauptſumme zuläffig ſeyn follte, die Folge 
ſeyn, daß von dem Appellationd:Richter das Erkenntniß der 
vorigen Inſtanz im Zinfenpunfte abzuändern und der Be— 
klagte zu deren Bezahlung zu verurtbeilen wäre; rückſicht— 
lih der Hauptfumme der Beſchwerde aber fünnte die Appel- 
lation wegen Mangel der appellabeln Summe nit anges 
nommen werden. In fo weit müßte daher non devolu- 
torie erkannt werden, wornach e8 bei dem den Kläger mit 
feiner Hauptforderung abweifenden Erfenntniffe der vorigen 
Inſtanz verbliebe, und fo träte der Fall ein, daß aud einer 
aberfannten Hauptforderung Zinfen zuerkannt würden. 
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Sefebt ferner, ein Beklagter fey zur Bezahlung der 
wider ihn eingeflagten Hauptfiimme, welche 50fl. oder we: 
niger beträgt, und der daraus geforderten Zinfen im Bes 
trage von mehr ald 50fl. verurtheilt worden, und es fey 
diefed Erfenntniß in der That in beiderlei Beziehung für 
ihn befchwerend, fo würde, wenn die Appellation nur im 
Punkte der Zinfen und nicht auch in Anfehbung der Haupt» 
ſumme zuläffig feyn follte, die Folge feyn, daß von dem 
Appellationd » Richter dad Erfenntniß der vorigen Inſtanz 
im Zinfenpunfte abzuändern und der Beklagte von deren 
Bezahlung freizufprechen wäre; rüdfichtlih der Hauptfumme 
der Befchwerde aber Fönnte die Appellation wegen Mangels 
der appellabeln Summe nicht angenommen werden. Sn fo 
meit müßte daber non devolutorie erfannt werden, wor: 
nach es bei dem den Beklagten zur Bezahlung der Haupt: 
forderung verurtheilenden Erkfenntniffe der vorigen Inſtanz 
verbliebe,, ungeachtet der Beklagte aus deinfelben Rechts 
grunde, aus welchem er nach der Anficht ded Appellations> 
Richterd Feine Zinfen zu zahlen verbunden iſt, auch von der 
Bezahlung der Hauptforderung hätte freigefprochen werden 
müffen, wenn diefer Gegenftand. ald appellabel zu betrachten 
gemwefen wäre, 

7 

Die Hauptforderung und die Zinfen fteben demnach in 
einem fo engen Zufammenbange, daß man allen Grund hat, 
anzunehmen, die Abficht des Gefepgeberd fey dahin gegans 
gen, in Fällen, in welchen die Hauptfumme der Befchwerde 
nur 5ofl. oder weniger, die Zinfen aber für ſich allein mehr 
als 5ofl. betragen, dad NRechtömittel der Berufung nicht 
blos rüdfichtlid der Zinfen, fondern eben fo wohl auch in 
Betreff der Hauptforderung zuzulaffen. 

ö. 

Auf gleiche Weife verhält e8 ſich mit den Koften, wenn 
diefe für fih allein die appellable Summe erreichen, die 
Hauptjumme der Beſchwerde aber nur 5ofl, oder weniger 
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beträgt, da die Befihmerde einer Parthei, daß fie von dem 
Nichter in die Koften verurtheilt worden fey, oder daß der— 
felbe nicht ihre Gegenparth ei in die Koften verurtheilt habe, 
nicht beurtbeilt werden kann, ohne in eine Prüfung der 
Hauptfache einzugeben. 

> 4% 

Der Civil: Senat des Ober: Tribunald. bat daher, als 
das materielle Erkenntniß eined Gerichtshofs in. Beziehung 
auf die Hauptforderung. wegen Incompetenz als nichtig an— 
gefochten wurde, weil nur die Procegfoften, aber nicht die 
eingeflagte Hauptforderung, die appellable Summe erreicht 
haben, die Nichtigfeitd = Klage verworfen und bierbei al8 
Grundfab angenoinmen : 

— daß die Appellation auch in Beziehung auf die Haupfs 

forderung zugleich mit der Appellation binfihtlih der 
Nebenforderung dann zuläffig fen, wenn die Hauptfumme 
nicht, fondern blos die Nebenforderung an Zinfen oder 
Koften die appellable Summe erreiche, 





7) Weber Ertheilung des Erkenntniffes und die 
Be bei Pertheilung eines gemeinſchaftlichen 
liegenden Eigenthums. 

(Eingeſendet.) N 

Am 14. September 1858 haben Anton H., Jofeph ©. 
und Carl B. aud der Verlaffenfchaftömaffe des Stadtraths 
H. in R. ein Gut gemmeinfchaftlih und fo, daß jeden das 
ungetbeilte Drittel. davon zuftund, um die Summe von 
46050fl. erfauft. Ueber diefen Kaufvertrag bat der Stadt: 
rath am 18. def. M. gerichtlich erfannt, und wurden die 
gefeplihen Gebühren an Erfenngeld und Accis angefeht und 
bezahlt, _ 

Die drei Theilhaber blieben. fofort Pen Zeit in dem 
ungetheilten Beſitz des Gutes, am 1. October 1838 fchloffen 
fie aber einen neuen Vertrag ab, durch welchen Anton 9. 
ftatt feines Antheilz am Ganzen den unteren Theil im Atız 
ſchlag von. 3500fl. übernahm, der. obere Theil aber im ‘Ans 
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ſchlag von 12550fl. im ungetheilten Vefipe von ©. und B. 
verblieb, an 

Nah Abflug diefes Vertrags waren die Intereffenten 
und die Behörden über die Frage: ob der neue Theilungs: 
Vertrag der ftadträthlihen Erfenntniß unterliege, und welche 
Gebühren anzufegen ſeyen? verfohiedener Anficht. 

Der Stadtrath betrachtete nämlich die getroffene Ab- 
theilung ded Guts ald einen ganz neuen Vertrag, dur 
den H. am untern Theil ?/, von den beiden anderen Eigene 
thümern käuflich erworben, und diefen feinen Antheil mit 
‘/, am oberen Theil käuflich Überlaffen habe und umgefehrt. 
Er hielt daber die gerichtliche Erfenntniß für nöthig, ſomit 
auch den Anfap der gefeplichen Gebühren für begründet. 

Gegen den ftadträthlichen Vefchluß recarrirten die In— 
tereffenten an dad Oberamtd = Bericht, welches dem Stadt: 
rathe die Weifung ertbeilte, daß ein ftadträthliches Erfennts 
niß nicht erforderlich, fondern der Dertrag dem Stadtrathe 
nur zur Notiz vorzulegen fey, um beim Steuerfahe die er— 
forderliche Rüdfiht darauf zu nehmen, obne aber Kaufßs 
oder Tauſch-Gebühren dafür erheben zu dürfen. 

Als aber der Vertrag dem Gerichtd - Notariate beim 
Steuerfaße zur Hand Fam, fo glaubte daffelbe, daß ed we— 
gen mangelnder Erkenntniß die Befisftandd - Veränderung 
nicht in dad Güterbuch eintragen Fönne, und wollte deöwes 
gen den Theilungs:DBertrag, bei welchen das Intereffe von 
Minderjährigen oder Gläubigern betbeiligt feyn könnte, alg 
einen Vermögens: Abfonderungs: Vertrag der mwaifengericht« 
lichen Cognition nnterftelen, und die im Regierungd: Blatt 
von 1834 S. 30 Nro 2. feftgefepte Sportel aus der Summe 
von 16050fl. berechnen, 

Das Dberamts = Gericht legte nun die Sache dem bes 
treffenden Gerichtöhofe mit folgender Aeußerung vor; 

Was die Anficht des Stadtraths betreffe, fo könne ‚die 
Theilung eined gemeinfihaftlichen Eigenthums weder ald ein 
Kauf-, noch als ein Tauſch-Bertrag angefehen werden, ſon— 
dern 23 ſey ein eigener, fchon in den älteſten Geſehen aud 
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‚einleuchtenden Gründen höchft begünftigter Vertrag, der von 
jeber auch gegen den Willen des Miteigenthümerd durch 
Klage babe erzwungen werden Rünnen. 

Lib. X. Tit. III. ff. Comm. divid. 

Die vaterländifchen Gefebe haben weder hieran etwas 
geändert, noch fey dem DOberamts » Gerichte befannt,, daß 
jemald ein Abgaben-Geſetz oder die Praris diefen begünſtig— 
ten Bertrag mit einer Abgabe oder Erfenngebühr belegt hätte. 
Auch fey es irrig, davon auszugeben, dag der Anton 9. nur 
„des untern Theil befeffen habe, und daher die übrigen 
?/, eine neue Erwerbung durch Taufch feven, denn er fey 
fhon vor der Theilung Miteigenthümer des ganzen oberen 
und unteren Gut, jede einzelne Erdfcholle ded ganzen Guts 
fey vor der Vertheilung deffelben in feinem Miteigentbume 
gewefen, es Fünne daber mit Grund nicht behauptet werden, 
daß er durch die ausfchließende Erwerbung des untern Theile 
2, neu erworben babe; und ebenfo verbalte e8 fi im um— 
gefehrten Falle bei den nunmehrigen Eigenthümern des obe= 
ren Theils. 

Was die Anfiht des Gerichtd - Notariatd betreffe, fo 
könne das Oberamts-Gericht nicht einfehen, was bei einem 
freien Vertrag volljähriger Männer das Gerichtd-Notariat 
und Waiſen-Gericht zu cognosciren und zu folennifiren ha— 
ben follte. Der in Rede ftehende Vertrag fen unzweifelhaft 
durch die Zuftimmung und Unterfchrift der Paciscenten in 
den Vertrags-Inſtrument hinreichend folennifirt. Nach der 
rechtlichen Anſicht des Oberamts-Gerichts haben alfo die 
Paciscenten nichts weiter zu thun, als was ſie gethan ha— 
ben, nämlich den Stadtrath von ihrem Theilungs-Vertrag 
in Kenntniß zu ſehen, damit er bei Ordnung der öffent: 
lichen Bücher (Steuerfag) die erforderliche Rückſicht darauf 
nehmen koͤnne; fie haben aber weder um ein Erfenntniß 
über ihren Vertrag nachzuſuchen, noch Abgaben und Ge: 
bühren irgend einer Art zu bezahlen. 

Bei diefen verfchiedenen Anfichten und da beftimmte 
Gefepe über den vorliegenden Fall nicht entfcheiden , erbat 
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fih da8 Oberanits-Gericht von dem Gerichtshofe Beſcheid. 
Der Gerichtöhof Fonnte fih mit Feiner diefer Anfichten ganz 
vereinigen. | | 

Er war nämlich zwar mit dem Oberamts-Gericht dar- 
über einverftanden, daß dieſer Vertrag nicht als ein der 
maifengerichtlihen Cognition unterliegender Vermögens: 
Abfonderungd-Bertrag zu behandeln fey, da unter den Ab: 
fonderungsverträgen des Sportel: Gefebed nur die Vermö— 
‚gendabfonderungen von Eheleuten ac. in Folge von Ehe: 
fheidungen oder ZTodesfällen verftanden ſeyen; dagegen 
tbeilte der Gerichtöhof vollfommen die Anficht des Stadt: 
raths, daß der Vertrag der gerichtlichen Erkenntniß unter: 
liege, da nah dem Pfand: Gefepe Art. 56—60. und der 
Haupt:Jnftruction über ſolches $. 21. alle Güter: Befipftands- 
Veränderungen in dad Güterbuch eingetragen werden müfs 
fen, jeder Eintrag einer Veränderung aber, welche fich auf 
Bertrag gründet, nur auf den Grund ded zur gerichtlichen 
Erfenntniß gebrachten Verirags vorgenommen werden darf, 
und der gerichtlichen Erkenntniß nach dem 

Landrecht Th. 3. Tit. 13. $. Wir wollen ıc. 
sicht nur „alle Käuff und Verfäuff, fondern auch ingemein 
alle und jede Eonträct über liegende Güter mit allen 
Pacten und Gedingen, wie die Namen haben mögen,” um: 
terliegen, insbefondere aber unter den der gerichtlichen Er— 
kenntniß unterliegenden Contracten .in der 

Königl, Verordnung vom 19. Juni 1808 $. 2., Regierungd- 

Blatt ©. 321. 

namentlich die Tauſch-Contracte aufgeführt find, und 
nach der unbeftrittenen Anficht der Nechtölehrer 

Seeger, Commentar über dad Pfand-Geſetz ©. 87. 

Mayer, Commentar Th. I. S. 159 Note. 

v. Bolley, Commentar Th. I. $. 40. ©. 61. 
die Theilung eined gemeinfhaftlidenEigenthbumß 
als ein Taufch zu behandeln ift. - 

Was dagegen die bei der gerichtlichen Erfenntniß über 
dergleichen Theilungd » Verträge anzufependen Gebühren 
betrifft, fo konnte ſich der Gerichtöhof weder mit der Anficht 

Monatfche. f. d. Zufigpfl. IV. Bd. 2. Abth. 19 
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des Stadtraths, daß diefe aud dem vollen Kauffchillinge von 
‚16050fl. anzufeben feyen, noch mit der Anficht des her: 
amtögerichtd, daß weder ein Erkenngeld, nocd eine Acciſe 
zu entrichten fen, vereinigen, 


Der Gerihtöhof war nämlich ded Dafürhaltens, daß 
zwar in dem Falle, wo eine gemeinfhaftlidhe Realität 
in eben dem Verhältniſſe, in welchem fie bisher Mehreren 
unabgetheilt zufam, fo vertheilt wird, daß jeder flatt feines 
ideellen Antheild von *,, ', ff. nun wirklich %,, 
7, fi des Ganzen, wenigſtens dem Werthe nach, er- 
hält, wenn auch die einzelnen Theile wegen ihrer verſchie— 
denen Quantität dem Flächengebalt sc. nach ungleich fern 
ſollten, außer der Einfchreib-Gebühr in das Contract-Buch, 
ebenſo wie bei einem Kaufvertrag unter 10fl. Werth, 

GCommun-Ordnung ©. 27 
weder eine Erfenn-Gebühr noch eine Aceiſe anzufeben ſey; 
daß aber, wenn, wie in dem vorliegenden Falle, das Thei— 
lungsverhältniß ein andered fen, ald das Verhältniß der 
Antbeile des Einzelnen an dem gemeinfchaftlichen Eigen- 
thum bisher war, in fo fern und in fo weit mit dem 
Abtheilungss Vertrag ein Kaufe Vertrag verbun⸗ 
den fen, nach der SEN der Derordnung vom 13. Ges 
bruar 1829 

Regierungd:Blatt S. 68—69. 

Monatſchrift Bd II. ©. 446. 
von demjenigen Betrag, welchen einzelne Theilhaber mehr 
als ıbre Rate am gemeinfhaftlichen Gute erhalten, 
in dem gegenwärtigen Falle alfo, wo 2c. 9. ftatt des durch 
den gemeinfchaftlihen Kauf: Vertrag erworbenen */, von 
16050fl. mit 5350fl. durch den Theilungd: Vertrag nur ei= 
nen Werth von 3500fl. bebielte, die beiden andern Theil— 
haber aber ftatt befeffener ?/;, mit 10700fl. nun einen Werth 
von 12550fl. erwarben, von dem Mehrwertb von 1850fl. 
die Erfenn:Gebühr und Acciſe zu berechnen ſey. 

Diefe Anficht erflärte aud das Königl, Steuer-Colle= 
'gium, mit welchem der: Gerichtshof wegen, der zu deſſe in 
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Reſſort gehoöͤrigen Accife-Abgabe communicirte, als der con» 
ſtanten Praxis deſſelben entſprechend, und ertheilte deswe— 
gen dem betreffenden Cameral-Amte die Weiſung, die Ac— 
ciſe von 1850fl. mit a 1 pro-Cent, betreffend 18fl. zokr., 
zum Einzug zu bringen. 





Ad I. 
Fragmente. 


1) Streitfrage über die Degriffs-Beflinmung des 
Verbrechens der Falfhung nach dem Straf-Gefeh- 
Duche und über die damit in Deziehung flehende 
Bedeutung der Ausdrüce: falfche Urkunden, Beug- 

niffe und Päſſe. | 

(Mitgetbeilt von Herrn Ober-Juſtiz-Rath Dr. v. Zirkler.) 

Fin. Handlungs-Commis aus Rhein-Preußen hatte an 
zwei daſigen Handlungshäuſern große Betrügereien verübt 
und deshalb aus ſeinem Vaterlande ſich flüchtig machen 
müſſen. Er hatte ſich, um ſich für einen Dienſte ſuchenden 
badiſchen Unterthanen ausgeben zu können, von einen aus 
dieſem Nachbarſtaat gebürtigen Manne ſeines Alters einen 
dieſem ausgeſtellten Militär-Entlaſſungs-Schein geben lafz 
ſen, und dieſen Entlaſſungs-Schein bei mehreren Privaten 
und nach ſeiner Arretirung wegen einer ſchuldig gebliebenen 
kleinen Zeche auch bei einem Schultheißen und bei einem 
Oberamte in Württemberg, das er ohne die nöthigen Un— 
terhaltsmittel und ohne wahrſcheinliche Ausſicht auf ein ehr: 
liches Unterfommen durchftrich, vorgezeigt. Außerdem wurde 
ihm noch ein von ihm widerrechtliih zurüdbebhaltener Haufirs 
Schein einer Schweizer» Behörde abgenommen, der, einem 
feiner Vorgänger im Dienfte eined preußifchen Handelshaufes 
ausgeftelt , zwar abgelaufen war, aber wahrſcheinlich aud) 
benützt werden ſollte, um ſich für dieſen auszugeben. Er 


wurde jedoch, weil er ſchon früher als Reifender in, die 
19% 
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Nachbarfchaft gekommen, und in Folge von Warnungen fei- 
ner ehemaligen Principale, ohne die ihm noch manche Be: 
trügerei hätte gelingen können, erfannt und fam in Unter: 
fuhung. zz Ä 

Er erfihien alfo ald Bagant und es entftand die Frage, 
ob derfelbe wegen Führung und Borzeigung jened zwar an 
fi) authentifchen, aber fremden Ausweiſes unter den Art, 
197. ded Straf-Geſetzbuchs zur ftellen ſey, wonach Landftreis 
cher, „welche mit falfhen Zeugniffen und Päſſen betreten 
werden,‘ fogleich mit Arbeitshaus zu beftrafen find, da er 
fonft wegen feiner feinen Inländer befchädigenden und auch, 
fo weit fie erhoben waren, nicht im Inlande verübten Ber 
trügereien der preußifchen Behörde ausgeliefert werden mußte. 

Diefe Trage wurde mit einer fhwahen Majorität (3 
gegen. 2) bejahend entfchieden. Eigentlich waren paria und 
der Vorftand, welcher übrigens ſchon in der Debatte feine 
Gründe dafür geltend gemacht hatte, entfchied fich für diefe 
Seite. Die Minvrität zog zwar nicht in Abrede, daß die 
frühere Praris diefen nicht felten vorgefommenen Fall unter 
die Fälfhungen geftellt babe und daß ein folder Gebrauch 
fremder Urkunden im meiteften Sinne die Führung eines 
falfhen Zeugniffed genannt, ja daß diefe Ausdehnung ſach— 
und zwedgemäß erachtet werden fünne. Allein fie war der 
Meinung, daß unfer Straf: Gefepbuch dadurch, daß es im 
Art. 219. die Begehungs-Arten der Fälfchung Öffentlicher 
Urfunden fo genau fpecificire, und im Wefentlichen auch im 
Art. 358. wiederhole, dem Verbrechen der Fälfchung fo enge 
Grenzen fepe, daß diefe Subfumtion durchaus nicht mehr 
anſchlage, da der Schluß = Artikel 462. nun einmal alle 
früheren Geſetze und Gewohnheiten, welche die gerichtliche 
Aburtheilung der den Beflimmungen dieſes Geſetzbuchs uns 
terliegenden Verbrechen und Vergeben betreffen, außer Wirk— 
ſamkeit gefebt babe, 

Auch der bier zunächft in Anwendung Fommende Art. 
221. handle nur von dem Gebrauche einer falf hey Ur= 
Funde von einem Dritten, was man doch eine:an fich Achte 
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Urkunde nicht nennen könne. Er erlaube eine folhe Bes 
griffserweiterung um fo weniger, da er auf die Art. 219. 
und 220. zurücdmweife und daher nur von urfprünglich fals 
fihen oder verfälfhten Urkunden verftanden werden dürfe, 
nicht von einem Mißbrauche einer an fih Achten Urkunde, 
welche doch immerhin dem erften Falle nicht vollfommen 
gleich erachtet werden Fünne, weil man fih durch Erfundis 
gung der Perfünlichfeit noch dagegen zu ſchützen im Stande 
fey. Man müffe um fo mehr Bedacht nehmen, gegen den 
Art. 1. unfered Straf-Geſetzbuchs zu verftoßen, da die viel 
bärtere Strafart ded Art. 197. einen nicht geringen Unter— 
fhied made. Es liege bier nichtd vor, al8 eine erfchmerte 
Lüge vor der Obrigkeit, melche MEER nur ald PolizeisVers 
gehen zu würdigen fey. 

Die Votanten für die Bejahung entgegneten bierauf, 
wenn auch der nach dem Buchftaben fehr fcheinbar vertheis 
digte Borderfab, daß unfer Straf-Geſetzbuch den Begriff der 
Urkunden-Fälfhung fo enge habe Timitiren wollen, wirk— 
lich richtig wäre, fo könnte diefed doch nur in Beziehung 
auf die ftrafrechtlich ımeift ziemlich indifferente und in der 
Doctrin ſchwankende Gränzbeſtimmung zmifchen Falfchung 
und Betrug einen Zwed baben, morüber man freilich fo 
viel ftreiten könne, ald etwa die Forftleute über dad, mad 
in die Klafter und zum Abholze gehöre, obgleich dad eine, 
wie dad andere zu verbrennen und zu bezahlen fey. Hier 
bandle es fih aber gar nicht vom Verbrechen der Urfunden> 
Sälfhung, fondern von einer ald Qualification eines an 
fih blos polizeilichen Vergehend aufgeführten Führung 
falfher Urfunden, mie fhon daraus erhelle, daß die 
zur Conſummation der Fälfhung gehörige Vorzeigung Feis 
neswegs wefentlicy fey, jondern ſchon genüge, daß der Land: 
ftreicher damit oder mit Dieböfchlüffeln oder anderen der 
Sicherheit der Perſenen oder ded Eigenthums gefährlichen 
Werkzeugen nur betreten werde, ohne daß es des Beweis 
fe8 wirklicher Borzeigung bedürfe, fobald nur gegen die bier 
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unumwunden einbefannte Abficht eines ſolchen Gebrauchs 
fein gegründeter Zweifel vorliege. 

Wolle man alfo dem mwahren Sinne ded Gefehed nicht 
durd eine zu barte und gefuchte MWortauslegung Gewalt 
anthun, fo müſſe man die Ausdrücke: „falſche Zeugniſſe und 
Paſſe“ der febr nahe liegenden Gefrpraifon gemäß in dem 
von den Antivotanten zugegebenen umfaffenden Sinne des 
gemeinen Sprachgebrauchs verfteben, von welcher, da der 
Geſetzgeber nicht mit ſich felbft, auch nicht blos mit Juris 
ften, fondern mit dem größeren Publifum fpreche, ohnehin 
eine blos technifche Abweichung ohne beſtimmteren Nachweis 
nicht angenommen werden dürfe, Eine foiche volle Deutung 
ſey um fo mehr aeboten, da diefelben Ausdrüde noch in ans 
deren Stellen, namentlich ın dem unmittelbar folgenden von 
der Bettelei handelnden Art. 191. und unter den Species 
des ausgezeichneten Betrugs Art. 355. Nro 2. vorlommen, 
wo es noch Ledenflicher fey, von jenem Sprachgebrauche 
abzumweichen. Wie vernunftwidrig würde ed Plingen, wollte 
man den Bettler oder Betrüger von der in den lehteren 
Artikeln bezeichneten Qualification losſprechen, weil der 
Erlaubniß-Schein zum Collectiren als ein durch Brand Ver: 
unglücdter oder ald Beauftragter einer Kirchen = Gemeinde 
zum Sammeln von milden Beiträgen für ein Pfarr » oder 
Schulhaus zwar urfprünglich Acht, aber gar nicht für ihn, 
fondern für einen Andern audgefertigt fey, dem er denfel: 
ben entwendet oder abgeliftet, oder dem dieſer ihm unbefugs 
ter Weife preis gegeben. 

Allein auch jener Vorderfab müſſe auß triftigen Grün— 
den mwiderfprochen werden. Ein allgemeined Gefepbuch babe 
freilich. die alten Gefebe und Gewohnheiten außer Wirkſam— 
Feit ſehen müſſen, weil ihr Fortbefteben in der Eigenfchaft 
bindender Vorſchriften die Einheit feiner Beftimmungen 
geſtört und verwirrt haben würde. Allein daraus folge feine 
Aechtung der daran ausgebildeten Wiffenfchaft, ohne welche 
fi feine neue Prarid bilden werde, es folge daraus nicht, 
daß dad daran Probhaltige nicht als Hülfsmittel für die 
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Snterpretation eined Gefepbuchd benüst werben dürfe, mel: 
bed, aus dem alten Schabe probhaltiger Doctrinen und 
Erfahrungen hervorgegangen, durch das unvermeidliche Zu: 
rückzehen auf die früheren Anfichten neben feinem richtigen 
Berftändniffe erft das wahre Licht für feine eigene Leiftuns 
gen erwarte , und eine folche Vergleichung fo gewiß nicht 
zu ſcheuen babe, ald feine Berfaffer gegen nichtd fo lebhaft 
proteftirt hätten, ald gegen eine aud nichtd entfprungene 
und zu nicht8 führende grillenhafte Originalität. 

Nun babe der den vorliegenden Fall unter die Fäl— 
fhungen ftellende ältere Gerichtögebrauch ſchon die claffifche 
Autorität des römiſchen Rechts für fich, wie befonderd aus 
einer erfchöpfenden Eregefe *) der L. 16. D. de Lege Cor- 
nelia de falsis fidy leicht nachweifen laffe, zumal wenn man 
der von den. angefehenften Eiviliften gebilligten Leſeart sine 
eonsignatione den Vorzug gebe. 

Diefe bloße Autorität könne zwar nunmehr nicht mehr 
für fich entfcheiden. Allein e8 fehle nicht an inneren, die 
fpecififche Identität rechtfertigenden Gründen. Wer näms 
lich eine nicht für ihn beftimmte öffentliche Urkunde fich ver: 
fchaffe und ald eigen vorzeige, erlaube fich Feinen geringes 
ren Eingriff in dad Recht der zur Ertheilung ſolcher Urkun— 
den allein ermächtigten Öffentlichen Behörden, ald Derjenige, 
welcher fie durch Nachahmung ihrer Hand und Unterfchrift 
oder ihres Siegels ſich felbft verfertige, oder deren autbens 
tifchen Inhalt verändere,, und den gleichen Eingriff begebe 
Derjenige, der die nur für ihn beftimmte Urkunde Anderen 
zu einem folhen Gebrauche überlaffe. 

Die Täuſchung anderer. Öffentlichen Behörden oder Pris 
) Diefe Eregefe würde einen gelchrten Apparat und eine Aus: 
führlichfeit erfordern, die bier nicht an ihrem Orte find. Es feheint 
aber, daß Paulus denfelben Gegenfas zwifchen einer fenfibelen auf 
förperlihen Handlungen beruhenden und einer bloß intelligibelen 
Wirklichkeit ded3 Verbrechens, welde darum dem gefunden Verftande 
nicht minder einleuchtet, auflöst. Merkfwürdig ift in diefer Bezie— 


bung, daß er gerade von dem Falle entwendeter fremder Urkun— 
den ausgeht. 
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vaten fen ebenfalls. Diefelbe, ja nach Umftänden weit gefähr- 
licher. Man werde finden, daß ed gerade die gewerbmäßis 
gen und planmäßigften Jauner feyen, welche ſich mit äch- 
ten, aber freinden Papieren rüften, um ihre Landftreicheret 
und ihre Umtriebe der polizeilichen Aufficht zu entziehen, 
während die Stümper in diefem Sache fid mit erbärmlichen 
Zahlen- oder Namend-Beränderungen hinaus zu helfen fus 
chen, obgleich diefe fehon genügen, um der unerbittlichen 
Strenge ded Geſetzes zu verfallen. 

Unrichtig werde ein ſolcher Gebrauch eine einfache Lüge 
genannt. Denn der Befib des Documentd Tegitimire ja 
fihon und verleibe dem erfleren eine foheinbare 
Beweiskraft für den Beſitzer. Selbſt bei Päſſen habe 
man nicht immer die Mufe, dad Signalement, daB auch 
beiläufig zutreffen könne, genau zu verglachen. Nicht we— 
niger Fünne man bei Zeugniffen und Ausweiſen ohne Eig- 
naleınent ohne beflimmte Verdachtsgründe voraudfepen, die— 
felben feyen geftohlen oder vom getreuen Juhaber unbefugt 
berauögegeben , und die Polizei würde. zur Plage für jeden 
Neifenden audarten, wollte fie in diefen Punkte zu ferupus 
1ö8 feyn. 

Sey nun auch, mie zugegeben werden müffe, in dem 
Art. 219. diefe Begehungs-Art nicht fpeciell erwähnt und 
audgedrüdt, fo fey dagegen zu erwägen, daß das Straf: 
Gefepbuch nirgends eine umfalfende Definition über das 
Falſum aufgeftelt und diefe gemarnt durch die verfeblten 
Verſuche unferer Haffifhen Suriften (vergl. Roßbirt, 
Lehrbuch des Strafredtd ©, 501), welche es dafür in den 
einzelnen Fällen defto beffer getroffen, weislich vermieden 
babe. Eine abfihtliche Ausfchliegung derfelben ſey alfo nach 
den befannten unius positio, non est alterius exclusio, 
daraus um fo weniger zu folgern, da diefer Artikel vorzüg- 
li den phofifchen Urheber im Auge babe und fich noch mit 
derjenigen nächften Richtung des Verbrechens befchäftige, 
welche auf Feine andere, ald die darın angegebene Weife 
begangen werden Fünne. 
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Allein es fehle auch nicht an fruchtbaren Anhaltöpunf: 
ten, woraud man den Schluß ziehen Fünne, daß der Geſetz— 
geber von einer anerkannten Theorie ſich fo weit nicht babe 
entfernen wollen, 

Der einzige allgemeine Begriff, welcher fich über die 
Fälſchung aufftelen laffe, fey nämlich in dein Art. 356. be> 
rübrt und führe darauf, daß dad Wefen davon in einer ob» 
jectiven Lüge beftebe, das beißt in einer folchen, wobei 
nicht die Perfon zur Perfon fpricht, oder auch an. fie fehreibt, 
wie wenn mir der Kaufmann ein überfepted Conto zufchict, 
fondern die Sache, der Aft lügt oder täufcht, weil man 
ihr nach den Regeln einer in den gegebenen menfchlichen 
Verhältniſſen unvermeidlichen Slaubenspflicht vertrauen muß, 
Daß nun diefed Merkmal in dem vorliegenden Falle zu: 
trifft, wurde bereitö ausgeführt. Es fteht jedoch wohl die 
Beinerkung bier an ihrem Orte, daß es nur bei öffentlichen 
Urfunden nöthig und möglich it, die Zeinbeit dieſes Ber 
griffs bis auf die Spibe jeder falfchen Beweisfraft zu ver: 
folgen. Bei Privat:Urkunden könnte man fich Leicht in eine 
unnütze Subtilität verlieren, weil bier die bloße Fälfchung 
gewöhnlich in der Concurrenz eined damit verbundenen Be— 
trugs untergeht, der eine ſolche Diflinetion entbehrlich macht. 
Noch mehr gilt diefed von Waaren = Fälfhungen (vergl, 
Art. 359.). 

Die Hauptfache ift aber der vom Gebrauche handelnde 
Art. 221., auf den e8 freilich zulept anfommt. Es darf 
nicht überfeben werden, daß derfelbe, gefept auch, man 
mußte der Rücdweifung auf die vorangehenden Art. 219. 
220. ein fo ſtarkes Gewicht beilegen, daß unter den Eins 
gangsworten: „der wiffentlihe Gebrauch einer falfhen Urs 
funde von Seiten eines Dritten‘ nur folche Urkunden 
gemeimt ſeyen, welche f[hon dem phyfifhenUrbeber 
ald daß Verbrechen der Fälfhung Öffentlicher 
Urfunden zuzurechnen feyen, damit ein davon weit 
verfchiedened Ertrem der Vernichtung und Unterdrüs 
fung öffentlicher Urkunden, namentlich von Aften 
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zum Nachtheile des Staatd oder anderer zufammengeftellt 
bat, während die Unterdrüdfung von Privat-Urfunden 
nach Art. 353. nur einen audgezeichneten Betrug bildet, 
Diefes Ertrem fept offenbar Achte Urkunden voraus, und 
damit iſt gefagt, daß ein rein intelligibeled Falſum gar 
wohl begangen werden Fünne, ohne die im Art. 219. fpeci= 
ficirten Begehungsdarten eined voraudgegangenen, fehon dem 
pbufifchen Urheber als gleiches Verbrechen zuzurechnenden 
Machwerks. Zmwifchen beiden Ertremen würde alfo unfer 
Fall negativ als fubtile Vernichtung der Urkunde durdy 
Berläugnung ihrer wahren Eigenfchaft und pofitiv durch 
Bewirfung einer ihr nicht beftimmten feheinbaren Beweis: 
fraft in der Mitte liegen und daber zur Noth ald in der 
Vorftellung des Gefepgeberd mitbefaßt angenominen wer— 
den können. | 

Allein gerade diefer Gegenfab macht es zweifelhaft, ob 
der mit dein Eingangdfahe verbundenen Rüdmweifung jene fo 
ftarfe Beziehung gegeben werden darf, Sie fteht nicht mü= 
Fig, wenn fie auch nur das Dbject, die Art von Urs: 
Funden bezeichnet, deren wiffentlich rechtöwidriger Gebrauch 
der Fälſchung oder Verfälſchung folcher Urkunden gleich gel: 
ten fol, eine Conjectur, melde dadurch noch ein ftärferes 
Gewicht befommt, daß der Art. 220. nur ein ſolches 
Dbject, eine folhe Art von Urkunden enthält, ohne 
über die Begehungdart em Wort beizufügen. Jede Schwie— 
rigfeit aber wird dadurch gehoben, daß man den noch wei— 
ter irre machenden Ausdrud: „falſche Urkunde‘ im weite: 
ren Sinne ded gemeinen Sprahgebrauchd verfteht, wie man 
ed nach den obigen Bemerkungen an mehreren. Stellen zu 
thun gendtbigt if. 

Da nun ein Strafgefeb nur fireng, aber keineswegs 
enge interpretirt werden ınüffe, fo fühle man fich zu Dies 
fer bei zweideutigen eben fo wohl eine enge, ald weite Be— 
deutung zulaffenden Ausdrüden, wo e8 die Sache fordere, 
wohl :erlaubten Ertenfion um fo mehr gedrungen, ald man 
fonft dem Gefepgeber nicht nur diefen auch von den Herrn 
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Antivotanten ald folchen anerfannten Mißgriff, fondern auch 
die mweitere Lücke zum Vorwurfe machen müffe, daß er den 
ebenfalld nirgend erwähnten fo häufigen Fall des wiſſent— 
Yichen Gebrauchs einer autbentifchen Urkunde mit uns 
wahrem Inhalte unentfhieden gelaffen habe, nicht nur 
deffen, der fich einen falfhen Pag oder ein ſolches Zeugniß 
von einem üffentlichen Beamten durch Beftehung erfauft 
bat, fondern auch desjenigen, welcher nad) $. 387. ded ba- 
difchen Entwurfs „durch wiffentlich falfhe Erklärungen die 
Errichtung von Öffentlichen Urkunden mit unwahrem Inhalte 
bewirkt und zu einem widerrechtlichen Zwede davon Ger 
brauch macht.“ 

Auch dieſer Fall ſey in der Jurisprudenz zu allen Zei— 
ten als Falſum anerkannt worden. Das gemeine Recht ent— 
ſcheide ihn in der L. 29. D. h. t. und er komme in der 
Praxis namentlich bei durch geſchickte Machinationen er: 
fchlihenen unwahren Vermögend:Zeugniffen zum Zweck der 
Ermwerbung des Ortd-Bürgerrechtd täglich vor. In Frans 
reich beftrafe ınan fie ald einfache Urfunden:Fälfchung, wenn 
der Beamte bintergangen wurde, und laffe fogar den, der 
die Urkunde bewirkt, die härtere Strafe der Dienftverlebung 
mit entgelten, wenn der Notar oder fonftige Beamte ald 
Mitfchuldiger erfcheine. 

Diefes find die Gründe pro et contra, wie fie von 
verfihiedenen Votanten vorgebracht, bier nur conftruirt find. 
Sch geftehe, daß mich die Eingangs vorausgeſchickten Ein: 
würfe in meinem Glauben eine Zeit lang ſchwankend ge: 
macht haben, obgleich ich ihnen wegen der mwiderftrebenden 
inneren Gründe nicht beizupflichten vermochte. Entfcheidend 
find mir jedoch erft die zuletzt angeführten Momente ges 
worden, daß der Art, 221. eine fehr bequeme Deutung zu— 
läßt, welche fih mit diefen inneren Gründen fo vollkom— 
nen vereinigt, daß ich lebhaft überzeugt bin, der Geſetz— 
geber bat bei den Eingangsworten gerade die beiden Fälle 
des in. Uebereinſtimmung mit den Anfichten des gemeinen 
Lebens uns durch Doctein und Praxis fletig überlieferten 
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Begriffs der Fälfhung im Auge gebabt, welche gänzlich 
überfeben zu haben ihm zu einem fehr gerechten Tadel ge— 
reichen würde. 





2—5) Amtstags - Fragen. 
[Hortfesung der Mittbeilungen Bd III. pag. 412 ff.) 
(Von dem Nedactenr.) 

1) Etwas über den Verzicht auf die Obfignation. 

Wenn der Erblaffer in einem fein Bermödgen betreffen: 
den Gefellfchafts = Verbältniß geftanden ift, fo ift ein auch 
fonft vollfommen rehtögültiger Verzicht der ſämmtlichen 
Erben auf die Obfignation unwirkſam, wenn die Mitgefelle 
fhafter die Obfignation verlangen. Auch muß, was fich von 
felbft verfteht, wenn auch die Mitgefellfchafter verzichten, 
der Verzicht auch in Beziehung auf die Rechte der Gläu— 
biger der Gefellfhaft unbedenklich erfcheinen. 

Diefer Grundfab wurde in einem Fall in Anwendung 
gebracht, wo der Erblaffer längere Zeit in einem Handels— 
Geſchäft geftanden war, aber im Streit lag, ob wirklich die 
früher beftandene Gefelichaft noch beflebe, und ſchon der 
Erblaffer in einem zur Zeit feined Todes im Lauf befind: 
lichen NRechtöftreit die Anfprüche der aufgetretenen Prätens 
denten aus dem Geſellſchafts-Vertrag beftritten batte. 

Der fraglihe Satz begründet fih durch Folgendes: 

E8 entfcheiden zwar die Gefege den Fall nicht unmit— 
telbar, allein 

.a) allgemeine Grundfäbe fprechen für die Begründung 
der Maafregel der Obfignation in einem folhen Fall 
nach allen Seiten. Ueberall entfcheidet die Analogie 
der Erbtbeilung für die Geſellſchafts-Theilung; bei 
Geſellſchafts-Theilungen ift die Obfignation noch weit 
notbwendiger ald bei Erben. 

b) Wenn man gewöhnlich bei den Nechtölehrern und ın 
neueren Geſetzes-Beſtimmungen die Obfignafion dann 
wegfallen läßt, wenn die Erben einftimmig fich folche 
verbitten und Gläubiger nicht gefährdet fenen, fo ift 
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dies wohl nur um deöwillen der Fall, weil die Con: 
currenz einer Geſellſchafts-Theilung diefer Art felten 
verfommt; es ift und bleibt aber gefeglich die Obſig— 
nation die Regel, und die Ausnahmen müffen fich 
aufheben, wenn fie aus anderweiten Gründen, wie 
deren namentlich aus civilrechtlich begründeten Provis: 
fionalverfügungen abgeleitet werden fünnen, unzuläffig 
erſcheinen. Es liegt aber auch in der That die Ana— 
logie zwifhen Släubigern und Gefellichaftd : Aufprü- 
hen nabe, und iſt vielmehr bei Gefellfchafts:Anfprüs 
chen der gefegliche Grund noch weit dringender geges 
ben, da Släubiger beftiminte Anfprüce baben, die 
Sefellfhafter in der Regel unbeftimmte, durch die 
Dhfignation vorzüglich dem Beweis nach zu fichernde. 
c) Auch die Worte des Landrechts rechtfertigen die Maaß— 
regel auf dad Vollftändigfte (IV. 3. $. 2.) in den 
Worten: „Ale des Verftorbenen Erben und In— 
tereffenten.’ 
Conf. Griefinger, Commentar Bd 7. pag. 91. 


2) Weber die Frage, ob gegen die Mundtodt-Erklärung 
ein eigentlicher Recurs (mit Sufpenfiv- Kraft) oder ein 
bloßes Beſchwerde-Recht ſtatt finde. 

Eine unmittelbare gefepliche Entfcheidung diefer Trage 
fucht man vergebens. 
Landrecht P. II. Tit. 50. 
Landes-Ordnung Tit. 46. pag. 91—96. 
General: Refeript vom: 12. Juni 1730 Gerſtlacher P. II. 
pag. 207—209). 
General:Refeript v. 14. April 1781. (Rapff pag. 187—189). 
Inftruction für dad Ober-Juſtiz-Collegium vom 4. Mai 1806 
$. 24. (Regierungs:Blatt pag. 39). 
Verordnung v. 19. Zuni 1808 (Regierungd: Blatt von 1808 
Ziffer 29. pag. 326. 527). 
IV. DOrganifationd:Edict vom 31. December 1818. $. 191. 
Ebenfo wird wohl fcehwerlid auch nur eine Autorität 
der Theorie biefür aufzumeifen feyn, was der Verfaffer dies 
ſes um fo mehr annehmen zu fünnen glaubt, ald daB eigents 
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liche Recurs-Syſtem, wie es in Württemberg jebt befteht, 
der neuern Zeit angehört. 

Die Frage möchte wohl für eine eigene Abhandlung 
Stoff genug darbieten. Es mögen jedoch vorerſt folgende 
wenige Säpe genügen, um einftweilen die Stellung der 
Srage fo zu firiren, daß wenigftend die Grundlage ihrer 
Beantwortung gegeben ift. 

1) Der Alt. der Prodigalitätd-Erklärung gehört weder 
der Nechtöpflege in ftreitigen Sachen, noch der Strafrecht8= 
Pflege. an; es Fann alfo auch die Anwendung eined der in 
Diefen beiden Zweigen der NRechtd » Verwaltung gegebenen 
NRechtömittel in Feinem Ball begründet feyn; 

2) jener Aft ift vielmehr nach allgemeinen Grundfägen 
und nad) der auddrüclichen Elaffification der württember— 
gifchen Geſetzgebung 

Verordnung vom 19. Juni 1808. 
IV. DOrganifationd:Edict vom 31. December 1818 $. 191. 


als ein Akt der freimilligen Gerichtsbarkeit anzufeben 5 

3) ſchon nach allgemeimen Grundſaͤtzen ergibt fich, daß 
in einem Fall, wie der vorliegende, wie überhaupt bei Af: 
ten der freimilligen Gerichtöbarfeit ein eigentliches Rechts— 
mittel nicht begründet ift; 

vergl. Gönner, Handbuch Bd III. Abb. LVI. $. FB 
4) fieht man den Akt einer Prodigalitätd-Erflärung nä— 
ber an, fo füllt in die Augen, daß derfelbe fihon dadurch 
eine eigentbümliche Natur erhält, daß der Richter hiebei 
feinen Rechtönachtheil (wie bei flreitigen Sachen) Fein Uebel 
(wie bei Straffachen) gegen den Betheiligten audfpricht, 
fondern Etwad, mad mwenigftend zunächft lediglich zum Bes 
ften des Betheiligten felbft gereichen fol, was zu 
Erhaltung feiner Eriftenz und feiner Vermögens-Rechte 
beſtimmt ift, und es ift daher ganz confequent der Vers 
fhmwender ſchon nad dem römifchen Recht dem Wahnfinni- 
gen gleichgeftellt ; | 
vergl. den Titel der Pandecten: de curator. furios. (27, 

410.) insbefondere 1. 1. 


5) wenn. num glei nicht: zu verkennen iſt, daß die 
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Erklärung zum Berfchwender, wie zum. Wahnfinnigen, eine 
böchft präjudiciele Verfügung bildet, -daß dem Betbeiligten 
biebei durch eine irrige Reflerion oder gar böfen Willen eine 
der ſchwerſten Nechtöfränfungen zugefügt werden kann, fo 
ift doch Far, daß eine folche durch ein eigentliches Rechts—⸗ 
mittel fchon um dedmillen nicht gut gemacht werden fann, 
weil fo lange, ald nicht der Fehler des erfennenden Richters 
nachgemwiefen ift, die Fähigkeit des Betheiligten, felbft zu 
bandeln, in Zweifel geftellt iſt; es ıft aber auch ein eigent- 
liches Rechtömittel für ihn nicht nöthig, weil er fich im 
Weg. der Befihwerde eben fo gut, ja wohl beifer, helfen 
kann. Denn da die Gefepe ein in mehreren Akten beftes 
bendes Verfahren, namentlich vorgängige Verwarnung vor: 
fhreiben, fo kann der Betheiligte fchen in den erften Sta— 
dien fih im Weg der Befchwerde Abhülfe verfchaffen ; 

. 6) eine ganz befondere Rüdficht iſt darın gelegen, daß 
durch die Prodigalitätd:Erflärung Feine Nechtöfraft begrün— 
det wird. Dem Betheiligten ſteht zu jeder Zeit die Nach— 
mweifung offen, daß ein Grund zur Prodigalitätd » Erklärung 
nie vorhanden geweſen oder nicht mehr vorhanden fen. 
Die Folgerungen hieraus für die vorliegende Frage ergeben 
ſich von felbft, und find, obgleich fie Feine unmittelbare und 
pofitive Entfheidung an die Hand geben, doch von erhebs 
lihem Einfluß für das Refultat, dag die Abhülfe gegen eine 
unbegründete Prodigalitätd-Erflärung nicht darin zu fuchen 
fey, daß man das Befchwerde-Recht hiegegen in die Formen 
beftimmter Rechtsmittel einzwängt; 

7) dadurch, daß und die Geſetzgebung der letzten zwan— 
zig Sabre faft für alle Verfügungen der Untergerichte, für 
welche noch Feine beftimmten Nechtömittel gegeben waren, 
neue Rechtömittel mit dem Namen Recurd gebracht bat, 
ſcheint ſich allerdings nach und nach die Anficht gebildet zu 
baben, daß allgemein und a priori ein Recurs-Recht 
beſtehe. Diefe Anficht führt jedoch offenbar auf Inconve— 
nienzen, befonderd im Fach der freimilligen Gerichtöbarkeit, 
und widerlegt firh..am Beſten durch die Thatfache felbft, daß 
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die Gefehgebung befondere Recurfe, und zwar — was 
die Hauptfahe ift — mit. fehr verfihiedenen Modalitäten 
und Formen eingefebt hat; 

8) offenbar wäre nichts natürlicher und einleuchtender, 
als den Fall der Prodigalitätd-Erflärung unter die Analogie 
des $. 165. ded IV. Organiſations-Edikts vom 31. Dechr 
1818, betreffend den Recurd gegen dad Gant-Erkenntniß, 
zu ftellen; allein 88 wird kaum der Bemerkung bedürfen, 
daß bei Formalien und Fatalien ded Verfahrens eine uns 
mittelbare analoge Anwendung nicht zuläffig ift; 

9) fo dürfte man denn auf dad Refultat fommen, daß 
gegen Prodigalitätd- Erflärungen bloße Beſchwerde geführt 
‘werden könne; wohl aber möchte ım Uebrigen die fo wohl 
"begründete Analogie ded $. 163. des IV. Edikts in Bezie— 
bung auf den Vollzug der Maaßregel felbft in fo weit be= 
achtet werden , als demfelben wirklich eine Beſchwerde ent— 
gegengefeht wird. Died rechtfertigt fich dadurch, daß es 
nach allgemeinen Grundfägen dem Gericht zufteht, zu ers 
meffen, ob und in wie weit eine Verfügung deffelben bei 
erbobener Befchwerde ohne Rückſicht hierauf alsbald zu voll: 
zieben ſey; es rechtfertigt ſich ferner durch die Betrachtung, 
daß die Unterfuchung, welche die Grundlage der Prodigalts 
tätderflärung (mie der Erklärung zum Wahnfinnigen) bils 
det, nicht ald abgefchloffen betrachtet werden kann, fo lange 
die competente Oberbehörde noch nicht über die an fie ge= 
brachte Beſchwerde erfannt bat, ſonach noch immer bloße 
Provifionals: Verfügungen rechtlidh begründet find, 

Gönner, Handb. P. IV. Abh. LXXIX. 8.38. pag. 361 ff. 
wobei übrigens der Verfaſſer diefed keineswegs zugeben 
möchte, daß unbedingt und in allen Fällen feine Öffentliche 
Befanntmachung ftart finden dürfte, bevor die Befchwerde 
verworfen fey, was auch aus der Analogie des $. 163. des 
IV. Organiſations-Edikts keineswegs folgen wird, da in 
vielen Fällen die Sicherheit des Publikums, welche der 
Sicherheit der Gläubiger im Fall ded Gants parallel — 
eine ſolche a dringend erbeifchen Fann ;-- 
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10) fragt man ſich fofort über den praftifchen Unters 
fchivd der eben ausgeführten Annahme von der Annahme 
eined eigentlichen Recurfes, fo wird freilich nicht viel übrig 
bleiben; immerhin aber befteben biebei wefentliche Verfchies 
denheiten, namentlich daß der Richter im einzelnen Fall weit 
weniger gebunden ift, zu ermeffen, in wie weit die Bes 
fhmwerde den Vollzug hemmen folle; fodann, daß er fo 
lange, als Feine Beſchwerde erfolgt ift, nicht inne zu balten 
braucht, auch die fonft meift vorgefchriebene Belehrung über 
dad Beſchwerde-Recht wegfällt. 


3) Ueber öffentliche Bekanntmahung der gerichtlichen 
Anordnung einer Vermögens- Verwaltung über Gei- 
ſteskranke. 

Auch dieſe Frage findet man nicht geſehlich entſchieden, 
ſowie überbaupt unſere Geſehe in Beziehung auf das Ver— 
fabren bei ſolchen Fällen höchſt dürftig find. 

Vergl. Landes Ordnung Tit. 45. 

Aud der Beftimmung ded Landrechtd, welche bei Ver— 
ſchwendern die öffentliche Befanntmadhung ausdrücklich vor: 
ſchreibt, 

Landrecht P. II. Tit. 30. $. 1. Damit man wiſſen möge ıc. 
übrigens abweichend vom gemeinen Recht 
Griefinger, Commentar P. IV. pag. 1205. _ 
wird jedenfalld eine gemichtige Analogie für Bejabung um 
deswillen berzuleiten feun, meil der im Land-Recht angege: 
bene Grund ‚damit deffen menniglich berichtet und vers 
warnet“ in dein vorliegenden Sal ebenfowohl zutreffen 
fann. Es mird fih auch behaupten laffen, daß ed eine 
allgemeine Prarid der Bormundfchaftd: Behörden iſt, in ders 
artigen Fällen eine Öffentliche Bekanntmachung nicht Teicht 
zu unterlaffen. Es ift offenbar eine durch die Ruͤckſicht auf 
dad Publikum wohlbegründete Maadregel, indem feine Si— 
herftellung vor nachtheiligen Nechtd » Gefchäften mit ſolchen 

Perfonen bievon abhängt, befonderd bei Perfonen, melde 

vorber in größerem Gefchäftd » Betrieb fanden und deren 

Zuſtand äußerlich nicht ſo leicht erkennbar iſt. 

Monatſchr. f. d. Juſtijpfi. IV. Bd 2. Abth. 20 
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Inzwiſchen ift doch nicht zu verkennen, daß die Analo= 
‚gie der gefeplichen Vorfchrift bei Verſchwendern nicht unbes 
dingt entfcheiden kann, weil, abgefehen davon, daß die leh⸗ 
teren weniger fehonende Rüdficht verdienen, bei Geiſtes⸗ 
Kranken der Fall ſehr oft von der Art iſt, daß dad Publi⸗ 
kum einer Warnung gar nicht bedarf, z. B. wenn die 
Geiſtes⸗-Krankheit für Jeden erkennbar iſt, während bei dem 
Verſchwender die Warnung immer nötbig ifl. 

Es wird daher richtiger feyn, anzunehmen, daß bie 
Frage im concreten Fall nah dem gerichtlichen Ermeffen 
zu befliimmen fey, eine Annahme, melde auch wirklich ein 
Gericht: Hof in einem Spezialfall zu Grund gelegt bat. 


4) Etwas über den Vollzug der gefehlichen Bekimmungen 
über Ansftellung von Pflegfchafts-Geldern. 

Daß die Beſtimmungen über Ausftelung von Pflegs 
(haftögeldern zur Zeit, wo unfer Pfandfpftem noch nicht 
geregelt war, einem fo allgemeinen Widermwillen begegneten, 
daß fie weit in dem größten Theil Württembergd gänzlich 
unbeachtet und unvollzogen blieben, war nicht zu verwuns 
dern. Daß jedoh auch unfere feit der vollfländigen Ein» 
führung der neuen Pfand: Gefehgebung in diefem Betreff 
zu Stande gekommenen gefeplichen Beflimmungen 

Geſetz vom 23. November 1833 (Regierungd:Blatt Nro 50.) 

Verfügung vom 3. Januar 1834 (NRegierungd-Blatt Nro 2.) 
auf einen entfchiedenen Widerftand flogen und daß fogar 
ſchon die Behauptung aufgeftellt wurde, daß folde allge= 
mein und ftreng zu vollziehen eine Unmöglichkeit fey, Died 
ift eine Erfcheinung, welche befondere Aufmerkſamkeit in Ans 
fpruch nehmen muß, und ed begründet, daß, was zur Auf⸗ 
Färung und Befeitigung der unzweifelhaften Thatſache ber 
Schwierigkeiten, auf welche der Vollzug jener Beſtimmun⸗ 
gen ftoßt, aufzufuchen und zu beachten. 

Der Berfaffer diefed bebt zu diefem Behuf aus feinen 
Erfahrungen einige Momente aus. 

Es ift leicht erflärlih, daß der Landınann überhaupt 
feinen Gläubiger nicht gerne unter den Drtd » Angehörigen 
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bat; denn maß er einem folchen ſchuldet, fällt mehr in die 
Augen, und es gibt überhaupt für einen Schuldner manche 
Gründe, nicht immer gern gerade unter den Augen feines 
Gläubigers zu ſtehen; Pflegfchaften aber find demfelben in 
der Regel die unangenebmften Gläubiger; einmal, weil er 
für den Fall, daß er in Zins-Rückſtand geräth, weniger . 
Nachſicht zu hoffen bat, fodann megen der ihm in mancher 
Beziehung läftig werdenden Berurfundung, endlich aber und 
vorzüglich, weil er unzeitige Auffündigung für den Fall des 
(oft nahen oder ungemiffen) Aufhörens der Pflegfchaft fürch» 
tet. Er fucht daher feinen Gläubiger in der Negel lieber 
Tagereifen weit entfernt, und wenn er eine Pflegfchaft als 
Darleiber haben fol, fo will er für jene Unannehmlichkeiten 
dadurch entfchädigt werden, daß er auf einfachen Schuld: 
und Bürgfchein borgt, und fo die Koften und foaftigen Bes 
fhwerlichfeiten eines Pfandfcheind vermeidet. Hierbei fommt 
ihm dann nicht felten die Sndolenz und Bequemlichkeit der 
Pfleger, welchen eine fo nahe und einfache Gelegenheit zur 
Berwaltung ihrer Gelder, mie leicht erflärlich, in allen Be— 
ziehbungen am Beſten entfpricht, willig entgegen. 

Die Durchführung nachftehender Grundfähe bei Beauf: 
fihtigung der Verwaltung von Pfleg-VBermögen, welche auch 
noch in anderen Beziehungen Rückſicht verdienen, hilft Ers 
fabrungsgemäß den Uebelftänden und Schwierigkeiten bei 
Ausftellung ded Pflegfihaftd- Vermögens größtentheild ab. 
A. Strenged Feftbalten an den Terminen bei 

verfallenen Zieler:- Schuldigfeiten. 

Es hält fehr ſchwer, die Pfleger uud felbft oft die 
Waifen-Gerichte zu überzeugen, daß wenn an Zieler-Schul- 
digfeiten ein oder mehrere Zieler bezahlt find, ein längeres 
Anborgen der Nefte gegen die Grundſätze einer gefehlichen 
und zweckmäßigen Verwaltung anſtoße. Allein es iſt nichts 
gewiſſer, als daß dieſe Behandlungsweiſe die hauptſächlichſte 
Grundlage einer ſchlechten Verwaltung bei Pflegſchaften iſt, 
und da der größte Theil des Vermögens-Anfalles bei Cu⸗ 


ratelen, zumal auf den Lande, von in Terminen verfauften 
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"Häufern und Grundftüden herrührt, fo ift ed von großer 
Wichtigfeit, daß diefem Mißbrauch auf daB Ernftlichfte ent: 
gegengewirkt werde. Es iſt nämlich 

1) vor Allem ganz unrichtig, daß ein laͤngeres Anbor⸗ 
gen über die feſtgeſetzten Zahlungs-Friſten hinaus ſich nach 
den beſtehenden Grundſätzen rechtfertige; es bedarf dies 
wohl Feiner Ausführung. Es iſt Jedem einleuchtend, daß 
ein Pfandfchein mit von der Unterpfandd» Behörde tarirten 
Unterpfändern und der folidarifchen Mitverbindlichfeit der 
Ehefrau ohne allen Vergleich mehr Sicherheit gewährt, als 
der Ausftand von einem durch eingetragenen Pfandrechts⸗ 
Vorbehalt gedeckten Kaufſchilling, wenn ſolcher auch blos 
noch der Hälfte des urſprünglichen Kaufſchillings gleich 
kommt; es iſt auch eine allbekannte Erfahrung, wie oft 
auch bei derartigen anſcheinend ganz ſicheren Kaufſchillings⸗ 
Ausſtänden ſich im Fall des Concurſes Verluſte ergeben, 
und würde leicht nachzuweiſen ſeyn, daß in ſolchen Fällen 
bei vorangegangenem Anborgen folder Ausſtände Erfah: 
pflicht der Pfleger und Vormundfchafts = Behörden an ſich 
rechtlich begründet ift, fo ferne nicht denfelben befondere 
Einreden zur Seite ſtehen. 

2) Ein Hauptmißftand der nicht mit gebörigem Ernft 
betriebenen Beitreibung folder Zieler-Schuldigfeiten beftebt 
darin, daß ed vorzüglich hiedurch gefchieht, daß die Pfleg- 
fhafrögelder ungeitig und in Bleineren Summen eingeben 
(da der Zielerfehuldner zu jeder Zeit bezahlen fann) *); wo— 
von der natürliche Erfolg der ift, daß auch die gehörige 
Austellung der eingehenden Gelder erfhmwert wird, zumal 
wenn es, wie died bei dem gegenwärtigen Geldverfehr über- 
al der Fall ıft, fo ſchwer hält, kleinere Summen gegen 
Pfand » Sicherheit unterzubringen. 

3) Eine nicht minder nachtheilige Folge eined ſolchen 
Verfahrens ift die, daß biedurch die Beauffihtigung ber 
Pflegſchafts-Verwaltung außerordentlich erfchwert, man darf 
wohl fagen, unmöglich gemacht wird. Denn e3 ift nicht 

Vergl. Monatfchrift für die Zuflispflege Sb II. pag. 474. 
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wohl tbunlich, bei den Abhören und andern dergleichen Prü- 
fungsaften dem Vermögensſtand genau auf den Grund zu 
feben, wenn dad Vermögen oder ein Theil deffelben aus 
mehreren Zieler: Schuldigfeiten beſteht, weil jedesmal eine 
Berurfundung derfelben vorbergehen müßte, um mit Sicher: 
beit zu entnehmen, ob nicht durch unterlaffene Aufzeichnung 
eingegangener Zahlungen an folhen Ausftänden ein Reſt 
verdecdt werde, was, mie feiner Ausführung bedarf, bei 
Pfandbriefen weit weniger vorkommt und vorkommen fann. 

4) Es gibt wohl Fein zuverläffigeres Mittel, den Pfleg- 
fchaften Pfandfiheine zu verfchaffen, ald ein ſtrenges Beſte— 
ben auf dem Einhalten der Zahlungs» Termine bei folchen 
Zieler - Schuldigfeiten; denn faft in allen Fällen, wo der 
Schuldner fiir den Augenblid nicht im Stande ifl, den Ter— 
min einzuhalten, wird er geneigt feyn, feine Zieler «Schul: 
digfeiten oder menigftend einen Theil derfelben in eine Schuld 
mit Pfandfchein zu verwandeln, wobei er in der Negel doch 
am ebeften die Euratel, welcher er bereitd fchuldig ift, wählt, 
oder ihr wenigftend indirect dadurch dienlich wird, daß fie 
um fo eher im Stande ift, dad Geld gegen ordentlichen 
Pfandſchein unterzubringen. 

Eine mweitere nicht genug zu empfehlende Maaßregel 
bei Beauffichtigung der Verwaltung von Pflegfchafts : Ver: 
mögen iſt 
B. die gehörige Benübung und Pflege des Inſti— 

tuts der Eeffion von Pfandfoheinen. 

Der Verfaffer diefed glaubt zunächft auf die erhebliche 
Bedeutung ded vorzüglich durch unfer Pfand-Geſetz in das 
Leben getretenen Ceffionen » Wefend binmeifen zu müffen. 
Es ift die Mobilmachung der Pfandfcheine und fonftigen 
mit Dfandrecht verfehbenen Forderungen im Wege der Eeffion 
zu einem Inſtitut geworden, welches für Schuldner und 
Släubiger von den eingreifendften Folgen und felbft für den 
Staat und insbefondere für national-ökonomiſche Intereffen 
von der böchften Wichtigfeit und noch für vielfache Neben: 
fragen von einem unmittelbaren Einfluß geworden iſt. Es 
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ift nicht zu viel gefagt, wenn man diefed Inſtitut für einen 
der wichtigften Theile unfered Pfandſyſtems erflärt, indem 
ed, wenigftend in den Gegenden, wo Überhaupt eine leben—⸗ 
digere Bewegung beftebt, und wo zumal die Oberamts— 
Berichte und Orts-Behörden daffelbe gebörig verbreiten und 
unterftügen, eine vielfahe Ummandlımg in den Vermögens— 
Betrieb und felbft die tieferen Pebensverhältniffe der Grund: 
befißer bringt und gleihfam eine natürliche National-Bank 
für diefelben bildet. Raſch entfchließt ſich der Grundbefiger 
un Hinblid auf die Möglichkeit durch den Verkauf feiner 
Güterzieler im Verlauf von wenigen Tagen oder Wochen 
fi) in den Befip von Taufenden an baaren Mitteln zu 
feben, der Eine zu Begründung eines gänzlich verfchiedenen 
Erwerbbetriebs, der andere zu einer Auswanderung in freinde 
Welttheile, und führt feine Abficht in einer Zeitfürze auß, 
welche ihm früher Faum zum Entſchluß genügte; eben fo 
ſchnell wandelt der Eapitalift feinen Bermögensfond gänz- 
yich um oder verfent ihn in eine ferne Gegend; denn auch 
er kann im Verlauf von 2—3mal 24 Stunden (menn er 
über Pfandfcheine, auf welchen Feine bedeutende Zinſenrück⸗ 
ftände haften, verfügen Fann) auf dad Leichtefte Durch eine 
Annonce in dem näcften Provinzial: Intelligenz Blatt eine 
Summe von 20000 — 30000fl. ſchaffen. Gewiß ift auch 
dieſem Inftitut zum Theil der große Geld = Ueberfluß zuzu— 
ſchreiben; denn Fein Eapitalift legt leicht größere Summen 
in Reſerve, wie dies früher der Kal war, fondern ftellt jede 
conveniente Summe fo bald-ald möglich aus, weil er weiß, 
daß er jeden Augenblid über dad Bedürfende verfügen fann. 
Sp muß denn auch das Inſtitut der Eeffionen den Zwe⸗ 
den der Verwaltung des Pflegfchaftd: Vermögens (und man 
darf binzufegen, des neuerlich häufig in Capitalien beſtehen— 
den Gemeinde- und des Stiftungd: Vermögens) dienftbar 
gemacht werden. Die Pfandfcheine, melche einmal befteben, 
müffen einen ftehbenden Bermoͤgens-Fond bilden, welcher fich 
unter den beftebenden Euratelen bin und berfchiebt, wie es 
den creditirenden Euratelen und den Schuldnern convenient 
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ift. Kein Pfandfchein, wenn er ſicher iſt und Zinfe geordnet 
bezahlt werden, darf aufgefündigt werden, wenn der Curand 
des Geldes bedarf, fondern Pfleger und Waifen » Gerichte 
müffen Alles anwenden, den Umſatz durch Eeffion zu bewirs 
fen. Die nächfte Berüdfihtigung hiebei müffen andere Pfleg» 
fhaften der betreffenden Gemeinde, welche Geld vorräthig 
baben,, finden; ift ein folcher Fall gerade nicht vorhanden, 
fo muß geforgt werden, daß der Pfandfchein an die Stif: 
tung, Gemeinde-Kaſſe oder einen nahen Capitaliften verkauft 
wird. Die Pflegfchaft, melde größere Fonds befikt, vers 
kauft, wenn fie in der Lage ift, größere Anlehen auszuftellen, 
nach Convenienz und Bedarf die kleinen Pfandfcheine an die 
ärmlichen Euratelen und erwirbt den größeren Pfandfchein; 
fo müffen Pfandfcheine von 12 — 15fl. an bis zu mehreren 
Taufend Gulden gleihfam ald ein Fideicommiß: Gut der 
Gefammtheit der Euratelen bewahrt werden. Die einleuch: 
tenden Reſultate bievon find Furz folgende: 

4) die Heine, mie die große Euratel ift in der Regel 
in der Lage, ihr Geld zeitig zur gefeslichen Ausftellung 
bringen zu können; 

2) während fo häufig al8 Hauptgrund gegen die Moͤg⸗ 
lichfeit der confequenten Durchführung der gefeplichen Bes 
fimmungen über Ausftelung der Pflegfchafts + Gelder ent: 
gegen gehalten wird, daß die Entlebner überall lieber Geld 
borgen, als bei den Euratelen, werden bei diefem Verfahren 
die Euratel:Gelder zur gefuchten Waare; denn der Schuldner 
(welchen natürlich die Eeffion nichts Fofter) weiß, daß (wenn 
er feine Zinfen richtig bezahlt) er, wenn auch der creditis 
sende Curand des Geldes bedarf, nicht leicht der Auffündis 
gung und den hiemit verbundenen Koften und Befchmwerlich- 
feiten ausgeſetzt wird; | 

3) der Eurand, wenn er fein Vermögen audgefolgt ers 
bält, und wie died meiſt der Fall ıft, des baaren Geldes 
bedarf, Fann fein ganzed Vermögen, wann und wie er def 
fen bedarf, in baaren Mitteln ausgefolgt erhalten. 

Auf vorftebend ausgeführte Weife laſſen fi Erfahrungs: 
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gemäß ganz durchgreifende Nefultate bei Vermaltung des 
Pflege Vermögens erreichen. 

Nur iſt nicht zu verfennen, daß für ganz Feine Sum— 
men noch durch Sparkaffen nachgebolfen werden ſollte. Einen 
diesfallſigen zweckmäßig fcheinenden Vorfchlag liefert ein 
bienach unter den Eorrefpondenz=Artifeln enthaltener Auffag. 





6) Ueber MWaifen -Bichter- Wahlen. 
(Bon Herrn DOberamtd » Rihter Straub in Nagold.) 
Die Mitglieder des Wailen-Gerichted follen nah dem 
NMotariatd-Edicte vom 29. Auguft 1819 Art. 4. 
von 3 zu 3 Jahren durch den Gemeinderath aus feiner 
Mitte gewählt werden. 
Die gleihe Beftimmung ift ohne Zuſatz in der Nota= 
riatövollziehungsverordnung vom 24. Mai 1826 wiederholt. 
Gar häufig Fommt aber der Fall vor, daß namentlich 
die älteren Waifenrichter bei einer neuen Wahl fih felbft 
die Stimme geben *), und fich darauf berufen, das Gefeh ver— 
biete ihnen died nicht. Noch häufiger aber fommt die Frage 
zur Sprache, ob, da eine Waifen-Richterwahl nur alle 3 
Sabre ftatt finden folle, auch die nur auf 2 Jahre gewähl— 
ten Gemeinderäthe wahlfähig ſeyen. 
Ob ſich Jemand bei einer Wahl felbft die Stimme 
geben dürfe, ift befanntlih ſchon nach römiſchem Rechte bes 
ftritten. Doc find die meiften und angefebenften Rechts⸗ 
lehrer der Anſicht, das. römifche Recht geſtatte die Selbſt— 
Erwählung nicht. 
Glück, Erläuterung der Pandekten Thl 5. S. 310 u. 511. 
Hiegegen wird jedoch von vielen Rechtslehrern ange— 
führt, daß das kanoniſche Recht geftatte, ſich ſelbſt die 
Stimme zu geben, und es wird ſich diesfalls auf 
X. 1. 6. de electione cap. 33. 
*) Anmerkung des Kedacteurd. Man follte kaum denken 
daß diefe Frage von den Betheiligten felbft öfters aufgeworfen würde, 


und doc) kann ed auch der Unterzeichnete ald eine allgemeine Er- 
fahrung beftätigen, dag dies faft bei jeder Wahl gefchicht. 
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berufen.. Faßt man jedoch diefe Beftimmung des Fanonis 
fhen Rechtes genau ind Auge, fo wird man annehmen 
müſſen, es babe dadurch der erwähnte allgemeine Grund: 
fab des römifchen Nechted nicht aufgehoben, fondern bios 
ein befonderer Sal entfchieden werden wollen, Es ift näm— 
lich blo8 von dem Fall die Nede, wenn von 7 Wählern 3 
einen auß ihrer Mitte, drei andere aber einen außerhalb 
ihrer Mitte wählen, und nun der von jenen Gewählte fich 
felbft die Stimme giebt. Hier fol diefer den Vorzug vor 
dein von den andern 3 Wählern Gemäblten haben. 

Bei der Waifen + Richter: Wahl Fann diefer Fall gar 
nie eintreten, indem die Wähler feinen außerhalb ihrer 
Mitte wählen dürfen, Ohnehin ift e8 nach allgemeinen 
Nechtögrundfäben ganz unzuläßig, daß fib ein Wähler 
feleft die Stimme giebt. Denn jeder ift unzweifelhaft ver: 
pflihtet, den Würdigften zu wählen. 

Wählt er fih nun aber felbft, fo erflärt er fich eben 
damit felbft für den Würdigften, und wirft fich alfo zum 
Richter in eigener Sache auf, was allen Rechts-Grundſä— 
sen widerſpricht. 


Eher koͤnnte e8 ſich fragen, ob nicht das römifche Necht 
durch das württembergifche abgeändert fey. Denn in der 

Berfaffungdslirfunde Art. 144. 
ift ausdrüdlich beftimmt, daß bei der Wahl eines Abgeord— 
neten ſich Niemand felbft die Stimme geben dürfe. Da 
num die Notariatd- Edictd : Vollziehbungs = Verordnung diefe 
Beftimmung nicht enthält, fo Fünnte man annehmen, fie 
finde nur ausnahmsweiſe bei der Abgeordneten Wahl, nicht 
aber bei der Waifen » Richter: Wahl flatt. Bedenft man 
jedoch, daß die Sache jedenfalld nicht ganz unzmweifelbaft 
ift, fo findet man Gründe genug zu der Annahme, daß 
jene Veftimmung in die Verfaſſungs-Urkunde blos deswe— 
gen aufgenommen wurde, um bei Anwendung ded Staats— 
Grundgefeped alle nur irgend denkbare Zweifel auszufchlies 
Ben, was bei Erlaffung gewöhnlicher Verordnungen nicht 
in gleichen Umfang ald nöthig erfiheint. Hiernach wird 
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die mehr erwähnte Beftimmung der Berfaffungd » Urkunde 
nicht als Ausnahme von der Regel, fondern nur ald Ber 
feitigung möglicher Zweifel über die gefepliche Regel ange: 
ſehen werden können. 

Betreffend ſodann die Frage, ob nur die lebenslaͤngli—⸗ 
hen Gemeinderaths-Mitglieder zu Waiſen⸗Richtern gewaͤhlt 
werden können, fo kommt zunächſt in Betracht, daß das 

Verwaltungs-Ediet F. 5—9. 
den nur auf zwei Jahre gewählten Gemeinderathsmitgliedern 
ganz dieſelben Rechte einräumt, wie den auf Lebenszeit ges 
wählten, und daß die Erwählung auf Lebenszeit keineswegs 
ald Regel anzufeben ift, vielmehr kann gar leicht der Fall 
eintreten, "daß ein Gemeinderatb aus lauter Mitgliedern 
beftebt, die nur auf zwei Jahre gewählt find oder doch nur 
ganz wenige lebenslängliche Mitglieder enthält. Das Ver⸗ 
waltungdedict beftimmt auch blos, daß der Gemeindepfleger 
ſtets aus der. Zahl der bereitd auf Rebenszeit gewählten Ge— 
meinderatbömitglieder zu nehmen ſey. Hinfihtlihd aller 
übrigen GemeindesAemter ift die gleiche Beftimmung nicht 
gegeben. Wenn daher dad Notariatd: Edict diefe Beſtim—⸗ 
mung bei der Waifen » Richter» Wahl gleihfall8 nicht ent= 
balt, fo. muß nothwendig angenoınmen werden, auch .die 
nur auf zwei Jahre gewählten GemeinderathB » Mitglieder 
feyen mwahlfähig. Dem Gefepgeber kann e8 unmöglich ent— 
gangen feyn, daß wohl wenige Gemeinderatbs = Eollegien 
ganz aus lebenslänglichen Mitgliedern beftehen, und daß 
diefer Zuftand jedenfalld nie lange anhalten fann. Wenn 
daher der Geſetzgeber deſſen ungeachtet bei einer auf drei 
Sahr gültigen Wahl die nur auf zwei Jahre gewählten 
Gemeinderath8 » Mitglieder nicht ausfchloß, fo Fann über 
ibre Wäbhlbarkeit um fo weniger ein Zmeifel entſtehen. 

Die Beſtimmung des Notariatd:Edicted, daß die ım 
der Zmwifchenzeit erledigten Waifen s Richter » Stellen vom 
Gemeinderath proviforifch befest werden, bat ohne Zweifel 
bauptfählich den Fall im Auge, wenn ein nur auf zwei 
Jahre gewähltes Gemeinderatbd: Mitglied nach Ablauf der 
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zwei Jahre nicht wieder als folched gewählt werden, und 
daber aus dem Gemeinderatb treten follte. Allerdings 
mag der Fall vorfommen, daß ein nur auf zwei Jahre ge: 
mwäbltes Gemeinderathd = Mitglied nur wenige Tage nad 
der Erwählung zum Waifen : Richter aus dem Gemeindes 
rathe tritt; allein Died berechtigt nicht, etwaß in ein Ges 
fep zu legen, wozu die Regeln der Auslegung Feine Gründe 
an die Hand geben. 





Adv. 
FSiteratur. 


Kurze Anzeigen und Motizen über die neueſten 
literarifhen Erfcheinungen. 


Vorbemerkung der Kedaction, 

Menn der Redacteur bei Begründung der gegenwärtigen Zeit: 
fhrift auch für Literatur eine Rubrik einfeste, fo fühlte er eb 
wohl, daß er hiemit ein Verſprechen gebe, welches zu erfüllen am 
ſchwerſten werben möge. 

Zwar mußten ihn ſchon die erften Öffentlichen Anfündigungen 
vor dem Vorwurf verwahren, daß er eine Zufage von Leiftungen 
babe geben wollen, welde von einem eigentlichen Literatur-Blatt er 
wartet werden fünnen. Bei einer Zeitfchrift, welche von Anfang an 
großentheild auf zufällige Beiträge verwiefen war und bei welder 
die praftifhe Tendenz die nächſte und vorberrfhende feyn follte, 
konnte nicht auf Weitered gezählt werden, ald auf einen allgemeinen 
Ueberblid über dad nahe Liegende und auf einige nähere Kenntniß— 
Ertheilung über dad Nächſte; alle8 Weitere, namentlich Kritiken 
und bieran gefnüpfte weitere wiſſenſchaftliche Unterſuchungen mußten 
ald zufällige Gabe der freien Unterſtützung angefehen werden. 

Es blieben aud folde Mittbeilungen nicht aus; eine weitere 
ſehr dankenswerthe Unterftüsung erbielt die Monatfchrift durd die 
regelmäßigen Mittheilungen ded Herrn Recdtd:Gonfulenten Strauß 
aus den gelefenften Zeitfhriften, welche, wie der Redaction mehr: 
feitig bekundet wurde, von einem großen Theil unſeres Lefe- Publi- 
kums mit entfchiedenem Beifall aufgenommen werden; endlich be= 
mübte ſich der Redacteur felbft, bie und da durch genauere Inhalts 
Anzeigen von intereffanten literarifchen Erfheinungen zu Erreihung 
de8 Zwecks mitzumirten. Aber immer noch war dad Bedürfnig einer 
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eine gewiſſe Vollſtändigkeit berftellenden Ueberſicht über die in 
die Fächer der Monatfchrift genauer eingreifenden einzelnen literari« 
fhen Produkte unbefrisdigt. 

Durch die gefällige Zufage ded Herrn Secretär Kappler, wel« 
cher bereitd durch mehrfache literarifhe Sammlungen und Arbeiten 
befannt ift, ift die Nedaction in den Stand gefest, auch diefe Lücke 
audzufüllen. Es wird hienach die bereitd aufgeftellte Rubrik: kurze 
Anzeigen und Notizen über die neueften literarifden Er- 
fheinungen fünftig in die beiden Abtheilungen zerfallen: ' 

A. Mittheilungen auß Zeitfhriften und fonfligen periodi— 
fhen Erſcheinungen der Literatur, welche, wie biöher, Herr 
Rechts-Conſulent Strauß zu liefern zugefagt hat. 

B. Mittbeilungen über neu erfhienene (größere oder Hei: 
nere) Werke und Abhandlungen, redigirt durd Herrn 
Secretär Kappler. 

Lestere werden theild in furzen Inhalts-Anzeigen, theils in blos 
Ber Angabe ded Titeld, etwa mit Hinweifung auf Recenfionen in 
den befannteften Literatur-Zeitungen befteben. 

Außerdem werden, wie biöher, von den unferem Lefe-Publifum 
näber liegenden Werken und Abhandlungen genauere Inhalts— 
Ueberfihten und wo möglich auch bie und da wiſſenſchaftlich gehal— 
tene Kritifen geliefert werden, in welcher Beziehung an die vielen 
Gönner und Freunde unferer Zeitfhrift auf dad Neue die Bitte der 
Redaction um gefällige Unterſtützung ergeht. In folder Weife dürfte 
denn eine gewiſſe Vollftändigkeit und der nöthige Zufammenhang her— 
geftellt feyn und unfere Zeitfchrift auch in Beziehung auf dad Fach 
der Literatur dad erfüllen, wa8 den Bedürfnifen der Mehrzahl ihrer 
Lefer entfpriht und daneben auch nod) weiter gehenden Wünſchen 
bie und da entgegenfommen. Die Redaction. 


A. Mlttheilungen aus Beitfchriften etc. 

(Von Herrn Rechts - Sonfulent Stranf in Heilbronn.) 

I. Das April-Heft der Fritifhen Jahrbücher für 
die deutfhe Rehtd-Wiffenfhaft von Richter und 
Schneider beginnt a) mit einer NRecenfion Puchta's von: 

Ueber die Grundlage des Beſitzes. Eine Duplif von €. 

Sand, und ihr folgt b) die von Hufchfe über: 

Band, Kritif gegen Herrn v. Savigny, die Grund— 

lage des Beſitzes betreffend, erörtert von 5. Schaaf, 

Stud. der Rechte zu Berlin. 

Da der Recenfent der erfleren Schrift fih einer Erörterung über 
fie im Allgemeinen dur eine im Berliner Literatur-Blatte erfhie- 
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nene Recenfion über diefed flebile bellum- überhoben erachtet, fo 
widmet er feine Arbeit nur dem Punkte der polemifhen Schrift, 
der gegen ibn felbft, den Recenfenten, gerichtet iſt. Zuerſt zeigt er 
bierbei, daß der Verfaffer, der fih in mehr als flarfen Ausdrücken 
audfpricht, mit unedeln Waffen geftritten, namentlich die auß feinen 
Schriften citirten Stellen aud ihrem Zufammenbang geriifen bat, 
und weißt fodann nad, daß die von Gans vertbeidigte Anfiht im 
MWefentlichen denn: doc feine andere fev, ald die feinige. 

Die zweite Schrift hat einen Schüler Savigny’d zum Ver: 
faffer, deifen Selbftgefühl und Vornehmheit des Styls den Recen: 
fenten im Vergleich mit dem Geleifteten unangenehm berührt bat. 

c) Die Lehre von Real-Laſten, in ihren Grundzügen dars 
geftelt, von D. 2. Dunfer, 1837, 

ift von Profeifor Albrecht zu Leipzig recenfirt. Die Recenfion be: 
fhränft fih auf drei Säge, zu welden der Verfaffer gelangt if, 
und zwar: 

4) daß für die Rückſtände aus der Zeit des Beſitzvorgängers je— 
der Nachfolger, auch der Gingular:Gucceifor, bafte; 

2) daß die gutöberrlichen Präftationen, oder, allgemeiner gefagt, 
diejenigen, bei welchen das Recht mit dem Obereigentbume am 
belafteten Grundftüde verbunden, gar nicht unter den Begriff 
ber Real-Laſten fallen, fondern gewöhnliche Forderungen feyen; 
und 

3) nad) dem heutigen gemeinen Rechte Real: Laften überall nicht 
mehr conftituirt werden fünnen. 

In dem Maafe, wie fie behauptet find, glaubt Recenfent diefen 
Sägen nicht beiftimmen zu können und ftellt ihnen feine Zweifel 
entgegen. 

d) Bon der dritten durchaus umgearbeiteten und ſehr 
vermehrten Ausgabe des gemeinen deutfchen bürgers 
lichen Proceſſes in Vergleichung mit dem preußifchen 
und franzöſiſchen Civil-Verfahren und mit den neues 
ften Fortfohritten der Proceß-Gefepgebung von Mit: 
termaier und deffen erften Beitrag 

bemerkt der Recenfent, daß fie in Wahrheit umgearbeitet und ver: 
mehrt heiße und dem Verfaſſer dad Zeugniß gegeben werden mülfe, 
daß der Vorwurf der Gleichgültigfeit gegen fremde Urtbeile ihn mit 
Unrecht treffen würde. Der Recenfent empfiehlt die Werk nament— 
lih auch den Praftifern, indem die wichtigſten Materien aud dem 
Procefrechte und der Gerichts = Verfafungd:Lehre darin bebandelt 
werden, und macht dann Anzeige von den weſentlichen Abweihungen 
und Zufägen zu der frühern Ausgabe, ohne indeſſen überalf feine 
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Uebereinſtimmung mit dem Verfaſſer zu bezeugen. Diefe ift auch 
bei Beantwortung der Frage: Gehört der Stand der Advocaten, wie 
fo Mander dafür halt, wirklich zu den Unvollkommenheiten einer 
Juſtiz-Verfaſſung? gereiht er zur Vermehrung der mit der Pros 
eefführung verbundenen Uebel und verdient es Beifall, darauf 
binzuarbeiten, die Redht3- Anwälte entbehrlih zu maden? in fo 
ferne der Fall, ald die bier gegebene Schilderung diefen Stand in 
der That noch viel abhängiger darftellt, ald dies wirklich ſtatt findet, 
ſo ſehr der Recenſent mit dem Verfaſſer darin übereinſtimmt, daß 
ihm die Stellung nicht eingeräumt ſey, die ihm gebühre. 

Ferner ſind recenſirt: 

e) Tenne, Commentar über die wichtigeren $$. der 
preußiſchen Criminal⸗Ordnung. 

f) C. D. A, Röder, über die außereheliche Geſchlechts— 
Gemeinfchaft. 

Das Schriften ift gegen das feit 1821 im Großberzogtbum 
Heſſen gefeslich beftehende Verbot gerichtet, ein gerichtliche Verfah— 
ren zum Zwed der Entdedung ded Vaters eined unehelichen Kindes 
2c. einzuleiten, 

Don intereffanten Diifertationen find u. a. angezeigt: 


von Otto, praes. Abegg: de sententia condemnato- 
ria ex solis indiciis secundam principia juris rom. 
haud admittenda. Breslau 1838 5 
von C. 5. Günther, num propter aucta pendente 
concursu debitoris communis bona citatio edicta- 
lis iteranda sit, disquiritur. Leipzig 18536. 
Bon allgemeinem ntereffe enthalten | 
I. Die Blätter für Reht8: Anwendung zunächft 

in Bayern von Seuffert und Glück Nro 1—10. u. a.: 

Die Beantwortung der Frage: in wie weit eine Rechts— 
ſache ald Gemeinde-Sache oder nur die einzelne Mit— 
glieder der Gemeinde als Streitgenoffen angebend zu 
betrachten fen ? 

Entſcheidungen über widerrechtliche Aufbürdung von durch 
Selbft: Entleibung verurfachten Unterfuchungs = Koften 
auf die Verlaſſenſchaft der Seltfimörder, da folhe 
Unterfuchung nur aus polizeilichen Gründen ſtatt finde. 

Bemerkungen über die provocatio ex lege diffamari als 
poſſeſſoriſches Nechtömittel, — zur Lehre von der Ein= 
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rede, den Inhalt der Urkunde, die man unterſchrieben, 
nicht gekannt zu haben, — zur Lehre von der Sach: 
Legitimation — vom Beweis durch Kunftverftändige 
— über Kirhen-Baulaft nah würzburgifchen Rechte — 
über die Beweiskraft des Zeugniffes des Befchädigten 
in Anfehung des Thatbeftandes ꝛc. 

I. Die Zeitfhrift für Civil: und Criminal: 
Recht von Roßhirt und Warnfönig Bd III. Heft 2. 
enthalt zwei Abhandlungen von dem Erfteren: 

41) von dem Vertrags-Syſtem der Römer und dem des 

jebigen gemeinen deutfchen Rechtes ; und 

2) von der Specification oder dem Rechtd« Principe bei 

der Fabrifation. 

IV. Das MaisHeft der Fritifhen Jahrbücher von 
Richter 
gibt u. a. Nachricht von der 

Aktenmäßigen Darftelung verfchiedener Strafrechtöfälle der 

neueften Zeit nebft Entfcheidungsmotiven von Schüßler. 
J. L. Neubert, Spiel:Bertrag, Lotterie, Ausſpiel-Ge— 
ſchäft nach gemeinem und fähfifhen Rechte darges 
ftelt. Leipzig 1838. 

Thilo, dad franzöfifche Civil Gefepbuch und Handels: 
Recht erläutert aus Urtheilen ıc. Carlsruhe 1838. 

% 2.0. Bed, Anleitung zum Referiren und Decretis 
| sen; umd 

G. Adverus, Anleitung über Rechtöfachen zu referiren. 

V. Die Annalen der deutfchen und ausländifchen 
Criminal:Rehtöpflege, begründet von Hipig, fortz 
gefept von Demme und Klunge, | 
liefern im Sten Bande nun a) den ferneren Verlauf der Reftitus 
tiondfache ded Ober: Poft: Secretärd A. Götze von Cöln, von der 
fhon früher in diefer Zeitfchrift Nachricht gegeben worden, und bes 
reitd auch in der Monatfchrift mit einigen Worten Erwähnung ge= 
ſchehen ift, durch Mittheilung des rechtöfräftigen Urtheild und der 
Entſcheidungs-Gründe von feinem Vertheidiger, Zuflizratb Krönig. 
Hiernah hat in diefer Sache zwar ein Gefhmwornen- Geriht dad 
erfie verurtbeilende Erkenntniß gefällt; es ift daſſelbe jedod wegen 
Mängeln in der Procedur caffirt worden nnd da in der Zwifchenzeik 
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eine Königl. preußifche Cabinets-Ordre die Unterſuchung der Dienft: 
Bergeben von Verwaltungs: Beamten nach den Vorſchriften der all 
gemeinen Criminal: Ordnung zu führen befohlen hatte, die Sache 
nad den Grundfägen des alt:preußifhen Unterfuhungd:Verfahrens 
behandelt und von der Appellationd: Kammer des Land: Gerihtd zu 
Göln am 21. Mai 1822 das Urtheil gefällt worden. Durch dieſes 
ift der Angefchuldigte, der feit dem 19. Auguft 1819 verhaftet war, 
wegen Beraubung und Unterfhlagung von vier Briefen mit Dia— 
manten im Werth von 12114 fl. im Zahre 1818 zu einer außerer: 
dentlichen Strafe von fünf Jahren Zuchthaus und in die Koften der 
Unterfuchung verurtbeilt, ald Beamter caffirt und verordnet worden, 
baß er fo lange detinirt und zur Arbeit angehalten werden foller 
bis er den Schaden erfest und nad) lleberzeugung der Vorgefesten 
der Straf-Anftalt fich gebeffert habe. Von der Befhuldigung, weis 
tere drei Briefe mit Diamanten, im Werth von 9382fl., in demfel- 
ken Jahre beraubt und unterfchlagen zu haben, Murde er vorläufig 
freigefprochen. Seine Appellation an den zweiten Givil-Genat def: 
felben Appellations-Gerichts-Hofes hatte lediglich Beſtätigung -zur 
Folge, ebenfo wurde eine Bitte um Reflitution durch Beſchluß vom 
16. Mai 1823 verworfen und ein ähnlicher Verſuch, die Wiederauf: 
nahme der Unterſuchung durd Vermittlung ded General-Poftmeifters 
zu bewirken, hatte feinen günftigeren Erfolg. Nachdem der Ange: 
fhuldigte die im Gnadenwege um ein Jahr gemilderte Strafe er: 
ftanden , durch vergleichsmäßige Zahlung von 26800 Frks nad vor: 
gängiger Verurtbeilung im Givil:Proeeife fi) aus der Detention im 
Jahr 1828 loßgefauft, fein Vermögen eingebüft hatte, von einem 
fhönen Weibe und feinem Kinde getrennt worden war, von welden 
die Erftere in Folge der Unterfuhung ſich batte ſcheiden laffen und 
anderwärtd wieder fih verheirathet, und er felbft periodifch wahnfin- 
nig geworden war, wiederholte er am 1. Auguſt 1830 feine Verfuche, 
Wiederaufnahme der Unterſuchung zu bemwirfen. Der Griminal- 
Senat ded Ober: Landed: Gerihtd zu Paderborn, wo er feit .1830 
feinen Wohnſitz aufgefchlagen hatte, weigerte fih anfänglich jedoch, 
ein neues Erfenntniß zu geben, bis died auf Beſchwerde durd Juſtiz— 
Minifterial:Refeript vom 9. März 1833 befoblen wurde. Die ver- 
vollftändigte Interfuhung wurde am 17. März 1836 vorgelegt und 
ergieng dann daß Urtheil, daß die gedachten Erfenntniffe in allen 
Punkten aufzuheben, Götze völlig frei zu ſprechen und die Koften 
niederzufchlagen feyen. Die von Seiten des General-Poft:Amtd da= 
gegen ergriffene Berufung wurde als verfpätet von dem zweiten Ge= 
nate des Ober-Landes-Gerichts zu Münfter am 4. Juli 1838 zurüd- 
gewiefen, fo daft daß Urtheil nunmehr redhtöfräftig ift. In das Getriebe 
der erften Unterſuchung hatte vor Allem ein Poft:Infpector Ehaſte 
eingegriffen, der nun geflorben, feinen Ehrgeiz darin gefucht hat, dem 
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Dieb der Diamanten heraus zu finden und, naddem er in der Per: 
fon von Göße dies geglaubt, Alles daran gefert bat, ibn zu über« 
weifen, und bierin felbft fo weit gegangen ift, Urkunden vorzuents 
halten, welche nad der Anfiht Sadhverftändiger zur Aufflärung im 
Intereſſe ded Angefchuldigren namentlich weſentlich beigetragen haben 
würden, und auf Frage ded Gericht? darnach felbft ihren Beſitz ge: 
läugnet hat. Den Verdacht hatte fih Götze hauptſächlich dadurd 
zugezogen, daß er um diefelbe Zeit, zu welcher die Unterſuchung ge: 
gen ihn eingeleitet wurde, mehrere Sarate Diamanten verfauft und 
zu verfaufen angeboten hatte und bei feiner Vernehmung diefe That 
ſache von ihm anfanglih nicht zugegeben worden war. Außerdem 
wirfte bauptfählid zu feiner Verurtbeilung mit, daß mehrere der 
Briefe, welche fümmtlih in Antwerpen nah Wien und Gonftantino: 
vel auf die Poft gegeben worden ſeyn follten, flatt Morgend über 
Goblenz, erft Abends über Deuz befördert worden ſeyen, ein Charge: 
Stempel aud franzöfifcher Zeit im Cölner Poſt-Amts-Local vorge: 
funden wurde, von dem Sadverftändige behauptet hatten, daß ein— 
zelne der beraubten Briefe und Aviöbriefe, von denen ed fi bier 
bandelt, damit geftempelt feven. Daß er innerhalb Jahresfriſt vor: 
ber 30000 Frks verzinslich untergebradht hatte, obne Vermögen von 
Haus oder erheirathet zu haben, und endlich liegen einzelne Zeugen: 
Ausſagen vor, welche ibn befchuldigten, Verſuche gemacht zu haben, 
Zeugen für fih zu gewinnen. Nah den Entfcheidungd: Gründen de 
neucften Urtheils liegen nun aber 

4) keine Umſtände vor, welche es gewiß oder doch höchſt wahr: 
ſcheinlich maden, daß die Art der Entwendung, weshalb der Ancul: 
pat zur Unterfuhung gezogen worden, ſtatt gefunden babe; 

2) der erhobene Indicien-Beweis bat hiernach dad Nefultat ge— 
geben, daß der Angefchuldigte fhon vor der Diamanten: Entwendung 
im Befis eincd Vermögens fi befunden, weldyed dem Betrag zur 
Zeit der Verhaftung gleich fommt, und ſpäter ein Theil — 
rechtlich von ihm erworben iſt; 

5) die gegen ihn gerichteten Zeugen-Ausſagen und dad aus ſei— 
nem anfänglichen Läugnen eined Diamanten: Verfaufd hergenommene 
Indicium find dur das eigene Benchmen der Zeugen ıc. und alß 
vereinzelt befeitigt und im Gegentheil für nachgewieſen erfannt, daß 
Götze die von ibm verkauften Steine fhon zwei Jahre zuvor alb 
Fauſtpfand im Beſitz gehabt hat, diefe ſchlechtes Brabanter-Gut ge 
wefen find und nur wenige davon ſechs Facetten gehabt haben, wäh: 
rend die entwendeten mindeftend ſechs bis fünfzehn gehabt haben 
follen ; 

4) die mit größter Gründlidhleit nun vernommenen Sachverflän. 
digen haben das auf mehreren, ftatt der befchwerten, unterfhobenen 
Avisbriefen gedrudte Charge als mit dem Cölner Stempel nicht yes 


Monatfchr. f. d. Juftispfl. IV. Bd. 2. Abth. 21 


322 


macht erfannt, und auch entgegengefested Gutachten würde feinen 
Beweis geben, weil die Formen biezu, welche aus Napoleon’fher 
Zeit hergerübrt, in Formen gegoifen worden find; 

5) wegen der zwei Briefe vom 12. und 26. Juni 1818 ift fo, 
dann fpeciell erboben , daß die in Aachen gemachten und verfchloffe, 
nen Amts: Paquete, in welchen fie eingefohloffen gewefen ſeyn follen 
und nad) damaliger Einrichtung die Briefe uneröffnet bid Nürnberg 
zu verfenden gemwefen und worden find, an dem Tage ihrer Ankunft 
über Coblenz befördert, dag Götze an dem Tage die Erpedition gar 
nicht beforgt hat und jene Paquete vor der Ervedition nit in feine 
Hände haben fommen fünnen ; 

6) ein Brief vom 18. Juni 1818 wurde zwar nicht mit der 
Morgenpoft über Coblenz, fondern erft Abends über Deuz befördert, 
allein daß dies geftattet war, ift durch Vorlegung ded betreffenden 
Erlaffed nachgewieſen, fo wie durch die Bernehmung der betreffenden 
Perſonen wenigftend fo viel conftatirt erfcheint, daß niht behauptet 
zu werden vermag, daß an dem Briefe Spuren der Eröffnung der 
Siegel gefunden worden find; 

7) der einzige fpeciele Verdachts-Grund wegen eined vierten 
am 4. Juli 1818 nad) Gonflantinopel beftimmten Briefed war ber 
Umftand, daß auch diefer Brief über Deuz am Abend erft befördert 
worden ift, der ad 6) feine Erledigung gefunden hat; 

8) bei einem Briefe vom 4. Juli ift der gleidhe Umſtand der 
alleinige Verdachtsgrund, bier ftchen aber noch befonderd dem Ange: 
fhuldigten die Revifion der Paquete und daß hierbei fein Mangel 
gefunden worden, zur Seite, während beim Unterſchreiben eines 
Avidbriefed an die Stelle ded mit Diamanten befchwerten eine Maife 
von Verändernngen bätte gemacht werden mülfen. 

Die Relation fchlieft der Heraudgeber mit den Morten: Men 
überläuft nit ein Schauer bei der entfeslihen Leichtfertigfeit,, im 
welcher bier mit dem gefährlihften der Gewehre, Criminal: Proceß 
genannt, gefpielt worden iſt! — Und ift ſolche Reichtfertigfeit etwa 
fo felten? — Gewiß nicht, wenn auc) felten mit fo fihredlichem Er: 
folg, ald bier der Fall war. Aber die Seelenleiden eined vom Eri— 
minalrichter unfduldig Verfolgten gehören zu den Inponderabilien, 
ihr Charakter ift über die Abmellung nad Graden erhbaben. Wie ein 
Bandit fehleiht durch die nächtlichen Dunkel ded Lebend jener feig» 
aufpaifende, fih überall bin wendende Argwohn, der von wollüftiger 
Eitelfeit, die Heine Geifter fo dringend peinigt, von der Begierde, 
für recht fehr Flug und über alle Maaßen feharffinnig gehalten zu 
werden, in Sünden empfangen zur Welt gebracht wurde, und der 
nun, in angeflammter Anmaaßung an der ewig gültigen Wahrheit : 
„quilibet praesumitur bonus‘ meuchlings raffinirte Frevel ver— 
übt und. fo im Böfen fortwuchernd, ftetd neued Unheil in Sünden 
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erzeugt. D, bütet euch, die ihr zum Griminals Ridter:Amt, wenn 
auch nicht von einem inneren Gott, berufen feyd, oder die ihr in 
fonftiger Beziehung auf die Straf: Rechtöpflege Einfluß habt, hütet 
euch vor Leichtgläubigfeit und dem danı damit nur zu leicht verge- 
fellfhafteten Wahn, infallibel zu feyn! — 

Der zweite Fall hundelt. 

Leber die Anwendung fhmerzhafter Prüfungsnittel gegen 
den der Simulation einer Geiſtes-Krankheit verdäch— 
tigen Unterfuchungs = Gefangenen. 

3) Meuterei auf dem Schiff in offener See und 


4) Bruder : Todtfchlag im Erbichafts: Hader. 


VI. Die Zeitfhrift für Eivil-Reht und Proceß 
von Linde, Marezoll und v. Schröter, Bd ı2. Hft3. 
gibt den Schluß der fhon früher angezeigten Abhandlung 

Zur Lehre von der quasi possessio und den damit vers 
bundenen poffefforifchen Nechtömitteln von Herrwart 
in Eiſenach. 

Beiträge zur Lehre von der väterlihen Gewalt von Pro- 
feffor Schneider in Leipzig, namentlich über die 
Frage: welche uneheliche Kinder nach römiſchem Rechte 
legitimirt werden können ? und | 

Die Gründe, aus welchen angeblich nur ſilii ſamilias 
ihre Ascendenten enterben koͤnnen. 

Zur Lehre von den bedingten Erbes-Einſetzungen, nament—⸗ 
lich den Subſtitutionen oder über 1. 40. et 41. D. 
de hered. instit. (28, 5.) 


VI. Das ZunisHeft der kritiſchen Jahrbücher von 
Richter und Schneider 
gibt Recenfionen der Werke von 
3umpt in Berlin, über Urfprung, Form und Bedeu: 
tung des Centumviral-Gerichts in Rom. 
Binterim, Gefchichte der deutſchen National:, Provin⸗ 
zials und vorzüglich Didcefan : Eoncilien. 
Skhildener, dad Gotteöbemußtfeyn im Volksrechte der 
Germanen. | 
Bergius, Preußen in flaatdrechtlicher Beziehung. 
21° 
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Curtius, Handbuch ded im Königreich Sachfen gelten: 
den Civil: Rehtd; und 

Differtation von Schelling in Münden: de litis con- 
sortibus. 


B. Mittheilungen über nen erfhhienene Werke und 
| Abhandlungen. 
(Von Herrn Seeretär Kappler.) 
Die Nichtigkeitd = Klage in bürgerlichen Rechts-Streitig— 
feiten, befonderd gegen Erfenntniffe der deutſchen ober= 

ften Gerichts-Höfe, erörtert und beleuchtet von Dr. 2. 

Herquet. Erfted Heft, die Erdrterungen enthaltend. 

Fulda, Müller. 1838. 120 ©. 8. 

Beranlaffung zu dieſer Schrift gab dem Verfaſſer — welder 
früber in Kurbeffen ald Regierungd- Director im Verwaltungs-Fache 
angeftellt war — ein Redtäftreit, den er nah feiner, im Jahr 1821 
erfolgten Penfionirung gegen die Turheffifhe Regierung wegen Pens 
fiondverfürzung, führte. Der Rechtsſtreit endete mit einem Erfennt- 
niffe des kurfürfiliden Ober-Appellations-Gerichts in Kaſſel vom 7. 
Dctober 1826 zum Nachtheile ded Klägerd. Diefeß Erkenntniß ſchien 
aber dem Kläger nicht nur rechtswidrig, fondern felbft nichtig, daber 
fiellte er bei demfelben oberften Gerichte. eine Nichtigfeitd« 
Klage dagegen an, wurde aber damit abgewiefen, weil eine ſolche 
Klage nad) unbezweifelt fefiftebender Prarid der furbeffifhen Gerichte 
nur ald ein devolutived Kecdtdmittel geltend gemadt werden 
tönne. Der Verfaffer unterfuht nun in dem vorliegenden erften 
Hefte die Frage: ob und in wie ferne gegen nidhtigeErfennt: 
niffe der deutfhen DOber-Appellationd-Geridte in bür— 
gerlihen Rebhtd- Streitigkeiten die Nidhtigfeitd - Klage 
ftattbaft fey? Nachdem er zuerfi von der Nihtigkeitd: Klage im 
Allgemeinen, ohne Rüdfiht auf die diefelbe beflimmenden oder mo- 
dificirenden pofitiven Befese, dann von den diedfallfigen Audfprüden 
der römifchen, canonifchen, älteren und neueren deutfchen Gefege, be— 
fonderd den $. 121. und 422. des Neichd - Abfchiedd von 1654 ge— 
handelt, auch die Diſtinetion zwiſchen heilbaren und unbeilbaren 
Nichtigkeiten näher erwogen und gewürdigt hatte, gebt der Verfaſſer 
zu Beantwortung der vorhin aufgeworfenen Frage über und führt 
zunächft auß, daß fhon nad der Natur der Sade die Nidtig- 
feitöflage gegen ein Erkenntniß eined deutfchen Ober : Appellation® - 
Gerichts bei diefem felbft volllommen begründet erfheine; denn 
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diefe Erfenntniffe feven, wie jedes richterlihe Urtheil überhaupt, 
einer Nichtigkeit fähig , in fo ferne fie eined wefentlihen Erforder: 
nifed ermangelten. Höchſt ungereimt müßte es feyn, bemerkt er 
daraud, daß bei den höchſten Geridhten, in Rüdfiht ihrer ſtärkeren 
Beſetzung und genaueren Gefhäftd:Behandlung, nichtige Erfenntniffe 
wohl äußerft felten vortommen werden, den Schluß zu ziehen, daß 
dergleihen bei diefen Gerihten gar niht vorkommen fönnten, 
eder — in Rüdfiht ihrer höheren Stellung — wohl gar zu behaup- 
ten, daß mwenigftend die in ihren Erfenntniffen enthaltenen Nichtig- 
feiten nicht follen verfolgt werden fünnen! — Aber aud) im römifch- 
deutfhen Rechte ſey die Statthaftigkeit der Nichtigkeitd:Klage gegen 
Erfenntniife der oberften Gerichte bei diefen gegründet. Nach rö— 
mifhem Rechte folge died daraus, daß diefelbe gegen nichtige Er: 
fenntnilfe — im Gegenfage der, gegen rechtöwidrige Erfenntniffe, die 
Sache an den höheren Richter devolvirenden Appellation — bei dem: 
felben Richter angeftellt werde. Nah deutfhem Rechte ſey fie bei 
demfelben Gerichte ſtatthaft, weil der Reichſs-Abſchied von 1654 
$. 121. und 122. die Natur der Nichtigfeitd- Klage, ald einer bloß 
pcerfönliden, mit dem Ablaufe von 50 Jahren verjäbrbaren Klage, 
welche bei dem in der Sache competenten, wenn gleih demfelben 
Richter Statt finde, anerkannt, und überhaupt das deutfche Recht, 
indem e3 die Nichtigkeitd » Klage auch bei dem höheren Richter zus 
laſſe, die Statthaftigkeit derielben, bei demfelben Richter nicht aufs 
gehoben oder verboten habe. Bei den Reid: Gerichten habe die 
Nichtigkeits-Klage nicht allein gegen Erfenntnife unmittelbar unter: 
geordneter oder oberften Landed- Gerichte, fondern aud) gegen Er: 
kenntniſſe der Neihd = Gerichte felbft,, in dieſem Falle nur in Form 
einer Kevifion Statt gefunden. Die deutfhen Ober: Appellationd: 
Gerichte erfcheinen aber, bei dem Mangel eines deutfhen Bundes— 
Gerichts, ald die einftweiligen Vertreter der Reichs-Gerichte; daher 
müſſe bei denfelben und gegen ihre eigenen Erfenntniffe die Nichtig— 
feitöflage zuläffig feyn. Nun zeigt der Verfaſſer, daß diefe Klage 
auch in der übereinfimmenden Particular:Gefesgebung oder Praris der 
meiften deutfhen Ober: Appellationd= Gerichte gegründet fey, und 
führt mit großer Ausführlichfeit an, was bei ſämmtlichen oberflen 
Gerichtshöfen der deutfchen Bundedftaaten über die vorliegende Frage 
durch Gefes oder Prarid feftgeftellt ift. Aus diefer Zufammenftellung er: 
gibt ſich, daß die Frage von der Statthaftigkeit der Nichtigkeitöffage gegen 
oberftrichterliche Erfenntniffe von dreizehn der vorhandenen fiebenzehn 
oberfien Gerichte der deutfhen Bundedftaaten bejabend entfhieden 
wird (nämlich den zu Wien, Berlin, Münden, Dresden, Celle, 
Darmftadt, Kiel, Wolfenbüttel, Pardim, Gena, Oldenburg, Zerbfl 
und Lübeck); verneint wird fie blod von dem württembergifchen Ober: 
Zribunal zu Stuttgart und von dem Dber:Appellationd:Gerichte zu 
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Kaſſel, auf den Grund der Praxis diefer Gerichte, nad welder die. 
Nihtigkeitd:- Klage oder Beſchwerde nur bei dem höheren Richter ans 
geftellt oder als devolutives Nechtömirtel aeltend gemadht werden 
fönne. Bei dem Ober: Appellationd: Gerichte zu Wierbiden ift der 
Fall nod nicht vorgefommen, und in Baden erfcheint die Frage zur 
Zeit zweifelhaft. (Ein Ober:Appellationd-Gericht in Garldrube, von 
welchem der Verfaſſer fpricht, beftebt übrigen? nicht.) In den $$. 61. 
und 62. wird nun die Prarid der die Frage verneinenden Gerichts— 
Höfe zu miderleger gefuht. Tann wird die Frage aufgeworfen, ob 
ed denn keine rechtliche Mittel gebe, eine folhe praxis erronea et 
legi contraria zu befämpfen? ine geziemende Vorftellung oder 
Remonftration bei demfelben oberften Gerichte, welches fih zu einer 
folhen Prarid bekennt, hält der Verfaſſer zunähft für's Natürlichſte; 
bleibe dieſes Mittel fruchtlos, fo müſſe zur Beſchwerde bei derjent- 
gen Staats-Behörde gefehritten werden, welcher die Oberauffiht über 
die Rechtöpflege im Lande anvertraut ift, alfo in einem conftitutio: 
nellen Staate bei dem Juſtiz-Miniſterium. Dad Gefuh werde auf 
einen an dad oberfte Gericht zu erlaffenden Befehl gerichtet werden 
mürfen, die irrige und gefeswidrige Praxis aufzırgeben und über die 
angeftellte Nichtigkeitö-Klage proceßordnunggmäßig zu erfennen. Daß 
dad Juſtiz-Miniſterium zu Erlaffung eined folhen Befehl befugt 
und dad oberfte Gericht zur Befolgung deifelben verkunden fey, ſcheint 
dem PVerfaifer unzweifelhaft. Jenes müſſe die geſetzmäßige Rechts— 
pflege im Bereiche feined Wirkungd » Kreifed handhaben und darauf 
wachen, daß in demfelben die Juſtiz nach den Geferen, nicht nad) 
einer eigenmädtigen Praxis (legibus, non exemplis) verwaltet 
werde. Hierdurch werde werer die Unabhängigkeit der Gerichte ver— 
legt, nocd) Cabinets-Juſtiz außdgeübt, weil damit keineswegs eine ein» 
zelne concrete Rechtsſache von oben her entfchieden, oder auf deren 
Entfheidung materiell eingewirft, fondern nur eine fehlerhafte Pra— 
xis gerügt und die gefeglihe Norm bergeftellt werde; mwornad vom 
Gerichte Nichtigkeitd: Klagen gegen feine Erkenntniſſe im Allgemeinen 
bebandelt werden mülfen. Erfolge von dem Juftiz-Miniftertum eine 
abfchläglihe Reſolution; beftätige es oder erfenne es die Prarid de 
oberften Gerichts an, fo erfheine dad Gefuh um Anordnung eine 
Special: Geriht?, am Angemejfenften ein Gompromiß auf ein au®: 
wartiged oberficd Gericht oder auf eine gebörig befeste Juriſten-Fa— 
eultät angemefien. Werde aud) diefed Geſuch abgefchlagen . fo ent: 
fiebe die Frage: ob nicht der in der Schluß-Akte der Wiener Mi: 
nifterialconferenzen vom 15. Mai 1820 Art. XXIX. vorgefebene Fall 
einer bei der deutfhen Bundes - Verfammlung anzubringenden Be— 
fhwerde über Juftiz: Verweigerung eingetreten fey? Der Verfaſſer 
verſucht ed nun, dad fragliche Bundes-Geſetz zu zergliedern und jede 
einzeine Beſtimmung deifelben auf die aufgeworfene Frage anzumen: 
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den, und glaubt zu dem Refultate zu gelangen, daß bie Frage zu 
bejaben fey. Nun wird die Möglichleit eine Frlenntniffed über 
eine ſolche Nichtigfeitd: Klage, in wie fern nämlich ein oberfted Ges 
richt über die Nichtigfeitd: Klage gegen fein eigened Erfenntniß oder 
über die wirklihe Nichtigkeit deifelben urtheilen fünne, näher erwo- 
gen. Widerſtrebend erfcheine ed allerdingd — fagt der Verfaffer — 
daß daſſelbe Geriht nun über feine eigenen Fehler urtbeilen, ein 
Selbſtbekenntniß ablegen folle. Allein diefer Anftand könne leicht bes 
feitigt werden. Gewöhnlich beſtänden ja die oberflen Gerichte aud 
einer größeren Zahl von Richtern, in Senate abgetbeilt; der von 
einem Referenten oder Correferenten in einem Senate begangene Feb: 
ler fünne durch den Vortrag anderer Referenten und in einem an« 
dern Senate, felbft im verfammelten ganzen Gerichte erhoben und 
außer Zweifel gefegt werden. Im Falle ded Eintritt erheblicher 
Hindernilfe oder einer gegründeten Recufation der Mehrheit der Mits 
glieder ded Gerichts mürfe, dem Geifte der deutfhen Gerichts-Ver— 
faffung gemäß, die Bitte um Alten» Trandmiffion nachgelaffen bleis 
ben. In allen Fällen finde aber die Klage nur in fo ferne Statt, 
ald fie durch Nachweiſung einer wirklichen unzmweifelbaften 
Nichtigkeit des angeforhtenen Erkenntniſſes gehörig begründet und 
-binnen der durch das gemeine Recht oder ein etwaiged Tarticular: 
Geſetz beflimmten Verjährungdzeit (nad gemeinem Recht von 30 Jah: 
ren) angeftellt werde. In $. 72. berührt der Verfaifer nod) die 
Frage: ob die Nichtigfeit3:Klage auch gegen Erfenntnife, welche die 
deutſchen Oberappellationd-Gerihte ald Austrägal-Gerichte, im 
Auftrage und Namen? ver deutfchen Bunde? » Terfammlung fällen, 
Statt babe? Die Meinungen der Staatsrechts-Lehrer find darüber 
getheilt. Klüber glaubt, daß eine diesfallfige Beſtimmung noch 
fehle; und Jordan behauptet die Iinzuläffigkeit der Klage; der Ver— 
faifer aber entfcheidet fih auf den Grund feiner bißherigen Ausfüh— 
rung für die Stattbaftigkeit, fo lange feine gegentheilige Beftimmung 
gegeben fey. Endlich theilt er ($. 73. 73.) noch feine Anficht dars 
über mit, welche künftige Gefesgebung in Anſehung der Nichtigfeitd: 
Klage gegen bürgerliche Rechts-Erkenntniſſe ſowohl überhaupt, ald 
befonderd gegen jene der deutfchen oberften Gerichte wünſchenswerth 
und zu empfehlen mwäre. 

In dem zweiten Hefte, welches zugefichert wird, foll der Ein: 
gangs erwähnte Nechtöftreit ded Verfaſſers erzählt werden. Dad 
Ganze ift mit vieler Sachkenntniß und Gründlichkeit gefchrieben. 


Thur, Ed. Imm., Lehrer der Heilkunde an der Unie 
verfität Baſel, die Währfchaftd » Gefepe der Schweiz 
und der fie umgebenden Staaten ꝛc. Gefammelt und 
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mit Bemerfungen verfeben. Frauenfeld, Boyel. 1858. 

8. Thaler. 

Enthält eine Zuſammenſtellung der Geſetze faſt aller ſchweizeri— 
ſchen Cantone, über den Viehhandel; desgleichen die darauf bezüg— 
lichen Stellen des öſterreichiſchen Geſetzbuchs, des baieriſchen Land— 
rechts, des franzöſiſchen Civil-Coderx (auch ein franzöſiſches Geſetz 
vom 20. Mai 1838) in deutſcher Sprache, ferner ein Württemberg 
und Baden gemeinſchaftliches Geſetz hierüber vom 17. Schr. 17675 
fodann ein Nadıtrag unverbürgter Notizen. Die Anmerkungen zu 
dieſen Geſetzen find medicinifchen Inhalts. 


Thierfh, Dr. B., der Hauptftuhl des mweftpbälifchen 
Ben» Gerihtd auf dem Königsbofe von Dortmund, 
Dortmund, Krüger. 1838. 8. 1 Thaler. 

Ein Beitrag zur Kenntniß von der Veme überbaurt, fo mie 
zur Gefchichte des Freiftuhld zu Dortmund. Angehängt find die aus 
dem Archive zu Dortmund vom Verfaſſer felbft abgefchrichene Ur: 
funden, melde vom Jahr 1256 biß 1454 gehen. 


Jagemann, Dr. Ludwig Hugo Franz v., großberzogl. 
badifcher Amtınann in Heidelberg, Handbuch der ge— 
richtlichen Unterfuchungd s Kunde. Frankfurt, bei Kets 
tembeil. 91838. 872 Seiten. 8. 3 Rtblr. 

Dder Verfaſſer halt c8 für eine Züde, daß dem Studirenden feine 
Gelegenheit gegeben werde, die Kunft der Unterfuhungd » Führung 
fyftematifh zu erlernen; indem auf den Ilniverjitäten feine befonde- 
ren Vorlefungen ausfchlieglich für gerichtliche Unterfuhungd : Kunde 
gehalten werden, und cd aud an einer umfailfenden ſyſtematiſchen 
Darftellung der Kunftregeln für die Unterſuchungs-Führung feble. 
Diefe Lücke auszufüllen, beabfihtigt der Verfaſſer durch die Heraus: 
gabe der vorliegenden Schrift, welche den Zwei haben foll, dem 
Studirenden zur Vorbereitung und dem in die Praxis eintretenden 
Rechts-Candidaten zum Leitfaden zu dienen. Das Werk ift in vier 
Bücher abgetheilt: In dem erften Bude werden die Örundfäge 
über die Vorunterfuhung abgebandelt. Zuerft wird erörtert, 
wie ji der Unterfuhungs:Richter zu verhalten habe, wenn er durd 
Privat: Mittheilungen, Gerüchte, Denunciationen, Selbft : Anklagen, 
Kenntnig von einem Verbrehen erlangt; dann gebt der Verfaſſer 
auf die Wichtigkeit der fehleunigen Herftellung des Thatbeftandes 
und die biezu dienlihen Mittel über. Hierauf zeigt er, wie ber 
Richter zu verfahren habe, um den Thater ausfindig zu maden, 
Ichrt die verfchiedenen Arten, fih der Perſon deffelben zu verlidern 
und entwidelt die Grundfäge über Verhaftung. Fahndung, Naheile, 


329 


Stedbricfe, Hausſuchung, Bermögend : Belhlagnahme .. ſtcheres Ge: 
leite u. f. w. Das zweite Buch: von der Behandlung der Un— 
terfuhung3gefangenen in drei Abtbeilungen. Zunähft von den 
allgemeinen Grundfägen über Beflimmung, Cinrihtung und Ver: 
wendung des Unterſuchungs-Gefängniſſes, von der Notbwendigkeit 
der gehörigen Verpflegung der Unterſuchungs-Gefangenen, von den 
Gründen des Alleinfesen?, der Haft in Gefellihaft und von den 
Begünftigungen , welche den Gefangenen nad Umſſänden zu Theil 
werden fünnen. Ferner werden die übrigen Mittel zur Feſthaltung 
des Inculpaten außer dem Unterſuchungs-Gefängniſſe, nämlid der 
Haud:, Stadt: und Amts-Arreſt, die verfchiedenen Gautions = Arten 
und die Regeln für ihre Anwendung erörtert, Drittes Bud: 
Grundfäse über daß Criminal: Verbör. Zuerſt von der 
Schwierigkeit des Criminal-Verhörs überbaupt, von den nötbigen 
Hülfskenntnifen, dem Benehmen des Inquirenten, der Wichtigkeit 
des erften Verbörd und deifen Einrichtung; von der inneren Anord= 
nung ded Verhörs mit dem Inculpaten; über die Herftellung des 
Anfhuldigungd: und Entſchuldigungs-Beweiſes, die Ermittelung deß 
antmus, von dem Verfahren gegen?Mitfhuldige ‚! der Vernebmung 
und Behandlung der Zeugen und der Gonfrontation. Daß viertt 
Bud endlid handelt von der Form, Ergänzung und dem 
Schluſſe der Alten. Darftellung der Regeln über den protocol: 
larifhen Vortrag, Einrichtung der Protoco!le, von Yildung der Fra— 
gen im Verhör mit dem Inquiſiten; Notbwendig feit der Aufzeich— 
nung der Reden und Geberden des Inculpaten; Regeln für die 
Protocolle über die Zeugen: Verhöre; Bemerkungen über dad Ver: 
hältnig ded Inquirenten zum Criminal-Actuar; über gerichtliche 
Authenticität u. f. wm. In der zweiten Abtheilung wird von ber 
Erhebung der nöthigen Belege, indbefondere den Leumund-Zeugniffen 
und fonftigen nöthigen Alten; ferner von der Recapitulation und 
Berihtigung der Unterfuhung und von den Regeln, welde zu be: 
obachten find, wenn cine formelle linterfuchung fortgefest oder eine 
fiftirt gswefene reaffumirt und ein Wertbeidiger zugelaffen werden 
foll, gehandelt. Endlich gibt der Verfaifer noch die Regeln für da8 
Verhalten ded Richterd an, wenn er fowohl für die Unterſuchungs— 
Führung ald für die Fällung ded Urtheils competent ift, oder wenn 
die Alten an den böberen Richter zum Spruch eingefhidt werden 
müſſen. — Aus vorftebender kurzer Inhalts-Ueberſicht ergibt ſich der 
reiche Inhalt dieſes Werks, deifen Verfaffer in der juriftifhen Lite— 
ratur durch mehrere Schriften und Abhandlungen in Zeitfhriften 
von einer vortheilhaften Seite befannt ifl. Der zweite Theil, wel: 
her zugefichert ift, foll zu jedem Abfchnitte des Handbuch akten— 
mäßige Beifpiele und Formulare enthalten. — Ein forgfältig auds 
gearbeiteted Regifter erleichtert den Gebrauch der Schrift. 
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Gedanken über Gegenftände des Eivil-Proceffes, befonders 
in Beziehung auf das Verfahren in den älteren Pro: 
vinzgen Hannoverd. Hannover, Hahn. 1839. 8. 
67 Seiten, °), Thaler. 


Der ungenannte Verfaifer gibt darin feine Anfihten über die 
Abftellung einer Reihe von Mängeln in dem proceſſualiſchen Ver— 
fahren bei den bannöver’fhen Gerihten. Er gebt von dem Grund: 
fage aus, daß im Civil-Proceſſe mit bloßen Abftractionen nit ge» 
boffen ſey, da bier Alles unmittelbar im täglichen Leben fid bewege 
und fo Vieles von der Individualität der die Vorfhriften zur Aus— 
führung bringenden Richter, Advocaten und Partheien abhänge; 
daß daher auch allmählige Reform beffer fey, ald ganz durdgreifende 
Anordnungen. Er bezeichnet die Punkte, aus denen nad) feiner Er: 
fabrung die meiften Lebelftände im Procef = Verfahren bervorgeben 
und macht Aenderungd:Vorfchläge, welche hauptſächlich das Beweis— 
Verfahren. die Appellationen und den Geſchäfsgang bei den Juſtiz— 
Gollegien betreffen, und nicht nur für Hannover, fondern aud für 
die übrigen Länder, wo gemeined Recht gilt, von Intereſſe find. 


Beiträge zur Dogmen:Gefchichte ded gemeinen Civilrechts. 
Bon Dr. E. O. v. Madai, Hofrath und ordentlicher 
Profeffor der Rechte zu Dorpat. Riga und Leipzig. 
1859. 8. 178 ©. »/. Thaler. 

Der Berfafer liefert drei Abhandlungen aus dem gemeinen 
Civilrechte, nämlich: I. Ueber die usucapio und longi temporis 
praescriptio des römifhen Rechts (namentlidy eine Intrepretation 
der L. un. C. de usucapione transformanda). II. lieber die 
Frage: ift der Ufufructuar überhaupt, und in wie weit berechtigt, 
Veränderungen mit der res usufructuaris vorzunehmen? (worin 
die L. 13. $. 5. de usufructu interpretirt wird.) III. Bon dem 
Nießbrauh an vertretbaren Sachen. — Der Verfaſſer ftellt in dies 
fen Abhandlungen die Anfichten der älteren und neueren Rechtslehrer 
über die bezeichneten Materien zufammen, unterwirft diefelben einer 
Kritit und entwidelt theild neue Anfichten hierüber, theild ſucht er 
bereitd befichende naher zu begründen. 


Hoffmann, Dr. Emil, Hof:-Gericht3:Advocat in Darm— 
ftadt, die ?ehre von den Servituten nach dem römifchen 
Rechte. Erfter Band. Darmftadt, Heil. 1838. 8. 


200 ©. 21 gar. 


Der vorliegende erfte Band behandelt in drei Abfchnitten:: die 
Servituten im Allgemeinen; dann die Prädial- und Perſonal⸗Ser— 
vituten, in der Art, daß bei jenen die allgemeinen Grundfäge aud- 
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fübrlicher erörtert , bei diefen aber, an dem ususfructus, al® dem 
Haupt » Repräfentanten, die leitenden Grundfäse näher entwidelt 
werden. Der erfle Abfchnitt gibt in Gapitel 1. die Begriffd-Beftim: 
mung der Gervituten; im Gapitel2. werden die allgemeinen Grund: 
fäge erörtert. Abfchnitt zwei Gapitel 1.: Allgemeine Grundſätze fiber 
Real: Servituten, in&befondere vom Erforderniſſe der vicinitas und 
perpetua causa; über die Notbwendigkeit der utilitas für daß 
Grundftüd (wo der Verfaffer unter Anderem den von Thibaut 
aufgeftellten Satz, der Nuben der Servitut mürfe für jeden fünftigen 
Befiser der Sache vorhanden feyn, beftreitet); fodann von der Un: 
theilbarkfeit der GServituten. In lesterer Hinſicht wird audgeführt, 
daß rückſichtlich eines beftimmten phyſiſchen Theils eined Grundſtücks 
eine Real-Servitut wohl beſtehen und ausgeübt werden könne, nicht 
aber von einem ideellen, daß daher auch bei einer reellen Theilung 
des herrſchenden oder dienenden Grundſtücks mehrere Servituten ent— 
ſtehen; ferner wird der Gas vertheidigt, daß auch eine theilweiſe 
Vernichtung einer Präadial-Servitut eben fo undenkbar ſey, ald cine 
theilweife Erwerbung. In dem zweiten Gapitel werden die einzel: 
nen Prädial-Servituten dargeftellt. Der dritte Abfchnitt behandelt 
die Perfonal:-Servituten und zwar im erften Gapitel die allgemeinen 
Grundjäse darüber, indbefondere über dad Verbältnig des fructus 
zum ususfructus; im zweiten Gapitel vom Nießbrauche ald Normal: 
fall der Perfonal: Gervituten; im dritten Capitel von dem usus; 
im vierten von der habitatio und im fünften von der servitus opera- 
rum. {in einem Anbange wird noch von den servitutes irregulares 
geſprochen. Der zugeficherte zweite Band foll die Lehre vondem Erwerb, 
Verluft und den Schusmitteln der Gervituten enthalten. 


Sand, Eduard, über die Grundlage ded Beſitzes. Eine 
Duplif. Berlin, Veit. 1839. 64 Seiten. 8. 
Enthält eine Vertbeidigung derjenigen Anſicht, welche der Ver: 

farfer fhon im Jahr 1827 über den Willen als die Grundlage 

des Beſitzes ausgeſprochen bat, gegen die Einwendungen, welde von 

Herrn v. Savigny (in der ſechſten Außgake feined Nechtd ded Be- 

fige8) und einigen andern Giviliften dagegen vorgebradht worden find, 
Die Gans'ſche Anſicht ſucht zu widerlegen: 

Schaaf, Fr., Studirender der Nechte, in feiner Schrift: 
Gans Kritif gegen Herrn v. Savigny, die Grund: 
lage des Befibed betreffend. Berlin, Enslin. 1839. 
35 Seiten. 8. *), Thaler. | 
(Berge. auch den Aufiag in den Hallifhden Zahrbüdern für 

deutfhe Wilfenfhaft und Kunft von 1833: „Eouard Gans über 


den Bells und feine neueflen Gegner.’‘) 
— ü—, 
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Ad V. 
Uormalien- Sammlung. 


Prajudicien und Mormalien in Ehe-Saden. 
Gfortjesung der ın ®d IL. S. 141 begonnenen Sammlung.) 
(Von Herrn Ober: Tribunal: Rath Dr. Hänlein zu Eflingen.) 
Lit. B. Summarifcyer Inhalt der in dem Mormalien- 
Bud) des Ehe- Senats des Königl. Gerichts - Hofs für 
den Meckar- Kreis enthaltenen Einträge. 

92) Kirhen- Opfer bei Brautleuten gemifchten Con— 
feffionsverbältniffed betreffend®). 

In einem den 17. Auguft 1836 bei dem E.S. d. K. 
9.9. f. d. N.Kr. zur Erledigung gefommenen Specialfalle 
ergab fih durd Communication mit dem Königl. Fatholis 
ſchen Kirchenrathe, daß bei Brautleuten, wo der Bräutigam 
katholiſch und die Braut evangelifch ift, und bei welchen in 
Derwandtfchaftd: Disvenfations = Fällen der katholiſche Kir: 
chenrath dieSportel anfest, diefer, wenn zugleich ein Opfer 
in den Heiligen nöthig ift, letzteres nicht, dagegen der E.S. 
ſolches zur Hälfte der Braut anfept. 


95) Befhlug des E.S. d. K. 8.9. f. d. N.Kr. vom 
31. Auguft 18356, die Competenz ded ES. zur Ents 
fheidung über die Verbindlichkeit der einen Par: 
thei zur Entfihädigung der andern Parthie wegen 
vereitelter Tagfabrt in Ehe = Gerichtd = Proceffen 
betreffend. 
In einem Specialfalle befhloß der ES. d. K. G. H. 
f. d. N.Kr. den 31. Auguft 1836, im Hinblid auf den 
Grundſatz, daß die Entfcheidung in der Hauptfache auch die 
Entſcheidung Über die Nebenpunkte nach fich ziehe, 
daß wenn die erfchienene Beklagte wegen der vereitelten 
Tagfahrt eine Entfehädigung verlangen würde, der E.S. 
bierüber zu entfcheiden babe, und diefer Gegenftand fich 
nicht zur Verweifung an den Eivil-Richter eigne. 


*) S. oben Nro 55. Ergänzungd:Band zum NReg.-Blatt S. 71. 
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94) Beſchluß ded ES. d. 8 G.H. f. d N.Kr. vom 

414. September 1856, die Gradation der Sportel 
von ebegerichtlihen Erkenntniffen betreffend. 

Der E.S. d. 8. 8.9. f. d. N.Kr. befchloß den 14. 

September 1856 binfichtlich der Gradation der Sportel von 

ebegerichtlichen Erkenntniffen, daß diefe, wofür in dem 

Sportel= Gefepe vom Jahr 1828 nur ein Minimum von 

12fl. und bei 12000fl. und mehr Vermögen beider Ehegat- 

ten ein Marimum von 2ofl. feftgefept ift, in drei Grada— 

tionen betragen folle, bei einen Vermögen 

bis 6000fl. ec > 2 2 2 222.  12fl. 

von 6000fl. incl. bis 12000fl. excl. „ . 16fl. 

von 12000fl. und darüber . 2 2 0.  2ofl. 


95) Erlaß des 8. J.M. an fanmtlihe Ehe-Senate 

vom 5. December 1836, die Mittwochs-Copulation 

und die Frage, in wie ferne nad dem neueften Ge- 

feb über die Beftrafung der einfahen Unzuchts— 

Vergeben noch eine Dispenfation davon erforder 
lich fey? betreffend *). 

Durh Erlaß ded 8. J. M. an fämmtliche fünf ES. 
vom 5. December 1836 wurde in dieſem Betreff nach vor— 
gängiger Communication mit dem Königl. Miniftertum des 
Innern und unter Beziehung auf die zugleich mitgetheilte 
gleihflimmige Aeußerung der letzteren Stelle, welche diefela 
ben Anfichten dur aftenmäßige Notizen über die Entftebung 
des neueften Gefeged über Beftrafung der einfachen Unzuchts— 
Vergehen begründet, eröffnet: 

1) daß binfihtli der einfahen Unzuchts-Vergehen 
dad Verbot der Trauung an einem andern Tage ald am 
Mittwoch ald aufgehoben anzufeben fey, ed mithin einer 
Dispenfation von gedachter Trauung in diefen Fällen nicht 
mebr bedürfe ; 

2) daß dagegen, was die erfhwerten Unzuchts-Ver— 
geben anbelange (Ehebruch, Inceſt, Notbzucht, Concubinat 


*) Vergl. oben Nro 48. 50. 80. 89. 
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ꝛc.), bei dieſen eine gleiche Aufhebung jenes Verbots bis 
jest darum nicht angenommen werden fünne, weil das an- 
geführte Geſetz in Feinerlei Weife auf derartige Verbrechen 
und Vergeben Bezug babe; daß alfo alle wegen eined der— 
gleichen erfchwerten Unzuchts-Vergehens verurtbeilte Perfos 
nen Behufd ihrer Trauung an einem andern Tage ald am 
Mittwoch bis zu einer. dießfallfigen gleichmäßigen Verändes- 
rung der Gefepgebung fortwährend der feither vorgefchrie= 
benen Didpenfation bedürfen, wenn gleich bieflir nach der 
Minifteriale:Verfügung vom 15. Auguft 1856 (Regierungd» 
-Blatt ©. 365) Feine Sportel mehr zu entrichten fey. 


9%) Beſchluß des E. S. d 8. G.H. f. d. N.Kr. vom 
7. December 1836, die Befugniß der Procuratoren 
zur Verzichtleiſtung auf die geſetzliche Zahl der 
Mitglieder des Ehe-Senats bei Aburtheilung eines 
Ehe-Proceſſes betreffend. 

Zu dieſer Verzichtleiſtung wird die einem Procurator 
von einer abweſenden Parthie ertheilte allgemeine Vollmacht 
nicht als hinreichende Ermächtigung ertheilend angeſehen, 
ſondern es muß zu dem Ende die Bevollmächtigung zu einer 
ſolchen Verzichtleiſtung in der ſpäteſtens am Tage der an— 
beraumten Tagfahrt zu überreichenden Vollmacht ſpeciell 
ausgedrückt ſeyn. Sn dieſer Gemäßheit ließ der E.S. des 
8.6.9. f. d. N. Kr. die bei ihm angeſtellten Procuratoren 
durch ihren Vorſtand beſcheiden. 


97) Beſchluß des E.S. d. K. G.H. f. d. N.Kr. vom 
1. Februar 1837, den Gerichtsſtand in Sponſalien— 
Streitſachen betreffend ?). 

Der E.S. des K. G.H. f. d. N.Kr. ſprach fih in eis 
nem Specialfalle den 1. Februar 1837 dabin aus, daß nicht 
der Wohnort des Bräutigamd, fondern der allgemeine Grund= 
fab: actor sequitur forum rei, über die Competenz zur 
Verhandlung und Entfcheidung von Sponfalien:Streitfachen 
entfcheide. 


*) Vergl. Nro 102. 
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98) Erlaß des K. I.M. vom 12. Mai 1837, den pes 
remtoriſchen Termin bei StrafsRecurfen betreffend. 
Durch diefen Erlaß wurde der von dem Königl. Ges 
beimenrath mit allerhödhfter Genehmigung Sr. Königlichen 
Majeftät vom 24. December 1836 angenommene Grundfaß, 
in Betreff der Frage von dem Ablauf ded peremtorifchen 
Termins bei Straf:Recurfen in dem Falle, da die Beſchwerde— 
Schrift von einem (nah $. 17. der Königl. Verordnung 
vom 30. März 1850 — Reg.Bl. S. 352) unberechtigten 
Eoneipienten verfaßt und deshalb zur Verbeſſerung zurüd: 
gegeben worden, auf allerböchften Befehl, Behufs der Ans 
wendung diefed Grundſatzes in außergerichtlichen Straffachen 
dahin mitgetheilt: 
daß der Parthie, unter Ruͤckgabe der vorfchriftäwidrigen 
Recurdfchrift, eine am Tage der Snfinuation einlaufende, 
dem erften Termin gleihfommende Frift zu Einreichung 
einer neuen von einem biezu Berechtigten verfaßten Re— 
curdeingabe mit dem Beifab anzuberaumen fey, wie im 
Entftehbungs = Falle ein Berzicht auf die Uebergabe einer 
Necurd » Ausführung angenommen, und über die ange: 
brachte Befchwerde nah Maaßgabe der Akten würde er: 
fannt werden. 


99) Erlaß des K. J.M. vom.6. Juni 1837, die Form 
der Communication mit dem Commando des K. 
Landjäger-Corps betreffend. 

Dur diefen Erlaß wurde verfügt, daß dad gedachte 
Commando, nach der ihn im Staatd- Organismus ange> 
wiefenen Stellung, ald den Mittelftelen coordinirt zu bes 
trachten fey, und daher diefe mit demfelben unmittelbar, 
und zwar in der Form von Noten, zu communiciren baben, 


100) Erlaf des 8. J.M. vom 6. Februar 1837, die 
Audftellung von Atteftaten durh die Orts-Vorſte— 
ber ohne Bormiffen und Einwilligung ded 
Staatd:Beamten betreffend. 

Diefer Erlaß fpriht fi im Einverftändnig mit dem 
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Königl. Minifterium des Innern dahin aus, daß die Auf: 
rechthaltung *) des Diesfallfigen Verbots ın der Commun— 
Drdnung Cap. 2. Abfchn. 20. $.2. mir dem Beift der neue: 
ren GemeindesDerfaffung im Widerfpruch ſtehe, und daher 
als durch den $. 150, ded Verwaltungs-Edicts aufgehoben 
zu betrachten fey. 


101) Befchluß des E.S. des K. ©.9. f. d. N.Kr. vom 
418. April 1838, darüber, wie der Ausdruck „Pfar— 
rer des Bräutigams” in Art. VII des Religions: 
Edictd vom 15. October 1806 zu verfteben fey*®®), 

Nach diefem aus Beranlaffung eines Specialfalles ge: 
faßten Befchluß ift unter dem Pfarrer ded Bräutigam in 
gedachter Gefepeöftelle nicht der parochus proprius, fon: 
dern nur ein Geiftliher non feiner Eonfeffion zu verfteben. 
Es bedarf daher bei Eingebung einer geinifchten Ehe: der 
‚Bräutigam, evangelifcher Eonfeffion, zur Trauung am Wohn: 
ort feiner Braut, im In- oder Auslande, durch einen Geift: 
lichen feiner Confeffion feine Dispenfation vom Verbote der 
Trauung an einem dritten Ort. Diefe Interpretation fließt 
daraud, daß die Trauung nicht nur am Wohnorte eines 
der Nupturianten und an dem Orte ihrer Niederlaffung, 
fondern auch am Geburts-Orte des einen der Nupturianten, 
wo Feines Dderfelben vieleicht feinen parochum proprium 
bat, geftattet ift. 


102) Beſchluß des ES, des K. G.H. f. d. N.Kr. vom 

25. April 1838 über die Competenz des Gerichts— 

ſtandes zur Auflöſung von Ehe-Verlöbniſſen, wo 
von Amtswegen einzuſchreiten ift***), 

In denjenigen Fällen dieſer Art, wo die ehegerichtliche 


*) Dieſe war erſt noch durch einen in dem Normalien-Buch des 
Eßlinger Ehe-Senats enthaltenen, nun aber, als durch den obigen 
Erlaß aufgehobenen und deshalb in gegenwärtige Sammlung nicht 
aufgenommenen Erlaß des Königl. Juſtiz-Miniſteriums vom 12. Mai 
1836 verfügt worden. 

**) Vergl. Präjudicien-Sammiung Nro II. u. Normalien-Samm: 
lung Nro 4. 42. 
>, Vergl. Nro 97. 
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Behörde von Amtswegen einfchreiten muß ®), mo alfo der 
fonft. auch in Sponfalien = Streitfachen geltende allgemeine 
proceffualifche Grundſatz „actor sequitar forum rei‘ feine 
Anwendung finden kann, hat, nach der von dem &.S.d. 8, 
G.H. f. d. N. Kr. in einer Note vom 25. April 1838 an den 
E.S. d. 8. G. H. f. d. J.Kr. aus VBeranlaffung eines Spes 
cialfalls ausgeſprochenen Anficht, diejenige ehegerichtliche 
Behörde zuerft einzufihreiten, welche zuerſt von dem Vers 
löbniß, deffen Aufldfung von Amtswegen auszuſprechen ift, 
wie 3. DB. in dem Fall einer flattgefundenen Verehelichung 
des einen. oder der beiden früher rechtsgültig Verlobten, 
dann aber fich eigenmächtig getrennt habenden Perfonen, 
Kenntniß. erbielt. 

*) In der Regel wird zwar, nachdem nun felbft bei eigenmädhtig ges 
trennten Ehen das Ehegericht nicht von Amtswegen einzufchreiten pflegt, 
auch bei Ehe-Verlöbniffen, von welchen die Partbieen freiwillig zu: 
rüdgetreten find, ein Verfahren von Amtswegen nicht mehr flatt 
finden, fondern ftet® die Klage auf Vollziehung oder Aufhebung der 
Sponfalien abzumarten feyn. Deifen ungeachtet aber fann e3 Fälle 
geben, wo ein Einſchreiten ex officio durchaus bei eigenmächtig ges 
trennten Ehe: Verlöbniffen nöthig ift, wenn nämlich Eined der rechts— 
gültig Verlobten, die ihr Ehe-Verlöbniß eigenmächtig aufgegeben 
hatten, oder auch Beide, zu der Ehe mit dritten Perfonen geſchrit— 
ten waren, und erft nachher das frühere Verlöbniß zur Kenntniß 
der Behörde gefommen ift, und daber noch nachträglich das hierin 
Tiegende Ehe-Hinderniß bat weggeräumt werden mülfen. 





Ad VL 
Eorrefpondenz- Artikel. 





1) Alſchung eines Heimat) - Scheins. 
[Zu Art. 219. 220. ded Straf = Gefegbuhß.] 
(FEingefendet.) 

21. xc. Wir hatten einen Angefchuldigten in Unterfus 
Hung, welcher einen Heimatbfhein des Gemein: 
deraths feines Wohnortd auf feine wahren Verhältniſſe, 
doch mit Beifügung -eined guten, flatt des zu erwarten 

Monatfchr. f. d. Iuftipfl. IV. Bd, a. Abth. 22 
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gehabten ſchlechten Pradikats gänzlih fälſchlich angefer- 
tigt und darauf ein anderwärt8 abgeriffened ächtes Sie— 
gel feines heimathlihen Oberamts aufgeklebt, aud) dies 
fen Heimatbfchein zu feiner Legitimation vorgezeigt hatte 
Sn der an den vorgefesten Gerichtöhof. erflatteten Ber: 
baftdanzeige war fchlieglich beinerft worden, daß der Fall 
zur Entfcheidung diefed höheren Gerichtd werde vorgelegt 
werden, weil der Art. 219. ded Strafgeſetzbuchſs, obfchon 
derfelbe Kreis: Gefängnig (nad Art. 20. nicht über zwei 
Sabre dauernd) droht, der oberamtögerichtlichen. Strafbes 
fugniß nicht unterftelt ift, und weil der Art. 219. die 
Strafe dedjenigen feſtſetzt, welcher böslicher Weife eine 
Urkunde einer öffentlihben Behörde falfhlich au: 
ftellt, oder dad Siegel einer Öffentlihen Behörde 
zu einer falfchen Urkunde mißbraucht und von fol- 
chen falfhen Urkunden Gebraub macht, weil der Art. 
220. nicht anzumenden fen, welcher denen Strafe droht, 
welche in obrigfeitlichen zum Zweck des erleichterten Unter— 
kommens gegebenen Ausweiſen Fälſchungen begeben, indem 
obige Fälfhung nicht in einer Urkunde gefchab, mit andern 
Morten, bier nicht blos der In halt einer Öffentlichen Urs 
Funde durh Zufab, Auslöfchung oder Veränderung ent 
ftellt wurde, während der Art. 220. nur folche Fälſchungs— 
fälle de Art.219. von der in Art. 219. angeordneten Strafe 
ausnimmt, deren Material eine ächte, aber minder wichtige 
Öffentfiche Urkunde ift, und deren Inhalt entftellt wurde, 
weil fonft der Geſetzgeber nicht im Art. 220. gefprochen hätte: 
" „Bälfihungen in Reifepäffen, in ärztlichen Zeugniffen, 
in obrigfeitlihen Ausweiſen und andere diefen äbnlidhe 
Bälfchungen ; | 
denn eine gänzlich neue falfche Fertigung ift nicht ähn— 
lich der Entftellung einer Achten, und „Fälſchung in einer 
Sache“ ift ſprachlich nicht mit „Fälſchung einer Sache“ gleich. 
Nun ift aber von der vorgefesten Gerichtöftelle die 
Competenz dahin beftimmt worden, daß nicht nur anzus 
nehmen fey, daß in dem Art. 220. ded Strafgeſehßbuchs 
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der Ausdrud: „Fälſchungen in Reifepäffen” als gleichbe: 
deutend mit: „Sälfhung von Reifepäffen” genommen: 
worden ſey; daher fhon aus diefem Grunde obiger Fall 
ald unter dem Art. 220. begriffen zu achten wäre, fondern 
ed gehöre der Fall auch zu den am Schluffe ded Art. 220. 
aufgeführten „ähnlichen Fälſchungen“. 

Eine authentifche Interpretation möchte wünfchenswerth 
fepn. 


2) Ideen zu Errichtung einer Pupillen⸗Sparkaſſe. 
(Bon Herrn Amt3:Notar Winter in Marktgröningen.) 
Kedactiond- Bemerkung. Gegenmwärtiger Aufſatz, welder 
fih an die oben pag.506 ff. gegebene Ausführung anſchließt, enthält 
einen Vorſchlag, deifen Zweckmäßigkeit gewiß allfeitig anerfannt wird. 
Auch die Ausführbarkeit deſſelben unterläge feinem erheblichen Bes 
denken, fobald feft ftünde, daß die Anleihung der Pflegſchaftsgelder an 
ſolche Inſtitute von den Aufficht8: Behörden ald unbedenklich und den 
gefeslichen Beftimmungen entfprechend erfannt würde. Es möchte 
in Anfiht der Verfügung des Königl. Juſtiz- Minifteriumd vom 3. 
Januar 1534, Regierungd Blatt von 7854 Nro 2. und des Yuftiz- 
Minifterial-Erlaifes vom 10. Februar 1825 faum zu bezweifeln feyn, 
daß ein derartiger Plan unter gewiſſen Vorausfegungen, namentlid) 
der, daf die Statuten die höhere Genehmigung erhalten und die 
Anlegung nur auf geringere Summen fid) erfirede, als den befie- 
benden Vorfchriften entfprechend erfannt würde. Es glaubte daher 
der Redacteur, daß die mit gegenwärtigem Auffas in Anregung ges 
brachte Idee, deren Ausführung unftreitig von den mwohlthätigften 
Folgen werden müßte, wohl verdiene, zur Beachtung und etwaigen 
weiteren Ausbildung der Deffentlichfeit übergeben zu werden, und 
wird fi) erlauben, feine eigenen Anſichten, welche in einigen Punk— 
ten von denen des Herrn Verfaſſers etwas abweihen, in Noten 
beizufügen. Diefe Abweihungen führen fi großentheild darauf zu- 
rück, daß der Unterzeichnete der Anficht ift, daß die Grundlage ded 
ganzen Inſtituts der oberfte, ſtreng durchzuführende Grundfag bilden 
mülfe, daß kleine Summen in einer durch die Leih-Kaſſe errichteten 
Gemeinfhaft ganz fo audgeftellt und ihre Audftellung fo beauf- 
fihtigt werden follte, wie died die allgemeinen geſetzlichen 
Beftimmungen über die Verwaltung ded Pflesfhaft- 
Vermögens mit fi bringen. Sy. 


— — 


Die Einführung des neuen Pfand-Syſtems hat eine 
totale Umwaͤlzung im Eredit⸗Syſtem, und zwar im Allge— 
22 ® 
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meinen zum Vortheil der Geldfuchenden, bewirkt, aber audy 
Nachtheile für die Fleineren Kapitalien = Befiber, berworges 
rufen, die fich befonders bei Pflegfhaften äußern, die von 
der Benützung der Spar: Kaffe zu Unterbringung ihrer 
Gelder geſetzlich ausgeſchloſſen find. 

Es beftehen diefe Nachtheile darin, daß vermdg der 
Beihülfe der zahlreichen fogenannten Commiffiond-Wureaud 
jeder Geld bedürfende Güter =» Befiper gemöhnlidh den ganz 
zen Betrag feiner Schulden bei Einem Darleiher aufnimmt, 
und die fihuldenden Heineren Summen, namentlid Güters 
Kaufſchillinge beimbezahlt. Dies trifft häufig auch Pfleg- 
fchaften, Gant s Suratelen und andere vorübergehend befte- 
bende Vermögend:Verwaltungen, und es baben diefe foldhe 
heimbezahlte Summen unter 100fl. oft Jahre lang dalie= 
gen, ohne fie unterbringen zu fünnen, wozu, auch abgefeben 
von dem gleichfam zur Gewohnheit werdenden Aufnehmen 
großer Summen, das Vorurtheil, das der Sandmann gegen 
dad Schuld-Verhältniß zu Pflegſchaften bat, weil er Zeit- 
weiſe ſeine Schuldigkeit verurkunden muß, und die Furcht, 
mit Endigung der Curatel die Schuld heimzahlen zu müſ— 
fen, dad Ihrige beitragen, 

In letzterer Beziehung gefchieht zwar alles Mögliche, 
um durch Ceſſion gehörig geficherter pflegfchaftlicher Forde— 
sungen von einer Pflege an die andere bie Nothwendigkeit 
der Auffündigung und Heimzablung der Schuld fo lange 
hinauszuſchieben, ald died dem Schuldner convenirt; aber 
‚gegen .‚verjährte Borurtheile muß lange angekämpft werden, 
bis fie der Ueberzeugung von dem, was beffer ift, weichen. 

Wohl mag auch bie und da ein Vormiünder die gebö- 
rige Mühe nicht anwenden, um die Fleineren Geld-Sum— 
men ſeiner Pflege in Zins zu bringen, und dann die nicht 
zu mißkennende Schwierigkeit, welche dies in der That bat, 
zum Vorwand ſeiner Saumſal, oder gar eigennüßiger 
Selbft : Benüpung des pflegfchaftlichen Gelds mißbrauden. 
Aber gerade, daß dem Uebel felbft auf eine durchgreifende 
Art begegnet wird, verbürgt auch die Möglichkeit, ſaͤumige 
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Pfleger zu Erfüllung ihrer Pflicht zu bringen. Was ber 
Unterzeichnete feit mehreren Jahren Über diefen Gegenftand 
aud feiner Erfahrung entnoinmen, und mit Männern vom 
Sach befprochen bat, lauft auf den Wunfch binaus, daß, 
wenigftend in folhen Bezirken, nad deren Berbältniffen 
der Geldinarft immer überführt erfcheint, die Möglichkeit 
gegeben feyn folte, Gelder der Pupilen in Einer Kaffe 
vereint und in größern Summen zur Ausleihung bringen 
zu fünnen, die bei der Leichtigkeit des Verkehrs mit Activ- 
Forderungen jeden Tag mieder gegen baares Geld umzus 
ſetzen wären. 
Dies führt zu der Fdee einer Pupillen:- Spar: Kaffe, 
wozu folgende Grundzüge gegeben werden: 
. I. 
1) Gegenftand der Einlagen in die Pupillen = Spar: 
Kaffe müßten feyn: 
a) Die Gelder von Eoncursmaffen, ohne Unterfchied * 
Größe der Summen. 
b) Die Gelder von ſequeſtrirten und andern, im Augen: 
blicf nicht zur Vertheilung kommenden Erbömaffen. 
ce) Die im NRechtöftreit befangenen Summen, melde in 
der Regel, ohne Zinfe abzumerfen, hinterlegt werden. 
d) Die Gelder aller Kuratelen, deren ganzed Vermögen 
nur in 10 bis 200fl. einfchließlich befteht, und welche 
vier Wochen vom Tag ihres Eingehend bei der 
Pflege an gerechnet, Kraft Beurkundung der Orts: 
Obrigkeit nicht gegen Pfandfchein haben untergebracht 
werden können ®). 


*) Hier ift der Unterzeichnete weſentlich verfchiedener Anfiht. Er 
glaubt, daß nicht die Größe ded Vermögens der Pflegſchaften, fon: 
dern lediglich die Größe der anzulegenden Summe entfheiden follte; 
died aus verfhiedenen Gründen, befonderd aber nach dem Eingangs 
erwähnten Hauptgrundfag. Was ald höchſte Summe der Anlehnung 
zu beftimmen fey, wäre, obgleich die Verbältniffe der Bezirke und 
felbft der Orte verfhieden find, doch allgemein feftzufegen und zwar 
nad) den beiden Beziehungen a) wie viel höchſtens auf einmal an- 
geliehen werden könne; b) wie viel von einer Curatel im Ganzen 
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e) Gelder Minderjähriger, welche, mie z. B. Gefchenfe 
von Verwandten, Arbeitölohbn u. f. w. in Feine öf— 
fentlihe Verwaltung kommen, foferne fie wenigftend 
5fl. betragen. 

Die weitere Ausbildung. des Inſtituts wird wohl Die 
Frage von felbft löſen, ob auch Angebörige und Pflegen 
ausmwärtiger Oberämter zu feiner Benütung zugelaffen 
werden fünnen *). 

2) Der Zinsfuß, zu welchem die Pupillen-SparsKaffe 
ſich verbindlih zu machen hätte, müßte 4 prosCent ſeyn, 
und Fönnte fpäter, wenn das Inſtitut fefter begründet ift, 
vielleicht auf 4°), pro-Cent fleigen. 

3) Die Gelder, welche der Pupillen: Spar » Kafje zum 
Ausleihen anvertraut würden, müßten in Poften von nicht 
weniger ald 100fl., und bis auf 200fl. einfchließlih, zu 5 
pro⸗Cent, und nur Summen von mehr ald 200fl. gegen 
4’/, prosCent Zinfe, immer aber gegen diefelbe unterpfänd- 
liche Sicherheit audgeliehen werden, melde für die Aus— 
leihung von Pflegfchaftögeldern überhaupt vorgeſchrieben ift. 

4) Um Ausfälle zu verhüten, müßte geflattet feyn, 
fünfprocentige Haus⸗ und Güterzieler, welche durch Pfand» 
recht und folide Bürgfchaft gedeckt?*) find, gegen Rabatt zu 
kaufen. 

5) Um der Kaſſe den Zufluß der nach Abſchnitt 1. 
ihr anzuvertrauenden Gelder zu ſichern, müßten den Wai— 
fengerichten die nöthigen Weifungen ertheilt, und, was Die 
Pflesfchaftögelder betrifft, die Beſtimmung getroffen und 


angelichen;feyn dürfe. Wenn man die erfle Summe auf hödflens 
50fl., die zweite auf höchſtens 150fl. feftftellte, fo mödten wohl alle 
Rückſichten erfüllt feun; denn wenn einmal von einer Guratel 150fl, 
fo ausfteben, fo muß ed dem Curator leicht werden, daß Geld, wel 
ches er fofort zurüdziehen follte, fonft in gefegmäßiger Weife un- 


terzubringen. Sy. 
©) Auch wohl vorzüglid die Frage, ob nicht auch kleinere Stiftun: 
gen an dem Ynftitut Theil nehmen fünnen. Sy- 


2) Hiegegen möchte ſich der Unterzeihnete nach dem oben aufge= 
ſtellten allgemeinen Grundfag beſtimmt erklären. Sry. 
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gelegenheitlih der Bormmdfchaftd » Rechnungs » Abhören 
confequent durchgeführt werden, daß jeder Pfleger, welcher 
die eingegangenen Gelder feiner Pflegfchaft nicht binnen 
vier Wochen der PupilleneSparzKaffe übergibt, unnachficht» 
lih zum Erfah der der Pflege entgebenden Zinfe angehalten 
werde. 


II. 

Was den Organismus und die Beauffihtigung dieſes 
gewiß wohlthätigen Inſtituts anbelangt, fo wäre 

1) die Aufftelung eines Kaſſiers notbwendig, der in 
der Oberamts-Stadt wohnen, Caution ftellen, und auch ans 
gemeffen belohnt werden müßte*); 

2) müßte ein Verwaltungs: Ausfchuß , der den Kaffier 
zu controlliren, die jährlich abzulegende Rechnung zu prüs 
fen und die Angelegenheiten der Anftalt zu beratben, und 
aus etwa feh8 Mitgliedern zu beftehen hätte, conftituirt 
werden. 

Der Gerichtd » Notar und die Amts-Notare müßten 
ordentlihe Mitglieder dieſes Ausfchuffes fenn, einer von 
ihnen abmechfelnd ein Jahr lang die nothwendigen Secre— 
tariatögefchäfte beforgen. 

3) In jeder Gemeinde des Oberamts-Bezirks müßte 
der erfte Orts-Vorſteher der ordentliche Agent der Pupillen- 
Spar:Kaffe ſeyn. | 

4) Das Ganze fände unter der Leitung und Aufficht 
des Gerichtövorftandes**), welcher namentlich vierteljährige 
Kaffen:Vififätionen, Einfiht der Bücher und Schuld: Dokus 
mente und AJuftification der Jahrs-Rechnung vornehmen, 
periodifch die Amts = Thätigfeit ded Kaffierd ald Confulent 
unterftügen, und nad Erfordern Verfammlungen ded Außs 
fhuffed anordnen würde. 


*) Wohl am Bellen durd Tantiemen des Zinfen-Ertrags. Sy. 

*2) Unter Zuzug der gefeslihen Zahl von Waifen » Richtern (der 
Dberamt3:Stadt) oder Dberamtd-Gerichtd-Beifisern, um auch hierin 
fih den gefeglihen Beftimmungen über die Beauffihtigung der ein’ 
zelnen Pflegfhaftd: Verwaltung zu nähern. Sy- 
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Die Fundation des Inſtituts betreffend, fo kann felbi- 
ges nicht in's Leben treten, wenn nicht zur erſten Einrich— 
tung und zur Belohnung des Kaſſiers im erſten Jahre und 
bis Zinſe fallen, ein Betriebs-Kapital von einigem Belang 
zuſammen gebracht wird *). 

Da die Pupillen⸗-Spar-Kaſſe neben dem direkten wohl⸗ 
thätigen Zweck, armen Pupillen einen größern als den bis— 
herigen Zinſen-Ertrag aus ihrem Vermögen zu ſichern, in 
der oben unter I. 1. angegebenen Ausdehnung nicht nur 
jedem Dberamt3-Angehörigen, fondern auch jedem Staats: 
Bürger von Nupen werden fann, und zunächft dem Trei: 
ben der ſich zu Duzenden erbebenden Geldmädler Schran> 
ten feht, welche dad Geld bedürfende Publifum nur gegen 
hohe Provifion bedienen, fo dürfte 

1) die bobe Regierung um einen Beitrag zu Grüne 
dung ded Inſtituts angegangen, nicht minder 

2) der Amts>Korporation ein folcher Beitrag angefons 
nen, und 

3) an die Stiftungs-Räthe des Oberamts-Bezirks 
eine Aufforderung erlaffen werden, einen, wenn auch Fleinen 
Beitrag, ein für allemal zu verwilligen. Auch dürfte 
vielleicht 

4) die Central» Leitung des Wohlthätigfeitd » Vereins 
nicht abgeneigt feyn, einen Beitrag zu vermwilligen. 

Unter einer, zu Förderung alled Guten fo bereitwilli- 
gen Regierung follte e8 nicht unmöglich, fondern im Ge: 
gentheil febr Leicht feyn, in diefer Anflalt eine neue Bürg- 
fhaft für die Beachtung des Wohls der der öffentlichen Fürs 
forge anbeimgegebenen ärmeren Pupillen und zugleich eine 

*) Hier ift der Iinterzeichnete anderer Anfiht. Die Belohnung deB 
Gaffierd, wenn foldhe in Tantiömen der bezogenen Zinfen beftebt, 
bedarf feiner Fundirung, und melde weitere Einrihtungd« Koften 
don Erheblichkeit nöthig werden follten, ift nicht abzufeben, jedenfali3 
aber mit Sicherheit vorauszufehen, daß wenn die Leih-Caſſe bloß 


4 pro⸗Cente bezahlt, fih ein hinreichender Ueberfhuß ergibt, wenn 
auch nur 45 prosGente von der Leih:Caffe bezogen werben. . Sy. : 
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Erleichterung der Gefchäfts: Laft der Auffichts » Behörden 
zu gewähren, die bei dem Beſtehen der vorgefchlagenen 
Anftalt, weniger oft in den Fall kommen würden, durch, 
wenn auch gerechte Strenge, unfer Vormundſchafts-Weſen 
unbeliebt bei dem großen Haufen zu machen. 





3) Dericht über die kürzlich in Derlin mit einer 
Üeberfehung neu aufgelegte, unrichtigerweife 
Göthe zugefchriebene, in Wahrheit aber von 
©. Ph. Baunfdliffer (1683 Profefor der 
Rechte in Marburg) herrührende juridifche Dif- 
fertation: de eo quod justum est circa pulices. 
[Hortfesung.] 
(Von dem Wedactenr.) 

- Der früheren Zufage gemäß, folgt nun die Inhalts-— 
Ueberfiht über den im Titel erwähnten Gegenftand. Re— 
ferent bemerft, daß er fih bei folder in der Regel auf 
bloße Andeutungen befchränfen, und oft gerade bei den 
wipigflen Partbieen fich enthalten muß, das, was fich die 
Laune ded Verfaſſers erlaubte, getreu wieder zu geben, da 
ſich bekanntlich nicht alles, mas ſich von dem Autor felbft 
gut Liegt, gut nacherzählen läßt, zumal in anderer Sprache. 

Im Uebrigen muß Referent auch bei dem, was er 
gibt, und was ihn gar oft zweifelhaft ließ, ob und wie er 
ed ohne Verletzung der Anftands-Rüdfichten referiren könne, 
um Berüdfichtigung bitten, daß das offenbar vorliegende 
mebrfeitige Sntereffe der Sache jedenfalld einige Licenz und 
Entfhuldigung gewähren muß. Referent wird bei feiner 
Ueberficht die Berliner Auflage zum Grund legen, jedoch 
biebei zugleich auf die ältere Ausgabe fo weit Rüdficht 
nebmen, daß erhebliche Abweichungen nicht unbeachtet bleiben. 

Sn Eingang fagt der Verfaſſer, er molle über dieſe 
Materie, ald eine alltägliche, damit Alles nach der Regel 
ded römifchen Nechtö (l. 25. D. de Lib. leg. (34, 3.) 
Rogo plenius, quae ad.haec speciant, adtingas , quoti- 
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‚diana enim sunt) gefchehe, zuvdrderft die Bedeutung des 
Worts erläutern, da ſich die Nechtögelehrten immer das 
erſte und größte Gefchäft mit Worten gemacht haben, und 
gebt fofort $. 1. zu der etymologifchen Entwicklung des 
Worts pulex und $. 2. zu der Gefchlechtd = Beftimmung 
deffelben über, mo wir denn hören, daß dad Wort pulex 
von mulier herfomme, indem mu in pu, lier. in lex ver. 
wandelt werde *), und daß wenn ſchon alle Sprachkenner 
niht haec pulex, fondern hic pulex fagen, der Ber: 
faffer fi doc ganz hiergegen ausfprechen müffe **). Im 
$. 3. derivirt fofort der Verfaffer das deutfche Wort von 
‚der Gefchwindigfeit, mit welcher diefe Thiere fpringen, mit 
einem abermaligen Seitenbieb auf das weibliche Gefchlecht. 
$. 4. und 5. handelt ab, unter welchen Rechten diefe Thiere 
fteben , wirft zunächft die Zrage*?*) auf, ob fie unter den 
römifchen Eivil-Gefepen fteben, was auf den erften Anblick 
verneint werden zu müͤſſen fcheine, mweil fein Senatus:Cons 
fult beftebe, dag die Nepublif derfelben jenes Recht recipirt 
babe. (Struv. synt. ex. II. thes. 35.), führt aber fofort aus, 
dag nach den Grundfah accessorium sequitur principale 
diefed Thier den Gerichtöftand und dad Recht des Men— 
ſchen, an welchem es fich befinde, theile, ſonach ein pulex 
vasalliticus dem Lehenrecht, ein pulex monachialis dem 
canonifchen Recht unterworfen fen, pulex virginis v. viduae 
das forum miserabilium personarum genieße (1. un. C. 
quando imper. IIII., 14.]), da dies ein privilegirted forum 
fen, deffen auch domestici genießen, wie Bonacossus 
(de famul. quaest. 12 et 35, 45 et 52.) u. Limnaeus 
(de jur. publ. VIIL, 10.) von den Domeftifen der Gefands 
ten und Studenten lehren. $. 6. wird zwiſchen pulex no- 
bilis und plebejus unterfhieden und die Frage Über Miß— 
heirathen zur Sprache gebracht — an pulex plebejus ma- 


*) Unde praecise fiet pulex. 

**) Quam lippis et tonsoribus notum sit, pulices esse femi- 
narum. 

*2%) Ardua et sabbathina quaestio nennt fie der Verfaſſer. 
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-trimonio aut contubernio sibi jungere possit. pulicem 
senatorium — welche Frage nad) dem alten Recht zu ver: 
neinen, während der Unterfchied nach dem neueſten Recht 
gänzlicy verſchwunden fey (1. 25. C. de rit. nupt. [V., 4.] 
‘Nov. 51. 78. Cap. 3. Nov. 89. Cap. ult.) Nun wird eine Reihe 
von Fragen und Fällen erörtert. $. 7. an pulex excom- 
municatae pro excommunicato sit. habendus (verneinend 
entfchieden nach Cap. 103. caus. 11. quaest. 3. und Bo- 
nacossus de Samul. quaest. 257). $. 8. u. 9. Ueber 
den Eigenthumd : Erwerb an diefen Thieren, namentlich ob 
fie bei der heutzutage beftebenden Güter - Gemeinfchaft uns 
ter den Eheleuten zum ad quaest. zu rechnen, weldye Frage in 
Beziehung auf die während der Ehe erworbenen bejaht wird. 
G. 10. enthält eine Anwendung des Rechts auf Caut ions— 
Beftelung wegen Tödtung diefer Thiere. 6. 14. die Aus— 
führung über Zuläffigfeit der SIujurien = Klage megen auf 
diefe Thiere bezüglicher Schimpfworte. F. 12. gibt eine Uns 
terfuchung der Frage, ob eine Dienftmagd *) um deömillen 
ungeitig aud dem Dienft entlaffen werden dürfe, weil fie 
bisweilen folche Thiere fange, welche Frage wieder mit artig 
angebrachten Gefebeöbelegen verneint wird. In (. 13. wird 
dad Züchtigungsrecht einer Dienftfrau gegen ihre ſich nach— 
läßig bezeigende Dienerin (siad pulicem capiendum advocet) 
abgehandelt. $. 14. u. 15. werden ftrafrechtliche Fragen bebans 
delt, 3. B. an pulex praegnans puniri possit — verneint 
nad) 1. 18.D. de stat. hom. (1, 5.) u. 1.3. D. de poen. 
(48, 19.) $. 16. handelt die Frage ab, ob diefe Thiere mit 
der Kopffteuer und dem Geleitsgeld angelegt werden fünnen. 
$. 17. erzählt einen Rechtöfall, welcher dem Referenten gar 
zu obscön und dazu noch etwas aberwisig zu ſeyn fcheint, 
baber er nichts bieven anführt. $. 1857 handelt zuerft einen 


) Die Berliner Ausgabe macht eine Köchin daraus und malt den 
Fall in edelhafter Breite aus. Auch hängt fie ein Präjudiz über 
einen derartigen Fall an mit verfchiedenen Seitenhieben, namentlich 
auch gegen den für die Koftend-Compenfation geltend gemachten Ent: 
Iheidungsgrund, „dieweil die Sache rechtlicher Erörterung bedurft.“ 
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Tal ab, mo ein Mädchen feine Kleider aus unbekanuter 
Urſache in dein Mufeum des theologiae studiosus Cajus 
deponirt gehabt babe, was hiedurch ganz mit ſolchen Thieren 
angefüllt worden fey, wodurch die Frage entflanden fey, ob 
die Jungfrau aus dem Depofiten = Vertrag belangt werden 
Fönne, melde der rector magnificus der Univerfität nach 
l. 61. $. 1. und 5. D. de furt. (47, 2.) u. 1. 31. in fin. 
D. de pignorat. act. (13, 7.) bejabend entfchieden babe. 
Die gleihe Frage wird in Beziehung auf dad Commodat 
nach 1. 61. $. 6. de furt. (47, 2.) 1. 18. 6. 3. Commod. 
(435, 6.) entfchieden. Der $. 19. bandelt den Fall eines 
Mieth = Vertraged über ein mit diefen Thieren angefülltes 
Hau ab, wo der DVerfaffer unter Anderem eine artige As 
wendung von dem, mad die Gefepe in Beziehung auf den 
durch feindlichen Einfall oder durch Räuber verhinderten 
Miethgebrauch fagen, madht*). $.20. handelt einen Rechts⸗ 
fall ab, wo Helena mit Titiuß bei dem Fifchfang über: 
ein kommt, daß Alles, was fie fange, dem Titius zufallen 
fole, wo fie denn aber während des Fiſchens ein ſolches 
Thier gefangen babe, und die Frage entftanden ſey, ob fol 
ches den Titiud zulomme Der Berfaffer führt hiebei 
in bunter Mifchung neben dem befannten Spruch, welchen 
dad delphifche Orakel den milefifchen Fifchern ertheilte, die 
Sportel-Freibheit des weiblichen Geſchlechts aus ®*). $. 21. 
behandelt die Frage, ob die in Frage ftehenden Thiere zu den 
beweglichen oder unbeweglichen Sachen gebören, und demon— 
firirt,, daß fie ald Accefforium eined Bettes z. B. von eis 
nem Gaſthof auch zu den unbeweglichen Sachen gebören 
können. 6. 22. entwickelt in wirklich artiger Weife mit 
Anwendung der NRechtögrundfäbe über Eigenthum (befon: 
derd an zahmen u, wilden Thieren) ($. 16. 21. 31. J. derer. 
divis. [II. 1.] die Frage, in wie fern ein ſolches Thier, wels 


*) At quaeso, quinam hostes sint ferociores, atrociores ac 
sanguinolentiores, quam pulices. 

**) Cum virgines sint persone miserabiles, a quibus pin- 
guiores sportulas accipere inhumanum est, 
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ched überfpringe, Eigenthum ded erſten Beſihers bleibe. 
$. 23. erörtert die Frage, ob Studenten, welche ihren Kofl- 
tifch auf ein Jahr gemiethet haben, wegen diefer Thiere von 
dem Contract abgeben können. $. 24. entfcheidet die Frage, 
ob unter dem Legate von Kleidern auch die in denfelben 
befindlichen Flöhe begriffen ſeyen, nach 1. 39. D. de usufr. (7, 
1.) u. J. 44. $. 4. D. de leg. I. (30.), bejabend *). $. 25. 
führt aus, daß die Frage aufgeworfen werden Fünnte **), 
ob man einem Gaſtwirth, in deffen Haus die Gäfte von 
diefen Thieren gequält werden, eine Zeche zu bezahlen fehul« 
dig fen? Der aud den römifchen Geſetzen gefchöpften Ber: 
neinung diefer Frage wird denn noch die merfwürdige Aus: 
nabme beigefügt, e8 wäre denn, daß der Gaft ınit einer 
Frau *#7) gefommen fey, meil bier ein Schaden vorliege, 
welchen er durch eigene Verfhuldung leide (I. 203. D. de 
Reg. jur.) [50, 17.]. Der oben ſchon in extenso gegebene 
G. 26. enthält den Fall, daß ein Buch geliehen und daffelbe 
von diefen Thieren verdorben zurücdgegeben wurde, wo denn 
die Frage, ob Schadenderfah = Pflicht vorliege, abgehandelt 
wird. $. 27. bebandelt die gleiche Frage in Beziehung auf 
den einem Schneider: zu Fertigung eines Kleids gegebenen 
Zeug, und $. 28. in Beziebung auf Kleider, welche zum 
Zauftpfand gegeben wurden. .$. 29. entwicelt die- Grunde 
fübe über Anmendung. der Klagen aus dem Edict der Aedi— 
len auf verfaufte Gegenflände, melche unter den in Frage 
ftehenden Thieren leiden, und $. 30. Über die Rechtögültige 
feit eines Teftamentd, welches hiedurch fo verdorben war, 
daß der Name des Erben nicht mehr habe gelefen werden 
können. F. 31. enthält eine Ausführung, bei welcher aus 
verfchiedenen Gründen ein Auszug nicht paffend ıft, daber 
der Artikel, da er dem Referenten wirklich einer der wihig— 


*) Diefer $. ift mit dem artigen Wortfpiel gefhloffen: Nec haec 
quaestio est de lana caprina, sed de pelle pulicum. | 
*%) Ab advocato rixoso. 
*#°) Cum muliere vel, quod idem est, cum cane pulicoso 
venerit. 
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ften zu ſeyn scheint, in der Note im Driginal:Tert *) geges 
ben wird. $. 32. trägt mit vielem Wis, aber auch wieder 
in einer ziemlich ladciven Weiſe vor, daß ein Vaſall, wäh 
send er fih mit der Frau feined Lehensherrn unterhalten 
babe, ein ſolches Thier gefangen babe, weshalb ihn der 
Lebensherr der Eucurbitation befchuldigt und ihm dad Leben 
entziehen gewollt babe. Unter den für den Vaſallen ange: 
führten Schubgründen ift in fehr artiger Weife auch der 
geltend gemacht, daß der Angeklagte hiemit blos feine Pflicht 
als Dafall erfüllt babe, melcher den Lehensherrn und die 
Seinigen gegen alle Feinde, mit Ausnahme des Kaiferd 
und des Pabſtes, zu veriheidigen verpflichtet fen. $. 33: 
bandelt die Klagen ab, welche wegen ded von einem folchen 
Thier geftifteten Schadens gegen eine Frau zuftehen **) 
ad. leg. Aquil. — ad exhibendum sc. sanguinem — 
quem quia uxor reddere nequit, juratur contra eam 
in litem ***) — umd wenn weder dolus noch culpa vor: 
liege — actio de pastu +). $. 34. handelt auf ſechs 
Seiten die Frage ab, ob em Floh mit der Todeöftrafe bes 
legt werden fönne, wo denn wieder römifches, canonifches 
Recht, peinliche Hals» Gerihtd: Ordnung, Seneca und 
Carpzov in bunter Reihe auftreten müffen, um dem Bers 
faffer zum Beleg feiner zum Theil fehr witzigen Zweifels— 
und Entfcheidungs-Gründe zu dienen. F. 35. behandelt die 
Strafe ded Rüdfalld eines zum Zmweitenmale eingefangenen 
Flohs nah 1. 28. $.. 5. D. de poen. (48, 19.) und C, 


*) Dubitari posset, cum vir domimus sit uxoris, testibus 
Apostolis ad Coloss. cap. 3. v. 18. 1 Pet. 3. v. 5. 6. Si im 
pectore v. g. uxoris pulices qaerere velit, uxor ei novum 
opus nunciare possit? Et videtur prima facie, uxorem id pro- 
hibere posse, eum enim, qui venandi causa fundum meum 
ingreditur, prohibere possum, $.Ferae igitur 12. Inst. de rer. 
divis. Sed contrarium verius est, eum fundus ille, ubi mari- 
tus pulices venatur, non tam sit uxoris quam mariti etc. Fruc- 
tus autem fundi inter alia etiam consistit in venatione et au- 
eupio. 1. 9. $. 5. 1. 62. D. de usufr. etc. 


**) Ob damnum alicui, v. c. marito a pulice uxoris datum. 
“2, Alle diefed mit Beleg der befannten Gefegeßftellen. 


7) Ut aestimationem vel pulicem ipsum det uxor. I. 14. $. 
ult. D. de praescr. verb. et in fact. act. (19, 5.) ’ 
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C. C. Art. 157. seq. $. 36. beantwortet die Frage, ob 
diefen Thieren dad Necht der Vertheidigung zuflebe, dabin, 
dag wenn fhon Diejenigen, welche aus dem Floh ein 
Cameel machen *), ſolches auf den Grund von Paris de 
Puteo tr. de syndie, rubr. deadvec. exc.Nr. 13. **) vers 
neinen werden, folched doch nad Carpzov. Prax. crim, 
P. III. quaest. 115. 105. Nr. 23. ***) zu bejaben ſey. $. 37. 
erdrtert die Frage über die Art ded Vollzugs der Todes: 
firafe in artiger Weife theild nach 1. 8. 9.1. D. de poen. 
(48, 19.), tbeild nach Autoritäten. $. 38. mit dem Titel: 
Quaestio juris canonici behandelt die Frage, ob ınan biefe 
Thiere in der Kirche tödten dürfe. $. 39. mendet die 
Maadregel des Decimirend oder eigentlih der Beſtim— 
mung durch dad Loos fehr witzig auf diefe Thiere an. 
$. 40. mit der Auffchrift: Actiones puliceae handelt Fälle 
von Befreiung gefangener Flöhe ab und wendet fehr wibig 
auf folche $. ult. in.fin. J. de leg. Aquil. (IV., 3.), fo 
wie dad edietum praetoris: ne quis eum qui in jus vo- 
cabitur, vi. eximat, an. $. 41. enthält eine wieder nicht 
producible Ausführung über Conftatirung einer durch ein 
folches Thier beigebradhten Wunde. $. 42. und 43. hans 
dein die Mittel zur Vertreibung diefer Thiere ab und find 
vorzüglich Seitenbieben gegen Amulette und Befchwörunr 
gen) gewidinet. 

Hiemit ſchließt Referent feinen Bericht, welcher, wenn 
er feinen Zweck, unfern Lefern einen gebörigen Ueberblid 
über diefes literariſche Curioſum zu geben, erreichen und 
überhaupt einigen Werth haben follte, etwad weiter geben 
müßte, meil bei folchen Spielereien dad Intereſſe vorzüglich 
inden Detaild der Ausführung gelegen ift, welche hier überdies 
gerade die wilfenfchaftlihen Berührungspunfte darftellen. 


*) H. c. pulicem atroecis delicti reum ceredunt. 


**) Qui contendit judicem insignibus furibus et latronibus 
publieis non debere concedere advocatum, 


®**) Ne quidem bestiis denegandam defensionem ait. 
+) Remedium pontificium exorcismi. 
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4) Ueber die Decretur der Straf-Arreſt -Koſten 
| der Gantlente auf deren Maſſe. 
(FEingefendet.) 

Es kömmt öfters vor, und ift vielleicht allgemeine Be: 
bandlungsmeife *), daß die Oberamts-Gerichte die Unfoften 
ded Arreftd, zu welchem Gantleute, wegen Selbft:Verfchul: 
dung ded Vermögens-Zerfalls verurtbeilt wurden, auf die 
Gantmaſſe decretiren, und fomit vom Güterpfleger erheben 
laffen. | 

Dies wird ſich aber ſchwerlich rechtfertigen laffen, 
denn es gefchiebt nach bereitd audgebrochenem Gant, und 
zudem nicht im Sntereffe der Gläubiger, fondern von 
Strafrechtöwegen,, und nirgends ließe ſich, felbft wenn die 
Maffe Schuldnerin wäre, aus dem Prioritätd - Gefep ein 
Vorzugsrecht dafür deduciren, welches doch auf jene Weife 
factifch- ausgelibt wird. Denn zu den „Koſten des gericht= 
lien Verfahrens’ werden doch diefe Arrefl- Gebühren nicht 
gezählt werden wollen ! 

Und da in den meiften Gantfällen die Befriedigung 
vor der V. Elaffe aufhört, fo fällt jenes felbft gemachte Bor: 
recht zudem beinahe immer nur Einem Gläubiger, bei 
welchem die Befriedigung gerade, und - um fo bälder auf— 
hört, zur Laft, was nach Umftänden, empfindlich fällt, wenn 
gleich der Befchädigte diefe Urfache nicht Fennt. 

Gewiß gehören diefe Unfoften zu den — vom Fiskus 
zu übernebmenden Eriminal:Koften, und e8 wäre zu wüns 
ſchen, daß hierüber eine Verfügung getroffen würde, 


*) Died möchte der Redacteur widerfprechen. 


— — — 


| Ad. 
Abhandlungen, NKechtsfälle, Entfcheidungs- 
Gründe und Gutachten. | 


1) Einige — über die richtige Anwen- 
dung des neuen Straf-Geſetzbuchs. 
(Bon dem Herrn DOber-Tribunal:Rath v. Steck.) 

Durch die Einführung eines allgemeinen Straf-Gefehs 
Buchs in dem Königreih Württemberg ift die peinliche 
Gerichtd: Ordnung in diefen Lande außer Wirkung gefept, 
die einzelnen vielen über die Beftrafung von Verbrechen 
ergangenen- älteren und neueren Gefepe, Verordnungen und 
Bemeinbefcheide find aufgehoben worden, und die bisher 
beftandene Gerichts-Praxis, melche zu gefehlichem Anſehen 
gelangt war, bat vom 15. Mai 1839 ab ihre Geltung ver- 
Ioren. Nachdem die Gefepgebung durch die Aufführung 
einer ganz neuen Grundlage ded Strafrechts in diefer Weife 
ihre Aufgabe vollftändig gelöst bat, ifl e8 nunmehr an den 
Gerichten, dad Gefeb in dad Leben einzuführen und dur 
die richtige Auffaffung und Anwendung deffelben zu Erreis 
hung feined Endzwecks, einer gründlicheren , fchleunigeren 
und wirkffameren -Strafrechtös Pflege dad Ihrige beizutragen. 

Diefe Aufgabe ift Feine geringe. Es genügt nicht, den 
einzelnen Fall, der nun eben vorkommt, unter den betrefs 
fenden Artikel zu fielen, fondern der Inquirent, wie der 
Richter, wird ſtets die Beftimmungen des allgemeinen Theils 
über rechtöwidrigen Vorſatz und Fahrläffigkeit, über Verſuch 
und Bollendung, über Urbheberfchaft und ee über 

Monatfchr. f. d. Jufizpfl. IV. Bd 3. Abth. 
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die Gründe, welche die Strafbarkeit aufheben, mindern oder 
mehren, vor Augen haben müffen, um den ihm vorliegenden 
Fall richtig zu beurtheilen. Er wird ferner bei verwand- 
ten Verbrechen eine Vergleichung der bezüglichen Artikel 
anftellen müffen, um den Begriff eined jeden richtig aufzus 
faſſen, und das Charakteriftifche , welcheß 3. B. die Ber: 
Yäumdung von der Injurie, den Raub von dem bewaffneten 
Diebftahl, den Diebftahl von der Unterſchlagung, die Ges 
ſchenkannahme von ber Beſtechung ꝛc. unterſcheidet, in der 
Unterſuchung und bei der Beurtheilung hervorzuheben und 
ihre eigenthümlichen Merkmale Far auseinander zu ſetzen. 
Insbeſondere wird er aber feine Aufmerffamfeit auf einige 
allgemeine, von: dem bisherigen Strafrecht abweichende 
Grundfäpe richten müffen, von deren. Befolgung die Errei- 
hung des: obigen Zwecks vorzugsmeife abhängt. Als folde 
Grundfäge können nachſtehende bezeichnet „werden. 
I. 

Daß Gediet de s Erininal— Rechts iſt in ver— 
ſchiedenen Beziehungen näher beſtimmt und in 
engere Grenzen eingefchloffen worden, und es 
umfaßt dad Geſetzbuch mit den unten bemerften 
Ausnahmen alle Fälle, welche eine gerichtliche 
Strafe zur Folge haben, 

Der aus dem gedrudten Entwurfe vom Jahr 1632 er: 
fihtlihe Plan, in dad Geſehbuch alle Fälle aufzunehmen, 
welche von den Gerichten zu unterfuhen und zu bes 
ftrafen find, und die darin nicht genannten den Verwal 
tungöftellen zuzuweiſen, wurde verlaffen, theild aus Rüd: 
fihten fir die Beſchleunigung der Strafrechtd = Pflege (bei 
der Concurrenz polizeilicher Hebertretungen mit Verbrechen 
und Vergehen), theild weil man es bedenklich fand, die Straf: 
befugniffe der Verwaltungs⸗Stellen zu erweitern (bei höhe: 
ven Strafen, indbefondere folchen, welche durch Zuſammen⸗ 
flug oder Rückfall begründet werden), theild aus Gründen 
der Zwedinäßigfeit (bei geringeren Berfehlungen der Par: 
thieen ‚gegen die richterliche Gewalt: und: der im Juſtiz⸗ 
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Departement angeftellten Diener) oder weil die Art des 
Vergehens, abgeſehen von der Größe der Strafe, ein fürm: 
licheres Verfahren zu erfordern fehien (bei Preß: Vergeben). 

Die Competenz der Gerichte tritt daher ausnahmsweiſe 
in folgenden im Geſetzbuch nicht genannten Fällen ein: 

1) wenn polizeiliche, noch unbeftrafte Uebertretungen ders 
felben Perfon in einer Unterfuchung mit Verbrechen oder 
Vergehen (den im Geſetzbuch genannten Straffällen) zufam: 
mentreffen (Art. 15. des Competenz-Geſetzes vom 1. März 
1859 und Art. 95. ded Polizei-Straf-Gefepes vom 2. De: 
tober 1839); 

2) wenn eine Uebertretung von der im Polizei = Strafs 
Geſetz Art. 94. Nr. 15. genannten Art im Frage ſteht; 

3) fo oft wegen Zufanmenfluffes mehrerer polizeilicher 
Uebertrefungen oder wegen Rüͤckfalls in folhe eine mehr 
als dDreimonatliche Arreſt-Strafe verwirkt ift (Art. 94. 
Nr. 6. des Polizei-Straf-Geſetzes). | 

Ob übrigens nad Maafgabe de Art. 100. des Polt: 
geiftrafgefepes eine verwirkte höhere polizeiliche Geldbuße 
in eine Arreft-Strafe über drei Monate verwandelt werden 
darf, läßt das Geſetz unentfchieden. Für die bejahende Mei: 
nung ſpricht, daß durdy den Art. 47. des Straf-Geſetzbuches, 
welcher in jenem Artikel in Bezug genommen wird, die 
Beftimmung ded Straf Edictd vom 17. Juli 1824 (Art. 
52.), wonach die Dauer der Freiheits-Entziehung im Fall 
einer folchen Verwandlung auf drei Monate befchränft ift, 
aufgehoben wurde, und nun wenigſtens den Gerichten die 
Befugniß zufteht, ſtatt einer Geldbuße auf die läng ſt e 
Dauer der Gefängniß-Strafe zu erkennen. 

— Commentar zu Art 47. des Straf-Geſetzbuchs 

©. 86. 

Dennoch feheint die Verneinung jener Frage richtiger 
zu ſeyn. Denn der Art. 47. des Straf: Gefepbudhs wird 
m dem Art. 100. des Polizei = Straf: Gefebed nur in fo 
weit im Beziehung genommen, daß bei der Verwandlung 
von polizeilichen Geldbußen in Atreft >» Strafen der nene 
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Maafftab des Geſetzbuchs zu Grunde gelegt werden fol, 
obne daß hiebei Vorſehung getroffen worden wäre, wie ver- 
fahren werden fol, wenn hiedurch dad Marimum der Ars 
reftftrafe, auf welche die Kreid- Regierungen erkennen dür- 
fen, überfchritten wird. Hätte der Gefepgeber die Abficht 
gehabt , in einem foldhen Fall die Gerichte für competent 
zu erklären, fo bätte died im Gefeb audgedrüdt merden 
müffen. Man muß daber annehmen, daß die Beftimmung 
des älteren Rechts beibehalten werden wollte, in welchem 
dad Marimum der Arreft: Strafe bei folder Verwandlung 
auf drei Monate feftgefebt iſt, eine Strafe, die nod in 
den Neffort der Kreid: Regierungen fällt, und daß fi fo» 
mit der Fall, in welchem die Eompetenz der Gerichte bei 
dergleichen Berwandlungen eintreten würde, gar nicht ereigs 
nen fann. Die gerichtlihe Competenz tritt ferner ein, 

4) wenn megen Berfeblungen gegen die Finanz» und 
Forſt-Geſetze auf eine höhere, als eine 14tägige Gefängniß- 
Strafe zu erkennen ift (Geſetz, betreffend die Verfehlungen 
gegen die Finanz» und Forft: Gefebe vom 2. Detbr 1839, 
Regierungd- Blatt ©, 607). Solde Strafen find 

a) nad dem Zoll: Straf» Gefeb vom 15. Mai 1838 
(Regierungd » Blatt ©. 291 seq.) Art. 3. 4. 11—10. 19. 
auf die Contrebande und auf die Zoll: Defraudation gefest. 
Sie find beziehungsmweife im Bezirk - Gefängniß und im 
Kreis-Gefängniß (nicht im Arbeitshaus) abzubügen, wenn 
fie gleich ein Marimum von vier Jahren (Art. 4.) erreis 
chen können. Denn dad Zoll⸗-Geſetz ſpricht an diefer Stelle 
ausdrücklich uur von Gefängniß-Strafe und dad Gefe vom 
2. October 1839 geftattet für foldhe Säle, das Gefängniß 
bis auf ſechs Jahre zu erftreden. Außerdem enthalten die 
Finanz-Geſetze Feine Beſtimmung einer Strafe, welche die 
Competenz der Gerichte ſchon an und für fich begründet. 
Diefe kann aber 

b) dennoch eintreten, wenn die verwirfte Geldbuße 
wegen Unvermögenheit ded Defraudanten nicht erlegt wer: 
den Fann und nun in eine Gefängniß = Strafe verwandelt 
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werden muß, melde 14 Tage überſteigt. Zwar haben die 
Finanz = Behörden im Jahr 1831 die Weifung erhalten, 
über die Verwandlung von Geldflrafen mit Umgebung’ der 
Gerichte, innerhalb der ihnen gefeglich zuftehenden Straf: 
Befugniß, felbft zu erfennen und den Betrag der Geldbuße, 
fo weit folcher von der Adiminiftrativ-Stelle- nicht verwans 
delt werden Fann, einflweilen vorzumerfen; nach einer fpäs 
tern Verordnung aber vom 30. Juli 1832 wurde denfelben 
anheimgegeben, wenn fie aus den Akten, namentlih aus 
vorher einzufordernden- Vermögens = Zeugniffen der Straf: 
fälligen erſehen follten, daß die Geld-Strafe uneinbringlich 
fen, und zugleich fich ergebe, daß die Verfehlung mit einer 
blos A4tägigen Freiheit s Strafe nicht genug gebüßt wäre, 
die Akten fogleich an das betreffende Gericht zu Erfennung 
einer mit der fonft verwirften Geldbuße in Berbältnig 
ftehenden Freiheits-Strafe zu übergeben. 

r. Die Berpflihtung der Gerichte zu Erledigung eines 
folhen Falls, welche nach dem Eompetenz » Gefeb vom 1. 
März 1839 Art. 135. audgefchloffen fhien, Fann nun nad) 
dem mehr erwähnten Gefeb vom 2. October 1839 feinem 
Anftande mehr unterliegen, und zwar follen ſich die Ge: 
richte bei folchen Erfenntniffen nach den vor der Verfündis 
gung des Straf-Geſetzbuchs befolgten Normen richten, je— 
doch die in diefem feftgefehten Straf-Arten zur Anwendung 
bringen. Hienach bildet der Art. 19. ded Zoll: Straf» Ge: 
fege8 die Norm für die Verwandlung der wegen Zoll-Ver⸗ 
geben angefesten Geldbußen in Freiheitd-Strafen, und der 
auch in dem Xccife = Befeb vom 18. Juli 1824 angezogene 
Art. 52. ded Strafr-Edictd die Norm für die Verwandlung 
der durch Verfehlungen gegen die übrigen Abgaben-Gefepe 
‚und gegen die Forſt⸗Geſetze verwirften Geldbußen in Frei: 
beitöftrafen. Hiebei ift jedoch zu bemerken, daß bei Vers 
wandlung fogenannter Legal: Strafen auch Über daß in 
dem letztern Artifel feſtgeſetzte Marimum einer dreimonat: 
lichen Arrefl:Strafe aufgeftiegen werden darf, und daß dies 
fe8 Marimum nur bei folchen Geldbußen, deren Beftim- 
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mung von. dem Ermeffen der erfennenden: Behörde inner- 
balb der gefeplihen Grenzen abhängt, eingehalten werden 
ſoll. Diefe Unterfheidung ergibt fih aus den von den 
Ständen gebilligten Motiven zum Straf-Edict, wo ed heißt: 
„der Entwurf will zwifchen Legal- und folchen Geldftrafen 
unterſchieden wiffen, deren Betrag im Geſetz nicht beftimmt 
ft, Bei letzteren darf die zu ſubſtituirende Freibeitöftrafe 
drei Monate nicht überſteigen. Legal: Strafen aber, mel- 
hen auch die Confiscationd » Strafen beigezählt werden, 
find in diefer Beſtimmung nicht begriffen, vielmehr kann 
in Fällen, wo die gefeplihe Geldbuße die Straf-Befugniffe 
der Oberamtd= Gerichte und. Verwaltungs Collegien über- 
fieigt , nach der Größe der Summe und der Befchaffenheit 
der Umſtaͤnde von den Gerichtshöfen auch auf höhere Straf: 
grade erfannt werden.‘ (Das Straf: Edict vom 17. Juli 
1824 nebft den fich darauf beziebenden ftändifchen Berhand— 
Jungen. Amtliche Ausgabe vom Jahr 1830 ©. 88.) 

ec) Endlich haben die Gerichte auch über wiederholte 
Bald» und Holz: Erceffe zu erkennen, fo fern der Frevler, 
nach. Erlegung der in den Forſt-Geſetzen beflimmten Geld⸗ 
bußen und nach Erftrhung der in der Competenz der Kreis— 
BinanzeKammern liegenden 14tägigen Gefängniß-Strafe *) 
wegen eined wiederholten Ruͤckfalls zu befirafen if. Die 
Rüdfalld - Strafe kann folchen Falls bis auf ſechs Jahre 
Kreis⸗Gefaͤngniß fleigen. Dagegen wird eine Arbeitshaus⸗ 
Strafe nie verhängt werden können, theild weil die Motive 
zum Straf⸗Geſetzbuchs-Entwurf ©. 18 anerfennen, daß Jagd» 
Erceffe, Forft: und Waldfrevel in der öffentlichen Meinung 
den eigentlichen (mit entehrender Strafe belegten) Diebftäblen 
nicht gleidy geachtet werden, theild weil der Art. 127. ded 
*) Da nad dem Gefeg vom 2. Detober 1839 hiebei die ältern 
Kormen zur Anwendung fommen, fo wird der Rüdfall niht durd 
dad vorangegangene Erfenntniß einer inländifhen Behörde, wie 
bei Verbrehen, Vergehen und polizeilichen Llebertretungen, fondern 
durch die — der Strafe — einer Ben ———— 
begründet. - 
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Straf: GefebbuhB verordnet, daß eine Strafe, welche den 
Berluft der bürgerlichen Ehren: und Dienftrechte nicht zur 
Folge bat, wegen Rüdfalld nie bid zu einer Strafart, wos 
mit diefer Berluft verbunden iſt, gefteigert werden darf, 
eine Beſtimmung, die analogifch auch hieher ihre Anwen⸗ 
dung findet. 

Im Uebrigen fiebt den Bezirfds Gerichten in den 
unter Nro 2—4. genannten Straffällen. zunaͤchſt dad Er: 
fenntnig zu, an welche fomit die Alten von den Verwal⸗ 
tung8behörden abzugeben ‚find. Erftere haben ſich bei einer 
Meinungd: Verfchiedenheit über die Competenz » Frage nad 
den Befliimmungen des $. 206. ded IV. Edictd über Die 
Nechtöpflege in den untern Inftanzen zu achten. und ‚die 
Alten dem Kreis» Gerichtöhofe alddann vorzulegen, wenn 
nach Befchaffenheit der That eine höhere, als zweijährige 
Gefängniß:Strafe begründet ift (Competenz-⸗Geſetz vom 1. 
März 1859 $.8. 10., Geſetz vom 2. October 1839); wenn 
die im Art. 85. und 87. des Polizei» Straf Gefehed er⸗ 
wähnten Dienft-VBergeben von öffentlichen Dienern ded Ju: 
ſtizdepartements begangen werden, welche der bezirfägericht- 
lichen Gerichtöbarkeit nicht untergeben find; wenn bie in 
den Artikeln 4., 10. u. 53. jened Geſetzes erwähnten Poli- 
zeiübertretungen in Drudfchriften verubt wurden. (Vergl. 
Art. 94. des Polizei-Straf-Gefepes mit Art. 8. des Com⸗ 
petenzgefebed.) 

So fehr es zu wünfchen ift, daß bei einer Fünftigen 
Revifion des Geſetzbuchs in dieſes alle Straffälle, melche 
der gerichtlichen Cognition unterliegen (mit einziger. Aus: 
nahme der Verfehlungen gegen die Abgaben Gefepe) auf: 
genommen werden mögen, damit der Lebelftand, welcher 
fih nah dem Dbigen aus der Anwendung verfchiedener 
Rechtd: Normen auf gerichtliche Straffälle ergibt, vermieden 
werde *), fo muß man ed doch al8 einen Fortfchritt be- 


*) Da derlinterfchied zwifchen gerichtlichen und yolizeilihen Straf: 
fällen nach der beflebenden Gefesgebung ſich nit auf die verfaie: 
denen Zwede gründet, welche die Juſtiz- und Polizei Gewalt des 
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trachten, daß durch die angeführten gefeplichen Beftimmun- 
gen die Orenzen zwifchen polizeiliher und gerichtlicher 
Strafgewalt,, fo genau ald möglich, gezogen worden find. 
Inöbefondere verdient aber der Grundfag Anerkennung, 
welcher der richterlihen Willkühr bei Anwendung der Straf: 
Geſetze ein Ziel feht, indem er den Gerichten unterfagt, 
Handlungen, welche von dem Gefepbuch nicht unter den 
fteafbaren ausdrücklich aufgeführt werden, aus Gefebes- 
oder Rechtd- Analogie zu ftrafen, oder einen in einem Strafe 
Geſetz ausgedrückten Erfhmwerungs : Grund aus der Gleich: 
beit des Grundes auf ein andered Straf-Geſetz anzuwenden. 
(Auszug aus der Eingabe der Stände = VBerfammlung vom 
19. Detober 1838 und Königl, Refeript vom 241. October 
1858 zu Art. 1.) 

Durch diefen Grundfaß wird der Angefchuldigte gegen 
richterlihe Mißgriffe genügend gefhüpt, und ein Inquirent 
kann fich nicht mehr, wie vor Einführung des Geſehbuchs⸗ 
auf die Meinung irgend eines Lehrbuchs berufen, wenn er 
Jemand über Handlungen zur Berantwortung zog, welchen 
ein crimineller Charakter überall nicht zufam, Nur einen 
Tal bat das Gefepbuch übrig gelaffen, in welchem über die 
Frage: ob das Straf: Gericht einzufchreiten babe? noch 
Zweifel entfteben können. Es ift dies der Fall des Betrugs 
in Bertragd: DVerbältniffen (Art. 352. dritter Ab- 
fab), eine Gefeped = Stelle, die ſowohl wegen ihres unbe 
ſtinunten Wortlaut, ald audy wegen der Ungewißheit, in 
welchen Sinn fie bei den fändiichen Verhandlungen aufge: 
faßt wurde, ſchon jebt den Gerichten zu den verfchiedenften 
Auslegungen Anlaß gegeben bat, und die deöhalb einer nä⸗— 
beren Erörterung unterworfen werden fol. 

(Kortfegung folgt.) 
Staats verfolgt, fondern allein von ber Art und Größe ber Strafe 
abgeleitet ıft, mit welder eine verbotene Handlung bedreßt wurde, 
fo bindert nichts , in dad Straf-Geſesbuch alle yolizeilihe Uchertre» 
tungen aufzunehmen, welche, durch Rüdfall erſchwert, gerichtlicher 
Strafe unterliegen ſollen, wie dies bei Einigen derſelben bereits ge— 
ſchehen iſt. (Vergl. Art. 196. 338. des Straf-Geſetzbuchs.) 
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2) Praktiſche Erörterungen über Familien-Sta- 
tute des ſtandesherrlichen und ritterfchaftlichen 


Adels. 
(Bon Herrn Staat? Rath v9, Wächter.) 


I. 
Ueber landesherrliche und gerichtliche Beftätigung diefer 
Statnte. 

1) Bedürfen auch die in Folge der Bundes:Afte wies 
derbergeftellten Familien » Statute der Beftäti- 
gung? 

2) Zwed, Bedeutung und Umfang diefer Förmlich- 
keit. Geſchäftsgang bei Statuten ſtandesherr— 
liher und bei Statuten ritterfhaftliher Fa— 
milien. 

3) Erſtreckt fih die Beftätigung blod auf Verfügungen 
der Samilien-Häupter? Iſt fieBedingung der 
Gültigkeit? und von welchem Zeitpunft an 
ift Letztere anzunehmen? 

Der Ergänzungd: Band zum NRegierungsblatt (S. 128) 
enthält in einem Normal: Erlaffe ded Königl. Juſtiz-Mi— 
nifteriumd an die Civil- Senate der Gerichtöhöfe vom 5. 
October 1833 die Vorſchrift: 

daß Fannilien = Verträge ded ritterfhaftlihen 

Adel und der Standedherren, fo ferne bdenfelben 

die gerichtliche Veftätigung ertheilt wird, der in dem 

Spertels:Tarif unter der Rubrik „Verträge“ fefigefesten 

Sportel (Neg.:Bl. 1828, ©. 555) unterliegen, aud daß 
SamiliensBerträge ded ritterfcha ftlichen Adeldjeden- 
falls, der Deklaration vom 8. Dechr 1821 $. 15. ge— 

. mäß (Reg.:Bl. 1821 ©. 883), an die zufländigen Ges 

richte zur Cognition zu vermeifen feyen. 

Diefe Vorſchrift fcheint in verfchiedener Hinficht nähe 
rer Erläfiterung zu bedürfen. 

Zundrderft gibt die im Eingang ausgedrüdte Vorauss 
febung „ſo fern denfelben (den Familien = Verträgen des 
ritterfhaftlihen Adeld und der Standesherren) 
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die gerichtliche Beflätigung ertheilt wird‘, namentlich in 
BVergleichung mit der am Schluß enthaltenen Anordnung 
„daß die Verträge des ritterſchaftlichen Adels jeden- 
falls an die Gerichte zur Cognition zu verweifen ſeyen“ 
zu Zweifeln Anlaß: wie jene bedingte Vorfchrift mit 
dieſer unbedingten Weifung zu vereinigen fey? wann 
denn ferner den Verträgen der Standeöherren (gleichfalls) 
die gerichtlihe Beflätigung zu ertheilen fey und wann 
nicht? woher diefe abweihende Bellimmung der 
Zuftändigfeit bei Familien = Verträgen der Standes— 
berren und denen der Ritterfchaft rühre? ob die 
Gerichte die ihnen zukommende Beftätigung felbfiftän: 
dig vorzunehmen, namentlich auch die Befanntmadhung 
des Vertrags zu erlaffen haben? und wie denn die am 
Schluß gegebene Eoınpetenz = Beftimmung nur fo beiläufig, 
aus Anlaß einer Entfcheidung Uber zweifelhaften Sportel- 
Anſath, habe gegeben werden können ? 

Bei einem Verſuche zur Löfung diefer Zweifel, die 
zum Theil in der That, bei Gelegenheit der Borlegung 
eined Familien-Statuts, jüngft erhoben worden find, dürfte 
fih denn zugleich ein ganz natürlicher Anlaß ergeben, 
Zweck und Bedeutung der fraglichen Beflätigung 
überhaupt, und in Folge bievon den Umfang der 
Befugniffe und Pflihten der Behörden bei derfelben, 
näher an's Licht zu ftellen. Jene Löfung, fowie diefe Er- 
läuterung aber wird zunäcft auß der Geſchichte der hie: 
ber bezitglihen Beſtimmungen in den Deklarationen der 
ftaatsrechtlichen Verhältniffe des ftandesherrlichen und rit- 
rerfchäftlichen Adels und aus den dem gedachten Normal: 
Erlaß vom 5. October 1835 unmittelbar vorangegangenen 
Verhandlungen zu fehöpfen ſeyn. | 

Sin der dem hoben, ſowie dem ehemals reichdunmittel: 
baren niederen Adel von dem urfprünglichen focialen Zus 
ftande Deutfchlands ber verbliebenen Autonomie war 
die Befugniß enthalten, über. Bamilien » VBerhältniffe, ebes 
liche Gütersechte, Erbrechte, eigenthümliche, von dem ges 
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meinen, inöbefondere dem eingedrüngenen römiſchen Mechte 
abweichende Normen feftzufeben, welche nicht nur als für 
die Familienglieder, fondern auch, fomweit fle in Beziehung 
auf jene Berbältniffe mit diefen in Berührungen kamen 
und fo weit nicht won bereit8 erworbenen Rechten die Nede 
war, als für Dritte verbindlih angefehben wurden. Diefe 
befonderen Beftimmungen wurden tbeild in Verträgen, nas 
mentlich Erbeinigungen, Erbvergleichen, Hausgefeben, theils 
in Ieptwilligen DBerfügungen, Teftamenten, Familien-Fidei— 
Eommiffen gegeben, welche ſämmtlich gewöhnlich unter 
dem Ausdrud Familien-Statute begriffen werden. 
Die Form, unter welcher diefe Familien » Statüte 
Güuͤltigkeit erbielten, richtete fich nach der Art des Rechts— 
gefchäftes, melches die erwähnten Dispofitionen enthielt 5 
war es 3. B. ein Teftament, fo: verftand es fich von felbft, 
daß die zur Gültigkeit eines folchen erforderlichen weſent— 
lihen SFörmlichfeiten beobachtet feun mußten. Ob aber 
nicht doch in jedem Fall Faiferlihe Beftätigung 
notbwendig fen, war in den früheren Zeiten unter der 
deutfchen Reichsverfaſſung flreitig. _ Manche Schriftfteller 
des 16ten und der erfien Hälfte des 17ten Jahrhunderts. 
nabinen wenigftend nur unter der Vorausſetzung einer fols 
chen Beflätigung die Nichtigfeit der gegen. den Inhalt je: 
ner Familien-Statute vorgenommenen Akte, 3. DB. Beräur 
$erungen an; Andere aber hielten diefelbe für ein durchaus 
wefentliches Erforderniß ihrer Gültigkeit (Eichhorn, 
deutfche Staats» und Nechtögefchichte,, Ar Theil $. 540. 
und 542., ©. 346 und 567 der 4. Aufl.). In der Folge 
jedoch wurde die Anficht überwiegend, daß alle folde Fa— 
milienverträge, wenn fie nichtd gegen die Reichögrundges 
fege enthalten, ohne Faiferliche Eonfirmation gültig ſeyen 
und daß die Lehtere eigentlich nur dazu diene, denfelben: 
ein gewiſſes dffentliches Anfeben zu verleihen und dadurd) 
um fo eher fpätere Anfechtungen zu verhüten. „Es würde,” 
beißt es in der. kaiſerlichen Beflätigung einer Heſſen-Caſſel'⸗ 
fhen Primpgenitur s Ordnung von 1628 ausdrücklich, „ſo— 
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thanes Primogenitur » Recht zwar ohnedieß feinen Stand 
und Nichtigkeit haben; allein der zanffühtigen Welt 
Spaltung und Irrung halber, und weil andere der= 
gleichen Eonfirmationdbriefe hätten, babe man ſolchen Fai> 
ferlihen Conſens auch einholen wollen, cum superflua 
non noceanı“. Immerhin batte jene Beftätigung bie 
praktifcher,folge, daß fie ald ein Zeugniß galt‘, daß wirk⸗ 
lich nichtö gegen die Reichdgrundgefehe darin enthalten ſey. 
Auf eine Unterfuhung des lehtgedachten Punkt, dann 
aber auch der Frage: ob die Nechte Dritter, namentlich 
Minderjähriger, gewahrt ſeyen, gieng denn auch, die: der 
Beflätigung gewöhnlich voraudgehende causae Cognitio 
des Reichöhofratbd (Kohler, Handbuch ded deutfchen Pri- 
vatfürftenrechtö $. 123.). 

Nach der Unterorduung einer großen Zahl der früs 
beren Reichöftände unter Einige ihrer feitherigen Mitftände, 
in Folge der Auflöfung des deutfhen Reichs und der Er: 
richtung des Rheinbundes, waren die FamiliensStatute der 
Erfteren, über welche indeß die Rhein» Bundes» Akte felbft 
nichts Ibeſtimmt hatte, mannigfadhen Befchränkfungen der 
neuen Souveräne unterworfen. Württemberg gehörte zu 
denjenigen Bundeöftaaten, in welchen alle bisher in Hinſicht 
auf die Erbfolge beftandene NRechtögemohnbeiten, teſtament⸗ 
lihe Verordnungen, Erbverträge und andere Familien-Ge⸗— 
febe der ihm untergeordneten fürftlichen, gräfliden und 
adeligen Familien, insbefondere ihre Familien-Fideicom⸗ 
miſſe, für unfräftig erflärt wurden. Es follten in Zus 
Punft auch bei_diefen Samilien blos die in dem württem⸗ 
bergifcehen:Landrechte enthaltenen Beſtimmungen über Erbe 
folge die einzige allgemein verbindlihe Rechtsnorm feyn. 
Nur Succeffionsfäle, die vor Erlaffung diefer Verord⸗ 
nung eingetreten waren, follten nach den vorher beftandenem 
Familien: Normen beurtheilt und erledigt werden. Spätere 
bingegen follten nach der gegenwärtigen Borfchrift dergeftalt 
erledigt werden, daß auch früher gefchebene Entfagungen 
und Verzichte ungültig feyen (Königl. Verordnung vom. 
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22. April 1808 Reg.Bl. S. 221 und vom 26. April 
1812 Reg.Bl. ©. 225.). | 

Nachdem auf diefe Weife die Familien: Statute des 
Adels, in fo meit fie die Anordnung einer eigenthümlichen 
Erbfolge zum Gegenftande gehabt, alfo in ihrer wichtigften 
Beziehung, ihre Eriftenz ganz verloren hatten, war die 
Frage von dem Erforderniffe ihrer Beflätigung ziemlich 
unpraftifc geworden. Uebrigend war diefe Beftätigung 
ald ein Gegenftand der freimilligen Gerichtöbarfeit ange— 
ſehen und es war in der (ald Gefeh betrachteten) Snftrucs 
tion für dad Ober-Juſtiz-Collegium vom 4. Mai 1806 $. 
24. (Reg.Bl. ©. 39) „die Beflätigung von Ehe⸗ und 
Familien = Verträgen und Berzichtöleiftungen” den im Alls 
gemeinen Fompetenten Richtern, „mithin von den eremten 
Derfonendem zweiten Senate des Ober⸗-Juſtiz-Collegiums““ 
zugemiefen worden. 

Mit der Auflöfung des Rhein» Bundes und der Stif- 
tung bed deutfchen Bundes eröffneten fich auch den gedach- 
ten Samilien= Statuten günftigere Ausfichten. Die Be— 
fchwerden der. Mediatifirten hatten Gehör gefunden und 
Die Bunded: Akte vom 8. Juni 1815 zählt unter den NRechs 
ten der mittelbar gemordenen fürftlichen und gräflichen 
Häufer (im Art. 14. Ziff. 2.) Folgendes auf: 

2) Werden nad den Grundfägen der früheren deutfchen 
Verfaffung die noch beftehenden Familien » Verträge 
aufrecht erhalten, und ihnen die Befugniß zugefichert, 
über ihre Güter: und Familien: Berhältniffe verbinds 
liche Verfügungen zu treffen, welche jedoch dem Sou—⸗ 
verän vorgelegt und bei den höchften Landesftellen 
zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebradyr 
werden müffen. Alle bisher dagegen erlaffenen Ver—⸗ 

= ordnungen follen für Zünftige Fälle nicht mehr ans 
mendbar ſeyn. u 

Dem Reichdadel (der ebemald unmittelbaren Reichs— 
Ritterfchaft) wird fofort (in dem vorlepten Abſatze des Art. 
44.) das unter 2) angeführte Recht gleichfalls zugefichert. 
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Hiernach trat an die Stelle der früher hergebrachten 
Beftätigung durch den Kaifer — wofür unter den neuen 
Verhaͤltniſſen an fih die landesherrliche Beftätigung zu neh: 
men gemwefen wäre — nur Borlegung der Familien-Sta— 
tute*) an den Souverän. Zugleih follten diefelben 
jedoh bei den höchſten Landesſtellen zur allge- 
meinen Kenntniß und Nachachtung gebracht wer 
den müſſen. Wie umterfcheider fih nun aber jene Vor: 
legung von der früher üblichen Beftätigung?- Was 
ift unter dem Bringen zur allgemeinen Kenntnig und Nach— 
achtung bei den böchſten Landeöftelen zu verſtehen? und 
erſtrecken ſich dieſe Erforderniffe auf die älteren (in 
Württemberg feit 1808 aufgebobenen) Familien = Fidei- 
Commiſſe, ſofern fie wieder: aufleben follen, oder nur auf 
die in Zukunft getroffenen.. Verfügungen über Güter 
und Familien-Berbältniffe ? 

Dieſe Fragen bedürfen einer näheren Erörterung. Die 
erläuternden Momente müſſen theils aus den Quellen des 
Bundesrechts, theils aus der Landes⸗Geſetzgebung geſchöpft 
werden. 

Ob zunächſt dutch die angeführte Stelle der Bundes⸗Akte 
I. die in einzelnen Bundesſtaaten aufgehobenen Fami⸗ 
lienfideicommiſſe wieder von ſelbſt als in Kraft getre— 
ten haben erklärt werden wollen, iſt bekanntlich ſehr be— 





*) Daß bier der allgemeinere Ausdruck „Familien⸗-⸗Statute“ ſtatt 
des in der Bunded- Akte gewählten, nur eine Art diefer Statuten be— 
zeichnenden, Ausdrucks ‚„Samilien- Verträge‘ gebraucht wird, be— 
darf wohl keiner näheren Rechtfertigung. Aus dem ganzen Zufams 
menhange ergibt fich, daß bier Diefelbe Ungenauigkfeit im Aus— 
drucke obwaltete, melde nachher in Betreff der Anordnung der Bun= 
deßafte Über neue Familien» Statute zu rügen ift, und auf welde 
ſchon Weishaar (würftembergifched Privat: Redht Thl. I. S. 489 
der. 3ten Auflage) ald auf „eine fonderbare Erſcheinung“ aufmerf: 
fam gemadt hat. Noch unerklärbarer ift, daß, bei dem unzweifel- 
haften Sinn der Bunded- Akte, die mangelhaften Bezeihnungen in 

— fammtliche Declarationen übergegangen find, während man doch fonft 
mancherlei Abweihungen, namentlich in der Faſſung, ſich erlaubte: 
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ftritten. Klüber (in feinen Abhandlungen und Beob⸗ 
achtungen fir Gefchichtfunde,, Staat? » und NRechtöwiffen- 
fhaft Bd 1. ©. 125 ff. und in dem Öffentl, Rechte des 
deutfehen Bundes $. 506. Note a der dritten Aufl.) ver: 
neint diefe Frage und fucht aus der Gefchichte jener Stelle 
nachzumeifen, daß die Meinung nur dahin gegangen fey, 
diejenigen Familien» Berträge aufreht zu erhalten, 
welche zur Zeit der Errichtung der Bundes» Afte noch bes 
ftanden haben, daß diefe Beflimmung mithin nicht ans 
wendbar fey auf FamtliensVerträge, oder auf einzelne Bes 
ſtimmungen derfelben, welche in dem gedachten Zeitpunfte 
nicht mebr beftanden, d. b. die vor dem 8. Sun. 1815 
rechtögültig fhon aufgehoben gemefen, fey es durch 
Willens - Erflärung der dabei betheiligten Familienglieder 
oder durch Verordnungen (Staatögefehe) oder in Folge 
derfelben. In Anfehung folder aufgebobenen Familien: 
Statute fol e8 — feiner Auslegung nach — bei dem durch 
dad allgemeine Recht feftgeftellten Grundſatze bewenden, 
daß fie nämlich auch fernerbin als aufgehoben gels 
ten; e8 wäre denn, daß die Vetheiligten es ihrem Snter: 
effe gemäß fänden, dem Inhalt derfelben, ganz oder zum 
Theil, für die Zukunft wieder verbindende Kraft beizulegen 5 
was jedoch mittelft allfestiger freier Willens Erflärung, 
durch einen neuen Vertrag gefebmäßig gefcheben müßte. 
Heffter (im den Beiträgen zum Ddeutfchen Staats- und 
Fürftenrecht 1. Lieferung ©. 90. ff.) dagegen nimmt, ge: 
ſtützt bauptfächlich auf die Eingangsworte der Stelle „nady 
den Grundfäben der frühern deutfchen Verfaſſung“ und im 
Verbindung mit dem Schlußſatze der oben audgezogenen 
Stelle, die aus der Reihöverfaffung berrührenden Familien 
Derträge, fo weit fie noch nicht in den Familien felbft 
dutch antonomifche Akte aufgehoben feyen, der in einzelnen 
Staaten dagegen erkaffenen Verfügungen ungeachtet, noch 
ald fortbeftebend an. | 

SEs iſt indeß bier nicht der Ort, diefe Streitfrage, — 
den Beſtimnungen der - Bundes» Gefepgebung weiter zu 
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verfolgen, da die württembergifche Gefepgebung Die letztere 
Auslegung der Bundes-Akte unzweifelhaft adoptirt bat; 
wie ſolches durchaus überzeugend von Bolley (in den 
Entwürfen von Gefepen für dad Königreih Württemberg. 
1855, ©. 197 — 206) bauptfählih aus den Beftimmun: 
gen ded Adels-Statuts von 1817, aus der K. Deklaration 
über die ſtaatsrechtlichen Verhältniffe ded vormals reichdun- 
mittelbaren Adeld vom 8. Dec. 1821 und aus den einzel: 
nen flandesherrlihen Deflarationen nachgemwiefen worden 
ift. Es Fann nach diefer Ausführung ald feftftehbend ans 
gefeben werden, daß gemäß der Audlegung, weldhe die 
Bundes: Afte in Württemberg erhalten bat, die vor der 
Errichtung des Rheinbundes beftandenen Familien-Fidei— 
Commiffe, fomweit fie nicht autonomifch oder aus andern in 
der Sache felbft liegenden Gründen erlofchen, fondern nur 
durch die in jener Periode erlaffenen Gefege aufgehoben 
worden, nad) den Grundfäßen der deutfchen Reichsverfaſ— 
fung aber, deren Fortbefland voraudgefept, noch als bes 
ftebend zu betrachten wären, ipso jure durd das Ges 
feb wiederbergeftellt werden follten (eine Anficht, der 
auch andere württ. Schriftfteler, Reyſcher württ. Privats 
recht Bd 1. ©. 115, Seeger in der gegenwärtigen Zeit: 
hrift Bd 1. Hft 1. ©. 22, beigetreten find). 

Hiemit ift denn aber noch Feinedwegd entfchieden, ob 
die auf diefe Weife wieder auflebenden Samilien = Statute 
obne Sanftion von Seite der Landesherrſchaft in Wirf: 
faınfeit treten, oder ob die vorbemerften Förmlichfeiten 
auch in Beziehung auf fie voranzugeben haben? Die 
Bundes: Afte fpricht fich hierüber nicht Far aus. Nah 
dem Wortlaut fcheint zmar allerdings der Sab „welche jes 
doch dem Souverän vorgelegt u. f. mw. werden müſſen“ 
nur auf die über die Güter: und FBamilien » Berhältnuffe 
(neu) getroffene Verfügungen, nicht auf die aufrecht 
erhaltenen ſchon beftehenden Familien « Verträge fih zu be: 
zieben. Allein die in jener Stelle mehrfach ſich findende 
- Ungenauigkeit ded Ausdrudd und noch mehr die Geſchichte 
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der Abfaffung jener Stelle fönnte denn doch eine entgegen: 
gefehte Annahme zulaffen. In den urfprünglichen, von 
Deftreich und Preußen audgegangenen Entwürfen des nad: 
berigen Art. 14. der Bundes-Akte war weder in Betreff 
der älteren, noch in Betreff der neueren Familiens Verträge, 
ded Erforderniffed der Vorlegung an den Spuverän gedacht 
(Klüber, Akten ded Wiener Congreffed Bd 2, ©. 4, 
319 und 360). Daffelbe findet fich erft in einem von 
Bayern geftellten Antrage, welcher indeg von dem Wieder: 
aufleben der älteren Familien: Verträge gar nichtd wiffen 
wollte (a. a. D. ©. 361). Nun mwurde zwar bei der 
endlichen Redaction der Bundes-Akte die lehtere Anficht 
nicht beliebt, dagegen die Vorlegung an den Gouverän, 
nad dem bavyerifchen Antrage gebilligt. Diefer hatte die 
erwähnte Vorſchrift, mit den neuen Zamilien-Verträgen, 
die er allein Fannte, in Verbindung gebraht und ın die: 
fer Verbindung war denn auch die Faffung der Stelle auf: 
genommen. Höchſt wahrfcheinlih gieng jedoch die Abficht 
nicht dabin, das Erforderniß der Borlegung auf die neuen 
Verträge zu befchränfen, vielmehr follte ed fi ohne Zwei⸗ 
fel auf die alten ſowohl ald die neuen Statute beziehen: 
Sehr unterftügend für diefe Anficht iſt wenigftens, daß 
Preußen in einer Inſtruction vom 30. Mai 1820 (Geſetz⸗ 
Sammlung Nro 9.) wegen Ausführung ded Edicted über 
die Verhältniffe der vormaligen deutfchen Neichöftände die 
Bundes = Afte ganz in gleichem Sinne erläntert. „Nach 
den Grundfägen,‘ beißt es in dieſer Jnftruction $. 21., 
„der frübern deutfchen Berfaffung follen nicht nur die noch 
„‚beftebenden Familien Verträge der flandedberrlichen Häufer 
„aufrecht erhalten werden, fondern ed fol auch diefen Die 
„Befugniß zuftehen, fernerhin Verfügungen über ihre Has 
„‚milienverbältniffe und Güter zu treffen, Jene Fami— 
„lienverträge‘ (demnach die Älteren) „und dieſe Ver— 
„fügungen“ (die neueren) „bedürfen jedoch, ebe fie 
„eine vor den Gerichten verbindliche Kraft erhalten, Un— 
„ferer Genehmigung, welche Wir ihnen auf vorbers 

Monatfchr. f. d. Juſtijpfi. IV. Bd. 3. Abth. 24 ® 
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„gegangene Begutachtung der Provinzial: Negierung und 
„mac den Umſtänden auch des ObersLandes-Gerichtd nicht 
„verfagen werden „.fofern weder gegen die Rechte dritter 
„Perſonen, noch auch "gegen die Landes-Geſehe etwas darin 
„enthalten if. So weit ed erforderlih,, fol der Inhalt 
„derſelben durch. Unfpte Landes » Behörden zur allgemeinen 
„Renntniß und Nachachtung gebracht werden.“ 

Ganz anders legte jedoch in Württemberg dad dem 
Konigl. Verfaſſungs⸗Entwurfe von 1817 angehängte Adels- 
Statut die Bundesakte aus. Nachdem es in feinem ers 
ſten Abfchnitte den vormald reichöftändifchen Fürften und 
Grafen alle diejenigen Rechte und Vorzüge zugefichert, 
welche der ritterfchaftliche Adel durch die gegenwärtige Ver: 
faffung erhalten, gibt es im zweiten Abfchnitte „von der 
Ritterſchaft“ ($. 26.) die Beſtimmung: 

Ale FamiliensInfhitute der Ritterfchaft, ald. Primoge- 
nitur, Majorate, Seniorate, Fideicommiffe, Bererbungen 
: in Stammgutsweife, werden erhalten. 

Hierauf folgen nun. ($. 27.) einige Ausnahmen zu 
Bunften der vom 22. April 1808 an (dem Zeitpunfte der 
Aufhebung der Familien = Fideicommiffe in Württemberg) 
sechtögfiltig vorgenoinmenen Aenderungen, Es wird jedoch 
fofort felbft in Anfehung derjenigen Fälle, wo feit jenem 
Zeitpunfte der Befig eined Fideicommiß- Guted dur To— 
dedfall eröffnet worden ift, ohne daß bis jeht durch gütliche 
Erbtheilung, Uebergabe, Vergleich oder durch ein rechts 
Sräftiges Erkenntniß über die Erbfolge etwas beftimmt wor: 
den wäre, auddrüdlich angeordnet, daß ed bei den vor 
dein 22. April 41808 beftandenen Rechts » Normen bleibe. 
Ganz getrennt: bievon und in einem eigenen $. (28.) kommt 
endlidy nachſtehende Beſtimmung: 

Macht ein Mitglied der Ritterſchaft in Zukunft von 
dem Rechte der Autonomie Gebrauch, ſo wird zur 
Gültigkeit folder neuen Familien-Geſetze und 

"Stiftungen erfordert, daß fie der zufländigen rich— 
terlichen Stelle, welche mit der. betreffenden: Regiminalz 
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Stelle Rüdfprahe zu nehmen hat, zur Cognition wprge- 
legt werden. | u 

Bon der Frage: ob dieſes Adeld» Statut Gefepeskraft . 
erhalten habe (eine Frage, welche übrigens wohl zu bejahen 
feyn wird, vergl. Bolley, Entwürfe S. 198—200), kann 
bier abgefehen werden, da in Betreff der Ritterſchaft in 
der für die Lehtere gegebenen Königl. Declaration ihrer 
ſtaatsrechtlichen Verbältniffe vom 18. Dechr 1821 (Reg.⸗ 
DI. ©. 882 u. 885) jene Beſtimmungen des Adels» Stas 
tuts wörtlih wiederholt find und in Betreff der 
Standesherren die einzelnen Declarationen in Bezies 
bung auf diefen Punkt wohl nicht anders andzulegen find: 
Es enthält namlich gleich die Erfte derfelben, die für das 
Fürftlihe Haus Thurn und Taxis vom 8. Auguft 1819 
$. 10. (Reg.⸗Bl. S. 508) und im Wefentlichen gleichlaus 
tend alle folgenden, die Beſtimmung: 

Die nah den Grundſätzen der früheren deutfihen Vers 

faffung noch beftehenden FamiliensBerträge des fürftlichen 

Hauſes bleiben aufrecht erhalten. In deren Gemäßheit 
bat das Haupt deffelben die Befugniß, über feine Güters 

md Familien = VBerhältniffe. verbindliche Derfligungen zu 
treffen, welche dem Souverain vorgelegt werden müffenz . 
worauf fie, fo weit fie nichtd gegen die Verfaffung ent: 
halten, durch die oberften Landesftelen zur ie 
Kenntniß und Nachachtung gebradyt werden. 

Zwar iſt in diefer Stelle, nicht. wie. in Betreff der 
Ritterſchaft, mit gleicher Beſtimmtheit ausgeſprochen, 
daß die Förmlichkeit der Vorlegung nur in Beziehung auf 
neue FamiliensFideicommiffe gelte; vielmehr fchließt fich die 
Faſſung der Declarationen näher an die Worte der Bunbed- 
Akte an, die, wie oben bemerkt, den Sinn zweifelhaft laf; 
fen. Allein demüngeadhtet wird auch in Betreff ibrer 
dad Gleiche gelten müffen, wie binfichtlich der NRitterfchaft, 
indem fich die wiürttembergifche Regierung einmal wie fie 
die Bundes Afte auslege, in dem Adeld: Statut und in 


ber 'ritterfchaftlichen Declaration ganz unummunden auöges 
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fprochen bat, und indem gewiß den Standeöherren nicht 
weniger gegeben werden wollte, ald der Ritterſchaft ein« 
geräumt worden war, 

Wenn biernah in Beziehung auf beide Claſſen des 
Adeld das Wiederaufleben der älteren Familien: Fidei- 
commiffe, ohne daß es einer VBorlegung an den Lan: 
desherrn oder einer Cognition bedurfte, anzunehmen 
ift, fo verfteht fi dennoch von felbft, daß damit etwaige 
Beftimmungen jener Samilien-Statute, welche gegen die 
VBerfaffung oder gegen abfolut verbietende Lan— 
desgeſetze anfloßen, oder die der Autonomie, nach 
den Grundfäßen der vormaligen deutfchen Reichdgefepgebung, 
geftecten Grenzen überfchreiten würden, keineswegs verbind⸗ 
liche Kraft erlangt haben. Selbſt die landesherrliche oder 
gerichtliche Betätigung vermöchte folche Kraft nicht zu er- 
theilen; fie hat vielmehr Zeine andere Wirkung, als die 
eined äußeren Merkmals, daß nach erfolgter Prüfung der 
Staatds Behörden folche illegale Beftimmungen darin nicht 
gefunden worden feyen, — ein Außered Merkmal, das dazu 
dient, die Anwendung des betreffenden Statuts zu erleich 
tern und von den Gerichten oder anderen audgebenden 
Schwierigkeiten zuvorzufommen. 

- Auf gleiche Weife verftebt e8 fih denn auch von felbft 
und ift auch in mehreren Fällen zur Anwendung gekommen, 
daß wenn die Berheiligten eine erneuerte Geftalt, — 
eine abändernde Revifion ihrer Samilien-Statute bes 
fhliegen, diefe derfelben Sormalität, wie ganz 
neue Statute, bedürfen. 

Was nun aber 
II. Wefen und Bedeutung dieſer Formalitaͤt betrifft, ſo 
batte das Adels⸗ Statut, ohne zwiſchen Standesherren und 
Ritterſchaft zu unterſcheiden, verlangt, daß alle neuen Fami— 
liengefege und Stiftungen der zufländigen richterlichen 
Stelle, welche mit der betreffenden Regiminalftelle Ruͤckſprache 
zu nehmen babe, zur Cognition vorgelegt werden follen. 

In der Decharation der flaatdrechtlihen Verhältniſſe 
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‚ber Ritterfhaft wurde der Inhalt des Adels» Statut 
ganz mwiederhoft ; wogegen in der oben abgedruckten Stelle 
der Declarationen der Standesherren, flatt einer ges 
sichtlichen Cognition nur vorgefchrieben wird, daß bie er: 
mwähnten Familien s Gefebe dem Souverain vorgelegt 
werden müffen, worauf fie, fo weit fie nicht8 gegen die 
Verfaſſung enthalten, durch die oberften Landesftellen zur 
allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebracht werden. 
Sihtlih wollte man ſich bei diefen Vorfchriften für die 
Standeöherren näher an den Inhalt der Bundes » Alte ans 
fchließgen, was denn auch faft wörtlich gefcheben if. Die 
einzigen Abweichungen find: die Einfchaltung des Satzes: 
„ſo weit fie nichts gegen die Berfaffung enthalten,” — ein 
Sab, der übrigens ſchon in der Abfiht der Bundes » Afte 
gelegen, wie fich gleich nachher zeigen wird, und im Uebri— 
gen fo ſehr in der Natur der Sache begründet ıft, daß er 
eigentlich fih von felbft verftanden hätte — umd die, gewiß 
nur zweckmäßige Vertaufhung ded Ausdruds: „bei den 
höchſten Landesſtellen“ in den „Durch die höchſten Landes». 
ftellen;“ eine Aenderung, welche indeg rein die Faffung be> 
trifft. Denn daß die Bedeutung diefer Stele in der Bun» 
desafte blos die gemefen wäre, die Statuten den Landes: 
ftellen zur Kenntniß zu bringen, widerlegt fi nicht nur 
durch den Beifap „zur allgemeinen (Kenntniß),‘ fon: 
dern wohl mehr noch durch die Natur der Sade. 

Die Hauptfrage ift indeß: mas hat die Bundes» Afte 
unter jenem Borlegen verflanden? eine Beftätigung 
durch den Landesherrn, fo mie fie früher durch den 
Kaifer erfolgte, oder eine gerichtliche Beftätigung, 
in der Art der durch die Landes = Gefebgebung eingeführten 
gerichtlichen Infinuation, oder ein bloßes Borlegen ohne 
alle Eognition? Daß nun Letzteres nicht der Zweck der 
BundedzAfte gemwefen feyn Fönne, dürfte fchon an fih an: 
zunehmen ſeyn; fie wollte ohne Zweifel nicht bloß eine 
leere Formalität. Namentlich aber aus dem, mie fihon 
angeführt, in dem Geifte der Bundes» Ute liegenden Bei: 
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füge, en Br Stelle it Württemiberg erhalten bat, läßt , 
fih auf das Erfoiderniß irgend einer Eognition fchließen 5 
denn um zit beurtbeilen, ob ein Statut „nichts gegen die 
Berfaffung‘ enthalte, iſt doc eine Prüfung, irgend eine 
Cognition, unentbehrlich, Daß ferner eme gerichtliche 
Inſinuation nicht beabfichtigt fen, liegt fchon in der Bor: 
fehrift, daß die Statuten dem Souverain vorgelegt wer: 
den ſollen. Bei einer bloßen gerichtlichen Infinuation würde 
man ohne Zweifel den Landesherrn felbft mit der Angeles 
genbeit nicht  beläftigt haben. Sm der Anwendung, mie 
ſolche die Bundes⸗Akte in Württemberg erhalten bat, wird 
died aber in Betreff der Standesherren befonders da> 
durch Har, daß nur bei ihnen von einem VBorlegen 
an den Souverain, hingegen bei der Ritterfhaft 
von der@ognition der zufländigen richterlichen Stelle 
gefprochen wird; wodurch demm freilich die weitere, gleich 
nachher. zu erdrternde Frage entſteht: wie man zu diefer, 
den Anſcheine nach nicht in der Bundes-Akte liegen: 
den-Diftinftion gefommen fey ? 

Befanntlih ift im Art. 14. der Bundes» Afte felbft, 
binfihtlich der den mittelbar gewordenen Fürften und Gras 
fen eingeräumten Befugniffe bezüglich „der näheren Beſtim⸗ 
mung 'derfelben fowohl, wie überhaupt und in’allen übrigen 
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Punkten‘ auf die in dem Betreff erlaffene Königl. Baver- 
ſche Verordnung vom Jahre1807 „als Bafid und Norm“ 


bingemiefen worden. Diefe Verordnung (die Königl. Bayer’: 
Ihe Declaration vom 19. Wie 1807) fagt nım (A. 12.) 
wörtlich: 

Ihre (der Standesherren) Zamitien-Verträge und eins 
geführten Succeffiond s Ordnungen müffen Und zur Bes 
ftätigung vorgelegt werden. 

Wie aber diefe Betätigung zu verfiehben ſey, iſt ganz 
deuslich in einer fpäteren Königl. Bayer'ſchen Declara: 
tion vom 15. Mai 1807 erläutert. 

Wir hatten — beißt ed bier — bei jener Beſtimmung 
‚Feinedwegd die Abficht, die Verträge und Familien-Fidei- 


373 

—commiſſe, welche durch Beobachtung. der zur Zeit. ihrer 
. Errichtung beftandenen gefeblichen Vorſchriften eine voll 
fommene Gültigfeit erhalten hatten, in Hinfiht -aufPrisr 
vatrechte einer neuen Unterfuchung und Beſtätigung 
zu unterwerfen: fondern die vorgefchriebene Beftätigung 
bat nur die ſtaatsrechtlichen Verbältniſſe der ſubjicirten 
Familien zum Gegenftande, damit nämlich ihre Fami—⸗ 
lieneinrichtungen nichtd enthalten mögen, welches mit. der 
Verfaſſung des Staatd, dem fie ald Unterthanen- einvers 
leibt find, nicht vereinbarlich wäre, und fich allenfalls auf 
ihre ehemaligen, nun aufgelösten Berhältniſſe bezieht 
Nach dieſer Anſicht ſoll Unſere Declaration Lit. A, G. 1% 
® serftanden und angemendet werden. 

Nun ift zwar diefer Nachtrag zu der Decaration vom 
419. März 1807 nicht, wie die Lehtere, in der Bundes⸗Akte 
als Norm bezeichnet. Immerhin wird derſelbe aber als 
eine Quelle für die Auslegung dieſer Declaration betrachtet 
werden Finnen, und ed ift wohl nicht anzunehmen, daß die 
Bundes: Akte die fraglidhe Stelle in einem: andern, Sinne 
aufgefaßt habe, als in dem von der-bayerifchen Regierung 
felbft kaum zwei Monate nad Erfcheinung- der- Declkaration 
näher dargelegten.. Daß aber diefer Sinn auch derjenige 
der württömbergifhen Declarationen gemwefen ſey, 
dürfte aus dem bier eingeſchaltenen Zwifchenfabe, wonach 
die Statuten nur „ſoweit fie nichts gegen die Verfaſ— 
fung (oder, wie. es wohl ganz gleich bedeutend in dem 
fpäteren Declarationen vom Jahr 1825 an beißt, nicht gegen 
die beftehbende Berfaffung) enthalten,‘ befannt- gemacht 
werden ſollen. Alſo auch nur fo weit find fie — 
Gegenſtand der Prüfung und der Beſtätigung. 

Hiemit trifft denn auch dieſe landesherrliche Be— 
ſtätigungeim Weſentlichen mit der früheren kaiſerlichen 
Confirmation zuſammen. Auch bei ihr war nämlich 
Hauptgegenftand der der Veftätigung vorangehenden Prü— 
fung: ob in den Familien-Statuten nichtd gegen die Reich 8: 
Brundgefese enthalten fey? Nebenbei wurde nun freie 
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Tih auch unterfucht, ob nicht die Nechte Dritter, indbefone . 
dere Minderjähriger, verlebt feyen. Diefe Prüfung iſt 
aber auch jebt nicht ausgefchloffen Wenn nämlich 
gleich die Prüfung zunächft diefen Zweck nicht bat, wie fie 
denn auch, da die Rechte Dritter, namentlich aller und jes 
der Familien-Glieder, in der Beftätigungs: Formel ausdrüd: 
lich vorbehalten werden, biefür nicht nothmendig ift, fo Liegt 
doch die Berehtigung hiezu fehon in der allgemei« 
nen rechtöpolizeilihen und obervormundfchaftlichen Gewalt, 
und es ift wohl natürlich, daß der Regent ein Statut, wos 
durch die Rechte Dritter offenbar verlegt werden, mit ir 
gend einer Sanftion nicht befleiden wird. Ein völligeg 
Mißverſtehen des Zwecks diefer Beflätigung wäre ed aber, 
wenn dieſe (wie aud den Ausdrüden des G. 21. der 
oben citirten preußifchen Inſtruktion gefchloffen werden 
Fönnte, wonach die Genehmigung nicht verfagt werben fol, 
„ſo fern in dem Statute weder gegen die Rechte dritter 
Perſonen, noh auch gegen die Landes-Geſetze etwas 
darin enthalten iſt,“ wie auch aud dem inWürttemberg 
bei mehreren Statuten gebrauchten Motiv der Beftätigungds 
Formel ‚da daffelbe der Verfaſſung und den Landes— 
Geſetzen nicht zumwiderlaufend erfunden worden), auf die 
Uebereinftimmung mit der PrivatrechtsGeéſehgebung 
des Bandes, namentlich in denjenigen Punkten, welche ge: 
rade zunächſt Öegenftand der Autonomie find, 3.2. 
Succeffion, ehelihe Güter = Verhältniffe u. f. w. erftredt 
werden follte, Es könnte alfo 3.8. die Genehmigung nicht 
deshalb verweigert werden, weil in eihem Statut, welches 
Primogenitur eingeführt hat, der Tandrechtliche Pflichttheil 
der nachgebornen Söhne, fo wie der Töchter, verlept werde *). 


) Weidhaar (württembergifches Privatrecht Th. I. ©. 409 u. 
410 der 3ten Auflage) findet rüdfichtlih der einfeitigen Verfü- 
gungen eined Familien » Glieded redhtlihe Schwierigkeiten und be: 
zweifelt, ob, wenn 3. B. ein Noth-Erbrechkt dadurd verlegt werde, 
die einfeitige Verfügung gültig fey? Es liegt jedoch diefer Anſicht 
ein doppelter Irrthum zu Grunde, und zwar zunächſt eine irrige 
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Dagegen ift allerdings die Genehmigung ſolchen Beſtim— 
mungen zu verfagen, welche gegen abfolut, d. b. für 
ale Klaffen von Unterthanen, mithin auch für die mit dem 
Nechte der Autonoinie Begabten, verbietende Landes 
Geſetze anftoßen, oder durch welche die Grenzen diefer Aus 
tonomie, nach den fchon unter der deutfchen Reichd:Berfafz 
fung bergebrahten Normen überfchritten werden. Von Letz⸗ 
terem wäre ein Beifpiel, wenn eine ritterſchaftliche Fa- 
milie den Begriff und das Verbot von Mißheirathen bei 
fi einführen wollte). Es ift dies ein nur bei dem ho⸗ 
ben Adel bergebrachtes Inſtitut, und felbft bei diefem war 
ed gewöhnlih, daß der Kaifer in feiner Beftätigungd -» Ur: 
Funde die Mißheirathen ausnahm, und fi vorkommenden 
Falld im Einzelnen die Entfcheidung vorbebielt. 

Vergleiht man nun aber mit vorftehenden, für; die 
Standeöherren gegebenen Beftimmungen diejenigen, die für 
die Ritterfchaft angeordnet find, fo findet man zunächft 
in der Bundes-Akte noch keinen durdgreifenden Auhalts⸗ 
Punft zu einer Berfhiedenheit des Rechts. EB wer: 
den dem ehemaligen Reichd Adel (der Neichd » Ritterfchaft) 
ausdrücklich die zuvor bei den Standeöherren unter Nro 1. 
und 2. angeführten Rechte zugeſichert. Nur der einzige 
Unterfchied zeigt fich biebei, daß, während bei den Standes— 


Auffaſſung des Begrifid der Autonomie. Dad Wefen diefed Rechts 
befteht gerade in der Befugniß, über die babin gehörigen Verhält: 
niffe vom gemeinen Rechte abweihende Normen zu geben: 
Diefes Recht hatten aber fhon unter der Reichs-Verfaſſung nit 
bloß die Familien Glieder in ihrer Gefammtpeit, fondern auch 
die Einzelnen, namentlid die erften Erwerber, unter den beftimm- 
ten Vorausfesungen. Zu biefen Vorausſetzungen gehörte aber die 
faiferliheBeftätigung, die gleihfalld bier irrig ald ein weſent— 
liches Erfordernig angefehen wird, nicht. Gedenfalld wäre durch 
fie ein Mangel in der Dißpofitiond:Befugniß des Fideicommiß-Gtif: 
ter8 nicht ergänzt worden. Ueberdies war fie bei Familien: Ver: 
trägen nicht weniger in Uebung, ald bei ſolchen einfeitigen Verfüs 
gungen. 
2) Vergl. unten die Abhandlung IL 
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berren hinfichtlich der näheren Beflimmungen die bayer' 
ſche Verordnung als Baſis und Norm aufgeftellt wird, «8 
dagegen bei der Ritterſchaft heißt: „Dieſe Rechte werden 
jedoch nur nach Vorſchrift derLandes-Geſetze aus— 
geübt.“Eben hierin liegt denn aber für Württemberg 
der Grund. der obigen Berfchiedenheit des Rechts. Wäh- 
rend binfichtlich. der Standeöherren Zweck und Art der Be- 
ftätigung der Familien » Statute durch die. Hinmeifung auf 
die ergänzenden Beftimmungen der bayer’fchen Verordnung 
genau abgegrenzt war, hatte nun in Beziehung auf die Reichs 
Ritterfchaft die Landes-Geſetzgebung freiere Hand, 
Sie machte von diefen audgedehnteren Befugniffen Ges 
brauch, und indem fie binfichtlich der älteren Familiens 
„ Statute hoben und niederen Adel gleich behandelte, führte 
fie (in der Declaration der ftaatörechtlichen Verbältniffe des 
Fitterfehaftlihen Adeld F. 15.) für die neuen Statute des 
Letzteren die abweichenden Beftimmungen ein, daß flatt 
der Borlegung an den Sowerain Eognition der zuftän- 
digen richterlichen Stelle, nach genominener Rüdfprache 
mit der betreffenden Regiminal : Stelle, erfordert, und daß 
diefed Erforderniß ald eine Bedingung der Gültigkeit 
der befragten Statuten auddrüdlih angegeben wurde, fo 
wie endlich daß einer Bekanntmachung durd die ober: 
ften Landesftellen Feine Erwähnung gefchah. 

Indeß bat, mad den legten Unterfchied betrifft, Die 
feitherige Praris denfelben getilgt. Es find bisher, ganz 
fahgemäß, ritterfhaftliche, wie ſſtandesherrliche 
Statute durch das Regierungs⸗Blatt befannt gemadt 
worden, in der richtigen Erwägung, daß jene, mie diefe, 
für Dritte, welche mit den Hauptbetheiligten im Verkehr 
flehen, von weſentlichem Intereſſe find. Der zmeite Uns 
terfchied befteht wohl nur in dem Wortlaute. Wenn bins 
fitlidy der ritterfchaftlihen Statute ausgedruͤckt ift, daß 
die Genehmigung zur Gültigkeit erfordert werde, fo 
wollte ohne Zweifel binfichtlih der flandesherrlihen da fs 
felbe durd den Ausdruck ‚fie-müffen dem Souverain 
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vorgelegt werden‘ bezeichnet werden. Denn auch bei diefen 
Lepteren ergibt die Natur der Sache, daß fie wenigſtens 
für Dritte ohne vorherige Befanntimachung: nicht vers 
bindlich feyn können; eine Bedingung der Bekanntmachung 
ift aber, daß fie zuvor dein Souverain vorgelegt worden 
feyn müſſen. Es bleibt alfo nur noch der einzige Unters 
fchied in Beziebung auf die gerihtlide Cognition 
übrig, welche flatt der Vorlegung an den Souveram eins 
treten fol. 

Dffenbar wollte man biemit bei den ritterfihaftlichen 
Samilien =» Statuten nicht blo8 eine minder feierliche Form 
wählen, man hatte vielleicht auch nicht einmal im Auge, 
daß fhon nnter der Reichs-Verfaſſung ein gerichtliches 
Erkenntniß der ritterfchaftlichen SamiliensBerträge durch 
die Drtö = Directorien vorfam (Kerner, Staatörecht der 
freien Reich » Ritterfchaft Th. 2. S. 427), fondern man 
wollte fih wohl bier, weil man freiere Hand hatte, näher 
an-die allgemeineLanded:Gefepgebung anfdlies 
fen, welche befanntlich auch bei manchen Arten von Rechts— 
Geſchäften, insbefondere über liegende Güter — ein Haupts 
gegenftand jener Familien» Gefepe — gerichtliche Beſtäti— 
gung erfordert. Man fönnte feloft auf die, Idee kommen: 
ob nicht ganz die aerihtlihe Snfinuation ded würt— 
teinbergifchen Landrecht habe eingeführt werden wollen? . : 

Zu läugnen ift nicht, daß jene Cognition im ihrem 
Zwecke und ihrem ganzen Wefen großentheild mit der. ges: 
wöhnlichen. gerichtlichen Infinuation zufammentrifft; Seit: 
dem der Urfprung. der Lepteren, die nach altdeutfchen Ge⸗ 
wohnheiten notbwendige fyınbolifche Uebertragung des Eigen⸗ 
thums von Grundflüden, fich vermifcht hat, ift ihr. Zweck 
ein rechtöpolizeilicher. Es follen zumächft die Behörden ron 
folchen Aenderungen im GrundsEigentbum in Kenntniß ges 
fept werden, um die erforderlichen Einträge in die ‚öffent: 
lichen Bücher beforgen zu können. Gleicher Zweck trifft 
auch ber den Familien » Statuten zu. Die Stammguts- 
Eigenfchaft der Güter, welche den Gegenftand diefer Statu: 
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ten bilden, muß nämlich ebenfalls in jene Bücher eingetras 
‚gen werden (Pfand = Gefep vom 15. April 1825 Art. 7. 
65 ff. u. 154. Bolley, Commentar ®d 1. ©. 250 bis 
252). Ebenfo tritt auch der fonftige Zweck rechtöpoligeilicher 
Auffiht bei den Familien : Statuten auf gleiche Weife ein. 
Es bat auch bei ihnen, der Natur der Sache und der biöhe: 
rigen Uebung in Württemberg gemäß, zur Sicherheit 
des Verkehrs die Cognition zu unterfuchen: ob bie 
Contrahenten die Fähigkeit und Befugniß gehabt haben, das 
Rechtd-Gefchäft einzugeben, ob an ihrer Willend-Ueberein: 
flimmung Fein Mangel erfcheine, ob Minorenne gebörig 
vertreten fenen, ob dad Recht3:Gefchäft nicht gegen ein ver: 
bietended Gefeb anftoße, und ob nicht Rechte Dritter, ald 
Pfand» Gläubiger, igenthümer, dadurch verleht werden 
(vergl. Königl. Verordnung vom 19. Juni 1808 $. 3 
Regierungs-Blatt ©. 322). E8 ift auch hier, wenn irgend 
ein wefentliher Mangel erfcheint, dad Erkenntniß und der 
Eintrag in die Bücher, fo wie die dffentliche Bekanntma⸗ 
hung, zu verweigern. Diefer Uebereinftimmung ungeadtet 
zeigt fich jedoch in anderen Beziehungen zwiſchen der 
ordentlichen gerichtlichen Infinuation und der in Bezie⸗ 
bung auf$amilien:Statute vorgefihriebenen rihter: 
lihen Cognition mande nicht unmwefentlihe Verſchie⸗ 
denheit. Insbefondere liegt eine bedeutende Verfchiedenheit 
darin, daß bei den Letzteren die Cognition ausdrüdlid zut 
Gültigkeit erfordert wird *), während die gerichtliche 
Infinuation Peine Bedingung der Gültigfeit des betreffenden 
Rechtögefchäfts ift, ihre Unterlaffung vielmehr nur mit Ord⸗ 
nungöftrafen bedroht wird. Es beruht diefer Unterſchied 
wohl hauptfächlich darin, daß die Verträge, welche Gegen: 
fand der gerichtlichen Infinuation find, wie Kauf, Tauſch⸗ 
Verträge u. f. w. ihrer Natur nach beflimmt find, nur 
zwifchen den Contrahenten Wirffamkeit zu äußern, während 
jene autonomifchen Akte die Verhältniffe der Fünftigen 


°) in welhem Umfange, davon wird noch unten die Rede 
fen. 
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Gefchlechter, der gefammten Nachkommenſchaft der Contra⸗ 
benten, feftfepen und mittelft der eigentbümlichen Dispos 
fitionen nicht nur in Beziehung auf Vermögens » Verhält: 
niffe, mie Succeffion, Apanagen, Witthum, Audftattung 
u, f. w., fondern auch durch die befonderen Eigenfchaften, 
die fie den in dem Fideicommiß begriffenen Gütern ver: 
leihen, wie Untbeilbarfeit, Unveräußerlichfeit , in mannigs 
facher Weife auf die Rechte Dritter, felbft auf den dffents 
lichen Verkehr überhaupt, einwirken. Hiemit zufammens 
bängend ift — mad einen weiteren Unterfchied begrün— 
det — daß die Beflimmungen Über die Neuzeit, melde 
das Landrecht an die gerichtliche Snfinuation knüpft, und 
welche auf Familien = Statute, nad allen Nüdfichten, ins—⸗ 
befondere den eben erwähnten, nicht paffen würden, bier 
wegfallen. Ein dritter weſentlicher Unterfchied endlich 
befteht noch darın, daß der Hauptzweck der Eognition 
über die Familien » Statute, deren Prüfung in. ſtaats—⸗ 
sehtliher Beziehung ift, die Unterfuchung nämlich, ob 
bie Pacidzenten dad Recht der Autonomie befipen, ob fie 
die Grenzen diefer Autonomie nicht Überfchritten haben, ob 
namentlich nicht in den verabredeten Statuten etwas gegen 
die Landes » Verfaffung enthalten ſſey. Aeußerlich fichtbar 
wird gerade dieſer unterfcheidende Hauptcharakter naments 
lich dadurch, daß bei der Eognition eine vorherige Rüͤck— 
fprahe mit der Regiminal-Stelle erfordert wird, der 
eben für die Prüfung der öffentlichen Beziehungen der Nas 
tur der Sache nach zuftändigen Behörde; ein Erforderniß, 
von welchem bei der gerichtlichen Infinuation, welche die 
Gerichts: Stelle ganz felbfiftändig vornimmt, entfernt nicht 
die Rede ift. / 

Unterfcheidet fich diefem gemäß die vorliegende Cogni— 
tion von dem erwähnten gemeinrechtlichen Inſtitute, das 
ohnedieß, wenn ed bier gemeint gewefen wäre, wohl auch 
von dem Gefehgeber beftimmt bezeichnet worden feyn würde, 
fo nähert fie fih auf der andern Seite der in Betreff der 
Statute ſtandesherrlicher Familien bergebrachten Förm— 
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Yichfeit der Beftätigung dadurch , daß auch bei dein Letzte⸗ 
ren, wenn gleich weder Bundes: Afte noch Deflarationen *) 
etwas bievon vorfhreiden, durch den Gebrauch gleichfalls 
eine Art gerihtliher Cognition eingeführt worden 
tft. Es wird nämlich der zuftändige Gerichtöhof von dem 
Minifterium ſtets mit feinem rechtlihen Gutachten ver: 
nommen (mie aud) in früherer Zeit der Faiferlichen Beſtä— 
tigung gewöhnlich eine Cognition des Reichshofraths voran» 
gegangen war); ein Gutachten, dad ſich Über alle vorhin 
erwähnten Punkte erfiredt. Nur wird dad Ergebniß nicht 
von dem Gerichte felbft verfündigt, fondern Sanktion 
und Bekanntmachung gebt von der höheren Be 
börde aus. 

Deſn entwickelten Grund = Beftimmungen gemäß, bat 
fih denn auch in Beziehung auf die formelle Behandlung 
in Württemberg der nachſtehende Geſchäftsgang gebildet 
und zwar 

“ 2) bei den Familien = Statuten der Standedberren. 
Die VBorlegung des Statutd, theild mit der Bitte um 
Bekanntmachung, theild mit der Bitte um „Beflätigung‘‘, 
gefchieht entweder bei dem im Allgemeinen zufländigen 
Gerichtshofe, oder bei dem Juſtiz-Miniſterium, 
oder bei den Könige unmittelbar. In den beiden Iehteren 
Fällen wird das Gefuch dem Gerichtöhofe zur Beguts 
ahtung zugefertigt, und fofort, im erfteren Fall unauf: 
gefordert , von demfelben mit feinem rechtlihen Gutachten 
dem Juſtiz-Miniſterium vorgelegt, nachdem in allen diefen 
Fällen auch die Kreid- Regierung zur Aeuferung über 
die etwaigen Anftände aufgefordert worden. Sind Lehen 


6) Mit Audnahme der Declarationen der gräfliden Häufer Neip= 
perg, Rechberg-Rothenlöwen und Pückler-Limpurg, in 
welchen zwar gleichfalls erfordert wird, daß die neuen Familien— 
Gefese dem Souverain vorgelegt werden, zugleich jedoch fort— 
gefahren wird: ‚worauf fir nah vorgängigem Erfenntniffe 
der betreffenden Geridhtd- und PVBerwaltungd-Stellen 
zur Nachricht und Nahahtung öffentlich bekannt gemacht werden.” 
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Gegenftand des Statutd, fo wird von dem Juſtiz⸗ Miniſte⸗ 
rium, unter Vermittlung ded Minifteriums der audmärtigen 
Angelegenheiten, auch mit den 8. Leben: Rathe Rüd- 
fprache gepflogen, Hierauf erftattet dad Juſtiz-Miniſte— 
rium Bericht an den König, unter Beifhluß des Entwurf 
einer Beftätigungd:Urfunde und einer Öffentlichen 
Befanntmahung Im Ball der ertheilten böchften 
Genehmigung wird fofort die Erftere dein Statut felbft 
angehängt oder beigefchrieben, die Bekauntmachung aber, 
welcher entweder der Haupt = Inhalt des Statntd, fo weit 
daffelbe für das Publikum von Intereffe feyn kann, einver- 
leibt, oder in einem Auszuge beigedrudt iſt, in das Res 
gierungäblatt eingerückt — jene, wie diefe, unter ber 
Unterfhrift des Minifterd und gewöhnlich mit Be 
zugnahbme auf den „befondern Befehl des Könige”. Im 
Uebrigen finden fich in der Faſſung der eingelnen öffentlichen 
Befanntmachungen, in den bis jest vorgefommenen fünf 
Fallen *) verfchiedene Abweichungen, Zwar flinmen fie 
darin überein, daß fih auf die Borlegung ded Statuts 
von Seite der Betheiligten berufen und daffelbe unter Ber 
zugnahme auf eine ertheilte Königliche Entſchließung, 
unter Borbebalt der Rechte Dritter und unter Bers 
wabrung aller Serechtfame des Lehenbofs mite 
telft eined beigefügten Auszugs, zur allgemeinen Kenntnif 
und Nachachtung gebracht wird; dagegen ift nur bei. drei 
derfelben die dem Statut angehängte Beftätigund-Urs 
Funde mit abgedrudt; ebenfo wurde nur bei drei: der 
Dorlegung zum Behuf der Genehmigung oder landes— 
berrlihen Beflätigung und bier wieder theild mit 


=) Gräflih v. Nehberg’fihed erneuerted Familien: Statut 1829 
(Regierungd-Blatt ©. 425), Erb: Statut ded Grafen v. Walded- 
Pyrmont 1831 (Regierungd: Blatt ©. 52), Familien » Statut der 
Grafen v. Neipperg 1835 (Regierungd-Blatt ©. 234), Kamilien= 
Statut der Grafen v. Stadion-Thbannhbaufen 4835 (Regierungd- 
Blatt &. 387), Familien » Statut des Grafen v. Quadt- Ißny 
1839 (Regierungs-Blatt S. 64). 
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dem Beifabe „da dad- Statut nichtd gegen die Landed-Ver- 
faffung oder die beftehenden Gefepe enthalte”, theild ohne 
diefen Beifab gedacht; nur bei einem endlich wird in der 
Befanntmahung auf die „vorgängige Prüfung der 
zuftändigen Gerichtd: und VBerwaltungd- Stellen, 
wonach daffelbe ald mit der Landes: Verfaffung und den 
beftebenden Geſetzen übereinftiimmend erfunden worden‘, fich 
ausdrüdlich bezogen. In den Beftätigungd-Urfunden 
wird die landesherrlihe Beftätigung ausdrücklich 
ertheilt,. neben der Erwähnung ded Vorbehalts der Rechte 
‚Dritter aber noch indbefondere der Rechte der einzel: 
nen Familienglieder (bei einem Statut, der Rechte 
"eines beflimmten nicht confentirenden Agnaten) ges 
dacht. 

2) In Betreff der Familien-Statute der Ritterſchaft 
war in den bis zum Jahr 1833 vorgefommenen fünf Fäl— 
Ien*) die formelle Gefchäfts » Behandlung im Wefentlichen 
ganz diefelbe, wie bei den Standesherren. Nament: 
lich wurde, ungeachtet in der ritterfchaftlichen Deklaration, 
wie oben dargethan, deffen Feine Erwähnung gefcheben, 
dad Statut ſtets der Beftätigung ded Königs uns 
terlegt und die Befanntmahung gieng in gleicher 
Weiſe und in gleiher Form von dem — 
ſterium aus. 

Erſt bei dem letzten, in dem gedachten Jahre zur 
Beſtätigung gelangten Statute kam, aus Anlaß des Spor: 
telanfages, die Frage: ob denn überhaupt die Familien- 
Statute der Ritterfihaft landesherrlicher Beflätigung 
bedürfen? zur Erörterung. Der mit dem Sportelgefege 


°) Familien-Fideicommig:Stiftung des Freiberrnv. Berlidingen: 
Roffah 1823 (Regierung: Blatt ©. 530), Freiberrl. v. Sturm: 
feder’fched Fideicommiß 1825 (Regierung - Blatt ©. 502), Frei: 
herrl. v. St. Andre’fhed Familien-Statut 1826 (Regierungd:Blatt 
©. 350), Gräfl. Schenk v. Stauffenberg’fohes Familien - Fidei- 
commiß 1850 (Regierungd:Blatt S. 153), v. Pleſſen'ſches Fami- 
ichfidei commiß 1833 (Regierungs-Blatt ©. 207). 
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vom 23. Juni 1828 verkündete SporteleTarif enthält, une 
ter der Rubrik „Verträge“ für die „gerichtliche Bes 
ftätigung von Familien-Verträgen“ einen Sportel:Anfaß 
. von 5 — 100fl. In dem Regierungd:Entwurfe des Spors 
telgefebe8 war bei jener Pofition nur im Allgemeinen von 
„Beſtätigung“ folcher Verträge die Rede gewefen und erft 
auf Verlangen der Stände wurde dad Wort „‚gerichtliche” 
beigefügt. Nachdem bieraus wohl mit Recht der Schluß 
gezogen worden, daß demnach für die niht gerichtliche 
Beftätigung jener Verträge Feine Sportel anzufegen fen, 
wurde man denn natürlich auf die Frage geführt: wann 
jene gerichtliche Beftätigung einzutreten babe, wann 
dagegen die nicht gerihtlihe? — eine Frage, die, 
unter Berüͤckſichtigung ded Wortlaut der Deflarationen, 
in dem im Eingange dieſes Auffaped erwähnten Normal: 
Erlaffe vom 5. October 1835, der ſich auf eine, nach dem 
Gutachten des Geheimenraths, ertheilte Königliche Ent— 
ſchließung vom 29. Sept. 1833 gründet, ihre Erledigung 
erhielt. Indem hiernach die Familien-Verträge des rits 
terſchaftlichen Adels zum Erkenntniſſe der Gerichte 
verwieſen wurden, gieng jene Entſcheidung von der Anſicht 
aus, daß die Familien-Verträge der Standesherren 
in der Regel gerichtlicher Beſtätigung nicht bes 
dürfen. Jedoch dachte man fi, den vorangegangenen 
Erdrterungen zu Folge, den Fall ald möglih, daß aud) 
ein Standeöberr für feinen Familien-Vertrag freimillig 
oder meil eigenthbümliche Verhältniffe dieg nach dem Ge: 
ſetze nothwendig machen, die gerichtliche Beſtätigung 
nachſuchen und erhalten könne, in welchem Fall denn auch 
für ihn die Verpflichtung, die erwähnte Sportel zu ent— 
richten, eintreten würde. Sn folchem Fall ſcheinen mohl 
auch die oben (S. 382) genannten drei Standedherren 
fi zu befinden, deren Deklarationen von einem vorgängi— 
gen gerihtlihen Erfenntniffe fprechen, 

Der erwähnten Normal: Verfügung gemäß unter: 
blieb denn bei den feitdem vorgefoimmenen zwei ritters 

Monatfchr. f. d. Iuftizpfl. IV. Bd. 3. Abth. 25 
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fhaftlihen Familien s Statuten*) die VBorlegung an 
den Souverain und weder Genehmigung noch Befannts 
machung (fo weit Letztere erfolgt iſt) gieng von dem Juſtiz— 
Minifterium aus, vielmehr wurde die „gerichtliche Be: 
ftätigung” von dem zufländigen Gerichtshofe nachge— 
pflogener Rüdfprache mit der Kreis-Regierung felbftftändig 
ertheilt und zur allgemeinenKenntniß gebradgt. 

Zum Schluß nun noch einen Blick 

III. auf einige mit der Beftätigung der Samilien-Statute 
im Zufammenhang ftehbende Nebenfragen, die auf 
fhon von Bolley (Gefeped: Entwürfe ©. 223 — 225) 
angedeutet worden find. 

Zunächſt erregt 

1) der Umftand noch einigen Zweifel, daß das Erforder 
niß der Vorlegung und gerichtlichen Eognition nur in Bes 
ziehbung auf einen Fal der Errichtung von Familien 
Statuten audgedrüdt ift, den nämlih, wo dad Haupt 
der ftandeöherrlichen Familie oder wo Ein Mitglied der 
Nitterfchaft über feine Güter und Familien = Verbältnife 
verbindliche Berfügungen getroffen bat. Sollte wirklich nur 
in diefem einen Fall jened Erforderniß gelten ? oder folte 
gar nur diefe eine Art autonomifcher Akte hinfort zuläf 
fig ſeyn? und wenn Lehtteres der Fall, folte (mie Heff⸗ 
ter in der oben angeführten Abhandlung ©. 95 Note 79 
annimmt) das Haupt der Familie das Recht erhalten ha 
ben, gegen die biöherigen Grundfäge der Autonomie ohne 
Einwilligung der Übrigen Familien-Glieder, für fich, folde 
Beflimmungen zu entwerfen ? 

Für die Bejabung aller diefer Fragen ließe fich in 
der That Fein vernünftiger Grund anführen. Solche ano: 
male und indbefondere den unter der früheren Reichs-Ver—⸗ 
faffung bergebrachten Rechtönormen über Familien: Berhält 


*) Gräflih v. Biffingen-Nippenburg’fher Familiens Vertrag 


1836 (Regierungd-Blatt ©. 194), Freiherrlich Schent vo. Stauf 


fenberg’fched Familien » Statut 1839 (bis jegt noch nicht öffentlid 
befannt gemadt). 
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niſſe des Adels fo ganz widerfprechende Beſtimmungen hät: 
ten nicht fo nebenbei und chne ganz Plare, ungmeideutige 
Willend-Aeußerung ded Geſetzgebers, getroffen werden Fön 
nen. Da eine foldhe nun aber keineswegs vorliegt, fo 
ift die befchränfende und in mehr ald Einer Beziehung 
unrichtige Faſſung der Declarationen fo auszulegen, daß 
fie mit den längſt beftebenden und ſtets anerkannten 
Rechts-Grundſähen in Harmonie ſteht. Es ift alfo der in 
den Declarationen ausgedrücte Fal (mie auch Klüber und 
Bolley in den angeführten Schriften ©. 144 — 145 und 
©. 225 — 224 annehinen) unter der ftillfehweigenden Be: 
fhränfung zu verfteben, daß es fih von Beftimmungen des 
Familien-Haupts über die feiner freien Verfügung, 3. B. 
in feiner Eigenfchaft als erfter Erwerber, unterworfenen Gü— 
ter und von hierauf fi beziebenden Familien-Verbält— 
niffen bandle®). Zugleich ıft aber auch anzunehmen, daß, 
wie früher, auch dem fonftigen erften Erwerber, d. h. 
wenn er niht Bamilien- Haupt ift, in gleicher Weife die 
Befugniß zuftehe, durch letztwillige oder andere einfeitige 
Verfügung über feine Güter ſolche fideifommiffarifhe Anz 
prönungen zu treffen; daß ferner auch allen Familien: 
Gliedern im Wege des Vertrag oder mehreren Fami— 
liengliedern in Verbindung mit einander, in Beziehung auf 
die ihrer freien Diöpofition unterworfenen Güter, die gleiche 
Berechtigung zufomme, und endlich daß in Beziehung auf 
diefe ſämmtlichen Fälle dieſelben Förmlichkeiten 
erforderlich ſeyen, welche nur hinſichtlich des Einen derſel— 
ben beſtimmt angeordnet worden ſind. In der That wur— 
den auch die Declarationen in der ſeitherigen Anwendung 

*) Es follte dies wohl durch die in einigen der erſten Declaratio— 
nen (der Grafen v. Walded und Dfenburg- Meerholz) ein- 
gefhaltenen Worte: „dad Haupt bat die Befugniß, über feine Güs 
ter und Samilien = Verhältniffe, jedoh ohne Beeinträdtigung 
der Rechte der Familien: Glieder, verbindliche Verfügungen 
zu treffen,” ausgedrüdt werden. In den fpäteren Declarationen 
blieb jener Zwifchenfas „jedoch““ bis „Familien-Glieder“ wieder weg, 
wahrſcheinlich nur weil man ihn als ſich von felbft —— anfab. 

25 
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nicht anderd audgelegt und unter den biöher vorgelegten 
und nach jenen Förmlichkeiten behandelten Familien-Statu— 
ten bilden Familien-Berträge fomohl bei den Standes— 
berren, als bei der Nitterfchaft, fogar die Mehrzahl. 

Höchſt wahrfheinlich rühren die nur befchränfter Lau: 
tenden Auddrüde in den Declarationen von der, aud 
fonft mangelhaften Faffung der, bekanntlich in großer Eile 
redigirten, Bunded-Afte ber. Wenn ed bier nämlich (Art, 
14. Ziffer 2.) beißt: „ed wird ibnen die Befugniß zuge: 
fihert, über ihre Güter und Familien: Berhältniffe verbind: 
liche Verfügungen zu treffen,” fo ıft allerdings das zunädft 
vorher (in Lit. b., freilich 18 Zeilen zuvor) befindliche 
Subjekt: „die Häupter diefer Häufer.” Ohne Zweifel 
follte aber jenes ‚‚ihnen‘ nicht auf die Letzteren, fondern 
auf die (freilih 5 Zeilen weiter oben im Eingang von 
Lit. a.) befindlichen „fürftlichen und gräflichen Häuſer“ 
fi beziehen. Die Declarationen dagegen bezogen — aller 
dings den Sprachregeln, nicht aber der Abficht der Bunded: 
Akte gemäß — die fragliche Stelle aufdie Häupter. Einun 
terftühendes Moment für diefe Erklärung der Abficht der Buns 
dedafte ift, daß in dem der Lesteren zu Grunde Tiegenden 
Entwurfe dad dem Wort „ihnen“ zunächft vorangehende 
Subjekt nicht „die Häupter der Häuſer,“ fondern „viele 
Stände” war (Klüber, Akten des Wiener Eongreifed 
Bd 2. ©. 359 Art. 11 b.). Nun machte Bayern den Ans 
trag, in der letztgedachten Stelle, in welcher von dem Rang 
der Standedherren die Rede ift(a. a. O. ©. 361 Lit. a), 
ſtatt „dieſe Stände” zu feben: „die Häupter diefer Häu— 
fer.” Der Antrag ward angenommen, dabei aber ohne 
Zweifel überfehen, daß der neue Ausdruck unbeabfichtigt 
nun auch auf die Ziffer 2. „von den Familien: Verträgen” 
fich beziehe, demnach, wenn dieſes Mißverftändnig verhütet 
werden follte, in lebterer Stelle die Einfchaltung der Worte 
„dieſer Stände,’ auf welche fie ſich urfprünglich bezogen, 
nöthig fey. 

2) IM die Beobachtung der angeführten Förmlic- 
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feiten Bedingung der Gültigkeit der Familien: 
Statute ? 

Weder die BundessAfte, noch deren Ergänzungs:Quel: 
len, noch auch die ftandeöherrlichen Declarationen geben über 
diefe Frage Aufſchluß. Die ritterfhaftlihe Declaras 
tion ($. 15.) fagt von der vorgefchriebenen Förmlichkeit, 
fie werde „zur Gültigkeit folcher neuen Familien-Ge— 
febe‘’ erfordert. Schon oben wurde jedoch bemerkt, daß 
obne Zweifel hiedurch Feine, von der über die ftandeöherr: 
lichen Statute gegebenen, verfhiedene Beſtimmung be: 
zweckt worden fey. Hatten nun wirklich die Declarationen 
den Zweck, die Beftätigung der Statute für eine, zur Gültig: 
keit des Rechts-Geſchäfts wefentlihe Form zu erflären ? 

Daß unter der deutfchen Reichd = Verfaffung die Fa i— 
ferlihe Confirmation der Familien = Gefepe Fein wefent: 
liches Erfordernig gemefen, murde ſchon oben erwähnt. 
Selbſt die Reichs-Gerichte erfannten in vielen ihrer Urtheile 
nicht beftätigte Familien » Statute als vollfommen rechts- 
fräftig an. Da nun der Zwed der Bundes = Akte und der 
Declarationen erflärterınaaßen die Wiederherftellung der 
Autonomie nah den ehemals beftehbenden Grund» 
fäben war, fo darf man, ohne dringenden Grund, eine 
beabfichtigte Aenderung jened Punktes nicht annehmen; um 
fo weniger, ald auch nach den, wenigftens immerhin analog 
anzumendenden, Grundfäben über die gerichtliche Jırfinuation 
in Württemberg die Beobachtung diefer Förmlichkeit zur 
Gültigkeit des Rechts-Geſchäftes nicht wefentlih if. Es 
ift daher wohl unbedenklich anzunehmen, daß jedenfalld in 
Beziehung auf die Contrahenten und die an de: 
ren Willen gebundene Dedcendenz, oder, wenn ein Eins 
zelner der Stifter ıft, auf die an deffen Willen ge: 
bundenen Agnaten, die Gültigkeit ded Statuts unabbän- 
gig von der Beftätigung eintrete, Anders verhält 
ed fich hingegen in Beziehung auf Dritte. Wenn gleich 
auch diefe, fo fern die Grenzen der Autonomie nicht 
überfchritten worden, die aus derfelben rechtögültig bervor: 
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gehenden Afte anzuerfennen verbunden find, fo liegt doch 
in der Natur der Sache, daß vor erfolgter Bekannt— 
machung eine Beobahtung von ihrer Seite nicht mög: 
ih if. Da nun überdies die der Befanntmahung vor: 
gängige Prüfung und Beftätigung den Zweck bat, zu unter: 
ſuchen und ein äußerlich erfennbare8 Merfinal darüber zu 
geben, daß wirklich die Grenzen, innerhalb welcher fich die 
Autonomie zu halten bat, nicht überfchritten, und, fo meit ed 
fih aus der Urkunde felbft und ohne eigens deshalb angeftellte 
weitläufigere Nachforfhungen beurtheilen läßt, die Rechte 
Dritter nicht verlept worden feyen, fo ift wohl mit Recht anzu= 
nehmen, daß in Beziebung auf Dritte die Beobadhtung 
jener Förmlichfeiten Bedingung der Gültigfeit fen. 

Handelt es fich überdies von Rechten und Verbindlich— 
feiten Dritter in Beziehung auf Güter, melde den Ge: 
genftand ded Familien» Statutd bilden, find denfelben darin 
namentlich in Beziehung auf Dritte wirffame Eigenfchaften, 
3. ®. Unreräußerlichfeit, Untheilbarfeit, beigelegt, fo find 
felbft jene Förmlichkeiten niht genügend, und es er: 
gibt fih aus den allgemeinen und befonderen Beftimmuns 
gen unfered Pfand s Spflemd (Art. 57:, 64 ff., 154. des 
Pfand-Geſetzes vom 15. April 1825, Art. 15. ded Geſetzes 
vom 21. Mai 1828, die vollftändige Entwicklung ded neuen 
Pfand-Spftems betreffend), daß zur Wirkfamkeit gegenüber 
von Dritten noh Eintragung folder dinglichen Laften 
in die Öffentlichen Bücher erfordert wird (vergl. auch 
Bolley, Entwürfe &. 225). 

Hiernach ergibt fi denn aud die Löſung der weiteren 
Frage: 3) von welchem Zeitpunfte an die Gültigkeit 
jener Samilien = Statute anzunehmen fey? von felkft. Für 
die Contrabenten und deren oben bezeichnete Rechts: 
Nachfolger fängt diefe Gültigkeit mit der Errihtung 
des Statutd an. Für Dritte mit der Bekannt— 
machung deffelben, und in Beziehung auf®üter:- Ber: 
bältniffe der vorhin erwähnten Art mit der Eintra— 
gung in die Güter» und Hypotbeken-Bücher. 


391 


I. 
Ueber Kecnrſe gegen verweigerte gerichtliche Beſtätigung 
ritterfchaftlicher Familien-Statute. 

41) Findet wegen Berfagung der gerichtlichen Beftä« 
tigung Befhmwerdbe an den höheren Richter 
ftatt ? 

2) Wird, im Fall der Annahme der Befchwerde, bie 
gerichtlihe Beftätigung an den höheren Rich» 
ter devolvirt? 

Aus Anlaß eined gerihtlihen Erfenntniffes 
des Gerichtd - Hofed zu &, über dad erneuerte Fami— 
lienftatut einer ritterfhaftlihen Familie kamen 
bei dem Königl. Juſtiz-Miniſterium nachftehende Fragen 
zur Erörterung, über welche in allgemeiner Richtung daB 
Gutachten des Civil-Senatd des Königl. Ober: Tribunals, 
nach Vernehmung der Civil» Senate der Kreis » Gerichtds 
Höfe, erfordert wurde, 

1. Findet wegen VBerfagung der geridtliden 
Beftätigung eined zu folcher geeigneten Rechts-Ge— 
fchäftes eine Befhmwerde an den höheren Ride 
ter flatt ? 

Dad Dber » Tribunal und ſämmtliche Gerichtd » Höfe 
entfchieden fih, und zwar Erftered in einem Berichte an 
das gedachte Minifterium vom 26. Februar 1839, für bie 
Bejahung diefer Frage, unter Berufung auf verfchiedene 
vorgefommene Fälle, durch melde dad Beftehen eined dies⸗ 
fälligen Gerichts-Gebrauches als conflatirt angefes 
ben merden Fann. 

Nicht nur — wurde für diefe Anfiht angeführt — 
fcheine dies ſchon derGeift der württembergiſchen 
Geſetzgebung mit fich zu bringen, welche ein Recurs—⸗ 
Recht in febr ausgedehnten Maaße in gerihtliden 
fowohl ald in adminifirativen Sachen zulaffe ; fon: 
dern es gefchehe auch, wenigftend binfichtlich einzelner Zweige 
der nicht fEreitigen ©erichtöbarkeit, des Recurs⸗Rech⸗ 
tes in den Geſetzen ausdrücklich Erwähnung. So ſey des 
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Recurs-Rechtes in liquiden Schuld-Sachen im IV. 
Edicte vom 31. Dechr 1818 $. 188., in Unterpfands— 
Saden, im Pfand:Befepe Art. 239—241. und Art. 244., 
in Executions-Sachen, im Erecutiond-Gefebe Art. 95. 
und in dem Entwidlungs = Gefebe Art. 51., gedacht, ohne 
daß irgendwo aus der Faffung diefer Gefeped> Stellen zu 
fliegen fey, daß dad in denfelben eingeräumte Recurs— 
Recht eine Ausnahme von der Regel bilde. Namentlich aber 
fey binfichtlich der Ertheilung des gerihtlihen Erfennts 
niffe8 über Verträge im $. 190. ded IV. Edicted und 
$. 16. ded Notariatd:Edictd vom 29. Auguft 1819 audge- 
fprohen, daß von den Verfügungen der Gemeinderäthe 
eine Befchwerde an die Oberamtögerichte ftatt finde, umd eB 
ſey wohl kein Grund zu der Annahıne vorhanden, daß da, wo 
die Bezirks-Gerichte oder Gerichts-Höfe die zuftän- 
digen Behörden zur Vornahme folder Akte der willführlichen 
Gerihtöbarfeit feyen, jenes Beſchwerde-Recht ausgeſchloſſen 
ſeyn folle. Auch folge die Zuläßigkeit der VBefchwerde- Führung 
bei den höheren Gerichten in folchen Angelegenheiten aus dem 
denfelben auch in dem Zweige der wilführlichen Gerichtö- 
barkeit übertragenen Aufſichts-Rechte überhaupt. 

I. Wird, im Fall eine ſolche Befchwerde ald gegründet 
erfunden werden follte, die Ertbeilunng der gericht 
lihen Beftätigung dadurh an die höhere Inſtanz 
devolvirt? 

Es find bier zwei Fälle zu unterſcheiden. In dem einen 
umfaßt der von Dem unteren Richter zu vollziebende Akt 
der nicht flreitigen Gerichtöbarfeit mehrere Punkte, wäh— 
send die Befchwerde nur einen oder einige bderfelben 
betrifft. In diefem Ball verftehbt es fih nun von felbft, 
daß, nach den allgemeinen Proceß-Grundſätzen, der höhere 
Richter nur über dDiefen einen oder einige einzelne 
Punkte, fo fern fie von den anderen trennbar find, zu ent— 
ſcheiden befugt if. Wie aber, wenn gerade diefe Punkte 
die Ertheilung ded gerüchtlihen Erfenntniffed bedingen? 
oder wenn der Unterrichter die Veftätigung ded ganzen 
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Gefchäftes verweigert hat? Sollte in diefem Ball, wenn 
der höhere Richter auf erhobene Befchwerde fich für die Be— 
willigung der gerichtlichen Beftätigung ausfpricht, nicht er 
ſelbſt diefe zu ertheilen verbunden feyn ? Kann der Unter: 
Nichter genöthigt werden, gegen feine rechtliche Leber: 
zeugung, einem Rechts-Geſchäfte feine Sanftion zu geben, 
welches derfelben, nach feiner Anficht, nicht fähig ift, oder 
bei welchem er rechtlihe Anftände findet? mie Fann ihm 
die mit Ertheilung diefer Sanftion verbundene VBerant: 
wortlichkeit zugemutbet werden? Scheint nicht die 
Analogie ded ordentlichen gerichtlichen Verfahrens geradezu 
dafür zn fpreden, daß der höhere Nichter in folhem Fall 
felbft die gerichtliche Betätigung auöfpreche, und nicht in 
daß, gleichfalld in feiner Sphäre felbfiftändige, Cognitions— 
Recht. ded Unterrichter8 eingreife? 

Diefer nicht unerheblichen Zweifels-Gründe ungeachtet 
baben fich indeg, bei dem erwähnten Anlaß, die höheren 
Gerichte und insbefondere das Königl, Ober-Tribunal, wie— 
der unter Berufung auf eine Anzahl vorgefommener Fälle, 
gegen die dDevolutive Wirfung einer folden Ber 
fchwerde audgefprochen. Unter den Gründen, die biefür 
geltend gemacht wurden, ift wohl namentlich beachtens— 
werth, daß der höhere Richter für die Ertheilung mancher 
diefer Akte der freimilligen Gerichtöbarfeit, 3. B. eben das 
Sher » Tribunal für das Erfenntniß über Verträge ded rit: 
terfchaftlichen Adeld und die Beflätigung diefer Verträge, 
melde Gegenftände nicht zum Geſchäfts-Kreiſe diefer ober: 
fien Gerichtd = Stelle gehören, gar nicht zuftfändig if. 
Berner dürfte biefür auch die Analogie der Beftimmung im 
Art. 259. des Pfand:Gefebed fprechen, wonach, wenn gegen 
Die Verfügungen der Gemeinde-Räthe ald Unterpfands-Be— 
börden Recurd ergriffen worden, die Vollziehung der Ent: 
fheidung der Recurd» Behörde dennoch dem Gemeinde: 
Rath überlaffen bleibt. Ueberdied bat der Gerichtd = Ges 
brauch, indem er fo dem Beſchwerde-Rechte eine Devolutiv— 
Wirkung nicht zufchrieb, den oben berührten Haupt-Anſtand 
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gegen diefe Anfiht dadurch befeitigt, daß für die getroffene 
abändernde Verfügung des höheren Richters, in Folge deren 
der Unter-Richter dad von ihn verweigerte Erfenntniß über 
einen Vertrag nun doch zu ertheilen für verbunden erklärt 
wurde, fletd nur der Erftere ald verantwortlich an: 
gefeben worden ift. 


II. 

Ein Nechtsfall über verweigerte Beftätigung eines ritter- 
rhaftlichen Familien - Statuts wegen Machyfegung der von 
nichtadeligen Müttern Gebornen in der Succeffions- 
Ordnung. 

Eine ritterfhaftliche Familie des Königreichd ers 
richtete im Jahr 1830 einen Familien-Vertrag, mel 
her im Jabr 1858, der Vorfchrift gemäß, zur gerichtlichen 
Beftätigung vorgelegt wurde, 

Diefer Vertrag enthält (9, V. Punkt 12.) wörtlich 
folgende Beftimmung : 

„Die von dem N. N. (dem Fideilommißftifter) in 
„feinem Teftamente vom J. .... auferlegte Verpflichtung 
„zu fliftöe und turniermäßigen Heirathen beflimmen wir 
„für und und unfere Nachkommen zeitgemäß dahin, daß 
‚jede Gemahlin eined jeden Freiberen N, N, von Adel 
„sun muß.’ 

„Derjenige Freiherr N. N., der Feine adelige 
„Dutter bat, ift in dem Genuffe der Familien: Fidei= 
„eommißgüter in fo lange niht fucceffionB:- 
„fähig, aldö noch von adeligen Müttern ges 
„borne N, N. männlihen Gefhleht8 vorhanden 
„ind. 

Ueber die Rechtsgültigkeit diefer Beſtimmung 
und fomit über die Frage: ob dem erwähnten Fa— 
milienvertrage die erbetene Beftätigumg 
zu ertbeilen ſey, erhoben fich vorerft im außergericht- 
lichen Wege, in Verhandlungen zwifchen den Minifterien 
der Juſtiz und ded Innern verfchiedene Bedenken, welche 
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fpäter zur Erörterung der zunächft zuftändigen Gerichte Ba= 
men und in oberfter Inſtanz eine Entfcheidung berbeiführ- 
ten, welche unten ihrem ganzen Inhalte nach fich mitge- 
theilt findet. 

Zuvdrderft wurde Zweifel geäußert, ob, wenn die be- 
treffenden Bamilien- Güter fchon vor Errichtung der Tefta- 
mente oder Berträge, modurd ihre Vereinigung zu einem | 
Familien:Fideifommiß bewirkt worden, Stammgut der Fa: 
milie gewefen, ohne daß die Vefchränfung ded Begriffs 
diefer Familie auf die Nahlommen eines adeligen Vaters 
und einer adeligen Mutter durch den Willen der urfprüng- 
lichen Stifter und durch ſtetes Herfommen in derfelben 
nachgemiefen wäre, die neue Einführung einer fol 
hen Befhränfung ded Erbfolgerehtd nicht als 
ein Eingriff in bereit8 erworbene Nechte erfcheinen möchte, 
welcheın daber die Iandeöherrliche Beſtätigung verfagt wer— 
den ſollte. EB ſcheine nämlich dad Zurüdftellen der 
von einer bürgerlihen Mutter Abftammenden 
binter alle diejenigen, deren beide Eltern dem 
Adelöftande angebören, in gewiffer Beziehung mehr 
den Charakter einer Modififation des Erbfolgerehtß 
ſelbſt, ald den Eharakter einer Modififation der bloßen 
Erbfolge: Drdnung an fih zu tragen. Hievon abge: 
fehen, komme e8 bier wohl auf die Frage an: ob die Au— 
tonomie, welche die Bundes: Afte dem niederen vor 
maligen Reichsadel einräume, fich inöbefendere auf 
Feftfebungvon Mißheirathen für die Fami— 
lienmitglieder erftrede? Nun fev aber bekannt, 
daß die Älteren deutfchen Gefepe von Mißheirathen ded 
niederen Adeld nichtd mwiffen und daß indbefondere die 
reichögefeplichen Beftimmungen fi nur auf Mißheiratben 
des bo ben Adeld beziehen, Eben deßbalb fen fehon zur 
Zeit der Reich8 » VBerfaffung angenommen worden, daß es 
Familien des niederen Adeld nicht zuflebe, durch 
Statuten an fib legitime Ehen für Wi 
beiratben zu erflären Diefe Anficht theilen im 
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Wefentlichen auch neuere Schriftfieller, indem fie behaupten, 
daß durch FamilienBerträge wegen Mißheirath ein in den 
Gefeben fonft begründetes Erbrecht nicht entzogen werden 
fönne (vergl. Mittermaier, deutfched Privatrecht Ste 
Aufl. $. 331.) 

Bon anderer Seite wurde indeß entgegnet: Wenn e8 
gleich nicht zweifelhaft fen, daß der Begriff eigentlicher 
Mißheirathen nur auf den hohen Adel Anwendung finde, 
und daß e8 bei den beftehenden öffentlihen Verhältniſſen 
ganz unangemejfen wäre, den niederen Adel in einem 
etwaigen Beftreben,, jenen Begriff mit deffen rechtlichen 
Folgen auch fich anzueignen, zu unterftüßen, fo fcheine 
doc, die Vorausſetzung, ald werden in dem vorliegenden 
Sale Mißheirathen eingeführt, nicht gebörig begrün= 
det. Zu dem Wefen einer Mißheirath gehöre es, daß die 
Frau und Kinder aus einer folchen Ehe der Standesrechte des 
Gatten und Vaters, fowie der Suceffiondrechte, nicht theil- 
baftig werden. Bon diefem Allem fey jedoch in der frag- 
lichen Stelle de8 Statutd ($. V. Ziff. 12.) nicht die Rede 
und felbft die Succeffiond- Fähigfeit fen den Dedcenden» 
ten aud einer derartigen Ehe nicht abgefprochen ; fie follen 
uur in fo lange nicht fuccediren, ald nod von adeligen 
Müttern geborne Farnilienglieder männlichen Geſchlechts 
vorhanden feyen. Aber nicht einmal diefe Beftimmung 
werde neu eingeführt; vielmehr ergebe fi) aud dem In— 
halte des Statuts, daß fie eine, ein früheres, noch ſtrenge— 
red, FamiliensHerfommen mildernde Modififation des 
Letzteren ſey. Ob nun in foldhem Fall die Staatd-Regie- 
rung fich veranlaßt finden Fönne, einer Beftimmung diefer 
Art ihre Genehmigung zu verfagen, dürfte um fo mebr 
Srund feyn zu bezweifeln, als felbft Schriftfteller, welche 
(wie Mittermaier a. a. D.) die Bültigfeit von Fami— 
lienverträgen, wodurch dem niederen Adel wegen Mißhei— 
rath Succefjiondrechte entzogen werden follen, beftreiten, für 
den Fall der landesherrlichen Beftätigung ihre Behauptung 
nur ſchwankend ausdrüden und menigftend den GStiftern 
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der Fideifommiffe da8 Recht, foldhe Bedingungen feftzufepen, 
zugeftehen. Befonderd unbegründet aber müßte eine folche 
Verweigerung der Beftätigung dann erfcheinen,, wenn, wie 
ed hier der Zal zu fenn fcheine, ein Familien-Herkom— 
men für die angeführten Beſchränkungen fpreche. 

In diefer Richtung erfolgte denn, nachdem der Gerichtds 
Hof die Ertbeilung der gerichtlichen Beſtätigung des Fa— 
milienvertragd, wegen des berührten Punktes, verweigert 
hatte, auf erhobene Befchwerde, von dem Civil-Senate deg 
K. Ober: Tribunald den 26. Februar 1839 die Aufhe— 
bung diefer Verfügung und die Weifung, auch dem be— 
anftandeten Punkte des Familien » Statutd die erbetene 
Beftätigung zu ertbeilen. Die Entfheidungds 
gründe waren folgende: 

1) Der Ausübung ded dem vormaligen reichdunmittele 
baren Adel zur Zeit des deutfchen Reiched, dann nach der 
deutfchen Bundes: Afte und in Württemberg nad der Vers 
faffungdurfunde zuftehenden Rechtes der Autonomie , welche 
indbefondere auch bei dem ritterfchaftlichen Adel in Würts 
temberg durch die Beſtimmung in dem $. 15. der Königl, 
Deklaration vom 8. Deebr 1821 in Abfiht auf neue Fa— 
miliengefebe und Stiftungen anerfannt ıft, find Feine an— 
dere Schranfen gefebt, ald daß diefe Ausübung nicht dem 
gemeinen Rechte, der Berfaffung, den wohlerworbenen Rech: 
ten Dritter, den Grundfäben der Religion und den Sitten 
zumider laufen darf. 

2) Unter Feine diefer Eategorien kaun aber die Beftim: 
mung in dem von dem Freiberrn v. N. N. errichteten Fas 
milienftatut $. V. 412. gebracht werden. 

So wenig Überhaupt einer Familie des ritterfchaftlis 
chen Adeld die Befugniß beftritten werden Fann, vermöge 
ihres Rechtd der Autonomie, zu dem Zmede der Erhal— 
tung des Glanzes der Familie Familien = Fideicommiffe zu 
errichten und von der Nachfolge in dad Stammgut die 
Töchter ganz auszuſchließen oder diefelben mwenigftend dem 
Manndftamme nachzufesen, Primogenitur zu errichten 
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u. ſ. w., fo wenig ift wohl ein zureichender Grund vor: 
handen, in der in dad Freiberrlih v. N. N.'ſche Familien: 
Statut aufgenommenen Beſtimmung, wornach 

„derjenige ıc., der Feine adelige Mutter bat, in dem 

„Genuſſe der Fanilien:Fideicommiß-Güter in fo lange 

„nicht fucceffionsfähig feyn fol, ald noch von adeligen 

„Müttern Geborne männlichen Gefchlehtd vorhanden 

„find,“ 
irgend etwas Unerlaubtes zu finden, zumal 

3) in dem gedachten Statute nur von einer erfl zu er— 
wartenden, noch ganz ungemiffen, Nachfommenfchaft , kei— 
neswegs von bereitd vorhandenen Söhnen nichtadeliger 
Mütter die Rede ift. 

4) Kann — menigftend nach der richtigeren Anfiht — 
ein Familien = Fideicommiß durch den übereinflimmenden 
Willen aller am Leben befindlichen berechtigten Mitglieder 
aufgehoben werden, ohne daß es Dabei der Mitzuziebung 
eines Euratord für die Nachkommenſchaft, deren jeweilige 
Eriftenz noch ganz ungewiß iſt, bedürfte, 

Die gleihe Bewandtniß bat es mit Veräußerungen. 
Iſt dies aber rechtlich ftatthaft, fo.ift 

5) nicht abzufeben, warum nicht, wie bier der Sal iſt, 
die Geſammtheit Derjenigen, welche an den v. N. N'ſchen 
Fideicommiß = Gütern betheiligt find, berechtigt feyn follte, 
in dem errichteten Familien-Statut eine Vorforge zu tref: 
fen, welche den Fünftighin mit einer bürgerlichen Gattin 
erzeugten Söhnen die Anwartſchaft auf die Stamm =» Güter 
nicht einmal ganz entzieht, fondern nur die Ordnung der 
Erbfolge auf eine Weife modificirt, in welcher gewiß Fein 
Widerfpruch mit den damaligen Anfichten und Begriffen des 
Stifter oder erften Erwerberd von den Verhältniffen des 
Adeld gefucht werden darf. 
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3) Weber die Üngültigkeit der flatutarifchen Ge- 
fehe Menu - Württembergs ). 
(Bon dem Herrn Kanzler Dr. Carl Georg v. Wächter, Prä: 
fidenten der Kammer der Abgeordneten.) 
I. 
Einleitung. 
Verhandlungen über die Streitfrage. 

Bei einer umfaffenden und vollftändigen Bearbeitung 
des in Württemberg geltenden Privatrechts, wie ich fie bes 
abfichtige, war meiner Anficht nach nicht blos für die 
Quellen des bei und geltenden Rechts, fondern auch noch 
in vielen anderen Beziehungen die Frage von befonderer 
Wichtigkeit, ob und in wie weit die Particular-Rechte Neu: 
MWürttembergd noch Gültigkeit haben. Ich hatte zwar kei— 
nen Zweifel darüber, wie nach den Geſetzen die Frage zu 
beantworten ſey. Mochte fih auch Tiber den Sinn der In— 
firuction für das Ober-Juſtiz-Collegium vom 4. Mai 1806 
$. 23. ftreiten laffen — dad Gefep vom 12. September 
1814 entfchied meiner Anficht nach die Frage ganz unzmeis 
felhaft und zwar dahin, daß die flatutarifchen Gefebe Neu: 
Württemberg Feine Bültigfeit mehr haben, auch nicht 
einmal eine fubfidiäre. Die gleiche Anficht fprach der ver- 
ftorbene Ober » Tribunal = Präfident v. Georgii in einer 
Abhandlung aus, die er fchon im Jahr 1813 ausgearbeitet 
batte, und im Jahr 1820 im Archiv für civiliftifche Praxis 
(Bd IM. ©. 145 —194 „Beitrag zu der 2ehre von der Rücka 
anmwendung neuer Geſetze ꝛc.“) öffentlich befannt machte, 
und in welcher derfelbe fogar fo weit gieng, auch bei Rechts» 
Verhältniſſen, welche früher unter der Herrfchaft der als 
ten Statutar= Gefehe begründer wurden, die Anwendbarkeit 
der Statutar-Gefebe, fofern fie den Beftimmungen des alte 


») Die Bezeihnung Neu: Württemberg wurde zwar bloß den 
Ermwerbungen von 1805 beigelegt (mein Handbuch ded württember— 
sifchen Privat: Recht Bd I. ©. 185). Der Kürze wegen fey eb 
mir aber erlaubt, hier alle Erwerbungen von 1805 bis 1810 fo zu 
bezeichnen. 
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württeinbergifchen Rechts widerfprechen, in manchen Fällen 
zu läugnen, und in denfelben fomit dad neu eingeführte 
württembergifhe Recht fogar rückwirken zu laffen ?). 
Auch hatte ſich meines Wilfend bis zum Jahre 1831 
feine Stimme gegen jened NRefultat erhoben, 
weder unter den Schriftftellern, noch bei den Gerichten, noch 
bei den oherauffebenden Stellen. Allein im Sabre 18531 
ftelte v. Weishbaar in der Zten Ausgabe feined Hands 
Buches (9. 2., 5., 27.) die Behauptung auf, daß jene 
Particular = Rechte immer noch gefepliche Gültigkeit haben 
in allen Punkten, in welchen fie „nicht mit den Geſetzen 
des alten Landes in Collifion kommen,“ und für diefelbe 
Anfiht fprah fih Herr Profeffor Reyſcher in der Vor— 
rede zu feiner Sammlung altwürtteimbergifcher Statutars 
Rechte und noch ausführlicher in feinem mwürttemb, Privat: 
Recht (Bd IL. ©. 115, 114) aus, während Rob. v. Mobil 
in feinem württembergifchen Staatdrechte fih fofort gegen 
Weishaars Behauptung und ich mich gegen die Ne ys 
fher’fhe in einer Recenfion jener Sammlung der altwürt: 
tembergifchen Statutar-Rechte erflärte. So wurde nun erft 
die Frage beftritten, nachdem bereitd ein Menfhen 
Alter über der Einführung des württeinbergifchen Rechtes 
in den neuen Landen bingegangen war. | 

Obwohl, wie gefagt, dad aus dem Gefepe fließende 
Refultat mir nicht zweifelhaft fehien, fo war diefed nun 
doch von Andern in Streit und Zweifel gezogen. Bei fols 
hen beftrittenen Fragen ift e8 gewiß von Wichtigkeit, wenn 
dad theoretiiche Refultat durch einen entfchiedenen Gebrauch, 
namentlich durch entfihiedene Uebung der Gerichte beftätigt 
wird. Sollte die Frage nach den Gefeben zweifelhaft 
erfhienen feyn, fo mußte fie in den lepten 30 Jahren 
in einer Menge von Nechtd » Verhältniffen zur Sprache ge= 
kommen und auch bei den Gerichten in Erwägung gezogen 
und vielfach zur Entfcheidung gebracht worden fenn. Denn 
es hatten befanntlih in Neu: Württemberg zum Theil febr 

2) Davon wird unten näher die Rebe feyn. 
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ausführliche ftatutarifche Gefepe gegolten, welche viele Fra⸗ 
gen berührten, Über welche das württembergifche Particulars 
Recht ſchweigt. Ich brauche hier nur an dad hohenlo— 
bifche Landrecht, an die vorderdfterreihifche Ge: 
fehgebung, an das mannz'fche Landrecht, an die umfaffen: 
den Gefepbücher von Ulm und Heilbronn zu erinnern. 
Ja noch mehr! Nimmt man die Anficht von Weishaar 
und Reyfcher an, fo hätten mir einen nicht unbedeutens 
den Theil unfres Gebietes, in welhem das römiſche 
Neht gar niht mehr gelten würde. Sn den 
Städten Eraildbeim, Gerabronn und Ereglingen 
und in einer Reihe von zu ihnen gehörigen Dörfern.galt, als 
fie an Württemberg fielen, das preußifche Landrecht 
als jubfidiäres Necht. Bedenkt man nun, wie viele Lücken 
unfer wiürtteinbergifched ParticularsRecht bat, in wie vielen 
Fällen es aus dem römifchen Rechte ergänzt werden 
muß, in wie vielen Fällen alfo in den genannten Orten 
nach jener Anficht ftatt ded römischen Rechtes dad preus 
ßiſche Landrecht zur Anwendung gebracht werden müßte, 
fo wäre, wenn man im praftifchen Leben über die Frage 
geſchwankt hätte, eine fo grenzenlofe Verwirrung und Uns 
ficherheit in den Nechtd-Verhältniffen die Folge gemefen, daß 
fie nicht lange fich hätte erhalten Fünnen, und die Sache auf 
die eine oder andere Weife im juriftifchen Leben und durch 
daffelbe zur Entfcheidung gebracht werden mußte. Nament: 
ich mußte die Praxis unferer Gerichte ſich längft über Dies 
fen Punkt entfchieden haben. Kam aber in den neueren 
Zeiten die Frage nicht einmal mehr ald eine von Parthieen 
beftrittene vor den Gerichten vor, fo Fonnte bei der Natur 
diefer Frage auch an einem entfchiedenen Gebrauche im 
Volke nicht gezmweifelt werden. 

Aus diefen Gründen wendete ich mich vor drei Jahren 
an dad Königl. Zuftize Minifterium mit der Bitte um Aus— 
funft über die von den höheren Gerichten bierin befolgten 
Grundfähe, indem ich unter Anderem bemerfte, daß über 
Die vorliegende Frage die Praris fich längſt entſchieden ha— 

Monatfchr. f. d. Juſtizvſi. IV. Bd. 3. Abth. 26 
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ben müffe, befonderd ın den Königl. Gerichtöhöfen für den 
Kart: und Donau-Kreis und bei dem Königl. Ober: 
Tribunale, daß ich nicht zmeifle, daß fie fich für die Anficht 
entfchieden haben werde, welche mir die theoretifch richtige 
ſcheine, daß es mir aber von Sntereffe fey, eine möglichft 
zuverläßige Nachmeifung über die Prarid geben zu Fönnen. 

Sch hatte dem König. Zuftiz- Minifterium die volle 
Gewährung meined Gefuched zu danken. Der Herr Depar: 
tementöchef hatte die Gewogenheit, mir nicht nur die von 
den vier Königl, Gerichtöhöfen und dem Königl. Ober: 
Tribunale eingeforderten Berichte, fondern auch ſämmtliche 
ber die einfchlagenden Gefehe vorhandenen Akten mitzu: 
tbeilen, mit dem Anfügen, daß Derfelbe die von mir ges 
äußerte Anficht ald durch die Gefchichte der einfchlagenden 
Geſetze außer Zweifel geſtellt betrachte. 

Die Unterfuchungen, welche bei diefer Gelegenheit vom 
Suftiz = Minifterium angeftellt wurden, und die Wichtigkeit 
der Frage veranlaßten den Staatdratb Carlv. Wädter, 
in einer Abhandlung in diefer Monatfchrift (Bd I. ©. 13 
bi8 29) den Inhalt der lebtgenannten Akten?) befannt zu 
machen und feine Anficht über die daraus fich ergebenden 
Refultate näher audzuführen. Auch diefe geht dabin, daß 
nach jenen Akten es unzweifelhaft die Abficht des Gefeh- 
geberd war, die neumürttembergifchen Particular » Gefepe 
(‚diejenigen Statuten, welche die allgemeinen Öffentlichen 
oder Privat: Rechtd- Berbältniffe zum Gegenftande haben“) 
abzufhaffen, und zwar ganz, fo daß fie auch Feine fub- 
fidiare Gültigkeit mehr haben follten. 

Bald darauf fprach fich für diefelbe Anficht auch Herr 
Präfident v. Bolley, und zwar was die Rückwirkung bes 
trifft, ganz im Sinne ded Präfidenten v. Georgii aus . 


>) Der Inhalt der erwähnten Berichte wird nur fur; berührt. 
4) In Richters kritifhen Zahrbühern für deutfhe Rechts-Wiſ— 
fenfhaft Bd II. ©. 445 (Zahrgang 1838, Mai: Heft). Hier fagt 
v. Bolley: „Wenn die Local: Statuten Beftimmungen enthalten, 
welche in die Sitte ded Volks übergegangen find, oder wenn Rechts⸗ 
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Anderer Meinung aber blieb Herr Profeffor Reyſcher, 

und er fuchte, bald nah dem Erfcheinen der Wächter: 
fhen Abhandlung, feine Anfiht in einem ausführlichen Pro- 
gramme („Ueber die Einführung der württembergifchen Ger 
febe in die neuen Lande und die hülfsweiſe Anwendbarkeit 
der dortigen befondern Rechts : Quellen.” Tübingen 1838. 
85 ©. 8,) ebenfalls mit ausführlicher Mittheilung des Ins 
halts der oben angeführten Akten’) und unter näherer Dars 
ftelung der Gefchichte der betreffenden Geſetze (S. 3. f.) 
und der Anfichten der Schriftfteller (S. 37 f.), bei denen er 
jedoch die des Präfidenten v. Bolley mit Stillfchmeigen 
übergeht, genauer zu begründen und zu rechtfertigen, und 
befonderd die Abhandlung von C. v. Wächter zu wider: 
legen. In Beziehung auf diefe Schrift haben ſich bis jebt, 
meined Wiffend, blos zwei Stimmen vernehmen laſſen. 
Ober⸗-Tribunal-⸗Rath v. Sarwey zeigte fie in der Monat: 
fchrift (Bd II. S. 160—164) an, ohne jedoch fein Urtheil 
über die Sache felbft abzugeben, indem er fid blos auf 
einige treffende Andentungen über die ungünftigen Umftände 
befchränfte, welche der fortdauernden Anwendung der Par: 
ticularrechte in Neu = Württemberg entgegenflanden. Die 
‚andere iſt eine audfübrlichere Necenfion der Reyſcher'⸗ 
fhen Schrift von Heren Profeffor Mihaelid (Kritifche 
Jahrbiiher der Rechts = Wiffenfhaft von Richter und 


Verhältniſſe, worüber unfer Landrecht nichts beftimmt, durch befon- 
dere Verträge beibehalten werden, fo darf man im Zweifel wohl 
annehmen, daß die Partheien dabei von den Grundfägen und Bes 
griffen, die bei ihnen üblicdy waren, audgegangen find. Died wird 
namentlich der Fall feyn bei Verträgen über allgemeine Güter: 
Gemeinfhaft... Die älteren, dem württembergifchen Rechte nicht 
widerfprechenden Statuten werden alfo in Beziehung auf frü- 
bere Snftitute oder vielmehr rüdfihtlih früherer auf folde Inſti— 
.tute fi beziehbender Rechtögefchäfte ald wahres Gefeg wirken, rüd- 
fihtlih fpäterer Rechtögefchäfte diefer Art aber fünnen fie wohl 
nur einen Erklärungs-Gebrauch haben.’ 
5) Der Inhalt der Berichte der Königl. Gericht = Höfe und des 
Dber Tribunald wird nur theilweife gegeben. Davon unten. 
26% 
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Schneider, Jahrgang IH. 1859, ©. 145—152), in wel⸗ 
cher berfelbe fih gegen die Reyſcher'ſche Anſicht auss 
fpriht, und aus den vorliegenden Gefehen, in der Haupt: 
fahe mit dem Staatdratbe v. Wächter übereinftimmend ®), 
dad Nefultat zieht, daß unfer Gefehgeber „alle diejenigen 
in Neu = Württeinberg beftandenen Nechtd = Quellen , welche 
die Natur von Geſetzen hatten, aufheben, dagegen die aus 
der Autonomie eined Bezirfed oder einer Gemeinde hervors 
gegangenen Nedhtd = Quellen, jedoch mit der Befchränfung 
auf folhe und in folhem Umfange, als ihr Inhalt neben 
dem altwürttembergifchen Rechte befteben Fann, beftätigen 
wollte.‘ 

Diefed Nefultat trifft mit dem zufammen , was bisher 
meine Anficht über die Sache war und noch ift. Nur in der 
Art und Weife derBegründung ded Refultatd flimme ich 
weder mit Herrn Profeffor Michaelis, noch mit C. v. 
Wächter ganz überein. Allerdings fommt ed, wie Gene 
und auch Herr Profeffor Reyſcher meinen, auf den Sinn 
der Inſtruktion von 1806 zunächſt an. Allein ich lege kei— 
nen unmittelbaren Werth zur Entfheidung der Sache auf 
den Erlaß der Ober-Landes-Regierung von 1807, wie Derr 
Profefor Michaelis”); ih will fogar Herrn Profeffor 
Revſcher (anders, ald feine beiden genannten Gegner) zus 
geben, daß aus den nad Erlajfung jener Inſtruktion ge— 
pflogenen Verhandlungen von 1806 und 1807 an- fich der 
Sinn jener Inſtruktion nicht feftgeftellt werden foll, wenn 
fie gleih im höchſten Grade wahrfcheinlich machen, in 
welchem Sinne der Geſetzgeber jene Snftruftion nahm. Ich 
lege vielmehr das Hauptgewicht auf das Geſetz vom 12. 
September 1814, welches mir die klarſte, entfchiedenfte und 
fhlagendfte autbentifche Snterpretation der Snftruftion von 
1806 zu enthalten ſcheint. Wenn ich dennody auf die vor: 
bin genannten Verhandlungen von 1806 und 1807 näber 
eingebe, fo gefchieht ed, weil ed doch immerhin wichtig iſt, 


*) Monatfhrift Bd II. ©. 21, befonderd S. 26. 
”) Vergl. unten Note 25. 
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zu miffen, wie von den höheren und böchften Behörden, 
melche in diefer Sache thätig waren, daB betreffende Geſeh 
verftanden wurde, und Diefed zur vollfländigen Gefchichte des 
Geſetzes gehört, Zwar gibt fchon die oben angeführte Abs 
handlung von C. v. Wächter diefe Verhandlungen, Als 
lein dad, was Herr Profeffor Reyſcher ın feiner Schrift 
über diefe Verhandlungen fagt, ftellt diefelben, meiner An- 
fiht nach, in ein fo unrichtiged Licht, daß ich um fo mehr 
glaube, auch diefen Punft bier nicht umgeben zu dürfen. 
II. 
Feſtſtellung des Streitpunktes. 
Braktische TMichtigkeit der Streitfrage. 

Vor Allem ift ed nöthig, den eigentlihen Streitpunft 
genau feftzuftelen. Welche Statute der neuen Landestheile 
follen und in wie weit follen fie für aufgehoben gelten? 

Bekanntlich wird der Auddrud Statut in verfchiedes 
nem Sinne gebraudht. An fih umfaßt er daffelbe, mad 
der Ausdruck juriftifches Gefeb im meiteften Sinne umfaßt; 
er bezeichnet alfo nicht nur die allgemeinen Rechtönormen, 
ſeyen fie Gefehe im engeren Sinne oder Gewohnbeits-Rechte, 
fondern auch die für einzelne Inftitute, Korporationen, Ges 
felfchaften, Familien gegebenen Normen, feyen fie rein 
autonomifcher Natur oder nicht. So erflärt ed fih, wie 
man von Familien» Statuten, Mufeums =, Univerfitätds, 
Stadt:, Dorf: Statuten fo gut fpriht, wie von Fami- 
lien, Muſeums-, Univerfitätt= u. f. wm. Gefeben, und 
man auch das in einem Lande oder Bezirke geltende ges 
fammte pofitive Recht durch Statuta bezeichnet. 
Namentlich gefchieht Letzteres von allen Eiviliften und Ger: 
maniften bei der Frage über die Anwendung der f. g. sta- 
tuta personalia, realia und mixta, Auddrüde, welche mes 
der einen Gegenfab zum gemeinen Recht, noch zu den alle 
gemeinen Landes-Geſetzen, fondern eben dad in gemiffen 
Ländern oder Orten geltende Recht überhaupt bezeichnen ®). 


°) Namentlih beweist unter Anderem dieſes letztere Beifpiel, daß 
daß nicht ganz richtig ift, wad in der Reyfherfden Schrift ©. 48 
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In einem engeren Sinne, in welchem es beſonders häufig 
gebraucht wird, bezeichnet es überhaupt die particuläre 
Satzung im Gegenſatze zum gemeinen Recht eines 
Bezirks. Der Umfang dieſes Particulären, ſomit der 
Bedeutung von Statut im engern Sinn, iſt natürlich ver— 
fehieden , je nachdem es in einem verfchiedenen Gegenfage 
gebraucht wird. So bezeichnet Statut im Gegenfab zum 
f. 9. gemeinen Rechte Deutſchlands, zum römifch-deut: 





tiber die Vedeutungen ded Wortes Statut gefagt if. Es heißt 
dort: „Statut bezeichnet bald jede vom gemeinen Recht abwei— 

hende Sasung, wohin aud dad Landreht gehört; wie 4.8. wenn 
von ftatutar. Erbredht die Rede it — Statuten im weiteften (?) 

Sinne — bald nur die von den Landedgefegen abweichenden (?) 
befonde rn Sapungen einzelner Bezirke oder Gemeinheiten — Statu— 

ten im neueren (??) Sinne — bald endlich blos (?) die ſtäd ti— 

fhen Sasgungen, Stadt = Gefege, indbefondere (? ?) folde, 

welche mit oberberrlicher Genehmigung errichtet worden find? — Sta— 

tuten im engflen Sinn.’ — Keiner diefer Sinne paßt auf die 

fo vielfach gebrauchten Ausdrüde statuta personalia, realia und 

mixta.. Wenn man 3. DB. fagt, ein Franzofe ift in Bezichung auf 
feinen Statuß bei und nad den statuta personalia, d. h. nad 

franzöfifchem Rechte, ein Rechtögefhäft, dad in Württemberg errid= 
tet wurde, ift in Beziehung auf die Form nad) den statuta mixta, 

d. b. nad dem württembergifehen Rechte (im weiteren Ginne, alfo 

in subsidium nad gemeinem Recht) zu beurtheilen, — wird 

bier. durch Statuten bezeichnet eine vom gemeinen Recht abwei- 

chende Sagung oder eine von den Landes-Geſetzen abweichende Sa— 

Kung eined Bezirk ꝛc? E8 muß alfo noch einen weiteren Sinn von 

Statut geben, ald der weitefte Reyſcher'ſche Sinn. Aud ift mir 

unerflärbar, wie die befonderen Sagungen einzelner Bezirfe oder 

‚Gemeinheiten im Gegenfage zu den Landed = Gefegen Statuten im 

neueren Sinne genannt werden. Unſere württembergifchen Gefese 

gebrauchen, von Anderen abgefeben, fhon im XVI. Jahrhundert den 

Ausdruck in diefem Sinne. Aud wird man ſchwerlich fagen können, 

daß Statut im engften Sinne blo8 Stadt- Gefege bedeute und vol- 

lends indbefondere die mit oberberrliher Genehmigung errichteten. 

Riccius (Entwurf v. d. Stadtgeſſ. S. 324) kann wohl nit da—⸗ 

für angeführt werden. Nur das ift richtig, daß man von Stadt— 

und Dorf: Gefesen gewöhnlicher den Ausdrud Statuten gebraudt, 

als von andern Gefesen, follten diefe audh im Gegenfag zu einem 

gemeinen Recht genommen ſeyn. 
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{hen gemeinen Rechte, die particulären Sapungen eined ein: 
zelnen deutfchen Staated oder Bezirkes, alfo namentlid) 
auch unfer Landrecht (die Reyſcher'ſchen Statute im 
weiteften Sinne Note 8), im Gegenſatze zum gemeinen 
Rechte eined einzelnen deutfhen Landes die befonderen 
Sabungen einzelner Bezirfe oder Orte diefed Landes (die 
Reyſcher'ſchen Statute im neueren Sinne). Es wird das 
ber, wenn dad mehrdeutige Wort Statut gebraucht wird, 
in Beziehung auf den Sinn, in welchem e8 gebraucht wurde, 
ftet8 auf die Beiſätze, Gegenſätze und den ganzen Zufams 
menbang ankommen. ft von flatutarifhen Geſetzen die 
Rede im Gegenfage zu den allgemeinen Landes>Gefeben, fo 
wird im Zweifel der Ausdruck Gefeb im engeren und ei: 
gentlihen Sinne zu nehmen ſeyn, als eine Rechts-Norm 
(eine Norm des jus generale), die von der geſetzgeben⸗ 
den Gewalt (alfo in unfern Reichöftädten von den repus 
biifanifchen Gefepgebern) audgieng oder zu ihrer Gültigkeit 
der Sanftion derfelben bedurfte, und durch jenen Ausdruck 
jedes Gefeb im engeren Sinne, dad in einzelnen Bezirken 
des Landes galt, bezeichnet werden, 

Ich behaupte nun, daß fammtlihe ſtatutariſche Ge⸗ 
febe der neuen Lande völlig aufgehoben und daß unbedingt 
die altwürttembergifchen Geſetze eingeführt wurden (mit 
ihrer Beftimmung, daß bei Lüden derfelben lediglich das 
gemeine Recht einzutreten babe), fo weit nicht rein autonos 
mifhe Normen fih auf eine Weife gebildet batten, auf 
welche fie auch nach württembergifchen Rechte fich gültig 
bilden Fonnten. Ueber die letztere Befchränfung ift Fein 
Streit. Es ift wohl nicht beftritten, daß folhe Gewohn⸗ 
heitörechte, welche dem mwürttembergifchen Recht im engern 
Sinn widerftreiten, aufgehoben wurden, dagegen die Gr: 
wohnheitörechte, welche blo8 in Lücken des württembergifchen 
Rechts im engeren Sinn eingreifen, follten fie auch dem 
gemeinen Rechte widerfprechen, in der Art gültig bleiben, 
wie fie auch unter der Herrfchaft des mwürttembergifchen 
Rechts fih hätten bilden dürfen, 
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Blos darüber ift Streit, ob die ſtatutariſchen 
Gefehe Neu: Württembergd ganz aufgehoben ſeyen, oder 
ob fie noch — und dies behaupten Weishaar und Rep: 
fher — in den Punkten gelten, in melden das particu= 
läre altwürttembergifhe Recht Lücken bat. 

Auch darüber ift nicht der geringfte Streit, daf a) 
wenn die Partbhieen die flatutarifchen Gefehe in Punkten, 
welche ihrer Autonomie Überlaffen find, ihren Dispofitionen 
zu Grunde legen, 3. B. auf ein altes aufgehobened Statut 
beirathen, in folchen Punkten jene Gefepe zur Anwendung 
zu bringen find; ferner daß b) Rechts-Verhältniſſe, welche 
in früherer Zeit umter der Herrfchaft jener flatutarifchen 
‚Sefebe begründet wurden, auch jebt noch nad jenen Ge: 
ſetzen zu beurtbeilen find, fomeit niht das Geſetz vom 
42. September 1814 eine Ausnahme madt. 

Es follte nicht nöthig ſeyn, diefed, namentlich dad un— 
ter b) Berührte, ausdrüdlich zu bemerken. Allein in der 
Reyſcher'ſchen Schrift wird, wie ſich unten ergeben wird, 
namentlich diefer Punkt fo oft ald ein Argument gegen 
feine Gegner, befonderd gegen C. v. Wächter?) und 
für die noch theilweiſe Gültigkeit jener ſtatutari— 
ſchen Gefebe angeführt, daß bier ausdrüdlich darauf auf: 
merkſam gemacht werden mußte. Es ift gewiß noch keinem 
württembergifchen Juriften eingefallen, dad unter b) Ge— 
fagte zu beftreiten. Auffallen muß es aber, wenn die Hands 
babung der allgemein anerfannten Regel, daß ein neueß 
Gefep im Verhältniffe zum aufgebobenen früheren Ge— 
fee nicht rückwirke, geltend gemadht wird zum Bes 
weife, daß das aufgehobene Gefeb doch nicht ganz aufgeho— 
ben fen, daß es vielmehr theilmeife noch als Geſetz gelte. 
Ganz oder theilweiſe noch gültig nennt man nur 
eine folche gefeplihe Norm, welche für jetzt oder künf— 
tig zu begründende Rechts» Verhältniffe gefehlihe Kraft 

2) Während fhon E. v. Wächter in der oben angeführten Ab— 


handlung S. 14 diefe Punkte ausdrüdlich ald außer allem Streite 
befindliche bezeichnet hatte. 
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hat, Wenn ihr biefe Kraft durch ein neues Gefeh be: 
nommen ift, wenn fie blo8 in fo weit noch, als früher, 
vor Erlaffung des neuen Geſetzes, unter ihrer Herrfchaft 
Nechte bereitd begründet wurden, zum Schute diefer Rechte 
und zur Aufrehthaltung ded gerechten Grundfabed wirft, 
daß dad neue Geſetz nicht rückwirke: fo nennt man 
fie doh in aller Welt — und auch Herr Profeffor Rey: 
ſcher thut dies (vergl, Deffen württembergifched Privats 
Recht F. 75., 167) — aufgehoben, niht mebr erı- 
ftirend '’) Handelt es fich daher von der Frage, ob 
ein Gefep aufgehoben fy, niht mehr gelte: fo 
fann man ſich, um die noch fortdauernde theilmeife 
Gültigkeit deffelben zu erweiſen, nicht darauf berufen, daß 
der Geſetzgeber und die Behörden dem Geſetze auf foldhe 
Verhältniffe noch Anwendung geben, welche früber unter 
der Herrfchaft jenes Gefeped und vor Erlaffung des neuen 
Gefebes begründet wurden. Daß übrigens bei der Beru— 
fung auf diefen Punkt Reyſcher mit feiner eigenen Ars 
gumentation in Widerfpruch kam, wird noch unten (Rro VIL) 
gezeigt werden. 

Hiernach fäalt von dem, wad Reyſcher ald Refultat 
feiner Anficht ausfpricht, ein Theil außerhalb alles Streites. 
Er gibt diefed Refultat (Programm ©. 81) dahin: 

„1) Allgemein gehen die „Statuten dem gemeinen 
„Rechte vor. Dagegen fteben fie 

„2) in der Regel den Landes-Geſetzen nad, d. b. 
„fe haben nur fubfidiäre Wirkfamfeit.‘ 

„3) Ausnahmsweiſe geben fie fogar den Landes : Ge- 
„seben vor: a) vermöge der Autonomie, fofern die 
„Parthieen diefelben ausdrücklich oder ſtillſchweigend ihren 


29) Niemand wird 5. B. läugnen, daß bei und die eine Kriegs— 
vogtei über Frauend = Perfonen verhängenden Gefege aufgehoben 
find , ald geltende Geſetze nicht mehr eriftiren. Ebenfo aber 
wird auch Niemand laugnen, daß jene Gefese bei früher, in der 
Zeit, in welcher fie no galten, begründeten Rechts-Verhältniſſen 
auch jest noch zur Anwendung zu bringen find. 
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„Dispofitionen zu Grunde gelegt haben, namentlich ihren 
„Ehe : Verträgen, Erb = Verträgen ꝛc.; b) vermöge eined 
„Drivilegiumd, wenn fie ald Ausnabıne vom Gefepe 
„nach Einführung des Landrecht8 verliehen worden find, wie 
„3 B. die Statuten von Kornthal und Wilhelmsdorf; ec) 
„a8 wahre Geſetze, wenn ed fich handelt von Rechts— 
„Berbältniffen, welche unter der Herrfchaft jener Statuten 
„entftanden find, wie z. B. von Ehen, die vor 1807 in den 
„neuen Zanden gefchloffen wurden.’ 

DaB bier unter Nro 3. Geſagte bildet nach dem Aus: 
geführten feinen Streitpunft, berührt überhaupt die vorkies 
gende Streitfrage gar nicht. Nur enthalten natürlich die 
von Reyſcher unter a). und c) aufgeftellten Sätze blos 
Andeutungen, indem die autonomiſchen Beftimmungen der 
Parthieen dem abſolut anordnenden Inhalt der Landes-Ge⸗ 
febe nach ſtehen, diefe Befchränfung aber bei der Anwen— 
dung eined alten, aufgehobenen Geſetzes auf Rechtd » Ber: 
bältniffe, die unter feiner Herrfchaft begründet waren, nicht 
gilt, jedoch in Beziehung auf die Anwendung der neumürt: 
tembergifhenStatuten auf früher begründete Rechtds 
Berhältniffe eine ähnliche Befchränfung theilmweife durch 
das Gefeb von 1814 feftgefegt wurde. 

Was die praftifhe Wichtigkeit der Streitfrage an 
ſich betrifft, fo ift fie größer, ald Manche anzunehmen fcheis 
nen. Reyſcher führt als Beifpiele, fo viel ich finde, blos 
an die gutöherrlichbäuerlichen und die lehendherrlichen Ver: 
bältniffe. Dagegen mwendet Präfident v.Bolley ein, „daß 
diefe Folgerung (die Anwendung der flatutarifchen Geſetze 
anf die genannten Berbältniffe) aus den Prämiffen des 
Staatsraths v. Wächter ebenfomohl abzuleiten fey, als 
aus den Reyſcher'ſchen; denn nicht nur handle es ſich 
bier von Snftituten, welche unter der Herrfchaft jener alten 
Nechte entflanden find, fondern wenn auch fpäter Beleh— 
nungen vorgegangen, fo dürfe man im Zweifel wohl ans 
nehmen, daß die Partbhieen in Fällen, welche der Autonomie 
der Betheiligten vorbehalten find, vdiefelben in ihre felbfi: 
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willigen Beſtimmungen aufgenommen haben. Da nun 
Wächter anerkenne, dag nicht nur alle frühern Rechts— 
Geſchäfte nah den früher ‚beftandenen Normen beurtbeilt 
werden müffen, fondern daß die Statuten auch in dem 
Falle noch von Bedeutung feven, wenn die Parthieen fie in 
den der Autonomie der Betheiligten verbehaltenen Fällen in 
ihre Beſtimmungen aufnahmen, fo fcheine ihm die Diffe 
venz zmwifchen beiden Theorieen in der That 
nicht fehr bedeutend zu ſeyn. Denn ohne allen Zwei: 
fel Fönmen rein formelle Beftimmungen ber Local-Statuten 
ſchon deswegen nicht mehr befteben, weil fie meiftend mit 
der Gerichtd » Organifation oder Gemeinde » Verfaffung zus 
fammenbängen, oder als blos rechtspolizeiliche zu betrachten 
feyen, in diefer Hinficht fi aber Alles verändert babe.’ 

Allein die Differenz bleibt dennoch eine ſehr bedeus- 
tende. Ich erlaube mir bloß daran zu erinnern, daß 3.8. 
in den Städten Crailsheim und Gerabronn und in 
einem Theile ded umliegenden Gebieted nach der Rey: 
ſche r'ſchen Anfiht auch noch jeht bei Lücken des württems 
bergifchen Rechtes dad preußifche Landrecht die fubs 
fidiäre Rechtsquelle bilden würde. Ueber wie viele nicht 
formelle, fondern rein materielle NRechtöpunfte aber, über 
welche unfer Particular = Reht ganz ſchweigt, enthält nicht. 
daB preußifche Randrecht genaue Beftimmmg! So müßs 
ten, um nur Weniged anzufübren, in jenen Gegenden die 
ausführlihen Beftiimnmungen des preußiſchen Landrechts 
über Eoınpenfation, Novation, Anmweifungen, 
Zahlungen, über gemeinfhaftlihed Eigen: 
tbum, über Erwerbarten des Eigenthum,, über 
Willens: Erklärungen und wad damit zufammens 
bängt, über Bedingungen und modus, über das 
ganze Handelsrecht (mit Ausnahme des Wechfelrechts) 
auch jept noch beinahe durchaus zur Anwendung kommen, 
weil über diefe Lehren dad württembergifche Particularrecht 
beinahe durchaus fchmweigt ! 
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II. 

Grammatische Auslegung der Instruktionen bon 1806. 

Wir haben, abgefehen vom Geſetze von 1814, vier Ge: 
feße, welche von unferer Frage handeln; zwei beziehen fich 
auf die von 1805—1806 erworbenen Gebietstheile, eines 
von 1810, von welchem fpäter die Nede ſeyn wird, auf 
fpätere Erwerbungen, und ein viertes vom Jahr 1811 
vermweidt wieder auf jene beiden Erfteren ''). 

Jene zwei find die Inftrußtion für das Ober s ZJuftiz- 
Collegium vom 4. Mai 1806 $. 23. und für daß Ober: 
Tribunal vom 8. Mai 1806 $. 34., welche Beide gleich» 
mäßig dahin lauten: | 

„Bei Entfheidung der Rechtsſachen hat der Senat 
„auf die befonderen Nechte und Statuten jede Orts, und in 
„deren Ermangelung auf die K. mwürttembergifchen Gefeße 
„Rüdfiht zunehmen, und wollen Wir hiemit verordnet haben, 
„daß vom 1. Sanuar 1807 an alle Statuten, die gegen 
„dad württembergifche Necht laufen, die verbindende Kraft 
„gänzlich verlieren ſollen.“ 

Bekanntlich hatte dad Ober = Zuftiz = Collegium darauf 
angetragen *a), daß (audgenommen im Civilproceffe, in 
Wechfelfahen und bei Proteftanten in Eheſachen) alle neu= 
württembergifchen Statute vorerft, ihre Gültigkeit behalten, 
und die Gerichte bid zu einer neuen umfaffenden Civilgeſetz- 
gebung nach den jeden Orts biöher beobachteten Geſehen und 
rechtöbeftändigen Gewohnheiten und in deren Ermangelung 
nah dem gemeinen '?”) Recht die Rechtöftreitigfeiten zu 


+), &, unten Note 29. Dad Circular:Refeript vom 12. Februar 
1507 rechne ich nicht zu diefen Gefegen. Vergl. Note 25. 

22a) Diefe Monatfohrift Bd II. ©. 19. 

2) Reyſcher fügt bier ald nähere Erflärung in Marentbefe bei 
„württembergifchen.‘” Allein die Richtigkeit diefer Erflärung ift 
fehr zu bezweifeln. Daß Ober Zufliz- Collegium wollte, wie be= 
fonderd auß feinem Begleitungs:Berichte (Note 11 a) bervorgebt, eB 
einftweilen Tediglich bei der gefeslihen Verfaſſung jeden Ortes belaf- 
fen, alfo das mwürttembergifche Recht auch nicht einmal in sub- 
sidium einführen; da8 fubfidiäre Recht in Neu: Württemberg follte 
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entfcheiden haben. Allein da8 Staats: Minifterium machte 
einen andern Antrag, weil „die große Verfchiedenbeit der 
Statuten und Gewohnheiten eine Ungemwißheit des Rechts 
erzeuge und eine gleichförmige Geſetzgebung ſtöre“, und fo 
entftand der oben angeführte $. der Inſtruktionen. 

Der erfte Theil diefed $. fagt: vorerft follen in jedem 
Drte oder Bezirke die biöberigen Partifularrechte deffelben 
und in deren Ermangelung, alfo da wo fie nicht8 beſtimmen, 
der Inhalt der württembergifchen Gefege zur Anwendung kom⸗ 
men. Hier fchon iſt in einen Punkte, von allem Anderen 
vorerft abgefeben, Reyſchers Anficht über den Sinn der 
Inſtruction wohl entfchieden unrichtig. Er glaubt (Programm 
S. 40), daß durch die Inſtruction die altwürttembergifchen 
Gefepe in den neuen Landen erft vom 1. Januar 1807 
an eingeführt worden fenen. Allein die württembergis 
fhen Geſetze wurden jedenfalld durch die Snftruftion vom 
4. Mai 1806 fofort eingeführt; nur fol vorerft dad würt— 
tembergifche Recht bloß in subsidium zur Anwendung foms 
men; vom 1. Januar 1807 an aber fol noch weiter ges 
gangen werden, 

Es follen nämlih von da an — und dies fagt ber 
zweite Theil des angeführten $. — jene Particular-Rechte 
der neuen Gebietötheile ihre verbindende Kraft gänzlich vers 
lieren, fo weit fie gegen daß württembergifce 
Recht laufen. 

Die letzteren Worte find in doppelter Hinficht mehr- 
deutig. Gegen dad mürttembergifhe Recht laufen, Fann 
beißen: mit den Beftimmungen des württeımbergifchen 
Rechts überhaupt, fenen es abfolut anordnende, oder 
hypotbetiſche, durch Autonomie der Privaten abänderliche, 
im Widerfpruche ſtehen. Es Fann aber auch bloß beißen: 
blos mit abfolut anordnenden Beflimmungen des 
mwürttembergifchen Nechtd im Widerfpruche ſtehen; denn in 
diefem Sinne wird dad Laufen gegen ein Recht nicht fel- 


nach feiner Anfiht bei Lüden der fatutarifhen Geſetze Lediglich 
da8 gemeine römiſch-deutſche Recht feyn. 
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ten genommen. Iſt nun bier der erftere meitere, oder ifl 
der Iehtere engere Sinn gemeint ? 

Weisbhbaar und Reyſcher nehmen den Auddrud 
im weiteren Sinne, Ob auch der Gefehgeber in dies 
fen Sinne ihn nahm, wird fih unten bei der logifchen 
Auslegung der Inftructionen ergeben, 

Ebenfo ift der Ausdruck „württembergifhes 
Recht mehrdeutig. Bekanntlich bezeichnet er im meites 
ren Sinne dad gefamınte in Württemberg geltende Privat: 
recht, alfo auch dad gemeine Recht, foweit ed bei und gilt; 
im engern Sinne dagegen blo8 diejenigen Grundfähe dei 
bei uns geltenden Privatrecht8, welche auf einheimifden 
wirrtteinbergifchen Rechtöquellen beruhen. Iſt nun bier dad 
Wort im meiteren Sinne genommen? Dann würde die Ins 
ftiruftion fagen, daß vom 1. Januar 1807 an alle ftatutari: 
fchen Gefebe, welche mit dem Inhalt der württembergifhen 
Gefepe und des fie ergänzenden gemeinen Rechts 
im Widerfpruche fteben, aufgehoben feyn follen. Died würde 
‘aber, wenn man den erfteren Ausdrud „‚gegen ein Recht 
laufen‘ zugleih auch im meiteren Sinne nehmen würde, 
einer gänzlihen Aufhebung jener Geſetze gleichfommen. 
Zwar meint Reyſcher (Programm ©. 50), dafj fie ſelbſt 
in diefem Außerften Falle doch noch zu Ergänzung der vie 
fah ſchwankenden und beftrittenen Theorien ded römifhen 
und deutfchen Rechtd dienen könnten und müßten. Allein died 
ift fehr zu bezweifeln. Denn wenn dad gemeine Recht ihnen 
vorgebt,) fo kommt ed bei ſchwankenden und beftrittenen Theo: 
rien ded gemeinen Rechtd nicht aufden Sinn jener Statuten, 
fondern auf den wahren Sinn ded gemeinen Rechts an. 

Sp führt die rein grammatifche Auslegung auf ein 
zweifelbaftes Refultat, und ed kommt ſchon deshalb bei 
der Feftftellung des Sinnes des Geſetzes mefentlich auf 
die logifche Auslegung an. Angenommen jedoch, daß 
der Ausdrud „gegen ein Recht laufen“ im Zweifel im 
weiteren Seite zu nehmen ift, und daß man vor 30 Jahren 
den Ausdruck „mürttembergifches Recht‘ gewöhnlich im 
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engeren Sinne genommen babe *’), fo würbe das Refultat 
der grammatifchen Auslegung auf den Sim von 
Weishaar und Reyſcher führen, da im Zmeifel der 
grammatifche Audleger den Sinn eined Worted zu Grund 
zu legen bat, der zur Zeit der Erlaffung ded Gefehed der 
gewöhnlichere war. 

Allein ſchon das Ober:uftiz. Collegium nahm den bes 
treffenden F. feiner Snftruftion in einem ganz anderen 
Sinne, ebenfo die Ober » Landes » Regierung; ebenfo fogar 
daB Staats: Minifterium, auf deffen Vorſchlag jener $. er: 
laffen wurde, und endlich erflärte der ®efepgeber felbft 
ihn in einem völlig anderen Sinne, 


IV. 

Auslegung, welche das Ober-Justiz-Collegium, die Ober-Aandes⸗ 
Kegierung und das Staats-fAinisterium in den Jahren 1806 und 
1807 der Instiuktion bon 1806 gaben. 

Herr Profeffor Reyſcher behauptet in feinem Pro: 
gramın ©. 75, 55: dad Ober-Juſtiz-Collegium habe feine 
Anfichten über den genannten $. oft gewechſelt; gibt 


23) Reyſcher beruft fich biefür aud auf den „‚befondern Sprads 
gebraudh der Anftruftion, wo unmittelbar vorber und in demfelben 
Zufammenbange von den Königl. württembergiſchen Gefegen die 
Rede fey, unter denen doch nicht die Beflimmungen de römifchen 
und kanoniſchen Rechts u. f. w. begriffen ſeyn können.“ Allein 
darauf kann man ſich nicht berufen. Allerdings gehören die Cor- 
pora juris nidt zu den „Königlid württembergifhen Ges 
ſetzen.“ Allein durch diefe Gefege ift der Richter angemiefen, bei 
Lüden derfelben nah römiſchem umd fanonifhem Recht u. f. mw. zu 
fpreden, und wo daher die württembergifhen Gefese einge: 
führt werden, wird eben damit aud diefe Anweifung mit 
eingeführt. Gibt died doch Reyſcher felbft gerade in Beziehung 
auf eine Stelle ded $. 23. der genannten Inftruftion zu! Derfelbe 
fagt nämlich in Beziehung auf Civil-Proceß, daß daB Gericht 
auf die Inſtruktion und die übrigen Königlichen Gefese ver- 
wiefen werde, und mit Recht legt er Died (©. 17) dahin aus, daß 
damit die (zum Theile fehr ausführlichen) flatutarifchen Proceß-Ord⸗ 
nungen ganz aufgehoben feyen, und nicht fie, fondern die Bes 
ffimmungen ded gemeinen Recht bei Lüden der mwürttember: 
gifhen Gefese zur Anwendung zu fommen haben. 
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jedoch dabei zu, daß deffen Anſicht forthin den Sta- 
guten ſehr ungünftig war. „Aber,“ fügt er wieder 
bei, „dad Staatd-Minifterium und die Ober-Landes-Regie— 
„rung waren nicht mit ihn einverftanden.” 

Wie weit diefe Behauptungen mit dem, was Rey: 
ſcher an andern Stellen feines Programms beftimmt zu 
gibt, im Einklange ftehen, werden wir unten fehen. 

Dad Oher:-Zuftiz- Collegium nahm ſtets an, daß vom 
1. Sanuar 1807 die ftatutarifchen Geſetze nichts 
mehr gelten; die Dber- Landes -Negierung und dad 
Staatd3:-Minifterium waren gleiher Anſicht. 

Kaum war dem Ober—⸗-Juſtiz-Collegium feine Inſtruc⸗ 
tion gegeben: fo fand es manche zweifelhafte Punkte in 
derfelben, über die e8 fih vom Staats- Minifterium (9, 

dai 1806) Weifung ausbat. Ber diefer Gelegenheit deu: 
tete ed nun jenen $. 23. feiner Snftruction dahin: 1) er 
enthalte eine Verordnung wegen Abrogation 
ſämmtlicher ffatutarifher Rechte, und zwar 2) 
in der Art, daß vom 1. Januar 1807 an die biöher in 
Altwürttemberg geltende Gefepgebung für 
das ganze Königreich gemeines Recht feyn, und daß 5) 
alle bisher in den einzelnen Territorien vorhandenen Ge: 
fepfammlungen, fie mögen contra oder nur prat- 
ter jus wurttemb. feyn, ihre bisherige geſehliche 
Kraft verlieren folen, daß jedoch 4) einzelne Gewohn⸗ 
beitörechte, fofern fie nur nicht wider dad ge 
meineRecht desLandes anftoßen, befteben bleiben. 

Dad DObersuftizsCollegium fprach fih bier alfe ent 
fhieden dafür aus, daß die ftatutarifhen Gefept 
vom 1. Januar 1807 an durhaud aufgehoben 
feyen, und daß nur folhe Gewohnheitsrechte 
gültig bleiben, welche nicht gegen das württembergiſche 
Recht laufen. Dieß gibt auch Herr Profeffor Reyſcher 
©. 19 feined Programm zu '*). 


14) Nur meint er, laffe fi nicht einfehen, warum zwiſchen Ge 
fegen und Gewohnheiten auf diefe Weiſe unterfhieden werde. — 





+17 

Dad Ober-Juſtiz-Collegium bielt ‘aber mit Recht für 
gut, daß diefe Beftimmungen noch in einem befonderen 
Gefege verkündet würden, da eine bloße Gerichts⸗Inſtruc⸗ 
tion nicht der geeignete Ort für eine, in das materielle 
Recht eingreifende, ſo wichtige Anordnung war *). Es 
legte Daher dem Staats-Minifterium kurz darauf (20. Mai 
1806) den Entwurf eined General:Refcripts vor, in wel: 
chem unter Anderem gefagt werden follte: 1) „daß ed an: 
geneffen und nothwendig fey, daß die gefammten Unter 
thbanen auch in ihren privatrechtlihen Verhältniſſen Fünf: 
tig nach einerlei Geſethen leben; 2) daß vom 1. 
Januar 1807 an alle in den verfhiedenen neu 
adquirirten Territorien noch vorbandenen 
Sammlungen von Gefepen und Statuten, 
fo wie fämmtliche, dem mwürttembergifchen Recht zumiders 
laufende Satzungen und Gewohnbeitdrechte aufgehoben 
feyn, und 3) allein die in den alten Landen beftebenden 
Gefege und Verordnungen verbindliche Kraft haben, in 
deren Ermanglung aber in subsidium die in 
Deutfhland angenommenen f. g. gemeinen 
Rechte (alſo nicht die flatutarifchen Gefepe) gelten 
follen.” 

Das Ober » Fuftiz = Collegium wiederholt bier alfo auf 
dad Entfchiedenfte feine früher ausgeſprochene Anficht, daß 
fämmtlihe ſtatutariſche Geſetze vom 1. Januar 
1507 an völlig aufgehoben feyn und daß bei Lüden der 
württembergifchen Gefepe nicht die ihnen mwiderftreitenden 
flatutarifchen Gefepe, fondern die Beflimmungen 





Der Grund diefer richtigen Unterſcheidung ift ſchon oben nachgewie⸗ 
ſen worden. 

25) Ein ähnlicher Fehler wurde auch. 300 Jahre efrüher bei der 
Hof-Geriht3-Drdnung gemacht. Vergl. mein Handbud des würt- 
tembergifchen Privatreht3 Bd IL. ©. 96. — Dad Ober-Juſtiz-Colle⸗ 
gium gieng hier weiter ald das Staats: Minifterium. Diefed hatte 
dem DOber-Juftiz-Collegium blo8 den Auftrag gegeben, über den fo= 
fortigen Eintritt der mwürttembergifhen Proceß-Geſetze ein Ges 
ncralrefeript zu entwerfen. 

Monatfchr. f. d. Iufispfl. IV. Bd. 3. Abth. 27 
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bed gemeinen Rechts eintreten follen. Nur rein aus 
tonomifche Normen (Gewohnbeitsrechte und was dad Ober: 
Juſtiz-Collegium nun beifest, Sabungen) follen in fo weit 
gültig bleiben, ald fie fih auch unter der Herrfchaft dei 
württembergifchen Rechts bätten bilden Fönnen, d. h. fo 
weit fie nicht gegen: dad mwürttembergifche Recht laufen, 
Wie man aber audy über den letzteren Punkt denken mag, 
jedenfalls fteht in Hinſicht des Hauptpunftes fo viel fei, 
dag das DOber-Zuftize Collegium wiederholt feine Inſtruktion 
von 1806 in dem Sinne nabn, daß ſämmtliche ſta— 
tutarifhe Geſetze vom 1. Januar 1807 an aufge: 
hoben feyn, und bei Lücken der württembergifchen Geſehe 
nicht jene Statute, fondern die Beftimmungen 
des gemeinen Rechts eintreten follen. 

Seht Reyfher muß died wieder zugeben. Denn 
obgleich er ©. 21 feines Programınd bemerkt, „daß dad 
Ober⸗Juſtiz⸗Collegium von feiner früheren Anficht abgekom⸗ 
men zu ſeyn ſcheine,“ fagt er ©. 22: „Es bleibt nur 
„die Erklärung übrig: das Ober » Zuftiz - Collegium babe 
„wirklich in dem entworfenen Refeript die Aufhebung 
„aller Statutarrehte beabfihtigt.” Allein, 
fügt er bei, „ed kommt auf die Anfiht und Abſicht ded 
„Dber-Zuftize Colegiums hier gar nicht weiter an ‘')." 

Endlih hatte dad Ober » Zuftiz- Collegium noch eine 
dritte Gelegenheit, ſich über feine Anficht in Betreff des 
in Frage ftebenden Punktes zu äußern. Auf eine Anfrage 
der Ober⸗Landes⸗Regierung theilte ihr dad Ober-Juſtiz⸗Col— 
legium €40. Januar 1807) dad zwifchen ihn und dem 
Staatd-Minifterium Verhandelte mit, und erflärte, daß eh 
die Deutung, welche es in ſeinem Anbringen vom 9. Mai 
(oben ©. 416) feiner Inſtruction gegeben babe, ihr auch 
noch jedt um fo mehr geben müffe, als dab 
Staats: Minifterium ſolche nicht mißbilligt babe. Diele 
Deutung gibt e8 der Ober-Landed-Regierung näher an, in— 


*°) Weil dad Staatd-Minifierium anderd entfchieden babe. Da— 
von unten. 
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dem es fagt: es habe darauf angetragen, es möchte durch 
ein General:Refeript der $. 23. der Inftruftion „dahin nä« 
„ber beftimmt merden, daß vom 1. Januar 1807 an die 
„württembergifche Geſetzgebung, fo wie fie bis jest in Alt: 
„Württemberg gegolten habe, für daß ganze Königreich ge— 
„meine Recht feyn, und ſämmtliche, in den nunmehr 
„zu einem Ganzen vereinigten Territorien vorhandenen Sta— 
‚„tuten, ibre Sabungen mögen nun contra oder 
„Nur praeter jus Württemb. ſeyn, die geſeh— 
„liche Kraft verlieren follen, dagegen aber einzelne 
„Gewohnheitsrechte, dergleichen felbft in Alt» Württemberg 
„manche vorhanden, allerdings in fo weit beftehen können, 
„als fie dem gemeinen mürttembergifchen Recht nicht zus 
„widerlaufen.“ Es ſpricht ferner von dem, was nöthig 
fey, „wenn Die Abrogation allerSötatuten, welde 
„bisher in verfchiedenen Theilen des Königreichs gegolten 
„haben, und die Einführung der württembergifchen Gefep: 
„gebung in der Eigenfchaft eines gemeinen Rechts zur all 
„gemeinen Wiffenfchaft gebracht werden follte *°a),‘ und 
fügt dann endlich zur weiteren Erläuterung bei, „daß es 
„ſich von felbft verftehe, daß in den der Autono— 
mie der Untertbanen überlaffenen Punkten denfelben unbe: 
nommen bleibe, in ihren Dispofitionen „die Prinzipien der 
ebemald bei ihnen geltenden Ötatuten, in fo weit 
ſolche nicht mit den württembergifchen gebietenden oder ver— 
bietenden Geſetzen im Widerfpruche fteben, zu befolgen,‘ 
daß aber in Ermanglung folcher Diöpofitionen die Natur 
und Wirkungen der Rechts-Geſchäfte „nach den Grundfägen 
des mwürttembergifchen Rechts und nicht nad) den Prinzipien 
ehemaliger ftatutarifcher Geſetze regulirt werden müſſen.“ 
E8 bedarf Feiner Nachweifung, daß auch bier daß Ober: 
Juſtiz-Collegium feine frühere Anfiht nicht wechſelte. Es 
wiederholt lediglich diefelbe, und zwar auf eine Weife, die 
über feinen Sinn gar Feinen Zweifel laſſen kann, erflärt 
26a) Diefe Stelle und die vorhergehende führt Reyſcher in fei: 
ner biftorifchen Darftellung nicht näber an. (Vergl. Programm S. 23.) 


07 * 
2 * 
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ausdruͤcklich, Daß ed auch jebt noch an derfelben 
feftbalte, und fügt nur rüdfichtlich der Autonomie der 
Unterthanen eine Bemerkung bei, die e8 als fih von 
ſelbſt verftehbend bezeichnet, und die fih auch in der 
That von felbft verftand. 

Reyſcher weiß auch bier bei der Anführung diefer 
Aeußerung des Ober⸗-Juſtiz-Collegiums (Programm ©. 24) 
feinen Widerfpruch derfelben mit der früheren Anficht des 
Collegiums nachzumeifen 7). Ich geftehe aber, daß bie 
Art und Weife, auf welche an einer anderen Stelle die anges 
führten drei Aeußerungen refumirt werden, mir auffallend war, 

Er fagt (S. 53 feined Programm), dad Ober-Juftiz- 
Collegium babe feine Anficht mehrmald gemechfelt. „Zuerft 
„meinte e8, befondere Gefeb:- Sammlungen follen in 
„Neu: Württemberg nicht mehr gelten, wohl aber befondere 
„Gewobnheiten. Dann: fämmtlihe dem württem: 
„bergifhen Recht zumiderlaufende Gabungen 
„und Gewohnheiten feyen aufgehoben. Und endlich 
„glaubte der Senat, die Statuten — von den Gewobhnbei⸗— 
„ten war jest nicht mehr die Rede — gelten nur in fo 
„fern noch, ald die Partheien fi in ihren Dispofitionen 
„darauf berufen, und als diefelben den württembergifchen 
„gebietenden oder verbietenden Geſetzen nicht entgegen ſeyen.“ 

Es dürfte genügen, auf eine Vergleichung diefer Stelle 
mit dem bier auf den voranftehenden Seiten Enthaltenen 
zu vermweifen. Aus Diefem ergibt fih, daß dad Ober-Zuftiz: 
Collegium ftetd auf dad Entfchiedenfte fih dahin ausfprach, 
daß nach feiner Anficht durch den $. 23. feiner Inftruftion 
die Gültigkeit ſämmtlicher ffatutarifhen Geſetze 
NeusWürttembergd, möge ihr Inhalt contra oder praeter 
jus Württemb. feyn, vom 1. Jan. 1807 an aufgehoben wor: 


27) Was Reyſcher mit feinen Erinnerungen ©. 24 Nro 2. 3. 
fagen wollte, ift mir nicht recht Mar geworden. Daß unter Nro 2. 
Gefagte will ja auch dad Ober-Juſtiz-Collegium, und was die unter 
Nro 3. berührte Frage, welche übrig bleiben fol, betrifft, fo hat ja 
diefe dad Ober-Fuftiz. Collegium auf's Entfchiedenfte beantwortet. 
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den fey. Daß died die Anficht des Ober⸗Juſtiz-Collegiums 
gewefen fey, gibt übrigens Reyſcher an einer andern 
Stelle entfhieden zu. Er fagt von dem unten zu erwäh— 
nenden Bericht dieſes Eollegiumd vom Jahr 1813 (Pro: 
gramm ©. 35): „Man fieht aus diefem Gutachten, daß 
„das Ober-Juſtiz-Eollegium feine frühere unbegründete 
„Anfiht über den Sinn des G. 23. feiner Snftruftion, 
„wornach alle und jede Statuten Neu:-Würt: 
„tembergs für die Zufunftaufgebobenfepn 
„Sollen, immer noch feſthielt.“ — Allerdings än— 
derte diefed Collegium feine Anficht über die Inſtruktion von 
1806 in einem Punkte, aber in feinem der Punkte, die 
Reyſcher anführt, und nur auf eine Weife, die der Wirk- 
ſamkeit der ftatutarifhen Gefege noch ungünftiger 
war. Es gab im Jahr 1815, wie unten gezeigt werden 
wird, der Inftruftion eine Deutung, bei der, gegen die all: 
gemeinen Grundfäge, die Rückwirkung des neu eingeführten 
mwürttembergifhen Rechts ſehr ausgedehnt wurde. 

Jedenfalls aber — behauptet Reyſcher — „waren 
die Obersfandes » Regierung und das Staats» Minifterium 
nicht mit dem Ober = Juftiz = Collegium einverftanden.“ 

Eine genauere Prüfung der Aften dürfte auch hier wies 
der auf ein entgegengefeptes Nefultat führen, 

Auf Anfragen, melde mehrere Beamte liber dad Vers 
hältniß der neumwürttembergifchen Statutar: Rechte an die 
Opber-Landed-Regierung richteten, wendete fich diefe zumächft 
an das Ober-Juftiz-Collegium um Auskunft über den Stand 
ber Sache. Dieſes gab diefe Auskunft auf die oben ange: 
führte Weife. Die Ober - Landes » Regierung ſah fi, wie 
fie dem Ober-Juſtiz-Collegium den 26. Februar 1807 mit: 
theilt, „auf die Aeußerungen deffelben veranlaßt, diefen 
„Begenftand beim Staats: Minifterium nochmals in Anre: 
„gung zu bringen und unter Rückſicht auf die Anficht des 
„Dber = Fuftiz = Collegiumd, auf Erlaffung eines General: 
„Reſcripts anzutragen.” In diefem Referipte fol nad) 
dem Antrage der Ober-Landes-Regierung den Beamten er: 
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Öffnet werden *°): 4) „daß vom 1. Jan. 1807 an nur die 
„im Altwürttembergifchen bisher beftandenen Geſetze für 
„dad ganze Königreih gemeined Recht feyen, ſomit 
„Sammtlide in den nunmehr zu einem Ganzen ver: 
„einigten Territorien vorhandenen Statuten ihre ge 
„ſetzliche Kraft verlieren follen; 2) „wo bin 
„gegen jedoch einzelne auf der Lofalität etwa berubende 
„Geſetze und Gewohnheitsrechte, in fo weit fie dem gemei— 
„nen württembergifchen Recht nicht zumiderlaufen, fernerbin 
„beſtehen mögen, 3) fo wie ed fihb ohnehin von 
„ſelbſt verſtehe, daß alle diejenigen Rechtögefchäfte, 
„weldye vor dem 1. Januar 1807 nach den bis zu diefem 
„Termin in ihrer vollen gefeplihen Kraft gebliebenen Lo— 
‚„‚Kalftatuten und Obſervanzen vollzogen wurden, auch Fünf: 
„tig nach diefen rechtlich zu beurtheilen ſeyen; desgleichen 
„A) daß in denjenigen Fällen, wo die württembergifchen Ge: 
„‚febe in Beftimmung rechtlicher VBerbältniffe der Willführ der 
„Unterthanen’ freien Spielraum laffen, folchen allerding3 un: 
„benommen bleibe, in ihren Contraften und andern Handluns 
„gen die Prinzipien der ehemals bei ihnen geltenden Status 
„ten zu befolgen, daß aber 5) fo wie ohnehin alle und jede 
„mwürttembergifche gebietende und verbietende Gefege ohne 
„Ausnahme zu. befolgen feyen, auch imUebrigen inEr— 
„manglung fpecieller®erabredungen und Anord— 
„nungen von®eitenderPartbieendieNatur und 
„Wirkungen der Rehtögefhäfte nur nah würt- 
„temnbergifhen Befeben zu beurtbeilen ſeyen.“ 

Einen Nachweis, dag die Ober Landes - Regierung, 
indem fie diefed Reſcript vorſchlug, von den Anfichten de 
Ober =» Yuftiz = Collegiums abgewichen ſey, finde ich in der 
Neyfherfhen Schrift nirgends, obwohl ed mehrfach in 
derfelben behauptet wird '°), 








25) Es ift auch abgedrudt bei Reyſcher, Programm S. 25. Ih 
fene bier blo8 noch Nummern bei, um die einzelnen Säge beifer 
bezeichnen und anführen zu können. 

22) Programm ©. 53, 54, 75. 
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Reyſcher fagt blos, was jenen Nachweis betrifft 
(S. 26 ded Programms): Es werde in jenem Entmwurfe, 
den die Ober-Landes-Regierung vorlegte, „dreierlei uns 
terfhhieden,” und führt old dieſe drei unterfchiedenen 
Punkte die an, welche ich oben mit Nro 2., 3. und 4. bes 
zeichnete. Allein gerade die fchlagendften und wichtigften 
Punkte, welche die Ober-Landes-⸗Regierung noch weiter her—⸗ 
aushebt, werden bier ganz Übergangen, die unter Nro 1. 
und 5. Nicht dreierlei, fondern fünferleiPunfte 
unterfcheidet die Dber =» Tanded : Regierung. 
Sie bemerkt, ganz mie auch das Ober: Zuftiz » Collegium, 
als fih von felbfi verftebend, daß die Einführung 
des württeımbergifchen Rechts nicht rückwirke, und daß ed den 
Privaten natürlih unbenoinmen bleibe, in ihren autonomis 
fchen Beftimmungen auf. die ftatutarifhen Nechte zurüd: 
zugreifen (Nro 3. und 4.). Diefe beiden Punkte find eben 
diejenigen, welche oben ald die im Streite gar nicht begrif: 
fenen bezeichnet wurden ?). Die Hauptpunfte aber, auf 
die es ankam, find die unter No 1., 2. und 5, enthalte: 
nen, von denen Reyſcher den erften und lebten mit Still- 
fhweigen übergeht. Als Hauptgrundfab wird von der Ober: 
Landes » Regierung vorangeftellt — dies iſt der erfte 
Punkt — daß voın 4. Januar 1807 an die in Alt- Würt: 
teınberg bisher beftandenen Gefehe für dad ganze König: 
reich gemeined Recht ſeyen (vergl. Note 13), daß ſomit 
fämmtlide, in dem nunmehr zu einem San: 
zen vereinigten Territorien vorbandenen 
Statuten ibre gefeblihe Kraft verlieren 
follen. Kann ed beftimmter und entfchiedener ausgeſpro— 
chen werden , daß die flatutarifchen Geſetze Überhaupt nicht 
mehr gelten follen, als e8 bier gefchehen ift? Sodann wird 


20) Reyſcher fagt (Programm ©. 54), daß die Ober⸗-Landes⸗ 
Regierung deutlich drei Fälle einer ferneren Wirkffamfeit der Sta— 
tuten bier unterfcheide, von welden E. v. Wächter nur einen be— 
rückſichtigt habe.-— Allein die zwei andern Fälle find ja eben die, 
über welche gar fein Streit war, noch einer feyn konnte. 
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(Nro 2.) die Ausnahme beigefügt, daß einzelne, auf der 
Lokalität etwa berubende Geſetze und Gewohn— 
heitsrechte, ſoweit ſie dem gemeinen württembergiſchen Recht 
nicht zuwiderlaufen, fernerhin beſtehen mögen, zum Schluſſe 
aber, um jedes Mißverſtändniß auszuſchließen, beigefügt 
(Nro 5.), daß auch in jenen Punkten, welche der Autonos 
mie der Privaten Überlaffen find, wenn fie von diefer kei— 
nen Gebrauch machen, ihre Rechts-Geſchäfte nur nad 
den württembergifhen Geſetzen zu beurtheilen 
ſeyen. 

Liegt nun wohl hierin eine Mißbilligung der Anſicht 
des Ober-Juſtiz-Collegiums? iſt nicht gerade dieſe Anſicht 
von der Ober-Landes-Regierung entſchieden adoptirt wor: 
den? Nur in einem Punkte könnte es ſcheinen, als ob 
die Ober-Landes-Regierung weiter gienge. „Einzelne auf 
der Lokalität etwa beruhende Geſehe“ ſollen fortbeſtehen, 
ſoweit ſie dem württembergiſchen Recht nicht zuwider lau— 
fen (Nro 2.). Sind damit blos autonomiſche Normen, wie 
ſie oben bezeichnet wurden, gemeint? oder wollte die Ober— 
Landes-Regierung noch weiter geben? Wäre dad Letztere 
der Fall, ſo ſpricht ſie doch jedenfalls nur von ſolchen Ge— 
ſehzen, welche auf rein lokale Verhältniſſe ſich beziehen, und 
durch die Lokalität bedingt ſind?). Hierbei bliebe es doch 
bei dem Grundfaße des Ober » Zuftiz = Collegiund, daß die 
ftatutarifhen,, ein jus generale enthaltenden, eigentlichen 
Geſetze Neu: Württembergd durchaus aufgehoben feyen, felbft 
fo weit fie mit dem wiürttembergifhen Rechte nicht in Wis 
derfpruch fteben und blos Lücken deffelben betreffen. 

So dürfte ed daber erwiefen ſeyn, daß die Anficht des 
her = Juftiz » Collegiums von der Ober : Lande» Regierung 
keineswegs mißbilligt wurde. 

Wurde fie aber nicht vom Staatd: Minifterium 
mißgbilligt ? 


”+) An dem etwa dürfte auch Tiegen, daß die Dber:Landed:Re: 
sierung zweifelhaft ift, ob fich folche Gefege überhaupt nur in arö- 
gerer Zahl finden würden. 
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Auf den oben angeführten Bericht des Ober-Juſtiz— 
Eollegiumd vom 9. Mai 1806 wurde daffelbe vom Staats: 
Minifterium unter dem 13. Mai in Beziehung auf feine 
verfchiedenen Anfragen befchieden. Ueber den die flatutaris 
fhen Rechte betreffenden Punft gieng der Beſcheid dahin, 
„daß es bei der deutlichen Vorſchrift der Inftruftion vom 
4, Mai, daß alle gegen die gemeinen württembergifchen 
Rechte Taufenden Gewohnheiten und Statuten abgefchafft 
ſeyn follten, bleibe.” 

Reyſcher glaubt (Programm ©. 20), daß bierdurd) 
dad Minifterium fih gegen die Anficht des Ober» Juftiz: 
Collegiumd erflärt, und diefelbe abgefertigt habe. ©. v. 
Wächter ift anderer Anfichtz er meint, daB Staatd-Mi: 
nifterium babe gegen die Auslegung, die das Ober-Juſtiz— 
Collegium feiner Inftruftion gab, nicht erinnert; und dies 
fer Meinung war aub dad Ober-Juſtiz-Col— 
legium felbft. Denn e8 legte gleich darauf dem Staats: 
Minifterium den Entwnrf eined General:-Referiptd vor, in 
welchen es, wie gezeigt wurde, durchaus feine frühere Aus: 
legung in der Form eined Geſetzes-Entwurfs fo audfprach, 
ald ob ed damit dem Sinn ded Staatd:Minifteriums ganz 
entfpräche. Diefe Annahme des her : Juftiz = Collegium 
fheint auch mir ganz richtig gemwefen zu feyn, Wenn ein 
untergeordnetes Collegium der höchſten Staats =» Behörde 
erflärt, es verftebe ein von ibm zur Anwendung zu 
bringendes Gefeb auf die und die Weife und werde 
ed in diefer Weife zur Anwendung bringen, und die höchfte 
Behörde antwortet nichtd weiter, ald daß es das Collegium 
auf den deutlichen Buchftaben des Geſetzes vermweidt, fo Fann 
das Collegium doch unmöglich annehmen, daß dadurch; feine 
Anficht und fein angekündigte Verfahren mißbilligt worden 
fen. Allein ich lege hierauf weniger Gewicht. Bon mehr 
Bedeutung ift die zweite Antwort, welche das Staats-Mi— 
nifterium dem Ober-Juſtiz-Collegium gab. Ald dad Lehtere 
am 20. Mai den oben näher angeführten Entwurf eines 
Seneral:Referipts, in welchen es feine Anficht, dag ſämmt— 
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liche ftatutarifche Gefebe vom 1. Januar 1807 an aufgebos 
ben feyen, wieder entfchieden audfpracdh, dem Staatd: Minis 
fterium vorlegte , gieng daffelbe auf die Erlaffung des Ge: 
neralrefcript8 nicht ein. That ed Died, meil es den Bors 
fhlag des Ober : Juftiz - Collegiums feinem Inhalte 
nach mißbilligte? Nicht im Geringften! Der einzige 
Grund, der dad Minifterium beftimmte, war, daß ed ein 
ſolches Nefeript jebt für überflüffig bielt. Es antwor: 
tete nämlich dem Ober-Juſtiz-Colligium lediglich Folgendes: 
„Man bat das Anbringen fammt dem vorgelegten Entwurf 
„des Seneral:Referipts eingefehen. Da aber inzwifchen die 
„Inſtruktion für den IL Senat des Ober-Juſtiz-Collegiums 
„gedruckt worden und folche alle diejenigen Verordnungen 
„und Beftimmungen enthält, nach welchen fich die Gerichte 
„in den Königl, Staaten Fünftig zu achten haben, fo bat 
„nunmehr der zweite Senat daflır zu forgen, daß den Ge: 
„richten Eremplarien diefer Snftruftion zu ihrer Nachadhs 
„tung und weiteren allgemeinen Bekanntmachung zugefen- 
„det werden.‘ 

Bei einer folhen Antwort mußte dad Collegium ans 
nehmen, daß feine Anfiht im Materiellen vom Minifterium 
nicht mißbilligt werde, und das Minifterium mußte fich 
fagen, daß das Collegium nur in diefem Sinne feinen Erlaß 
auffaffen koͤnne?). Wirklich nahm auch das Ober⸗Juſtiz⸗ 


22) Reyſcher fagt (Programm ©. 22): ‚Eine Genehmigung 
feiner Anfiht durfte dad Ober - Zufliz= Collegium. hieraus fo wenig 
entnehmen, ald aus dem vorbergegangenen Erlaß; denn nachdem 
dad Staats » Minifterium fih über die Verbindlichkeit der Statuten 
bereit3 früher audgefprochen hatte, fonnte e8 fih um fo mehr auf 
den angegebenen äußern Grund befchränfen, ald diefe Verbindlichkeit 
bon einer untergeordneten Stelle, gegen feine Abfiht, jest wieder 
zur Sprade gebracht worden war.“ — Gerade dedhalb möchte viel- 
mebr die vorgefeste Stelle um fo mehr verpflichtet geweſen fepn, 
fih gegen die Anfiht der untergeordneten Stelle auszuſprechen, 
wenn es diefe mißbilligte, während es ſah, daß die untergeordnete 
Stelle auf ihrer Anfiht beharre und fie im Rechtfprechen durchfüh— 
ren werde, 
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Collegium die Sache auf diefe Weife, wie ohne Zweifel 
auch jede andere Behörde fie genommen bätte und hätte 
nehmen müffen. Es erklärt, wie oben angeführt wurde, 
der DOberslanded: Regierung, daß ed die in feinem Bericht 
vom 9. Mai aufgeftellte Auslegung feiner Inſtruktion der— 
felben noch jept um fo mehr geben zumüffen 
glaube, ald ſolche dad Staatd » Minifterium 
nicht mißbilligt babe. Endlich aber, und was die 
Hauptfache ift, ſprach dad Staatd-Minifterium fpäter noch 
entfchiedener feine Anficht au. Es gab der Ober-Landes⸗ 
Regierung auf deren oben angeführten Antrag wegen Erlafs 
fung eined Ausfchreibend „zu erkennen, daß es bierunter 
„bei den in der Snftraftion für dad Ober-Juſtiz-Collegium 
„enthaltenen Dispofitionen fein Berbleiben behalte, daß 
„alle biöhberigen Landes-Geſetze der neu ac— 
„quirirten Territorien vom 1. Januar 1807 
„an nicht mehr gelten, bingegen, wie ſchon der $. 23. 
„der gedachten Snftruftion ausweist, alle foldhe einzelne 
„Local: Statuten und Nechtd » Gewohnheiten, welche nicht 
„contra jus Wurttembergieum laufen, ferner noch ihre 
„Kraft behalten,‘ worauf dad mit diefem Beſcheide gleichs 
lautende Audfchreiben vom 12. Februar 1807 durch die 
Dber:Randes- Regierung erfolgte?). Reyſcher gibt bier 
num felbft zu (Programm ©. 27, 29), daß bier das Staats: 
Minifterium die Snftruftion des Ober-Juſtiz-Collegiums 
anders audlegte, ald fie nach feiner (Reyfchersd) Meis 
nung auszulegen ſey?). Er gibt zu, daß dad Staat: 
Minifterium erfläre, durch jene Inſtruktion feyen die bis: 
berigen Qande8>&efehe der neu erworbenen Territorien 
unbefhränft aufgehoben worden. Er fdheint 


23) Negierungd= Blatt von 1807 ©. 15. 

24) Ob damit die fo entfchiedene und allgemeine Behauptung (3. 
B. Programm ©. 75, 75) fih vereinigen läßt, daß dad Staats— 
Minifterium Feine der Anfihten ded Ober-Juſtiz-Collegiums gebil- 
ligt habe, oder daß ed mit der, den Statuten ſehr ungünfligen An 
fiht des Ober: Zuftiz:Collegiums nicht einverſtanden gemefen fen? 
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aber der Meinung zu ſevn, daß nad) der Anficht des Staats 
Minifteriumd nur diejenigen fatutarifhen Gefebe, melde 
„Provinzial-Geſetze“ gemefen feyen,. für aufgehoben 
gelten, andere ftatutarifche Gefehe aber, „die Zofal:-Sta- 
tuten einzelner Drte” oder „die Lokal-Rechte“ 
oder „Orts-Rechte“ (Programm ©. 27, 29, 41, 66) 
noch gültig bleiben follen, fofern fie nicht gegen das würt— 
tembergifche Recht laufen. Genauer erklärt er fih über 
diefen Gegenfab nicht. Doch führt er ald Beifpiele für die 
Provinzial: Gefebe, melde dad Staats - Minifterium 
für aufgehoben erfläre, an, die vorder= öflerreichifchen Ges 
feße und dad bohenlohefche Landrecht. Welches follen aber 
die „Drtd>» Rechte” ſeyn, die dann nach diefer Ausle— 
gung noch gelten follen ? Sollen 3.8. die Gefehe der Stadt 
Ulm, welde in der Stadt galten und in dem großen Ges 
biete der Stadt, dad manches der erworbenen Gebiete ein: 
zelner Zandeöherren weit an Größe übertraf, Feine Lan— 
desgeſetze ſeyn? Sollen fie noch ald Local: Statuten 
gelten? Ebenfo das Rechtsbuch von Rotweil, dad für 
die Stadt und mehr ald fünfzehn Dörfer galt? dad Sta: 
tutenbuch von Heilbronn, daß für die Stadt und drei 
Dörfer galt? Sollten diefe fort gelten, weil fie etwa Feine 
Provinzial: Gefebe waren, während dad mannz'ide 
Landrecht, dad in ein paar neu acquirirten Dörfern galt, 
aufgehoben ſeyn fol, weil diefed ein Landes-Geſetz war? 

E8 bedarf gewiß Feines weitern Beweiſes, daß daß 
Staat - Minifterium unmöglich fo gedacht haben Fonnte, 
daß es vielmehr unter Landeögefeben nur verftanden babe 
Geſetze, die für ein einzelnes Territorium als wahre, eigent= 
liche, ein jus generale enthaltende, Gefebe galten, die ſtatu— 
tarifchen Gefepe im eigentlihen Sinn; diefen febt «8 
die Rechts» Gewohnheiten und LZofal: Statuten entgegen, 
welcher letztere Ausdrud in diefem Gegenfabe böchftens in 
dem Sinne genommen werden kann, in welchem die Ober- 
Landes -» Regierung von „einzelnen auf der Lokalität etwa 
berubenden Geſetzen“ ſprach. 
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So möchte ed außer Zweifel feyn, daß Ober» Zuflizs 
Collegium, Ober: Landes : Regierung und Staats» Miniftes 
rium darüber einig waren, daß die fatutarifhen Ges 
ſetze Neu: Württembergd durch die Inftruction von 1806 
völlig aufgehoben worden feyen, feibft in den Punfs 
ten, in welchen fie dem mwürtteimbergifchen Rechte im engern 
Sinne nicht mwiderfprechen. 

Sch gebe aber Reyſcher zu, daß dad Staats-Mini— 
fterium nicht befugt war, für fich eine authentifche Inter— 
pretation der genannten Snftruction zu geben, und daß man 
deßhalb auch dem Ausfchreiben vom 12. Februar 1807 
Geſetzeskraft nicht beilegen Faun ?°), Es kommt daher 
darauf an, zu ermitteln, wie der Geſetzgeber felbft gedacht 
bat. Dies führt zunächſt auf die 


V. 
Einführung des württembergiſchen Rechts in den nad) 
Erlafung der Inſtruction von 1806 erworbenen Landes- 
| Theilen. 

reset; vom 27. October 1810 und 19. October 1811. 

Befanntlic wurde das Königreich nach dem Zeitpunfte, 
in welchem die Inſtruction für dad Ober-Juftize Collegium 
erlaffen wurde, durch neue Erwerbungen noch bedeutend 


25) Anderer Anficht ift Herr Profeffor Michaeliß in der oben 
angeführten Recenfion ©. 150. Er argumentirt auß dem Gefese 
vom 12. Geptember 1514, in welchem jened Audfchreiben für ein 
Gefes erflärt werde. „Denn indem es alfo beginnt: „„Wir has 
„„ben dur frühere Berordnungen Unſere Allerhöchſte Willens: 
zn, Meinung zu erfennen gegeben’ u. f. w., wird damit nicht nur 
‚die Inftruftion von 1806, fondern aud dad Audfchreiben vom 12, 
„Februar 1807 ald ein Gefes anerkannt, da über diefen Gegen= 
„ſtand eben nur diefe beiden Königl. Willens: Erklärungen vorban= 
„den find.’ Allein ed ift bier überfehen, daß auch die Inftruftion 
für dad Dber- Tribunal, daß ferner dad Manifeft vom 27. October 
4810 und daß endlid die Inftruftion für die untern Civil-Gerid)ts- 
Stellen vom 19. Detober 1811 (Mote 29) von demfelben Gegenftande 
banbdeln, fo daß wir alfo fhon vier eigentliche Gefese über diefen 
Gegenftand haben, die dem Gefes von 1814 voraudgiengen. 
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vergrößert. Namentlich geſchah died in der zweiten Hälfte 
ded Jahres 1806 und in den Jahren 1809 und 1810. 
Ueber die Einführung des württembergiſchen Rechts 
in den Gebietötheilen, welche in der zmweiten Hälfte des 
Jahres 1806 und fpäter biß zum Jahr 1810 (ausſchließ— 
lich) gemadt wurden, eriftirt Beine befondere Akte. Man 
feheint geradezu angenommen zu haben, daß die Erflärung, 
welche der Gefepgeber in der Inſtruction für das Ober— 
Juſtiz-Collegium und für dad Ober-Tribunal in der erften 
Hälfte des Jahres 1806 gegeben habe, vollfoınmen genüge; 
bierin feyen ja die Richter angemiefen, auch für die neuen 
Rande durchaus nach dem in Alt: Württemberg geltenden 
Rechte zu fprehen und died müffe für fpätere Erwerbungen 
fo gut gelten, wie für die früheren. Man nahm daher an, 
daß mit der Beſitz-Ergreifung der neuen Landes— 
tbeile auch das altwürttembergifche Recht und der Inhalt 
der gedachten Inſtructionen in ihnen eingeführt fey. Dies 
ergibt fih aud daraus, daß dad Staats - Minifterium im 
Sabre 1807 in feinem Erlaffe an die Ober » Landed = Regie: 
rung ganz allgemein derfelben aufgibt, dafür zu for= 
gen, daß bei den Gerichten in den neu acquirirten Landen 
die wuͤrttembergiſchen Gefege gehörig angefchafft werden, 
und daß es eben fo allgemein von der vom 1. Januar 
1807 an eintretenden Ungültigfeit der bisherigen Landes— 
Gefepe jener Territorien fpricht, ohne die inzwifchen und 
eft nah Erlaffung jener Inſtructionen erworbenen 
Randestheile auszunehmen; es ergibt fich ferner ald Abficht 
des Geſetzgebers felbft durch fpäter erlaffene Geſetze, welche, 
wie dad Gefeb vom 19. Junius 1808 über die Gefchäfte 
der mwillführlihen Gerichtöbarkfeit ?°%), die Gültigkeit des 
württeımbergifchen Rechts im ganzen Lande voraudfenen ; 
ferner au8 der Inftruction der untern Civil-Gerichts-Stellen 


26) Aus dem Letzteren befonderd folgert auch da3 Königl. Ober: 
Tribunal da8 im Terte Gefagte, in einer von v. Bolley mitgetheils 
ten Entfcheidung vom 2. Januar 1838. ©. diefe Monatfchrift Bd. 
1. ©. 189 ff. 
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vom 19. October 1811 $. 55., in welcher die Provinzial: 
Zuftiz = Eollegien in Anfehung der Rechtsnormen lediglich 
auf den $. 23. der Inſtruction für dad Ober-Jufliz:Colles 
gium verwiefen werden, und endlich eben fo beftimmt aus 
dem fpäter näher anzuführenden Gefehe vom 12. Septem⸗ 
ber 1814. 

Nur bei den Erwerbungen, welde in das Sahr 1810 
fielen, wurde durch eine befondere ausdrüdliche Erflärung 
da8 württembergiſche Recht eingeführt. In Beziehung auf 
diefe Ermerbungen beißt ed in einem Manifefle vom 27. 
October 1810°’): „daß mit dem Tage der Publikation 
„dieſes Manifeftes Unfere Geſetze, Verordnungen und Bor: 
„SHriften in Ju ſtiz-, Regiminal-, Polizei= und ſtaats— 
„wirtbfhaftlihen, fo wie auch in Militär= und Kirchen: 
„Angelegenheiten in Unfern neu erworbenen Landen dies 
„felbe wirkende Kraft haben follen, wie folche bisher 
„in den übrigen Theilen unferd Reiche angewendet und 
„volzgogen wurden ?).“ 

Schon diefe Erklärung ded Geſetzgebers, welche Rep: 
fher (Programm ©. 31) zwar anführt, aber ohne eine 
Bemerfung beizufügen, dürfte bemeifen, daß er davon aus— 
gieng, in den neu erworbenen Landen fole durchaus das 
gleiche Recht gelten, wie in Alt» Württemberg , alfo bei 
Lücken des württembergifchen Rechts im engern Sinne nicht 
der Inhalt der flatutarifchen Gefege, fondern das gemeine 
Recht zur Anwendung kommen. 

Man möchte zwar hiergegen einwenden, daß felbft unfer 
Zandrecht blod die dem Landrechte widerfpredhenden 
Lokalrechte für ungültig erfläre und den Richter verpflichte, 
bei Lücken des Landrechts nad) etwa vorhandenen fonderbaren, 
ehrbaren Statuten zu entfcheiden. Allein man gieng, wie 
ich in meinem Handbuch des württembergifchen Privatrechtä 


27) Die neue Eintheilung des Königreichs betreffend. Regierungs— 
Blatt Beilage zu Nro 53. ©. 55. 

28) Vergl. die in Note 26 angeführten Entfcheidungs - Gründe 
ded Ober: Tribunal® ©. 189, 190, 
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Bdı. S. 680 zeigte, Ichon nach der Einführung des Land- 
rech8 durchaus davon aus, daß ftatutarifche Gefebe nicht 
mehr zu berücfichtigen feyen. Sollten daber in Neu: 
Württemberg die mürttembergifchen Yuftiz = Gefebe und 
Vorfohriften ganz die Kraft haben, mie fie bisher in Alt: 
Württemberg angewendet und vollzogen wurden, 
fo war damit auch alle Gültigkeit der flatutarifchen Ge— 
febe Neu-⸗Württembergs audgefchloffen ?°). 

Auf Bündigſte aber fpriht der Gefebgeber diefes 
und daß er Überhaupt die flatutarifchen Geſetze Neu: Würt: 
tembergs durchaus und allgemein babe aufheben wollen, in 
dem Gefebe vom 12. September 1814 aus. 


VI. 
Gefeb vom 12. September 1814. 

Aogische Auslegung der Anstructionen bon 1806 und Beieis, 
dass die statutarischen Gesetze Der neuen Gebietstheile völlig 
aufgehoben wurden. 

Daß bei der Einführung ded württembergifchen Rechts 
in den neuen Gebietötheilen nicht auf die gehörige Weife 
verfahren wurde, ift befannt. Die altwürtteınbergifchen 
Beamten, welche im neuen Lande angeftellt wurden, wende— 
ten das württembergifhe Recht auch in Fallen an, in wel— 
hen die Anwendung deffelben den Abfichten des Gefepge- 
ber eben fo fehr entgegen war, als den Prinzipien der Ges 
rechtigfeit. Giengen fie ja fogar in vielen Orten fo meit, daß 
fie die Autonomie der Privaten auf eine den württember— 
gifchen Geſetzen ganz Far zumiderlaufende Weife beſchränk— 
ten, indem fie 3. B. häufig geradezu dagegen einfchritten, 

29) Die Inftruftion für die untern Civil» Gerichtd- Stellen vom 
49. Dctober 1811 $. 55. vermweidt, wie fhon angeführt wurde, le— 
diglich auf den $. 23. der Inftruftion für dad Ober: Zuftiz = Colle» 
gium. Es fommt alfo bei ihr lediglih auf den Sinn diefer Inftruf- 
tion an. In welchem Sinne fie aber bier genommen und in wel- 
chem fie angewendet wurde, dies laßt fih wohl Leicht ermeffen, in= 
dem, was Jenes betrifft, dad Staatd:Minifterium ed war, daB den 
$. 53. vorfchlug, und, was die Anwendung betrifft, da3 Ober-Juſtiz⸗ 
Collegium ed war, welches zunächſt diefelbe zu überwachen hatte. 
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wenn Ehegatten dur Ehe-Verträge die ftatutarifche allge: 
meine Güter = Gemeinfhaft bei ihrer Ehe feftfeben woll— 
ten ?%). Ber einem folhen Verfahren war e8 nicht zu ver- 
wundern, daß fie bei der ohnehin theilmeife beftrittenen 
Frage Über Rückwirkung neuer Gefepe viele Fehler madıten 
und den Inhalt der württembergifchen Geſetze auf eine ganz 
unzuläßige Weife auf früher begründete Rechts-Verhältniſſe 
anmendeten und zurück wirken ließen. So machte fich bald 
das Bedürfnig dringend fühlbar, genaue Vorfchriften über 
die Art und Weife, wie das mwiürttembergifche Recht in den 
neuen Landen zur Anwendung zu bringen fey, zu erlaffen, 
Es erhielt deshalb das Ober» Zuftiz= Collegium durch ein 
Decret des Staatd - Minifteriums vom 27. Februar 41812 
den Befehl, ein Gutachten fiber diefen Gegenftand zu ers 
ftatten und einen Entwurf des zu erlaffenden tranfitorifchen 
Geſetzes beizulegen. Zum Referenten in der Sache wurde 
der Ober-Juſtiz-Reviſions-Rath v. Georgii (fpäter Obere 
Zribunal-Präfident) beftellt. Vor Allen mußten bei diefer 
Arbeit Referent und Collegium fi über den Sinn der 
Inſtruktionen von 1806 in’d Klare ſetzen und verftäns 
digen; denn diefe waren e8, durch welche zunächft das würts 
tembergiſche Recht in den neuen Landen eingeführt wurde, 
und um das aufgetragene Gefeb entwerfen zu Fünnen, mußte 
vor Allem feftgeftellt feyn, in welchem Sinne und in wel: 
chem Umfange jene Inftruftionen dad württembergifche Recht 
einführen und welche Wirkfamkeit fie etwa noch den ſtatu— 
tarifhen Geſetzen geben mollten. 

Hier gieng nun Georgii von folgender Anficht aus *'): 
Nah der Inftruftion für dad Ober « Zuftiz = Collegium 

von 1806 fey 1) die Aufbebung ſämmtlicher ftatu: 
30) Viele Belege biefür werden in der II. Abtheilung des I. Ban: 
ded meined Handbuched gegeben werden. EB machten diefe Beamte 
e8 gerade fo, wie ein Paar Zahrhunderte vorher ed der Vogt Hau⸗ 
wer v. Haumenberg gemaht hatte. Mein Handbuch Bd I. ©. 


292, 295, Note 5 und 3. L 
»2) Georgii ließ fpäter feine Relation abdruden im Archiv für 


eiotliftifhe Prarid Sb II. S. 145-189. 
Monatfchr. f. d. Juſtizpſi. IV. Bd. 3. Abty. ' 28 
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tarifher Gefepe Neus Württembergs für die Zukunft - 
vom 1. Januar 1807 an nicht im Geringften zu bezweifeln. 
Die Infteuftion wolle aber. dabei wefentlich auch über die 
Behandlung der vor dem 41. Sanuar 1807 begründeten 
Rechts » Verhältniffe und über die Frage, wie weit dad 
neu eingeführte württembergifhe Recht (im meis 
teren Sinne) rüdmwirfe, eine Norm geben. In dieſer 
Hinficht ftelle fie die Sähe auf: 2) Rechtöverhältniffe, welche 
vor dem 1. Januar 1807 begründet wurden, follen zunächſt 
noch nad den ftatutarifchen Geſetzen beurtheilt werden, daß 
neue Recht fol hier nicht rückwirken; allein 3) in Punk: 
ten, in welchen die flatutarıfchen Gefebe gegen dad würt: 
tembergifhe Recht laufen, daß heiße (Georgii 
nahm dieſen Ausdrud in dem oben berührten engeren 
Sinn) mit abfolut befeblenden oder verbieten: 
den württembergifchen Geſetzen im Widerfpruche ftehen, 
follen felbft auf früher begründete Rechts-Verhältniſſe in 
Betreff ihrer fpäteren Wirkungen nicht die flatutarifchen 
Gefepe, fondern daB württembergifhe Recht zur 
Anwendung gebracht werden, dad württembergiſche Necht 
alfo bier rüdmwirfen ’?). 


32) Georgii fagt nämlich über den $. 23. der Inſtruktion für 
daB Dber:ZuflizeCollegium von 1806 Folgendes (eiviliftifched Archiv 
a. a. O. ©. 160): „In dem erften Sag wird dem Gericht aufge 
‚‚geben, bei Entfcheidung ber Rechtsſachen zuerft auf die befondern 
„Rechte und Statuten jeden Orts und erft in subsidium auf die 
„württembergifchen Gefege Rüdfiht zu nehmen. Es kann nidt 
„wohl die Abficht gemwefen feyn, jenen Statuten aud noch nad; dem 
„1. Zanuar 1807 eigentlich gefegliche Kraft zu verleihen, fondern 
„es kam vielmehr darauf an, für Rechts-Geſchäfte, die noch vor 
„dem 1.YJanuar1807 eingegangen waren, eine Entfheidungs- 
„Norm dem Richter zu ertheilen. In fo ferne find die Statuten 
„ausdrücklich ald Norm beftätigt. Bei Rechts: Gefhäften, die vor 
„dem 1. Januar 1807 gänzlich abgethan waren, verfteht fih die Be— 
„urtheilung nah dem ehemaligen Gefes und die Ausſchließung des 
„württembergifchen Rechts fo ſehr von felbft, daß es diedfalld feiner 
‚‚befonderen Didpofition bedurfte. Folglich können eigentlid nur 
„ſolche Rechts-Geſchäfte gemeint feyn, deren Folgen und Wirkungen 
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Bon diefen Grundfäben nun gieng Georaii 
bei Bearbeitung des tranfitorifchen Gefebes aus, und führte 
fie in demfelben näher durch, nur daß er den lebten Grund: 
fa nicht durchaus confequent zur Anwendung brachte, 

Allerdings bat Reyſcher Recht, wenn er (Programm 
©. 39) Georgii’d Auslegung eine erzwungene nennt. 
Nur ift e8 entfchieden unrichtig, wenn er glaubt, daß der 
Geſetzgeber ihr nicht beigepflichtet habe °?), 

Der Geſetzgeber bat vielmehr diefer Ausle— 
gung der Inftruftion auf's Entfchiedenfte bei— 
gepflihtet, und dies im Geſetze felbft auf's 
Klarfte audgefprochen. Dies ift fehr Leicht zu erweifen. 


„noch nah dem 1. Januar 1807 fortdauernd waren. Der zweite 
„Theil jener Stelle verordnet, in wie weit die Statuten in Betreff 
„der fpätern Wirkungen ded Rechts» Gefchäftd beachtet werden 
„Dürfen. Nur alddann follen fie e8, wenn fie nicht gegen dad würt⸗ 
„tembergifhe Recht laufen. Was will died nun fagen: dad Gta- 
„tut lauft gegen dad mwürttembergifche Gefes? Ohne Zweifel nur 
„ſo viel: „„wenn dad württembergifhe Gefes abfolut befehlend 
„oder verbietend iſt,““ dann kann der Befehl und dad Verbot 
„des Statut3 felbft in Anfehung der neuen Folgen eine früs 
„bern Rechts-Geſchäfts gegen dad württembergifche Gefes Feine 
„Wirkung mehr haben. Wo aber diefed bloß ein erlaubendes Gefeg 
„iſt, d. i. wo e8 den Partheien freie Willführ läßt, das Gefhäft 
„einzurichten, wie fie wollen, — wo daß Gefes blos alsdann in sub» 
„sidium eintritt, wenn die Intereffenten nichts vom Gefes Abwei— 
„chendes ausdrüdlich feftfesten, wo mithin dad Geſetz blos deswegen 
„gilt, weil es die Partbeien in ihren Willen aufgenommen hatten 
„und aufnehmen durften, — da gilt das alte Statut noch forthin, 
„und zwar im Gefolge des Willend der Intereifenten, weil fie nicht 
„aus dem Gefes unmittelbar, fondern unter deifen Schus aus ih: 
„rem Rechts-⸗Geſchäft fortdauernde Rechte erworben hatten.’ 


33) Ehen fo unrichtig ift ed, wenn er Rob. v. Mohl und mir 
aufbürdet, daß wir die Georgirfhe Anfiht theilten Wir 
Beide, Mohl und ih, erklärten und auf’5 Beſtimmteſte gegen 
Georgii's Auslegung, fofern ed fih bier von der Anwendung doc= 
trineller Auslegungd = Regeln handelt. Nur behaupteten wir, daß 
ihr Inhalt ald Sinn ded Gefeged zu behandeln und anzuwen— 
ben fey, weil der Gefengeber fie adoptirte und im Gefese ald feine 
Anficht entfhieden ausſprach. 

25* 
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Das Ober⸗Juſtiz⸗Collegium nahm die Anträge Ge: 
orgii's, mit Ausnahme eined einzelnen untergeordneten 
Punktes, der für unfere Frage ohne Bedeutung ift, durch— 
aus an ’*), und legte den in diefem Sinne audgearbeiteten 
Gefeped-Entwurf zur Genehmigung vor, Der Geſetzge— 
ber genehmigte fammtlihe Anträge des Eolle 
giums und verfündigte unter dem 12. Septeinber 1814 
dad vorgefchlagene Gefep. 

Darin, daß der Gefehgeber ſämmtliche Anträge des 
Collegiums annahın, liegt ſchon offenbar, daß er die Aus: 
legung, welhe Georgii und das Collegium von der In—⸗ 
firuftion von 1806 aufftellten, durchaus zu der Seinigen 
machte. Namentlich hatte dad Collegium einige eigenthüm— 
liche Beftimmungen über Rückwirkung des württeinbergifchen 
Rechts in Fällen vorgefchlagen, in welchen nach allgemeinen 
Grundfägen eine Rüdwirfung nicht eintreten follte (und 
die es auch ald befondere nur hier geltende Ausnahmen bes 
zeichnet), eben weil es eine folhe Rüdwirkung in der Ins 
fleuftion von 1806 vorgefihrieben glaubte °*), und der Ges 


34) Der Punft betraf dad Verhältniß verfhiedener Hypotheken zu 
einander. — Das Anbringen ded Ober-Zuftiz-Collegiumd (vom 18. 
März 1813) ift au Georgii’d Relation beinahe wörtlich genom— 
men; die Lestere wurde übrigend dem Anbringen nod befonders 
beigelegt. Leber den $. 23. der Inſtruktion von 1806 fagt das 
Sollegium in feinem Anbringen: „aus demfelben gebe immerhin 
fo viel hervor, daß auch nad diefer Normal: Beflimmung die unter 
den nun nicht mehr geltenden Gefegen der dem Königreidhe ein= 
verleibten Territorien erworbenen Rechte refpectirt, und wenigſtens 
daßjenige, was an befagten Statuten lediglid juris permissivi 
war, von dem man daher nicht fagen fann, daß ed gegen da3 würt« 
tembergifhe Recht laufe, auch in Abficht auf die erft fpäter eintres 
tenden Folgen der früher eingegangenen Rechts-Geſchäfte u. in 
Anwendung gebracht werden foll.’ 

35) Schon deshalb muß man behutfam feyn, wenn man dem Ges 
fes eine allgemeine analoge Anwendung auf die Lehre von der Rück⸗ 
wirkung überhaupt geben will. Das Gefes hat freilich den Fehler, 
daß ed in den meiften feiner 68. fih fo allgemein ausdrückt, als 
ob ed die Lehre von ber Rüdwirfung überhaupt normiren wollte. 
Allein Rubrik und Eingang beweifen die fpezielle Beziehung des 
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febgeber nahın auch die ſe Anträge an. Was fobann nament» 
lich feine Anficht fiber die Ungültigkeit der flatutarifchen Ges 
fepe Neu: Württeımbergd anbelangt, fo würde, da er daB ganze 
Gutachten billigte, und die darauf geftlibten Vorfchläge als 
Geſetz verfündigte, ſchon daraus hervorgehen, daß er auch 
über diefen Punkt ganz fo dachte, wie dad Dber » Juflizs 
Collegium. Doc fagt er died zum Leberfluffe noch aus» 
drüdlid im Eingange ded Geſetzes. Diefer lautet fo: 

„Wir haben durh frühere Verordnungen Uns 
„Sere allerböchfte Willend- Meinung zu erfennen 
„gegeben, daß mit dem 1. Januar ded Jahres 1807 und 
„in den fpäter erworbenen Landestheilen von der Zeit der 
„Einführung des mwürttembergifchen Rechts in denſelben 
„Sammtlihe flatutarifhe Geſetze der mit Unfe 
„rem Königreiche zu einem Ganzen vereinigten 
„vormaligen Territorien und Gebiete ihre ver 
„bindendeKraft verlieren, und von obgedahtem 
„Zeitpunfte an die altwürttembergifhen Ge— 
„jede ald allgemein ne Recht angefehen 
„werden follen. 

„Dabei Fonnte jedoch 7 allerhöchſte Abſicht nie da⸗ 
„hin geben, dieſen Geſetzen eine rückwirkende Kraft beizu— 
„legen, und ſie zum Nachtheile bereits unter der Herrſchaft 
„der vormaligen Geſetzgebung wohlerworbener Rechte Uns 
„ſerer Unterthanen in den neu acquirirten Landen anwen⸗ 
„den zu laſſen. 

„Gleichwohl ift aus vielen zur Kenntniß Unſerer hoͤ⸗ 
„bern Juſtiz-Stellen gekommenen Thatfachen zu entnehmen 
„geweien, daß in Rüdficht der Anwendung des mwürttems 
„bergifhen Rechts auf frühere Fälle mancherlei Ungleiche 
„beiten in der Anfiht und Behandlungs: Art vorgekommen, 
„auch noch jebt vorhanden find, und Wir finden Uns daber 


Gefeged genügend. Auch Georgii ſelbſt erklärte fih in feinem 
Entwurfe einer Pfand = Drdnung ©. 455 gegen eine Ausdehnung 
des Geſetzes in foldhen Punkten, in welchen c3 ausnahmsweiſe Rüd- 
wirkungen vorfchreibt. 
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„bewogen, tiber diefen Gegenftand folgende allgemeine und 
„auf einige der häufigeren Fälle angewandten Borfchriften 
„zu ertheilen.‘ 

Es erflärt bier der Geſetzgeber auf's Klarfte und Un: 
umwundenſte, daß er durch feine früberen Verord— 
nungen beabfihtigt babe, ſämmtliche flatutaris 
ſche Geſetze Neu-Wührttembergs völlig aufzubes 
ben, und daß nach ihnen lediglich die altwürttembergiſchen 
Geſetze als allgemein geltendes Recht auch in Neu-Würt— 
temberg angeſehen werden follen ?°). Bei einer ſolchen ent— 
fhiedenen. Erflärung des Gefepgeberd ‚felbft follte in der 
That nach den allgemein anerkannten Audlegungd = Grund» 
fügen nicht mehr gezmeifelt werden Fönnen, in welchem 
Sinne jene früheren Verordnungen, namentlich die beiden 
Snfteuftionen von 1806 und dad Gefeb vom 27. October 
1810, zu nehmen find, 

Allein felbft mehrere von denjenigen Schriftftellern, 
welche im Reſultate meine Anficht theilen, legen doch dem 
Geſetze von 1814 nicht die Bedeutung bei, die ihm beizu— 
legen if. So fagt C. v. Wächter ?’): fo Far aud in 
der Hauptſache der Eingang ded Geſetzes fpreche, fo könne 
man doch nicht verfennen, daß e8 eine ausdrückliche Dispo— 
fition binfichtlich unferer Frage nicht enthalte, und daß die 
Abfiht, die Inftruftion vom 4. Mai 1806 authentiſch zu 
interpretiren, darin nirgends andgefprochen fen, und ebenfo 
flimmt Michaelid Reyſchern bei®®), welcher ähnliche 
Gründe gegen die Beweiskraft des Gefehed von 1814 vors 
bringt. 

36) In diefem Zufammenbange und Gegenfage kann unter dem 
Anhalt der altwürttembergifhen Gefesge, der ald allgemein 
geltendes Recht angefehben werden foll, nit blo8 dad württember- 
gifche Recht im engern Sinne verftanden werden, fondern ed muß 
darunter auch die Beflimmung jener Gefese, daß der Richter bei 
Süden derfelben nah dem gemeinen Redte zu entfheiden babe, 
begriffen werden. Vergl. auch Note 13. 


37) Monatfchrift Bd II. ©. 18. 
»») In der oben angeführten Necenfion ©. 22. 
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Allein fchon die Behauptung dürfte zu bezweifeln ſeyn, 
daß das Gefeb von 1814 Feine authentiſche Interpretation 
der frühern Geſetze Über unfern Gegenftand enthalte. Man 
wendet ein, der Gefebgeber babe nicht den Zwed gehabt, 
bier feine frübern Gefepe auszulegen. Allein darauf läßt 
fih erwiedern: Er hat offenbar den Zwed gehabt, genauere 
Beftimmungen darüber zu geben, wie feine frübern Ges: 
febe, durch welche daß württembergifhe Redht in 
Neu: Württemberg eingeführt wurde, feinem 
Sinne gemäß zur Anwendung zu bringen feyen. 
Dies thut er nun, indem er erflärt: er babe zwar aller: 
dings beſtimmt und beftimmen wollen, daß fämmtliche 
ftatutarifche Geſetze Neu-Württembergs ihre verbin: 
dendeKraft verlieren, und daß die Beflimmungen der 
württembergifchen Geſetze überall gleihmäßig gelten follen; 
allein man habe diefer Beftimmung, gegen feinen Willen, 
bäufig eine zu große Ausdehnung gegeben; ed fey nicht 
feine Abficht gewefen, das neu eingeführte württembergifche 
Recht in dem Grade rückwirken zu laffen, wie es von 
manchen Stellen geübt worden, und deöhalb wolle er num 
über diefen Punkt folgende nähere Beſtimmungen geben. 
So enthält dad Geſetz von 1814 eine wahre eigentliche aus: 
thentifche Interpretation der frühern Gefebe, namentlich der 
Inſtruktion von 1806 ihrem ganzen Inhalte nah, nicht 
blo8 in Beziehung auf die Frage der Rückwirkung, fondern 
überhanpt auch in Beziehung auf die Frage, ob und in wie 
ferne die ftatutarifchen Geſetze Gültigkeit behalten follen, 
weil diefe Frage mit jener wefentlih zufammenhängt. 
War auch der nächftegmed des Geſetzgebers blos, die Frage 
über die Rüdwirfung zu normiren, fo Fonnte er dies doc) 
nicht, ohne Über den Sinn der frühern Gefebe überhaupt 
ſich audzufprechen. Denn ehe er fich über den Umfang oder 
Grad der Rüdwirfung oder Nichtrüdwirfung des neu ein: 
geführten Nechts erklären Fonnte, mußte er doch beſtimmt 
fagen, in welchem Umfange die Einführung ded neuen 
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Rechts überhaupt fih erfireden und wie ed mit der 
Gültigkeit des alten Rechts überhaupt gehen follte. 

Aber auch gefepr, jedoch nicht zugegeben, das Geſetz 
von 1814 enthalte Feine autbhentifche Auslegung der frühern 
Geſetze, fo würde dadurch doch die Beweiskraft deffelben 
für unfere Frage nicht im Geringften gemindert. Nach ans 
erfannten Grundfäben unferer Wiffenfchaft Fommt ed, um 
den Sinn eined Gefebed auf praftifche, vom Richter zu be= 
folgende Weife feftzuftellen, wie Goeſchen fagt *°), nur 
darauf an, beraudzubringen, was der Gefebgeber eigentlich 
fagen wollte, oder, wie Reyſcher faut*°), die wahre 
Abficht ded Gefepgeberd zu ermitteln. Eben fo anerkannt 
ift ed, daß zu dieſem Zwecke vornehmlich andere Aeußerun— 
gen und Erklärungen des Gefebgeberd, ſeyen e8 auch nur 
beiläufige, zu benügen find **), und nur darüber wird ge— 
fleitten, ob auch folhe Arußerungen des Gefepgeberd und 
überhaupt ſolche Momente, die nicht in einem Gefepe 
felbft enthalten find, zu jenem Zwecke benübt werden kön— 
nen. Darüber aber ift meines Wiffend unter den Schrift: 
ftellern, welche die Lehre von der Interpretation bebandeln, 
fein Streit und Zweifel, daß felbft eine beiläufige und eine 
blo8 enunciative Aeußerung des Geſetzgebers in einem fpätes 
ren Geſetze zur Auslegung früherer Geſetze benübt werden 
fann und muß. Zum Wenigften nun baben wir hier im 
Geſetze von 1814 eine ſolche Aeußerung und zwar eine fo 
beftimmte und klare, daß über ihren Sinn und eben damit 
darüber, wie der Gefehgeber die frübern Gefepe nahm, in 
der That Fein Zweifel mehr ſeyn kann. 

Selbſt Reyſcher gibt (Programın ©. 34) zu, „daß 
wenn man die oben abgedrudte Stelle ded Gefehed von 
1814 wörtlich nehme und damit dad Gutachten des Ober: 


39) In feinen Vorlefungen über da8 gemeine Civil» Redt, her: 
aufgegeben von Alb. Errleben, WI ©. 69. 

20) MWürttembergifhed Privat-⸗Recht $. 84. 

#1), Mühlenbruch, Pandelten- Recht $. 62. Schweppe, ro: 
mifched Privat-Recht $. 14. Göſchen aa. D. ©. 77. 
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Juſtiz-⸗Collegiums und Georgii's vergleiche, e8 allerdings 
fheinen möchte, daß der Geſetzgeber von der Vorausſetzung 
einer völligen Aufhebung der Statutar:Rechte ausgegangen 
ſey.“ Allein Reyſcher führt dann vier Gegengründe au, 
von denen freilich Fein einziger dad, was er eben zugeges 
ben bat, auch nur im Geringften zu beben im Stande ift, 
Er fagt: 

„1) die Stelle ift nicht beftimmender (didpofitiver), 
„‚fondern erzählender (enunciativer) Natur, d. b. ed fol 
„dadurch Fein neued Geſetz gegeben, fondern nur die ges 
„ſchichtliche Veranlaffung der neuen Verordnung angedeus 
„tet werden ; 

„2) diefelbe enthält auch Feine gefeblihe Auslegung ; 
„wenigftend gebt die Abficht einer folchen au8 dem Gans 
„zen nicht hervor, Dad neue Gefeb hatte nämlich nur die 
„Sale des Widerftreitd zwifchen den alten und neuen Ge— 
„sepen in den erworbenen Landen im Auge. Von einem 
„Widerftreite der mwürttembergifchen Gefepe mit den vor: 
„württembergifchen Geſetzen NeusWürttembergd kann aber 
„nicht die Nede ſeyn in Fällen, worüber die erfteren nichts 
„beſtimmen, und wo nun bülfmeife immer noch die Lehtes 
„ren wirken fünnen und follen, eben meil fie nicht gegen 
„daB württembergifhe Recht Yaufen ; 

„3) das Geſetz vom Jahr 1814 felbft Liefert einen Bes 
„weiß, daß die gedachte Eingangs: Stelle nicht buchftäblich 
„zu verfteben if, indem, ungeachtet nad) derfelben die Vers 
„‚bindlichfeit der Statutarrechte mit dem Jahre 1807 aufhö— 
„ren follte, gleichwohl fofort eine Reihe von Fällen angeführt 
„wird, wo diefelben noch in Anwendung kommen, mweil die 
„neuen Gefepe nicht auf vergangene Fälle zurüdwirken. 
„Hienach Fann denn auch 

„4) weder die gutächtliche Aeußerung des Obers$uftiz: 
„Sollegiums, noch die Anficht des mit Abfaffung ded Ge: 
„ſetzes beauftragten Staatödienerd als entfcheidend ange: 
„ſehen werden, da aus dem Gefepe felbft nicht hervorgeht, 
„daß der Gefepgeber die eine oder die andere Anficht ge— 
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„tbeilt babe, folglich jede derfelben nur wie eine andere 
„Privat: Meinung anzufeben iſt.“ 

Wie durch den Grund unter Nro 1. bewiefen werden 
fol , daß der Geſetzgeber von der Vorausſetzung einer völ- 
ligen Aufhebung der Statutarrechte nicht audgieng, ift in 
der That nicht einzufehen. Es fragt fih ja nicht von der 
Erlaffung eines neuen Geſetzes, fondern blo8 davon, was 
der Geſetzgeber über den Sinn äußerte, den er mit frübern 
Geſetzen verband, und Reyſcher giebt felbft zu, daß 
verba enuntiativa allerdings zu logiſcher Auslegung ber 
Geſetze dienen. 

Was den zmweiten Grund betrifft, fo ift fhon oben 
gezeigt worden, daß dad Gefeb von 1814 eine autbentifche 
Auslegung der frübern Gefepe enthält. Reyſcher ſelbſt 
fcheint dies nicht entfchieden in Abrede ziehen zu wollen; 
wenigftend deutet fein „wenigſtens“ darauf bin. Uebrigens 
batte daß neue Geſetz nicht blos den Widerftreit zwiſchen 
den flatutarifchen Geſetzen Neu: Württembergd und dem 
württembergifchen Recht im engern Sinne im Auge, fon 
dern den zmifchen jenen Gefeben und dem gefammten 
Rechte, dad in Alt Württemberg galt, d. b. dem württem⸗ 
bergifchen Recht im engern Sinne und dem es ergäns 
zenden gemeinem Rechte. So wird man z. B. nicht 
Yaugnen wollen, daß an den Orten, wo preußifched Recht 
galt, in Punkten, in welchen das mwürttembergifhe Partiku— 
larrecht Lücen bat, bei einem Conflict de8 gemeinen 
Rechts mit dem preußifchen Rechte das Gefeb von 1814 
zur Anmendung zu bringen ift. 

Was den Grund unter Neo 3. betrifft, fo geftebe ich, 
daß ich einen folchen Einwand nicht erwartet hätte. Aus 
der Beftimmung ded Gefehgeberd, dad neu eingeführte 
Recht dürfe gegen die alten aufgebobenen Ötatutar: 
rechte nicht rückwirken, fol folgen, daß feine Erflä: 
rung, nad melcher fänmtlihe flatutarifhe Geſetze ihre 
verbindende Kraft verloren haben follen, nicht buchſtäblich 
zu verfteben fen! Was fol dieg heißen? Soll etwa daraus 
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folgen, daß die aufgebobenen Statute doch — nicht aufge: 
boben feyen? daß fie noch fubfidiäre Gültigkeit haben ? 
Wenn der Gefepgeber fagt: die Statutarrechte follen auf: 
gehoben feyn und ein andered Recht an ihre Stelle tre— 
ten, aber diefed Lestere fol nicht rückwirken — iſt damit 
die Aufhebung der Statutarrechte reftringirt? Fann 
fie num nicht mehr buchftäblich verftanden werden? Iſt nicht 
vielmehr damit blos Etwas gefagt, was eigentlich bei jes 
der Aufhebung eines Rechts fih von felbft verfteht? 
Doc es ift fhon oben ©. 408 f. hierauf geantwortet. 

Was den vierten Grund betrifft, fo ift allerdings das 
Sutachten des Ober-JuftizeCollegiums und Georgirs für 
fih allein nicht als entfcheidend anzufehen. Aber unbes 
greiflih ift mir, wie gefagt werden fann, aus dem Gefehe 
felbft gebe nicht hervor, daß der Gefehgeber die eine oder 
die andere Anficht getheilt habe, Vergleicht man das Ges 
feb mit jenen Gutachten: fo fiehbt man, daß fie durchaus 
in dad Geſetz Übergingen, und was die Anfiht über die 
Ungültigfeit der Statutarrechte betrifft, fo fpricht ja der 
Gefepgeber im Gefebe wörtlich dad aus, was dad Dbers 
Juſtiz-Collegium und Georgii in diefer Hinficht wollten. 

So ift daher nicht dad Geringfte beigebracht, was bes 
fugen fönnte, dem Gefege von 1814 einen andern Sinn 
über die Ungültigfeit der flatutarifchen Geſetze beizulegen, 
als welchen es zugegebenermaaßen wörtlich ausfpricht. 

E8 dürfte durch das Ausgeführte ermiefen ſeyn, daß nach 
dem im Gefebe felbft ausgefprochnen Sinn des Geſetzgebers 
die flatutarifchen Geſetze der neuen Lande völlig aufgehoben 
ſeyn follten, und daß nad diefer im Geſetze ausgefprochenen 
Erflärung ded Geſetzgebers die Gerichte verfahren müſſen. 

Daß die Gerichte wirflih auch bisher fo verführen, 
wird ſich aus dem Folgenden ergeben. 

Vu, 
Der Serichts- Gebraud). | 

Renfher führt in feinem Programm ©. 67 eine 
Reihe von Thatfachen in Beziehung auf die bisherige Uebung 
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an, und fragt dann: wie kann man nach diefen Thatfachen 
die Anwendung der befondern Rechte Neu = Württembergs 
bezweifeln? Ich möchte dagegen fragen: wie kann man fich 
auf folhe Thatfachen berufen, um zu ermeifen, ‚daß den 
ftatutarifhen Gefepen Neu : Württembergd fortdauernd ge: 
fepliche Gültigkeit zugefchrieben worden fey ? 

Sene von Reyſcher angeführten Thatfachen find: 
„1) die Verordnungen für Neu: Württemberg von dem 
„Sabre 1805 bis 1806 ſeyen forthin beobachtet worden, 
„ungeachtet fie Feine allgemeine württembergifche Ges 
„ſetze find; 2) ferner ſeyen die öfterreichifchen Geſetze in 
„Kirchen und Ehefachen der Katholifen fomeit fie nicht 
„durch neuere Beflimmungen abgeändert werden, forthin 
„wirkſam geblieben; 3) auch die gutöherrlichen Verhält: 
„niffe in dem vormaligen Vorder » Defterreih werden noch 
„ijetzt nach einzelnen älteren Gefeben, welche entweder für 
„Die vorderöfterreichifchen Sande indbefondere, oder für die 
„ganze Öfterreichifche Monarchie gegeben waren, beurtbeilt ; 
„eben fo fey für die Beurtheilung jener Verhältniffe wich— 
„tig im Ellmangifchen eine Verordnung von 1738, im 
„Hohenlohiſchen dad Landrecht von 1737.’ 

Was die erfte Thatfache betrifft, fo handelt es fich 
bier überall nicht von der Frage Über die fortdauernde Gül- 
tigkeit der Churfürftlih württembergifchen Verord— 
nungen, welche in den Jahren 1803 bis 1806 für Neu— 
Württemberg im eigentlichen Sinne *”) erlaffen wurden **). 
Allein felbft abgefehen hiervon, was für privatrechtliche 
Geſetze im eigentlichen Sinne, welche für die im Jahre 1802 
gemadten Gebiets-Erwerbungen von Churfürft Friedrich 
gegeben wurden, gibt e8 denn wohl, die noch jest ein 
gültiged Partikular-Recht jener Gebietötheile bildes 
ten? die nicht auch in Württemberg überhaupt theild frü— 


+2) Mein Handbuch des württembergifhen Privat-Rechts Bb I. 
©. 685. 

+3) Mit Audnahme der Verfügung, daß ed bei den befonderen 
Rechten Neu-Württembergd bis auf Weiteres verbleiben folle. 


445 


ber fchon galten, theils ſpäter als algemeined Recht ges 
bandhabt wurden? Reyſcher mird wohl fohmwerlich im 
Stande feyn, ein ſolches Geſetz nachzumeifen. 

Was die zmeite Thatfache betrifft, fo war befanntlich 
Alt- Württemberg den Eatholifen beinahe ganz verfchlofz 
fen “). Die altwürttembergifchen Ehe = und Kirchen = Ges 
feße batten daber auch nur auf evangelifhe Unterthanen 
Beziehung. Bei der Einführung ded mwürttembergifchen 
Rechts in den neu erworbenen Landen und der Aufhebung 
der flatutarifchen Geſetze Fonnte e8 ſich daher nicht von der 
Einführung fchon beftehender partifulärer württember: 
gifher Beftimmungen über Kirchen und Ehe: Sachen der 
Catholiken handeln. Sollte für fie nun, wie in allen Punk: 
ten, in welchen die württeınbergifchen Gefebe Lücken hatten, 
dad gemeine Recht, alfo bier dad gemeine catbolifche Kirs 
chen = und Ehe-Recht eintreten? Auch died mochte zweifel: 
baft feheinen, da auf ein ſolches gemeined Recht zu vers 
meifen die altwürttembergifchen Gefepe Feine Veranlaffung 
gehabt hatten. Dabei konnte auch der Zweifel entftehen, 
ob nicht doch einzelne Beſtimmungen unferer Ehe-Drdnung, 
folıhe, welche nicht gerade aud befonderen Religiond-Grunds 
fäpen der Proteftanten folgten, auf die Catholiken angewen— 
det werden Fönnten. Bei folhen Zweifeln mochte e8 am 
Gerathenſten foheinen, vor der Hand es bei dem zu belafs 
fen, mad und wie man ed antraf. Dazu fam noch, daß 
einer der bedeutendften Theile ded neuen Gebiets, die vors 
deröfterreichifihben Territorien, eine fehr ausgebildete Parti— 
Pulargefepgebung über das Eherecht der Catholiken enthielt, 
die fich größtentheild auch durch ihren tüchtigen Inhalt 
febr empfahl. 

So mochte ed fi erflären, daß die Behörden hier 
vorerft dad biöherige Recht und die biöherige Verfahrungs- 
weife anmwendeten, und auch der Gefehgeber fich biefür ent: 
fhied. Neyicher läugnet nun, daß died etwas Sfolirtes, 
eine nur proviforifch angenommene Ausnahme gewefen fen, 

+4) Mein Handbuh Bd I. ©. 391 f. 687. 
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fondern er leitet es lediglich aus der Inſtruction für das 
Ober⸗Juſtiz-Collegium von 1806 ab, nach melcher, mie er 
glaubt, bei Lücken der württembergifchen Geſetze die ftatus 
tarifhen Rechte einzugreifen haben. Man Fönnte biergegen 
fhon einwenden, daß dad vorderdfterreichifche Eherecht Bes 
flimmungen enthält, welche mit den befondern religiöfen 
Grundſätzen der Katholifen nicht mefentlich zufammenhäns 
gen und den Beftimmungen ded mwürttembergifchen Rechts 
über die gleichen Punkte direct widerfprechen,, daß daher 
aus der Inſtruction von 1806, felbft wenn man ihr den 
Sinn beilegt, welchen Reyſcher in ihr finden will, fid 
jenes Nefultat keineswegs unbedingt berleiten ließe. Es 
fiel aber auch in der That bei den Verhandlungen über jene 
Frage, fo viel ih weiß, Feiner Behörde ein, irgend die 
Inſtruktion von 1806 bieher zu beziehen, und daß die ganze 
Maafregel eine bloße proviforifche ſeyn follte, fagt 
der Gefebgeber mit dürren Worten, und wird von ihm und 
von den Behörden fpäter eben fo entfchieden wiederholt, 
Unter dem 13. Januar 1811 verordnete der König, „dab 
ed in Anfehung der Behandlung der Ehe-Sachen der Cathos 
lifen ganz, wie biöher, gehalten werden fol, bis die Bis— 
tbümer befest feyn werden.” Sn einer DBerordnung 
vom 23. Auguft 1823 $. 13. beißt ed: „In Anfehung der 
Ehe:Sachen der Catholiken hat es, bis zu einer umfaf 
fenden Revifion der diedfälligen Vorſchriften 
einftweilen noch bei der Norınal = Entfchließung vom 
13. Januar 1811 fein Verbleiben;“ ebenfo fpricht ein bie 
fchöffliches Nefeript vom 20. Juni 1828 den befondern und 
proviforifchen Charakter jener Verfügung aus, und auf die 
gleiche Weife äußert fich eine böchfte, in einem Erlaffe des 
Zuftiz = Minifteriums vom 23. September 1826 angeführte 
- Entfhließung. Aus diefem Vorgange Bann daher für eine 
Anerkennung der fortdauernden Gültigkeit der privatrecht⸗ 
lichen ftatutarifchen Gefepe Neu :» Württembergd überbaupt 
nicht dad Geringfte gefolgert werden *°). 

*°) Hiernach ift daß auch zu beurtheilen, was dad Königl. Ober: 
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Was endlich die dritte von Reyſcher angeführte Thats 
fache betrifft, fo wird ihre Beweiskraft volfommen durch 
dad widerlegt, waß E. v. Wächter fagt. „Dad Verhälts 
„niß zwifchen dein Lehnsmann und dem Ober-Eigenthümer 
„berubt auf einem Vertrag; ftüpt fich Letzterer in feinen 
„Hauptbeſtimmungen auf die damaligen Gefehe, fo verfteht 
„es fih, daß auch in übrigen Beflimmungen auf diefe Ges 
„fepe, deren Inhalt ald in die Verabredung der Contrahen⸗ 
„ten aufgenommen, anzufeben ift, ald auf Mittel zur Aus— 
„legung diefed Nechtögefhäftd Rüdficht genommen werde,’ 
Diefem ftimmt auch v. Bolley bei ““). Reyſcher ants 
wortet hierauf: „gerade daß die Bermuthung für jene 
„Aufnahme fey, fepe voraus, daß die alten Geſetze jept noch 
„geachtet werden, fey ed auch nur in der Eigenfchaft von 
„Dispoſitiv-Geſethen.“ Allein von einer rectli: 
hen Vermuthung, wie fie bei wirklich beftehbenden Dispos 
fitiogefepen eintritt, ift hier ja gar nicht die Nede, und 
Reyſcher ſcheint nicht gehörig beachtet zu haben, daß 
Wächter von der Borausfepung audgeht, daß der Vertrag 
der Parthieen in feinen Daupt: Beftimmungen auf 
die damaligen Geſehte ſich ſtützte. 

Hieraus ergibt ſich auch, daß wenn die Gerichte an— 
führen, fie wenden in Ehe-Sachen der Catholiken das vor: 
derdfterreichifche Recht an, fie beurtheilen die in Hohenlohe 
Tribunal in dem unten anzuführenden Berichte über diefen Punft 
bemerkt. Es fagt (eine Stelle, auf die ih auch Reyſcher, Pro— 
gramm ©. 68 beruft): „‚befannt fey ihm nur, daß eine entfchiedene 
„und gleihförmige Praxis beftebe, nach welder die Ehe-Sachen 
„derjenigen Gatholiten, welde in den vormals unter öfterreichifcher 
„Landes-Hoheit geftandenen neuen Landestheilen domicilirt find, 
„noch jest in allen Beziehungen nach den vormaligen öfterreichifchen 
„Zanded:Gefegen behandelt werden. Hierüber liegen uns hohe Er: 
„laſſe vom 23. September 1826 und 15. November 1833 vor.” — 
Daß man bier von einer Prarid ald Quelle diefer jesigen Verfah— 
rungdweife nicht fprechen kann, ergibt fih fhon aus dem angeführ- 
ten Geſetze von 1811. 

46) In der oben angeführten Recenfion. Vergl. auh oben ©. 
408, 402. 
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vor 1807 begründeten NRealsLaften nah dem hohen 
loheſchen Landrecht, fie wenden auf Verträge der Parthieen, 
in welchen diefelben die Beftimmungen der Statutar-Rechte 
in den Bertrag aufnahmen, den Inhalt diefer Statutar: 
Rechte an, fo weit er nicht gegen abfolut anordnende Vor: 
fohriften ded mürttembergifchen oder gemeinen Rechts an: 
ſtoßt — daß hieraus nicht entfernt hergeleitet werden kann, 
unſere Gerichte ſchreiben den ſtatutariſchen Geſetzen eine, wenn 
auch nur fubfidiäre, geſetzliche Guͤltigkeit bei (eben ©. 400). 
Freilich Fommt Reyſcher immer wieder darauf zurüd, aud 
Jenem Diefed zu folgern, Dabei verwidelt er fi aber noch 
in entfchiedene Widerfprüche mit dem, maß er eigentlich be: 
weifen will. Er behauptet, daß die ftatutarifchen Geſehe 
dein gemeinen Rechte durchaus vorgeben, alfo auch 
den abfolut anordnenden Beflimmungen ded gemeinen 
Rechts. Wie foll nun aber, von allem Anderen abgefeben, 
für eine folche Behauptung der Umftand zum Belege 
dienen Fünnen, daß menn die Parthieen in ihren Redtd: 
Gefchäften den Inhalt der ftatutarifhen Geſetze aufnehmen 
oder Auddrüce, die aus denfelben genommen find, gebraus 
chen, zur Erflärung und Ergänzung auf diefe Gefehe zu: 
rüchzugreifen fey! Jenes Ergänzen und Erfären der 
Rechts-Geſchäfte der Privaten ift ja nur in fo weit zus 
Yäffig, als dadurd Fein Eonflift mit abfolut anordnen 
den Beftimmungen des beftehenden, alfo auch, fo weit es 
bei und noch gilt, ded gemeinen Rechts erzeugt wird. 
Könnte man daher jenen Rechtsfah je ald Beweisgrund für 
eine fortdauernde Gültigkeit der ftatutarifchen Geſehe gelten 
laſſen, fo würde ja daraus ein ganz anderer Gap fol 
gen, als der, den Reyſcher damit bemeifen will, In eis 
nen gleich großen Widerfpruch mit feinem Beweis: Thema 
verwicelt fih Reyſcher, wenn er, was er befonders haus 
fig thut, daraus, daß bei Rechts-Verhältniſſen, die unter 
der Herrfchaft der ftatutarifhen®efepe begrüns 
det wurden, in der Negel nicht das wüuͤrttembergiſche 
Recht, fondern das ftatutarifche Gefeh zur Anwendung ge⸗ 
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bracht werde, für die Richtigkeit und Anerkennung feiner 
Anfiht argumentiren will, In der genannten Beziehung 
find ja die flatutarifchen Geſetze in der Negel auch in den 
Punkten zur Anwendung zu bringen, in welden fie „ges 
gen dad württembergifhe Recht laufen,“ während 
Reyſchers Beweid- Thema dahin geht, daß fie nur in fo 
weit noch Gültigkeit haben, ald fie nicht gegen das wirt: 
tembergifche Recht laufen. Durch jened Argument, wenn 
e8 überhaupt je ald Argument gelten könnte, beweist Rey: 
ſcher jedenfalls für feine Anficht zu viel, fomit nichts. 

Im Uebrigen wird es in Beziehung auf diefe Argus 
mente an dem oben ©. 408 Bemerkten genügen, und fo 
gebe ich auf dad Über, was, abgefehen hiervon, die Gerichte 
über die Frage fagen, ob bei ihnen die flatutarifchen 
Geſetze als foldhe je zur Anwendung gebradt 
worden feyen, ein Punkt, worüber Reyſcher fih nur 
furz äußert. 

Sie antworten alle auf diefe Frage einftimmig mit 
Nein. 

Sch führe in Folgendem zuerft den für unfere Frage 
überhaupt intereffanten Inhalt der berührten Berichte an, 
und werde mir am Schluffe einige Bemerfungen darüber 
erlauben. 

Das Königl. Ober:Tribunal theilte mein oben ©. 401 
angeführtes Schreiben den 8. Gerichtöhöfen zum Berichte 
darüber mit, was ihnen von einer Gerichts-Praxis binfichts 
lich der berührten Frage befannt fey; auch follen fie, wo» 
fern einzelne Säle vorgekommen wären, in welchen diefe 
Frage zur Erörterung gefommen, die darüber verhandelten 
Alten vorlegen. 

1) Das Königl, Ober : Tribunal felbft antwortete im 
Jahr 1857 auf die Frage, neben dem in der Note45 Bes 
merkten: „daß, fo viel den einzelnen Mitgliedern des Ober— 
„Tribunals bekannt fey, Fein Fall eingetreten fey, 
„wo die Frage von der fortdauernden fubfidiären Gültige 
„keit der im den neuen Sandestheilen früber beftandenen 

Monatfchr. f- d. Juftigpfl. IV. Bd 3. Abth. 29 
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„Geſehe und Gewohnheits-Rechte zu gerichtlicher Erörte: 
„rung und Beſchlußnahme gefommen wäre.” 

Allerdings ergibt fih aber aus dem in diefem Hefte 
abgedructen Präjudize ded Ober-Tribunals, welches bie 
Nedaction im Manuferipte mir mitzutheilen die Gefäl: 
ligkeit batte, daß im Jahre 1835 ein folcher Fall beim 
Dber - Tribunal wirflicy vorfam, und daffelbe bei der Ent: 
fcheidung von der fortdauernden fubfidiären Gültigkeit der 
ftatutarifchen Gefebe auszugeben ſchien. Dabei beruft ſich 
dad Dber- Tribunal namentlich auch auf den Erlaß der 
Dber : Panded » Regierung von 1807. Died würde freilid 
mit der Entfcheidung felbft nicht ganz im Einflange ftehen; 
denn e8 erklärt die bei diefem Prozeffe zur Sprache gefom: 
menen gutöherrlichen Decrete *°a) von 1773 und 1784 für 
landespolizeilihe Verordnungen, alfo für ein 
Landes: Gefeb, und in jenem Erlaffe ift ja ausdrüdlic 
erflärt, daß alle bisherigen Landes = Gefepe de 
neuen Territorien nicht mehr gelten. Um daher jened Prä- 
judiz gehörig beurtheilen zu können, würde es nöthig ſeyn, 
zu wiffen, in welchem Sinne das Gericht den Ausdrud 
„Lokal⸗-Statuten“ im Gegenfage zu den „Landes-Geſetzen“ 
nahm. Allein auch bievon abgefeben, fo würde ein einzel» 
ned Präjudiz noch keineswegs eine Praris deffelben oder 
eine feft von. ihm angenonımene Theſis bemeifen, und daß 
von einer foldhen Theſis des Königl. Ober = Tribunald gar 
nicht die Nede ſeyn Fönne, ergibt fih auf's Klarfte aus 
feiner Erfärung vom Jahre 1837. Hätte beim Gerichte 
ein fefter Grundfab für die fortdauernde Gültigkeit der flas 
tutarifchen Gefebe irgend beftanden, fo müßte es diefen 
Grundfaß gewiß kennen, mwährend ihm ein einzelnes Präs 
judiz wohl entgehen konnte. Allein ed erflärt, daß bie 
Frage bei ihm nie zur Erörterung und Befchlußnahme ge: 


45 a) Daß die Betheiligten fih auf diefe Decrete berufen, die 
erklärt fich daraus, daß ed ſich bier von einem noch unter der frühe: 
ren Herrfhaft der flatutarifhen Gefese IEMOERERER Privat 
Rechte handelte. 
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kommen fey, und fo Fonnte ſich menigflens, wenn auch ein 
einzelner Fall vorgekommen war, eine Praris ımd ein fefter 
Grundſatz ded Gerichts für die Gültigkeit jener Statutar- 
Rechte nicht gebildet haben. 

2) Der Gerichtd = Hof für den NedarsKreiß er: 
Härte: „daß ihm Feine Fäle befannt feyen und auch die 
„Regiftratur Feine anzugeben vermocht babe, in denen jene 
„Frage beim Gerichtd = Hofe zur Erörterung und Entfchris 
„dung gefommen wäre,‘ 

3) Der Gerichtd:Hof für den Schwarzwald: Kreis 
berichtete: „ihm fey von einer Gerichtd = Praris Über die 
„Frage nicht befannt, auch Fein Fall vorgekommen oder 
„menigftens erinnerlich, in welhem die Frage zur Erörte« 
„rung gekommen wäre,” Dabei fagt er: „daß die neumürts 
„teinbergifchen Gefebe, als fubfidiäre Geſetze für das in 
„den neuen Landeötheilen zur Anwendung fommende würt⸗ 
„tembergifche Recht Gültigkeit haben, ift nach unferem 
„Dafürbalten unbedingt in Abrede zu ftellen; denn 
„wo auch dad württembergifche Recht zur Anwendung kom⸗ 
„men möge, bringt ed ald feine Ergänzung dad gemeine 
„Recht mit fi, und eben damit ift die Anwendbarkeit als 
„ter andern Geſetze und Rechts » Gewohnheiten ausgefchlofs 
„fen. Mur in der Eigenfchaft von Mitteln zur Ausles 
„gung von Rechts-Geſchäften und Rechts-Verhältniſſen, die 
„in den neu erworbenen Landeötheilen eingegangen worden 
„ſeyen und noch täglich eingegangen werden, fenen fie noch 
„immer im Gebrauch,‘ und bier führt er dann weiter aus *°), 
wie bei Recht3:Gefchäften der Partbeien in den ihrer Autos 
nomie überlaffenen Punkten die Ergänzungen und Erfläruns 
gen oft aus den flatutarifchen Gefegen noch zu nehmen 
find, und fchließt mit den Worten: „ift dieſes der Sinn 
der Theorie, welhe Reyſcher, württembergifched Privats 
Recht $. 70., für die Anwendung der Lofal= Rechte aufs 
ftelt, fo find wir mit diefem Schriftfteler einverftanden.‘ 

Daß diefes der Sinn der Reyſcher'ſchen Theorie 


#7) Ausführlicher gibt diefe Stelle Reyſcher, Programm ©. 69, 
298 


452 


nicht if, wird Reyſcher felbft zugeben. Denn fonft 
rürde er fi ganz zur Anficht feiner Gegner befennen, 
Allein Reyſcher gebraucht doch in feinem Programm ©. 
70 diefe Stelle des Berichtes des Gerichtöhofes ald Auf: 
torität, indem er fagt: „‚beredter läßt fich die Wirkfamkeit 
„der Statutar= Rechte in der angegebenen einen Richtung 
„nicht bezeichnen *°) 5; aber freilich Liefert das Ausgeführte 
„zugleich einen Beweis für die Subfidiarität derfelben über: 
„baupt ; denn wie follte von einer Beiziehung der früheren 
„befonderen Rechtsquellen zur Auslegung und Ergänzung 
„son Rechtögefchäften, wobei die Parthieen dieſel— 
„ben nicht erweislih zu Grund gelegt baben, 
„die Rede feyn Fönnen, wenn nicht die fubfidiäre oder 
„bupothetifche *°) VerbindlichFeit derfelben anerkannt wäre,” 
Hier wird aber etwas in den Bericht hineingetragen, maß 
nicht in demfelben liegt. Der Gerichtöhof fpricht blod 
von Fällen, in welchen die Parthieen bei ihren Gefchäften 
auf Rechtd= Begriffen und Rechts - Anfichten der fruͤhern 
Zeit beftimmt fußen. Zum Ueberfluffe ergibt fich died 
aus dem Beifpiele, mit dem er feine Anficht erläutert. Er 
fagt, in Hohenlohe fey auch jest noch das hohenlohen'ſche 
Landrecht zur Ergänzung und zur Entfcheidung bei einem 
folhen Ehe » Vertrage anzuwenden, bei welchem die Par: 


48) Diefe Wirffamfeit wurde nie beftritten. Vergl. oben®. 408,447. 

49) Reyſcher fheint hier bupothetifche Gültigfeit und fubfidiäre 
Gültigkeit eined Rechts für gleichbedeutend zu nehmen, während 
diefe Ausdrüde fehr Verfihiedened bedeuten. Die dispofitiven Be: 
flimmungen unſeres Landrechts bilden z. 3. hypothetiſches, nicht 
aber ſubſtdiäres Recht im techniſchen Sinne. Nimmt man hypo⸗ 
thetiſch in dem ganz allgemeinen Sinne von dem, was nur unter 
einer gewiſſen Vorausſetzung überhaupt eintritt, dann iſt allerdings 
auch dad ſubſidiäre Recht ſtets ein hypothetiſches, aber nicht um 
gekehrt das hopothetiſche Recht auch ſtets ein ſubſidiäres. In die 
ſem weiteren Sinne ſchreibt man auch dem deutſchen Rechte hyro⸗ 
thetiſche Gültigkeit zu, aber feine fubfidiäre, und es iſt unrichtig, 
wenn Reyſcher, württembergiſches Privat-Recht F. 65. Note 3 
ſagt: „jene hypothetiſche Anwendbarkeit (wie ſie dem deutſchen 
Recht zukomme) ſey der Charakter eines jeden Hülfrechts.“ 
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thbieen „im Allgemeinen darauf binmweifen, daß 
fie eine Gütergemeinfchaft nach Art der im nk 
ehemals gefeblich beftandenen wollen.‘ 

4) Der Gerichtöhof für den Jaxt-Kreis antwortete: 
„ibn ſey von einer Gerichts» Prarid, wornach die in den 
„meuen - Zandeötheilen beftandenen Geſetze und NRechtöge: 
„wohnheiten fortdauernd fubfidiare Gültigkeit haben follen, 
„ediglich nichts befanntz er habe vielmehr jene Ges 
„ſetze und Gewohnheiten den Entfcheidungen bisher nur 
„bei folhen Rechtöverhältniffen zu Grunde gelegt, welche 
„zufolge der allgemeinen Grundfäpe entweder nad) der 
„zeit der Entftehung des betrefferiden Verhältniſſes (3. B. 
„wenn eine Ehe noch unter der Herrfchaft der früheren 
„Geſetze eingegangen worden oder bei Real-Laſten, welche 
„ſich aus einer folhen Zeit herſchreiben) oder auf den 
„Grund befonderen Vertrag (3. B. wenn die Gatten auf 
„die ebemalige flatutarifche Güter» Gemeinfchaft beiratbhen) 
„mach jenen früheren Gefepen zu beurtheilen waren. Uebri— 
„‚gend fey die Frage wegen fortdauernder allgemeiner ſub— 
„ſidiärer Gültigkeit diefer Gefebe und Gewohnheiten bei 
„ihm noch nicht befonderd zur Erörterung gekommen.” 

5) Der Gerihtöhof für den Donau-Kreis geht in 
feinem Berichte zunächft auf die Auslegung des $. 23. der 
Inſtruction für das Ober-Juſtiz-Collegium von 1806 ein, 
und nimmt dabei an, daß dadurch „auch alle Statute, 
„welche gegen das in Württemberg geltende gemeine 
„Recht laufen, aufgehoben ſeyen; damit fey aber die gänz« 
„liche Aufhebung der frühern Statute ausgeſprochen, und 
„es fpreche biefür auch der Ausdrud alle, und der, daß 
„fie ihre Kraft gänzlich verlieren follen. ine autben: 
„tiſche Interpretation ded $. 23. enthalte daB Gefeb vom 
„12. Septbr 1814 (oben &. 437). Reyſcher habe das 
„Gewicht diefer Stelle gefühlt °°), e8 aber durch Gründe 
50) Died bezieht fih auf die Stelle in Reyſcherb Privat-Recht 
3d I. ©. 114, in welcher gefagt ift: „Georgii, der Verfaſſer de 
Geſetzes, habe zwar die unrichtige Anficht gehabt, dag durch die In— 
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„zu befeitigen gefucht, die man nicht als richtig anerkennen 
„könne. Er habe ganz überfehen, daß die Anficht ded Re 
„‚ferenten auch das Ober » Zuftiz= Collegium, von dem daß 
„Geſetz ausgieng, getheilt habe, und eben fo dad Gtaatds 
„Minifterium.” Wenn aber Reyſcher behaupte, daß 
diefe Anficht im Geſetze felbft gar nicht ausgeſprochen wor: 
den fey, „ſo möchte diefe Behauptung von den Worten 
„des Geſetzes, daß ſämmtliche frühere flatutarifche Geſehe 
„ibre verbindende Kraft verlieren und nur die altwürttem— 
„bergiſchen Geſetze als allgemein geltendes Recht angeſehen 
„werden ſollen, ihre genügende Widerlegung finden. Schon 
„vom theoretiſchen Standpunkte aus erſcheine daher die 
„Anficht des Kanzler Wächter als die richtige. Aber 
„auch die Praxis fpreche dafür. Uns ift — fagt der Ge 
„richtshof — zwar nicht ein einziger Fall befannt, in wel 
„chem die Frage von der fubfidiären Gültigkeit folder Sta— 
„tuten, die dem württembergifchen Rechte nicht geradezu 
„widerfprechen, zur Sprache gekommen ift; allein geradt 
„daraus, daß ein folder Fall nicht vorgekom— 
„men ift, möchten wir den Schluß ziehen, daß 
„auch die Rechts: Anwälte und Partbieen im $. 25. der 
„Inſtruktion nur den Sinn gefunden haben, mwelder 
„durch autbentifhe Interpretation im Geſehe 
„von 1614 Har ausgedrückt iſt.“ 

Die Königl. Gerichts « Höfe erflären hiernach einflim: 
mig, daß ihnen Fein Fal vorgefommen, im welchem von 
einer Anwendung der neumürttembergifchen ftatutarifhen 
Geſetze, ald noch gültiger fubfidiärer Geſetze, die Rede ge 
wesen wäre. Sollte man nun bieraud nicht zu entnehmen 
baben, daß auch die Praxis unferer höhern Gerichte durch⸗ 
aus dafür, daß jene ſtatutariſchen Geſetze keine Gultigkeit 
mehr haben, ſomit gegen die Reyſcher'ſche Anſicht ſich 





ſtruktion die Statuten nicht für die Zukunft, ſondern bloß für ib 
tere Recht3 = Gefchäfte aufrecht erhalten worden feyen; allein dieſt 
Anſicht fey wenigſtens in dem von ihm redigirten Geſetze nicht aub⸗ 
geſprochen worden.“ 
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beftimmt entfchieden habe? Das Königl. Ober s Tribunal 
läugnet died in feinem oben angeführten Berichte. Es fagt: 
„die Anficht des Gerichts-Hofes in Ulm, daß, weil deine 
„ſelben Fein einziger Fall befannt ift, in welchen die forts 
„dauernde fubfidiäre Gültigkeit folder Statuten, welche 
„dem württembergiſchen Recht nicht entgegen find, zur 
„Sprache gefommen wäre, hieraus zu fliegen fen, «8 habe 
„ſich bereits Längft der Gerichts » Gebrauch für die Anficht 
„des Kanzlerd v, Wächter entfchieden, Fönnen wir nicht 
„theilen.“ Reyſcher meint (Programm ©. 68), daß dies 
„gewiß richtig bemerkt” fey. Ich möchte es fehr bezweifeln. 

Wenn bei den Gerichts-Höfen, wie fie felbft bezeugen, 
die Srage über die noch fortdauernde Gültigkeit der flatus 
tarifchen Geſetze niht einmal zur Erdrterung Fan, 
wenn ihnen fein Fall vorfam, in welchem fie diefe Ges 
febe als geltendes fubfidiäred Necht angewendet hätten, fo 
folgt gerade hieraus eine fo entfchiedene Prarid, wie 
nur irgend ein Gerichtd » Gebrauch ed feyn kann. Hätten 
die Gerichte nur irgend daran gedadht, daß den fla» 
tutarifchen Gefegen fubfidiäre Gültigkeit noch zufomme: fo 
mußten fie ja bei jedem Falle, der in Neu: Württemberg 
vorkam, wenn bei ihm eine Frage eingriff, über welche 
dad wirttembergifche Recht im engern Sinne Feine Entfcheis 
dung enthielt, ſtets vor Allem unterfuchen, ob nicht daB 
ftatutarifche Geſetz des Diftrifts über dieſe Trage etwas feft: 
feße. Dies gefhah aber, laut den angeführten Berichten, 
niemald, Ohne alle Erörterung über dad Verhältniß der 
ftatutarifchen Gefebe, ohne alle Rüdficht darauf, ob folche 
Geſetze etwa vorhanden feyn mochten, entfhied man 
die neumürttembergifchen Prozeffe nach dem ge 
fammten Rechte, wie ed in Alt: Württemberg ge» 
golten hatte, alfo bei Lücken der württembergis 
fhen®efepe, lediglih nach dem gemeinenRechte. 
Daraus folgt denn doc offenbar, daß der Gebrauch, diefer 
Gerichte auf's Entfihiedenfte gegen die fortdauernde Gül— 
tigkeit und Anwendung jener flatutarifchen Geſetze iſt; «8. 
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folgt ferner, da nicht einmal durch Anträge und Forderun—⸗ 
gen der Parthieen und der Sachwalter eine Erörterung 
jener Frage veranlaßt wurde, daß überhaupt die gemeine 
Meinung‘) gegen die Annahme einer fortdauernden Gül: 
tigkeit jener Statuten war ?). Oder will man etwa be: 
baupten, daß deshalb über die berührte Frage in den Ge: 
richten Feine Erörterung ftatt fand, weil Fein Fall vorfam, 
in welchen, die fubfidiäre Gültigkeit der Statuten voraudge: 
fest, diefelben hätten zur Anwendung kommen Fönnen? Wollt 
man died auch behaupten, fo würde es doch nichts gegen 
das oben Sefagte beweifen. Denn die Gerichte hätten dod, 





sı) An mehreren Stellen feine Programms (. B. S. 75, 17) 
ſtellt Reyſcher die Sache fo dar, als ob die Gültigfeit der flatu: 
tarifchen Gefese blod von einigen Wenigen angegriffen werde, ald 
ob fie nur „nicht allgemein’ anerkannt werde. — Von Schriftſtel— 
lern haben fih nun meines Wilfend acht über die Frage audge: 
fprocdhen, und von diefen find ſechs gegen die Gültigkeit der ftatu- 
tarifhen Gefege. Wie dad Ober-Zuftiz-Collegium, die Ober:Landed- 
Regierung, dad Staatd- Minifterium über die Frage dadten, if 
oben angeführt, und in den Gerichts-Höfen weiß fein Mitglied da 

"von, daß fie je in einem Prozeffe als fubfidiäres Recht angemendet 
wurden. 


s2) Herr Profeffor Michaelis bemerkt in der oben angeführten 
Recenfion des Reyfcher’fchen Programms richtig, daß für die Ungül⸗ 
tigkeit der flatutarifchen Gefese die gemeine Meinung der Rechtb⸗ 
Gelehrten in Württemberg fey. „Wenn biergegen von dem Ver— 
„faſſer des Programms erinnert werde, daf nur die Ober: Gerichte 
„und nicht auch die Oberamts-Gerichte über diefe Frage gehört wor— 
‚den feven, fo leuchte die geringe Bedeutung diefed Einmwurfed von 
„ſelbſt ein, da es kaum gedenfbar fey, daß nur bei nicht appellabeln 
„Prozeß-Sachen und nur in Sachen der Nicht-Eremten eine Berus 
„fung auf die frühern Gefese und Local» Statuten flatt gefunden 
„haben follte, wenn die gemeine Meinung der Rechts-Gelehrten ih⸗ 
„nen Geltung beilegte.“ — Der Fall, von welchem v. Sarwey, 
Monatſchrift Bd III. ©. 162, 163 ſpricht, in welchem in einem 
Prozeſſe vor einem Ober - Amt3 = Gerichte auf die alten Statutar—⸗ 
Rechte provocirt wurde, betraf feinen Fall unferer Streitfrage, ſou⸗ 
dern einen Fall, in weldhem von Rechts-Verhältniſſen, die nod un: 
ter der Herrfchaft der alten Statutar- Rechte begründet wurden 
(Recpte einer alten Forderung im Goneurfe), die Rede war. - - 
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fobald fie den Statuten fortdauernde Gültigkeit zufchrieben, 
bei jeder NRechtöfrage, Über die das württembergifche Necht 
im engern Sinn ſchweigt, in Prozeffen aus Neu: Württems 
berg immer wenigftend unterfuchen müffen, ob nicht daß 
ftatutarifhe Recht ded Bezirks eine Entfcheidung darüber 
enthalte. Daß fie died nicht thaten, ergibt fich auß den 
angeführten Berichten. EB wird aber wohl Niemand im 
Ernfte behaupten wollen, daß Fälle jener Art bei den Ge: 
richten nie vorgefommen feyen, Zum Ueberfluffe made ich 
nur wieder auf den Umftand aufmerkſam, daß in einem 
bedeutenden Theile des neuen Gebieted das preußifche 
Landrecht ald ffatutarifhes Recht galt (oben 
©.411). Hier mußte beinabe bei jedem Progeffe aus 
jenem Gebietötheile die Frage über die Anwendung des 
preußifhen Landrechts entftehbenz; denn wie bei und 
beinahe bei jedem Proceffe dad gemeine Recht mehr oder 
minder eingreift, fo hätte dort auf die gleiche Weife dad 
preußifche Recht eingreifen müffen. Und doch bezeugt 
der Gerichtshof für den Jaxtkreis, daß er von einer 
Praxis, die den flatutarifchen Geſetzen fubfidiäre Gültig: 
keit zufchreibe, Lediglich nichts wiffe, daß er jene 
Geſetze nur in den Fällen anmwende, in welchen ein auf: 
gehobenes Recht überhaupt zur Anwendung kommt (bei 
Rechts-Verhältniſſen die unter der Herrfchaft derfelben be= 
gründet wurden, oder wenn die Parthieen fie in ihre autos 
nomifchen Beftimmungen aufnahmen), daß Übrigens die 
Frage wegen der fortdauernden Bültigfeit diefer Geſetze 
bei ihm noch nicht befonder8 zur Crörterung gekommen 
fey. Wenn aber nicht einmal die Anträge der Parthieen 
zu einer folchen Erörterung Veranlaffung gaben, wenn bei 
den vielen Lücken unfered Partikular-Rechtes und bei einem 
Gefebbuche, dad, wie dad preußifche Landredit, fo um: 
faffende Normen über alle Privat » Rechtöverbältniffe gibt, 
weder im Verkehre der betreffenden Gegenden, noch in den 
Gerichten nach dieſem Geſetzbuche gelebt und entfchieden 
wird: fo muß man behaupten, daß nicht nur nach dem 
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Gerichtögebrauche und nach der gemeinen Meinung der Zus 
siften, fondern überhaupt nach der gemeinen Volks - Uebers 
zeugung die Gültigkeit jener flatutarifchen Geſetze längft 
aufgehört babe. 

Iſt dieſes Nefultat zu bedauern? Herr Profeffor Rey: 
ſcher ift diefer Anſicht. Sch geftebe, daß ich fie nicht theis 
len fann, und ich bezweifle niht, daß ich hierin der Zus 
fimmung beinahe aller unfrer Theoretifer und Praktiker 
mich zu erfreuen haben werde. Die Gründe, aus denen 
ich jenes Reſultates mich freue, babe ich ſchon in meinem 
Handbuche Bd I. S. 290 ausgefprodhen, und ich möchte 
nur fragen, ob im Königreihe Bayern, welches die flas 
tutarifchen Gefebe feiner neuen Erwerbungen in fortdauerns 
der Gültigkeit beließ, in diefer Hinficht die Zuftände beffer 
find, ald bei und? ob nicht vielmehr jest, nach längft bes 
merfftelligter Audgleichung ded Rechts, bei und der Verkehr 
geficherter, das Recht fefter und beflimmter und der privats 
rechtliche Zuftand der neuen Gebiete ein entfchieden befferer 
geworden iſt? Allerdings wurden bei der Einführung des 
württembergifchen Rechts große Fehler gemacht; ed wurde 
namentlih in Beziehung auf die Verhältniffe, welche dem 
Bürger am nächften liegen, und die für ibn zu den wich» 
tigften gehören, bei den ehelichen GütersVerhältniffen, mes 
der durch Gefepgebung , noch anfänglich dur die Praxis 
auf die rechte Weife verfahren; man madte bier gerade 
diefelben Fehler, welche drei Jahrhunderte früher bei der 
Einflihrung des Landrechts gemacht wurden (mein Handbud 
BdI. 8,227, 291 f.). Diefed zu verbeffern, ift unferer 
Zeit vorbehalten, und wie fo Vieles in unferer Zeit gebefs 
fert wurde, fo ift gerade jebt die Staatd =» Regierung im 
Begriffe, durdy ein Gefeh über die ehelichen Güter-Berhälts 
niffe auch hier zu helfen. Aber abgefehen von diefen Ders 
bältniffen, um maß würde ed fih handeln, wenn 
man der Reyſcher'ſchen Anfiht folgen, wenn man ben 
ftatutarifchen Geſetzen Neu-Württembergs fubfidiäre Gültig: 
keit jebt zufchreiben wollte? Um Vertheidigung einer 


+59 
fortdauernden Gültigkeit der neumwürttembergifchen Stas 
tutarrechte ? um Fefthaltung ihres Befisftandes? um 
Bertheidigung deffen, woran die jehigen Bewohner 
Neu-Württembergs gewöhnt find, in was fie ſich bineinges 
lebt haben, was fie lieb gewonnen haben? Keineswegs! 
Jene Statutar-Rechte find längſt erftorben °*), und Wenige 
von unfern jebigen Mitbürgern in Neu Württemberg wer: 
den jebt noch auch nur eine nähere Kunde von ihnen has 
ben. Es würde fidy vielmehr, wenn die Reyſcher'ſche Ans 
fiht Geltung erhielte, nun von einer Einführung eis 
ned für fie neuen, ungewohnten und meift unges 
fannten Rechtes handeln. 





4) Üeber das Porzugs-Becdht der Leich-Foflen im 


Gant. 
(Bon dem Herrn Stadt-Richter, Ober-Juſtiz-Rath NRümelin in 
Stuttgart.) 


Manche Gerichte geben von der Anficht auß, daß dad 
Vorzugs-Recht der Leich-Koften im Sant nur von Deinje: 
nigen in Anfpruch genommen werden fünne, welcher bei 
dem Reichen Begängniffe Dienfte geleiftet babe, 3. B. von 
dem ZTodtengräber, Schreiner, Meßner ıc., und dag Dem: 
jenigen, der diefe Dienfte bezahle, ein Vorzugs- Recht für 
feine Auslagen nur dann zuftehbe, wenn er ſich die Rechte 
jener bevorzugten Gläubiger bei der Zahlung habe abtres 
ten laſſen. 

In Folge diefer Anſicht find ſchon viele Leich-Koſten im 
Gante durchgefallen, ta Die, melde Leich-Koſten vorſchie— 

53) Man wird felbft in Beziehung auf die ehelichen Güter- Ber: 
hältniife großentheild da3 Gleiche fagen können; denn in den vielen 
neumwürttembergifchen Orten, in welchen durd Ehes Verträge befon: 
dere Beflimmungen über Güter-Gemeinfhaft feftgefest werden, ift, 
wie ih in meinem Handbuche zeigen werde, die verabredete Güter: 
Gemeinfhaft in der Regel nicht die Güter-Gemeinfhaft, wie 
fie gerade früher durch befondere fiatutarifche Gefege näher beflimmt 
war, fondern eine nad) irgend einem Compendium ded deutſchen 
Rechts von den Notaren entworfene Güter Gemeinfhaft. 
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Ben, höchft felten fi von den vielen einzelnen mit ber 2eiche 
befchäftigten Perfonen deren Rechte abtreten laffen, und 
fpäter, wenn diefe Leute einmal bezahlt find, eine Abtre- 
tung ihrer Rechte rechtlich nicht mehr zuläffig ift. 

E8 gründet fich diefe Anficht nicht fomehl auf den Wort: 
laut der betreffenden Stelle des Prioritäts-Geſetzes — denn 
diefer *) fchneidet den Vorſchuͤſſen zu den Leich-Koſten das 


= 





*) In dem Entwurf ded Prioritätd-Gefeged ift dad Vorzugs-Recht 
der Leich-Koften mit folgenden Worten eingeführt: 

„Ein unbedingted Vorzugs-Recht fteht folgenden Forderungen 
zu ıc. 5) den notbwendigen Beerdigungd:Koften des Schuld- 
nerd, mwenn der Zodedfall fi vor Eröffnung ded Concurſes 
ereignet hat.“ 

Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten ıc. 1823 u. 
1824, III. außerordentlided Beilagen: Heft ©. 54. 

Die Motive ded Entwurfs und der Bericht des ftändifchen Aus: 
ſchuſſes über denfelben enthalten feine nähere Erläuterung deß bean 
tragten Vorzugs-Rechtes, fondern deuten nur ganz furz an, daß dies 
ein aud der früheren Gefeggebung beibehaltened Vorzugs-Recht fey. 

Berhbandlungen der Kammer der Abgeordneten a. a. D. 
©. 89 und 162. 

Der ftändifhe Ausfhuß ftellte jedoch den Antrag, daß das Vor: 
zugsrecht aud auf die Beerdigungd«Koften derjenigen Perfonen aus⸗ 
gedehnt werden folle, welche der Schuldner beerdigen zu laffen ſchul⸗ 
Dig gewefen. 

Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten a. a. D. 
S. 89, 162, 207. 

Diefen Antrag mobdifieirte die ftändifhe Commiſſion dahin, daf 
dad Vorzugs-Recht der Feich-Koften der Angehörigen des Schuldners 
nur dann flattfinden folle, wenn die Beerdigung fehd Monate vor 
Einleitung de8 Gant-Verfahrens gegen denfelben durd Anordnung 
einer Vermögend : Unterfuhung vorgefallen fey. Sodann ftellte die 
ftändifche Commiffion den weiteren Antrag, daß den Anleben zu ben 
Beerdigungs-Koſten gleiched Vorzugd Recht mit diefen eingeräumt 
werden folle. 

Berhandlungen der Kammer der Abgeordneten a. a. D. 
©. 337, 550, 415. 
Beide Anträge wurden von der Kammer angenommen, 
Verhandl. der Kammer der Abgeordneten XI Heft ©. 985. 
e3 find aber dieMotive hiezu weder in dem fländifchen Commiſſions⸗ 
Bericht, noch in dem Protocolle der Kammer über die Berathung 
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Vorzugd:Reht nicht ab — als vielmehr auf den Umftand, 
daß der von der Stände-Kammer geftellte Antrag, den Ans 
leben zu den Beerdigung» Koften gleiched Vorzugs-Recht 
mit diefen einzuräumen, von der Regierung abgelehnt 
wurde, und indbefondere auf die Bemerkung in v. Bols 
ley's Commentar Bd 2. ©. 659, welche fo lautet: 
„Rah dem Antrag der Kammer follte diefed Vorzugs— 
Recht auch Denjenigen zu Statten fommen, welche zu 
Beftreitung der Beerdigungs-Koſten Anlehen gemacht ba 
ben. Die Regierung genehmigte aber diefen Antrag nicht, 
und vermwied gerade bei diefem Antrage auf dad Abtre> 
tungdrecht, deffen fich die neuen Gläubiger bedienen kön— 
nen. Dies ift jedoch gar umftändlih; der Gläubiger 
müßte bier eigentlich die Ausbezahlung der Leich⸗Koſten 
an die Einzelnen, den Geiftlihen, den Schulstehrer, den 
Schreiner, die Träger, den Todtengräber, den Wirth, bei 
welchem einige Maas Wein, den Krämer, bei welchem 


der Anträge angegeben. Die Regierung genehmigte den erften An— 
trag, den lesteren dagegen wieß fie zurüd mit folgenden Worten: 


„Zu 8. wird die angetragene Beftimmung (dad Vorzugs-Recht 
der Leich-Koſten der Angehörigen de8 Schuldners) genehmigt, 
jedoh ohne die Außdehnung ded Vorzugd auf die bier bes 
zeichneten Anleben, da bei denfelben leicht betrügliche Um— 
triebe ftattfinden fünnten, auch der Darleiber durch Bewir- 
fung der Abtretung der Rechte der Bevorzugten ſich vorfes 
ben kann.“ 

Verhandl. der Kammer der Abgeordneten III. Beilagen 
Heft ©. 450. | 
Hiernach erhielt daB Gefes folgende Faſſung: 

„Fin unbedingted Vorzug: Recht gebührt in nachſtehender Ord— 
nung ıc. 5) dem nothwendigen Aufwand auf die Beerdigung 
des Schuldnerd, wenn der Todesfall fih vor Eröffnung ded 
Coneurſes ereignet hat; ingleichen derer, welche der Schuld- 
ner beerdigen zu laffen verbunden war, jedodh in lesterem 
Kalle nur dann, wenn diefe Koften innerhalb ſechs Monaten 
vor Einleitung ded Gant-Verfahrens durd Anordnung einer 
Dermögend:Unterfuchung gegen den Schuldner entftanden ſind.“ 

Prioritäts-Geſetz Art. 4. 
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“einige Pfund Käfe gekauft wurden u. f. w., felbft über: 
nehmen, und von jedem deffen Rechte fich abtreten Faffen. 
Diefe auch im gemeinen Rechte nicht begründete Befchräne 
fung wird unfehlbar mande Beläftigung der Gemeindes 
Kaffen *) zur Folge haben,’ 

Diefe Anficht bedarf einer Berichtigung. 

Nach dem römifchen Recht, in welchem das Vorzugs— 
Recht der Leih-Koften urfprünglich begründet if, 

L. 45. D. de religiosis (11, 7.). 
wird angenommen, daß Derjenige, welcher Koften für eine 
Leiche verwende, mit dem Erblaffer contrabire, 

L. 1. D. eod. 
ganz in Uebereinftimmung mit dem Hauptprinzip, daß die 
Berlaffenfchafts = Maffe fo ange, bis der Erwerb derfelben 
entfchieden ift, die Perfon des Erblafferd vorftelle und daß 
mittelft diefer Fiktion die Fortdauer aller biöherigen recht: 
lichen Verhältniſſe möglich werde. 

$. 2. J. de hered. inst. (2, 14.) 
1. 34. 1. 61. D. de A.R.D. (41, 1.) 

In Folge diefed Prinzips wird gegen den, der die Vers 
laffenfchaft fpäter an fich bringt, die actio funeraria auf 
Erfab der Beerdigungd = Koften zunähft bloß Deinjenigen 
gegeben, der die Beerdigung aus eigenem Antrieb bes 
forgte, und nicht Demjenigen, der died aus Auftrag eineß 
Andern that, weil auf den Beauftragten die gefepliche Fik— 
tion, als hahe er mit dem Erblaffer contrahirt, eigentlich 
nicht paßt. Der Beauftragte fol fih an den Auftraggeber 
halten, und diefer an die Maffe ded Erblaffer8, mo der 
Auftraggeber mit feiner Forderung berüdfichtigt werden 


*) Alle Leichname von Perfonen, deren Begräbniß:Koften den öfe 
fentlihen Kaffen zur Laft fallen würden, find an die anatomifchen 
Anftalten ded Landed auf deren Koften einzuliefern, vorausgeſetzt, 
daß fie nicht an einer contagidfen Krankheit geftorben find. €3 fol: 
len in feiner Gemeinde: Rechnung für folhe Perfonen die Leid: 
Koften paflirt werden. 

Minifterial: Verfügung vom 23. April 1829, Regierungs: 
Blatt ©. 184. 
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muß, felbft wenn er die Beerdigungd:Koften feinem Beaufe 
tragten noch fchuldig ift. 

1. 14. $. 15. $. 17. D. de religiosis. 

Sn fo ferne nun die einzelnen Perfonen, melche mit 
einem Leichen» Begängniffe befchäftigt find, als Todtengräs 
ber, Schreiner, Meßner u. f. w., in der Regel nicht aus 
eigenem Antriebe thätig werden, fondern aus Auftrag eines 
Andern, fo ftebt fireng genommen nicht einmal diefen Pers 
fonen ein Klagrecht gegen die Maffe ded Verftorbenen zu; 
ed fann für diefelben nur nach Analogie der 

L. 14. $. 15. 1. 46. $. 2. D. de religiosis 
eine actio funeraria utilis geltend gemacht werben; kei— 
neswegs aber kann aus den Geſetzen für den Darleiber der 
LeihsKoften ein Klagrecht gegen die Berlaffenfchafts:Maffe 
abgeleitet werden, da diefer entfernt in feinem Obligations- 
BVerbältniffe zu dem Verſtorbenen oder deffen Verlaffenfchaftss 
Maffe ftebt. Auch in unferem Landrecht ift ein ſolches 
Klagrecht nicht begründet; daffelbe beftätigt blos in allges 
meinen Ausdrüden das in dem römifchen Recht begründete 
Vorzugs-Recht der Leich: Koften, und läßt den Pegitimas 
tiondpunft der Klage ganz unberührt. 

Landrecht Th. 1. Tit. 75. $. Wenn der Schuldner ıc. 

Deffen ungeachtet bat die Praris daß Klage: und Vor— 
zugörecht der Beerdigungd- Koften im Gant auch auf die 
Darlehen zu diefen Koften ausgedehnt. 

Gmelin, Gläubiger-Ordnung $. 64. 

Diefer gewiß unrichtigen Prarid trat die Regierung 
bei Beratbung des Prioritäts-Geſetzes entgegen und flellte 
das beftebende Recht in feiner urfprünglichen Reinheit das 
durch wieder ber, daß fie dad von der Stände » Kammer 
beantragte Vorzugd = Recht der Darlehen zurüdwied, und 
zwar mit der ganz richtigen Bemerkung , daß ja der Dar: 
leiher durch Bewirfung der Abtretung der Rechte der Be- 
vorzugten ſich vorſehen Fünne, 


Aus der Zurückweiſung diefed Vorzugs-Rechts Fann 
jedoch der Schluß nicht gezogen werden, daß damit Der- 
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jenige, welcher dad Leichen = Begangniß anordnet und die 
einzelnen mit der Leiche befchäftigten Perfonen bezahlt, in 
die Eategorie eined Darleiherd babe geftellt werden wollen, 
und dag nun dad urfprünglich blos für ihn gefchaffene Pri— 
vilegium auf jene untergeordnete, mit der Leiche unmittel- 
bar befchäftigte Perfonen befchränft fey. 

In diefem Scluffe läge eine völlige Veränderung des 
Prinzips der actio funeraria und zugleich ein Verſtoß ge— 
gen den Begriff des Darlebend, indem Derjenige, der einen 
Todten begraben läßt und deffen Begräbniß-Koſten bezahlt, 
offenbar Fein Darlehen mit ihm (mit feiner fingirten Pers 
fon) abfchließt, fondern lediglich das Gefchäft der Beerdi— 
gung für ihn beforgt, daher denn auch die actio funeraria 
ihrem Wefen nach nichtd anderes ift, ald die actio nego- 
tiorum gestorum. 

Weder dad Eine noch das Andere darf entfernt vermus 
thet werden, vielmehr wird fomohl durch den Gang der 
Berathung der betreffenden Gefeped-Stelle, ald auch durch 
den Wortlaut derfelben zur Genüge beurfundet, daß bins 
fihtlih der Legitimation zu Anftelung der actio funeraria 
im ante eined Erblafferd an dem früheren Rechte nichts 
verändert werden wollte. In dem Prioritäts-Geſetz ıft das 
Vorzugs-Recht der Leich-Koſten beinahe mit denfelben Wors 
ten eingeführt, mit welchen es in dem Landrecht 

Thl 1. Zit. 75. $. Wenn der Schuldner ıc. 
eingeführt worden ift, auch ift in dem Prioritätd = Gefes, 
wie in dein Landrecht, der Legitimationd- Punkt ganz unbes 
rührt gelaffen. Blos binfichtlih der Qualität des Vor— 
zugsrechtes ift die Abänderung getroffen, daß die Leich— 
Koften jebt nicht mehr die erfte, fondern die fünfte Stelle 
unter den bevorzugten Forderungen der I. Claſſe einnehmen. 

Es kann daher nicht bezweifelt werden, daß die actio 
funeraria und dad damit in Verbindung ſtehende Vorzugs— 
Recht im Gante nach unferem Prioritätd-Gefebe nicht blos 
denjenigen Perfonen, welche mit der Leiche unmittelbar bes 
fhäftigt find, fondern auch, wie nach dem früheren Rechte, 
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vorzüglich denen zuftehe, welche dad Leihen: Begängniß ans 
ordnen und die Koften ausbezahlen. 

Iſt aber für dieſe das Vorzugs-Recht gerettet, fo ift 
dadurch mittelbar auch Denjenigen ‘geholfen, welche zu Bes 
ftreitung der Leich-Koſten ein Darlehen gemacht haben, ins 
dem ſich dann die Darleiher an ihre Schuldner, nämlich an 
Diejenigen, melde das Leichen Begängniß beforgt und das 
Geld dazu entlehnt haben, mit Erfolg halten und von ib: 
nen verlangen koͤnnen, daß fie entweder Zahlung leiften oder 
ihre Rechte abtreten ſollen. Diefe Abtretung ift dann nicht 
mit den Schwierigfeiten und Unannehmlichfeiten verbunden, 
welche durch die Abtretung von den vielen einzelnen mit 
der Leiche befchäftigten Perfonen verurfacht werden, und ges 
währt noch den befonderen Vortheil, daß fie nicht fogleich 
bei der Zahlung, wie in dem Iehteren Falle, fondern aud) 
noch fpäter — während des Laufes des Concurs-Prozeſſes — 
vorgenommen werden kann, da die Klage Desjenigen, der 
das Leichen-Begängniß beforgt, davon ganz unabhängig ift, 
ob er die Koften bereits bezahlt bat oder noch ſchuldig ift. 
L. 14. $. 15. D. de religiosis. 

Diefe Categorie der Leih:Gläubiger hatte unfere Res 
gierung vorzugdmeife im Auge, wenn fie dad beantragte 
Vorzugs-Recht der Darleiher mit der Bemerkung zurüd: 
wies, daß fich der Darleiber durch Bewirfung der Abtres 
tung der Rechte der Bevorzugten vorfeben Fünne *). 

*) Seeger in feinem Commentar über dad Pfand-Gefeg ©. 207 
meint zwar, daß die Regierung blos ſolche Anlehen im Auge gehabt 
babe, welde dem Gantmanne felbft zu Beftreitung der Beerdigungd- 
Koften feiner Angehörigen gegeben worden feyen, und daß fid) das 
ber die von der Regierung dem Darleihber empfohlene Bemirkung 
der Abtretung der Rechte der VBevorzugten nur auf die Rechte 
mit der Leiche unmittelbar befchäftigten Perfonen beziehe; allein 
wenn man den ganzen Gang der Beratbung der betreffenden Ges 
fegesftelle verfolgt, fo überzeugt man fih, daß ſowohl die Kam⸗ 
mer, als die Regierung jede Art von Anlehen im Auge hat— 
ten, alſo auch diejenigen Anlehen, welche zu Beſtreitung ber Beer: 


digungdfoften des Gantmanns felbft dem Beforger ded Leiden 
Begängniffed gemacht wurden. Uebrigens ift Seeger der von 


Monatfchr. f. d. Juſtizpfl. IV. Bd. 3. Abth. 30 
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Zu dem beſchwerlichen Ausfunfts- Mittel der Abtretung 
der Rechte der einzelnem mit einer Leiche befchäftigten Pers 
fonen bat nur derjenige Darleiher zu greifen, der dem 
Gantmanne felbft zu Beftreitung von Beerdigungd s Koften 
feiner Angehörigen Geld leiht, indem natürlich der Sant: 
mann diefe Beerdigungd:Koften nicht ſelbſt in feinem eiges 
nen ante geltend machen, fomit auch dem Darleiher Feine 
Rechte abtreten Fann. 

Schlieglich bemerfe ich noch, daß felbft von dem näch⸗ 
ften Snteftat= Erben ded Gantmannes, wenn er deffen Leis 
hhenbegängniß beforgt (der gewöhnliche Kal wird der feyn, 
wo die Wittwe oder die Kinder ded Gantmannes die Leiche 
beforgen), die Leich-Koſten gegen die Maffe geltend gemacht 
-werden fünnen, fomit auch eine Abtretung feiner Rechte an 
den Darleiher Statt findet," da ein Verftorbener zunächft 
von feinem Hab und Gut begraben werden folle, 

BL. 14. |. 15. D. de religiosis, 
und daher nicht vermuthet werden darf, daß der Beforger 
eined Leihen Begängniffes habe ſchenken wollen. 

Ratbfam ift e8 übrigens immerhin, wenn der Erbe, 
der das LeicheneBegängniß. beforgt, vor Zeugen erflärt, daß 
er nicht die Abficht habe, zu ſchenken, damit alle Erörtes 
rungen über diefen Punkt abgefchnitten werden. 

Wenn aber auch eine folche Erklärung nicht erfolgt iſt, 
fo kann doch die Forderung in der Regel nicht beanftandet 
werden, da dad Gefep dem Richter zur Pfliht macht, die 
Sache nach den Umftänden billig zu beurtheilen, und da 
dajfelbe felbft Demjenigen das Klage⸗-Recht nicht abfpricht, 
ber fi irrig für verpflichtet gebalten hat, dad Begräbniß 
zu beforgen. 

L. 14. $. 7—11. D. de religiosis. | 
mir beftrittenen Anficht, daß dad Vorzugd-Reht nur denjenigen Per: 
fonen zuftehe, welche bei der Beerdigung Dienfte geleiftet oder die 
dazu erforderlihen Sahen gegeben haben. Der entgegengefesten 
gewiß richtigen Anfiht if v. Hufnagel in feiner Belehrung über 
dad Pfand-⸗Geſetz E. 510. 
ENTE 
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5) Ueber die Bedingungen der Eides-Bufdiebung. 
(Bon Herrn Ober:Tribunal-Director v. Baur.) 
1. 

Die Monatfhrift für die Zuftiz = Pflege in Württem« 
berg enthält im | 

IV. Bande iter Abtheilung 2ten Heft ©. 155 ff. 
einen Auffas mit der Heberfchrift: 

„Etwas über die Bedingungen der Eides : Zufchiebung.” 
‚Darin wird über den Mißbrauch geklagt, welcher befonders 
bei den vor den Bezirks-Gerichten anhängigen Rechtd-Sa: 
hen mit der EidedsZufchiebung getrieben werde. 

S: 

Diefe Klage if, auch in Beziehung auf die höhern 
Gerichte ded Königreichd, nur zur gegründet und es iſt da= 
ber gewiß fehr verdienftlih, daß in dem Auffabe auf einige 
Thefen aufmerkſam gemacht wird, durch deren Anwendung 
frivole und cifanöfe Eides = Zufchiebungen verbütet oder 
befeitigt werden Fünnen. 


| 3. 
Die erſte diefer Thefen ift: | 
daß nur über beftimmte Thatfahen Eides-Zuſchie— 
bung Statt finde. 
4. 
Schon lange hat der Civil-Senat des Ober-Tribunals, 
abweichend von dem vormaligen Hof-Gerichte, 
Kapf, merkwürdige Civil-Rechtsſprüche der höchſten und hö— 
“bern Gerichtshöfe in Württemberg, Nro 16., ©. 108 ff. 
als Grundfab angenommen, daß Eided» Anträge auf fpeciel: 
Ien thatfählihen Behauptungen beruhen müffen, und daß 
immer die befondern VBerhältniffe des einzelnen Falls in 
Betracht zu ziehen feyen, um zu entfeheiden, ob ber Bes 
bauptung des Zwangd, der Furcht, der arglifligen Uebers 
redung, wenn fie ganz allgemein vorgebradht wird, übers 
baupt rechtliched Gewicht beigelegt werden koͤnne, indem 
es dem Richter bei der Zulaffung eined Schieds-Eides dars 
um zu thun feyn müfe, durch möglichfte — — 
| 50 
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bed Eided» Saped dem eigenen Urtheile ded Schwörenden 
fo wenig, ald möglich, zu überlaffen, namentlid alle Den: 
talrefervationen abzufchneiden. 


5. 
In ſo weit iſt richtig, was 
Schütz in dem württembergifgen Givilprogeß ©. 343, 544, 
Rote 2. 

unter Berufung auf einige Präjudicien des Ober-Tribunald 
anführt: die Praxis deffelben habe fih dafür entfchieden, 
dag nur über beftimmte Thatfahen ein Eid zugefchoben 
werden fünne, und daß ein Eided » Antrag nicht zu generell 
feyn dürfe. 

Namentlich hat das Ober-Tribunal, von diefer Anficht 
audgebend,, einen. Eides = Antrag, welcher im Allgemeinen 
auf den Mangel ded guten Glaubens bei der Verjährung 
gerichtet war, aus dem Grunde für unzuläßig erklärt, weil 
ed an der Behauptung thatfächlicher Umftände fehlte, durch 
welche der gute Glaube ded Verjährenden hätte unterbros 
hen werden können. 


6. 
Unrichtig aber ift, was 
Schütz ©. 344 Note 3. 
unter Berufung auf eine Entfcheidung des Dber- Tribunal 
vom 41. März 1850 weiter anführt, daß diefe Gerichts— 
Stelle ald Boraudfeßung der Eided = Zufchiebung Befcheis 
nigung der Behauptung fordete, welche dadurch bemiefen 
werden fol. 
1. | 
. Der durch Erfenntniß ded Ober: Tribunald von dem 
gedachten Tage erledigte Rechtöftreit betraf einen Offenba⸗ 
rungseid. Der Haupt⸗Entſcheidungs-Grund des abändern» 
den Erkenntniffes, durch welches dad den Eided » Antrag 
‚ verwerfende Erkenntniß der erften Inſtanz bergeftellt wurde, 
beftand darin, weil von dem Richter der nächſt vorigen 
Snftanz nicht beftimmt worden fey, was die Folge der 
Verweigerung der Eided-Auflage ſeyn fol, und diefes nad 
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dem eigenen Anerkenntniffe der Kläger auch gar nicht habe 
beftimmt werden fönnen. 
| &: 

Außerdem wurde die Entfcheidung damit motivirt : es 
fey für den Verdacht, daß der Beklagte erbfchaftliches Vers 
mögen unterfchlagen habe, nicht nur von den Klägeen nichts 
beigebracht , fondern es fprechen fogar (mad näher außdges 
führt wurde) die erheblichften Umftände für den Beflagten, 
daß er nicht, worauf doch der angetragene Dffenbarungds 
Eid von Anfang an fich beziehen follte, nad dem Tode 
der Mutter und Großmutter Erbfchaftd» Gelder bei Seite 
gefhafft habe. 


9. 

In dieſem Entſcheidungs-Grunde iſt offenbar davon 
nicht die Rede, daß eine Eides-Zuſchiebung nur dann zus 
Käfig fey, wenn die Behauptung, welche dadurch bewiefen 
werden fol, zuvor befcheinigt ift: vielmehr murde damit 
eben das audgefprochen, was in dem Eingangs erwähnten 
Auffabe unter Nro 2. ald Bedingung der Zuläßigfeit ei» 
ner Eided:Zufchiebung mit den Worten audgedrüdt ift, 

daß jedenfalld Feine erheblichen Gründe gegen die Ans 
nahme der Richtigkeit der Thatſachen, welche durch den 
- Eid bewiefen werden follen, vorliegen dürfen. 
10. 

Sicher gehört auch die Entfcheidung des Ober:Tribus 

nald vom 23. Juni 1831, welche von 

Shüs ©. 344 Note 4. 
blos daflır angeführt wird, daß dad Ober:Tribunal wegen 
Kleinigkeiten Feine Eided = Zufhiebung zulaffe, befonders 
wenn der Delat Glauben verdient, da ed nicht in dem 
Sinne ded IV. Edictd $. 116. liegen könne, durch Aufbes 
bung des Eides für Gefährde der Chikane freien Spiel: 
raum zu geben. 
11. 

Der am 23. Juni 1831 von dem Ober:Tribunal ent⸗ 

fhiedene Nechtöftreit hatte verfchiedene Forderungen eiwed 
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Pächterd an feinen VBerpächter zum Gegenftande. Wegen eis 
ner diefer Forderungen in dem Betrage von Bfl. für Holz, 
welches nach der Angabe des Kläger8 ihm bei feiner Ver: 
treibung vom Pachte zurückbehalten worden ſey, ſchob er 
dem Beklagten den Eid darüber zu, 
daß dad vorhanden gemefene Hol; von dem Beklagten 
angeſchafft worden, und daſſelbe nicht dem Kläger ges 
bört babe. 

Bon dem Bellagten wurden Einwendungen gegen dies 
fen Eided « Antrag gemacht, und dad Sher » Tribunal gab 
demfelben nicht Statt, 

12. 

Als Entfheidungd-Grund wurde zunaͤchſt geltend ge⸗ 
macht, weil der Kläger zu Begründung ſeines Anſpruchs 
gar nichts Näheres vorgebracht babe, 

dagegen als ziemlich wahrfcheinlich anzunehmen fen, daß 
daB fraglihe Hol; von den Pacht» Gütern bezogen wor: 
den ſey, mithin der Kläger nah dem Pachtbriefe Feinen 
Anfpruch darauf zu machen gehabt habe. 

Dem mwurde nod beigefügt, daß ed fich nur von ei- 
nem unbedeutenden Objecte handle, wegen deffen der Rich: 
ter obnebin Anftand nehmen müßte, auf einen Eid, zumal 
gegen einen Mann zu erkennen, von welchem man nicht 
annehmen Fünne, daß er wegen eined fo unbedeutenden In— 
tereffed die Wahrbeit verläugnen werde; auch fey ed, mie 
dad Ober-Tribunal fehon in mehreren Fällen angenommen 
babe, keineswegs in der Abficht des Geſetzgebers gelegen, 
durch den $. 116, des IV. Edictö bei Eides : Anträgen der 
Chikane freien Raum zu laffen. 





6) Mod) etwas über die Regel: femina semel 
exclusa semper manet exclusa. 
(Von dem Herrn Präfidenten 9. Bolley.) 
Diefe Regel wurde in einem befannten, wichtigen 
Prozefje Gegenſtand lebhafter Erörterungen. Die entgegen« 
gefepten Anfihten find in diefer ——— Bd1.. ©. 367 
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und Bd. ©.347 ff. dargelegt. Ich felbft habe als Cor⸗ 
referent (2ter Inflanz) in jenem Prozeffe Alles, was nad 
allgemeinen Grundfägen gegen diefe Regel fi fagen 
Yaßt, geltend gemacht, dagegen fehienen mir diejenigen 
Gründe, melde für die Anerkennung derfelben bei dem 
Großherzoglich badenfhen Lehenhofe und bei den badi- 
fhen Gerichten fpredhen folten — (und hierauf fam es in 
jenem Prozeffe hauptfählih an) — von großer Bedeutung 
zu ſeyn, und diefe Anficht wurde auch von den Mitgliedern 
des Appellationds®erichtö beinahe einſtimmig getheilt. Eine 
Prüfung der Einwendungen, welche in der Revifiond-Inftanz 
gegen diefe Entfheidung und deren Begründung gemacht 
wurden, bat weder für. dad württembergifche Publikum, 
noch für die Partheien — (denn der Prozeß ift durch Vers 
gleich beigelegt) — ein Sntereffe. Nur dad will ich bier 
bemerken, daß in der neuen Folge der Jahrbücher ded Groß: 
berzoglich badifchen Ober: Hof: Gerichts zu Mannheim von 
den Jahren 185°/, ztem Doppelbeft ©. 354 eine Entfcheis 
dung fich findet, wornah man mit Sicherheit annehmen 
kann, daß, wäre jener von den badifchen Gerichten. an die 
dieffeitigen Üübergegangene Prozeß von den erfteren endlich 
entfchieden worden, die Entfcheidung nicht anderd audgefals 
len wäre, als e8 bei und in der 2ten Inftanz gefcheben ift. 
Es wurde nämlich in diefer Ausführung die Regel felbft als 
in den Gefegen (I. F. 6. $. 1.) klar audgedrüdt, 
und. dagegen der Lehens-Text IL F. 17. ald dunkel und 
unbeftimmt betrachtet, und dabei ein befonderes Gewicht 
darauf gelegt, daß die Regel auch bei dem Reichs-Kammer— 
Gericht angenommen geweſen ſey. 

Die Fortſetzung gebe ich wörtlich: 

„Wenn nun dad Lehen-Edict vom 12. Auguſt 1807 
„ale ältern Lehens-Geſetze in der Regel aufhebt, und 
„ausnabmsweiſe nur klare Entſcheidungen derſelben zur 
„Erklärung des Willens der Betheiligten als ſtillſchwei— 
„gende Vorausſetzungen der Vertrags⸗Perſonen für zus 
„läſſig erklärt, fo folgt daraus von ſelbſt, Daß ſolche Be: 
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„ſtimmungen deffelben - von dem Richter nicht: ınebr' als 
„Entſcheidungs-Quelle benüpt werden dürfen, welche nad) 
„der darüber in der Lehenrechts-Lehre entflandenen Eon: 
„troverfe für nichts meniger als Flar betrachtet werden 
„können. 

„7) Gerade dieſe ER in es aber auch, 
„welche der $. 27. des Lehen» Edictd durch eine darüber 
„gegebene fefte gefeßliche Beſtimmung für immer befeis 
„tigen will, indem er die Regel aufftelt : 

med fen jederzeit: die möglichfte Ausfchliegung des 

weiblichen Geſchlechts ald Vertrags: Abfiht zu un: 

„terſtellen 5 
„und fodann weiter verordnet: 

„„daher müffen Lehen, die auf Söhne und Töchter une 

„„beſtimmt, noch mebr alfo jene, die auf Söhne und 

„„Töchter, da Feine Söhne mehr feyn werden, verliehen 

„„ſind, Künftig jederzeit, und für das Bergangene, 

„„ſo lange nicht ein anderes als gemeinfdhafts 

„Jiche Meinung des erſten Gebers und Em— 

‚mpfängerd klar gerechtfertigt werden kann, 

„„dahin ausgelegt werden, daß nur weibliche Nachkom⸗ 

men der Ieptabgehenden Lehenleute zu deren Troft 

„außerordentlich zuläffig fenen, mithin jede Frauens-⸗ 

„„Perſon, die nicht ald Tochter eines der letztbelehnten 
„„Lehensleute erben, fobin ihr Recht nicht unmittelbar 
„„aus der jüngften Belehnung ableiten kann, nachmals 

„„kein Erbrecht am Leben babe, fondern, nachdem fie 

„einmal durch eined männlichen Abkömmlings Beleh- 

„„nung ausgefchloffen ward, für befländig audgefchlof: 

„„ſen bleibe,‘ 

„Die Borfchrift, daß diefe Auslegung Fünftig und für 
„das Vergangene ſtatt finden fol, zeigt Flar, daß fie 
„auch binfichtlih älterer, vor Erfheinung ded Edictd 
„errichteter Lehens-Verträge ſtatt finden fol.‘ 

Bei den badifchen Gerichten Fonnte ed nach diefem 

Edicte Feiner befondern Unterfuchung bedürfen, wie fern 
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daſſelbe mit den frühern im Großherzogthum befolgten Ma: 
fimen übereinflimme. Anders war ed‘ allerdings bei den 
mwürttembergifchen Berichten, denn bier konnte das Edict in 
Feiner Beziehung ald Gefep wirken. Dennoch fchien ſolches 
große Beachtung zu verdienen, weil ed nur eine Erflärungds 
Regel für die Leben: Briefe nach der vermutheten Ab» 
fiht der Contrahenten aufftellen wollte, und weil es 
mehr als deſpotiſche Willkühr gemwefen wäre, wenn ed dieß 
rückwärts, ohne alle Begründung durch dad, was ſchon 
bisher im Großberzogtbum in Lehn galt, hätte thun wollen. 





3) Üeber den Gerichtsftand bei negatorifchen 
Klagen. 
(Bon Herrn- Ober : Zufliz: Rath Harpprecht in Stuttgart.) 

Die in Bd I. ©. 435 diefer Monatfchrift abgedrudte 
Entfiheidung ded Ober » Tribunal über den Gerichtäftand 
bei negatorifhen Klagen vom 20. März 1837 bat .bin 
und wieder zu der Meinung Anlaß gegeben, als habe diefe 
Gerichts» Stelle ihre bis dahin ſtets gleichfürmig befolgte 
Theſis, wornach negatorifche Klagen bei demjenigen Gerichte, 
unter welchem der Beklagte oder dad angebliche praedium 
dominans fteht, anzubringen find, aufgegeben. Died lag 
aber nicht in der Abficht ded Ober: Tribunald, ald e8 jene 
Entfcheidung erließ. Zwar bat fi) neuerlich einer unferer 
audgezeichnetften Rechts-Gelehrten (im BdU. ©. 208 die: 
fer Monatfihrift) für die ausſchließliche Zuftändigkeit des 
Richter der dienenden Sache erklärt. Allein der von ibm 
für dieſe Anficht vorzüglich geltend gemachte Grund, daß 
die Negatorien-Klage auf etwas Verneinendes fich gründe, 
daß fihon aus dem Begriffe des Eigenthums das Recht auf 
freie Benüsung einer Sache, mit Ausſchluß aller Andern 
fliege, daß es demnad für den anerkannten Eigenthümer 
einer befondern Bindication der Freiheit nicht bedürfe, und 
daß durch diefe Klage der Kläger eigentlich nur einem ges 
gen ihn gerichteten Angriffe zuvorkomme, fo wie die bier: 
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aus gezogene Folgerung hinſichtlich der Beweispflichtigkeit 
des Klägers, ſtehen, wenn gleich zugegeben werden muß, 
daß dieſe Anſichten von der Mehrzahl der neueren Schrift: 
fteller getheilt werden, menigftend mit denjenigen Grund» 
fügen nicht im Einklange, welche die vaterländifchen Ge— 
richte über die Natur der NegatoriensKlage und die Beweis: 
pflicht bei derfelben biöher befolgt haben. Ohne diefe Grund: 
ſähe aufzugeben, fönnte mithin die Zuftändigfeit ded Rich— 
terd der dienenden Sache für Negatoriens Klagen, wie der 
Herr Derfaffer jened Auffabes felbft anzuerfennen ſcheint, 
nicht als Theſis angenommen werden. 

Es dürfte daher für die Gerichte des Landes, wie für 
die” Öffentlichen Rechts = Anwälte, von Intereſſe ſeyn, von 
einer neueren Entfcheidung des — # @tibunäls Kenntniß 
zu erlangen. 

Eine Stande = Herrfchaft fuchte die Verbindlichkeit zu 
Der Unterhaltung der Bicinal= Straße von T. nah R., 
fo weit diefelbe eine ftandeöherrliche Befibung berührte, auf 
die Inhaber einiger benachbarten Marfungen zu überwälzen. 
Diefe traten deshalb mit einer negatorifhen Klage gegen 
die Standed:Herrfhaft bei dem Oberamts-Gerichte 2. auf, 
welches die Beklagte, Einwendend ungeachtet, für fchuldig 
erflärte, vor ibm auf die Klage ſich einzulaffen. Die Bes 
Hagte wandte ſich mit einer Befchwerde an den. Geridhts- 
Hof, welcher die oberamtögerichtlihe Verfügung aufbob, 
amd die von den Klägern biermider bei dem Dber:Tribunal 
erhobene Beſchwerde wurde von diefer Stelle mittelft Ber 
fchluffes vom 1. November 1859 aud den nachftebenden 
‚Entfcheidungd-Gründen verworfen. 

„Ed ift zwar ein ungmeifelhafter Grundfab des gemeis 
nen und des württembergifchen Rechts, daß die Negato- 
rienflage vor dem Gerichtöftande der gelegenen Sache ans 
zubringen fen; es ift aber gemeinrechtlich beftritten, ob 
fi diefer Gerichtöftand nad) dem berrfchenden oder die— 
nenden Gute beftimme ? In Württemberg bat fi jedoch 
ein entfhiedener Gerichtsgebrauch dafür gebildet, daß die 
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Negatoriens Klage nicht bei denjenigen Gerichte, unter 
welhem das Grundſtück gelegen ift,. deffen Befiber auf 
Befreiung Anfpruc macht, fondern bei demjenigen Ge: 
richte, in deffen Bezirke das berrfchende Grundftüc gele—⸗ 
gen ift, angeftelt werden muß. Diefer Gerichtsgebrauch 
bat auch den guten Grund für fi, daß die Negatorien- 
Klage nad den in Württemberg angenommenen Grund: 
ſätzen nicht ald eine Eigenthbumsflage, fondern ald eine Ser— 
vitutenflage zu betrachten ift, daher bei ihr, wie bei der 
confefforifchen Klage, der Grundfab, mornac der Kläger 
dem Gerichtöftande des Gegners zu folgen hat, Anwen⸗ 
dung findet, 

Dagegen kann man fi nicht auf die bdieffeitige Ent: 
fheidung vom 20. März 1857 in der Rechtöfache der 
Gemeinde K. gegen. daß freiberrlih v. A.'ſche Rentamt 
zu S., Ablöfung eines Uebertrieb8:Nechted betreffend, be: 
rufen, weil in diefer Sache befondere Verhältniſſe zur 
Sprache famen, und jedenfalld eine einzige abmeichende 
Entfheidung den Richter nicht beftimmen könnte, von 
dem einmal beftebenden Gerichtögebrauche abzugeben. In 
dem vorliegenden Falle ift biezu um fo weniger Grund 
vorhanden, ald die Klage gegen eine Standes: Herrfchaft 
gerichtet ift, welche behauptet, e8 ftebe ihr ald Inhaberin 
einer eremten Beſihung dad Recht zu, von den Klägern 
die Unterhaltung der über diefe VBefibung führenden Vi— 
cinalftraße zu verlangen, und nach $. 54. ded IV. orga= 
nifchen Edict8 vom 31. Dechr 1818 und F. 1. der Juflizs 
Novelle vom 15. Septbr 1622 den Standeöheren und den: 
ftandesherrlichen immatriculirten Gütern ein befreiter Ge⸗ 
rihtöftand vor den Königl. Kreiß-Gerichtöhöfen gefehlich 
eingeräumt iſt.“ 
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Ad II. 
Sragmente. 


1) Sind Polizei-Wergehen, welde von Würt- 
tembergern im Auslande verübt worden, in 
Württemberg zu betrafen? 

(Bon Herrn Staatd - Rath 9. Wächter.) 

Nach einer Beantwortung diefer für die Gerichte nicht 
weniger, ald für die Polizei = Behörden, praftifhen Frage 
fiebt man fih in dem Polizei-Straf-Gefege vom 2. Octbr 
1839 ſowohl, als in dem Straf-Geſetzbuche vom 1. März 
1839 und deffen Anhängen, vergeblih um. Auch in den 
Verhandlungen mit -den Ständen über das erftere Gefes 
findet fich diefelbe nicht berührt, und in den Berathungen 
in der Kammer der Abgeordneten über das Straf» Gefeh: 
Buch murde fie zwar aufgeworfen, jedoch nicht gelößt. 
Mehrere Mitglieder der gedachten Kammer ſprachen zwar 
aus Anlaß der Didcuffion über den Art. 3. des Straf: 
Geſetzbuchs ihre Anfiht aus, dag Württemberger, wenn 
fie im Auslande Verbrechen begeben, die nad den Geſetzen 
ded auswärtigen Staatd firaflo8 feyen, auch in Württem: 
berg nicht zur Strafe gezogen werden könnten, und fie 
wollten diefen Grundſatz, welcher vorzugdmeife in Hinficht 
auf Polizei-Vergehen von Wirkung feyn werde, namentlich 
auf die Lesteren angewendet wiſſen. Indeß wurde derfelbe 
von der Regierung nicht nur in dem Vortrage des Jufliz= 
Minifter8 vom 17. Sanuar 1838, fondern aud in den 
mündlichen Erflärungen der Regierungs-Commiſſäre blos 
in Beziehung auf daß Straf-Geſetz-Buch zugeges 
ben. Ausdrücklich erklärten die Letzteren: „daß bier von 
„Polizei = Vergeben darum nicht die Rede fen, weil das 
„Polizei = Gefepbuch noch nicht vorliege,” und daß in Be— 
ziebung auf dieſes „dem Antrage für jest nicht beige= 
„ſtimmt werden könne.“ 


Vergl. Protocoll der 5ten Sitzung der Kammer der Abgeord⸗ 
neten vom 23. Jamuar 1858 ©. 27 ff. 
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Faßt man, bei diefem Mangel pofitiver Beftimmun- 
gen, zunächft dad vor Einführung der neuen Straf-Geſetz⸗ 
gebung beftandene Recht in's Auge, fo ift wohl nicht zu 
bezweifeln, daß nach demfelben die aufgeworfene Frage zu 
bejaben war. Das Gefep vom 26. October 1806 (Res 
gierungsblatt S. 130), wodurd die Stellung württembers 
gifcher Unterthanen an auswärtige Gerichtd:Behörden vers 
boten wurde, beftimmte nämlich zugleich: 

Es ift aber Unfer ernflliher Wille, daß bie Verbrechen 
und Vergeben, welche Unfere Untertbanen in fremden 
Territorien begehen, nicht ungeftraft bleiben, Wir machen 
e8 vielmehr hiemit Unfern Beamten, Auflitiarien und 
Gerichts-Stellen zur firengften Pflicht, jedes Verbrechen 
oder Frevel, fo von einem Unferer Untertbanen im 
Auslande begangen wird, genau zu unterfuchen und nad) 
den in Unfern en Staaten beftehbenden Gefegen zu 
beftrafen. 

Die Worte „oder Frevel“ find, fo wie die Weiſung 
an. die ‚Beamten‘ (neben den Gerihtd-Stellen), unftreitig 
auf Polizei Vergeben zu beziehen. Auch fpätere Gefebe, 
die Snftruction für die (Randvogtei:) ECriminal:Räthe vom 
18. November 1811 $. 27. (Regierungds Blatt ©. 629) 
und dad IV. Irganifationd-Edict vom 31. December 1818 
6. 207. I. gedenken der Beflrafung der im Ausdlande 
verübten Verbrechen, ohne jedoch freilich irgend anzudenten, 
daß darunter auch Polizei» Vergehen zu verfteben ſeyen; 
mogegen indeg aus einem Normal:Erlaffe ded Zuftiz: Minis 
fteriumd vom 14. December 1816 (in Hofadersd Jahr: 
büchern ®d I. Heft 2. ©. 264), welcher fagt: 

Sleifhlihe Vergehen, welche von Württembergern im 
Auslande begangen und dort unterfucht und abge: 
wandelt worden find, begründen Fein Straf» Bers 
fahren bei der württembergifchen Behörde, wenn fie auch 
nach audländifchen Geſetzen Feine wirkliche Ahndung und 

Strafe nach ſich gezogen haben, 
vermöge des argumentum e contrario gefhloffen werden 
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kann, daß namentlih Unzuchts Vergeben, im Außs 
lande verübt, zu beftrafen ſeyen, fo wie auch binfichtlich 
einer andern Gattung von Polizeis Vergeben, der Hazard: 
Spiele, fhon ein General Refcript vom 25. November 
1793 (bei Kapff ©. 399) I. die Beftrafung ausdrücklich 
auch für den Fall anordnet, wo dad Spiel „in benachbar—⸗ 
ten ausländifchen Orten‘ getrieben worden. 

An diefem Stande der Gefepgebung hat nun dad neue 
Straf: Gefesbuh, was die Regel betrifft, nichts geän- 
dert. Der Art. 3. deffelben fagt: 

Nach denfelben (den Beftimmungen ded Straf-Geſetz⸗ 
buch) find alle, von Württembergern im Audlande 
begangene Verbrechen oder Vergehen zu richten, mögen 

. ‚diefelben gegen Perfonen des Ins oder Auslandes verübt 

worden ſeyn. 

Diefer Artikel fpricht zwar allerdings zunädhft nur von 
gerichtlich zu beftrafenden Verbrechen. Allein der gleiche 
Grundfab wird, da dad PolizeisStraf:Gefeb hierüber nichts 
Befondered enthält, auch auf Poligeis Vergeben um fo 
mehr analog anzuwenden ſeyn, ald derfelbe, aud in Bezie— 
bung auf die ſe Vergeben, wie vorhin bemerkt wurde, bis⸗ 
ber ſchon gegolten hat. | 

Zweifelhafter Fönnte ed feyn, ob aud die in dem ges 
dachten Artikel des Straf = Gefepbuches gemadten drei 
Ausnahmen von jener Regel auf PolizeisBergeben 
anzuwenden feyen ? Indeß enthalten auch diefe Ausnahmen 
im Grunde wenig Neued, nichtd namentlich, wad nicht fo 
ziemlich in der Prarid ſchon bisber Anerkennung gefunden 
hätte. Sedenfalld aber würde eine Befchränfung jener Aub⸗ 
nahmen nur auf gerichtliche Fälle zu bedeutenden In— 
eonfequenzen führen. Gerade,die minder ſchweren Ber: 
geben (die polizeilichen) würden, wenn fie im Auslande 
verübt worden wären, beftraft, die f[hwereren giengen 
frei aus; ein Ehebrucd z. B. in einem auswärtigen Lande 
verübt, mo derfelbe gefeplich nicht firafbar ift, dürfte von 
den württembergifchen Behörden nicht beftraft, die einfache 
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Unzucht in gleichem Falle müßte hingegen beftraft werben. 
Eine Uebereinftimmung der Grundfäße in der erwähnten 
Beziehung, binfichtlidy der polizeilichen Uebertretungen und 
der im Straf-Geſetzbuche bezeichneten Verbrechen und Vers 
geben, erfcheint überdieg um fo nothwendiger, ald eine Reibe 
der an fich in die erfie Categorie gehörigen Vergeben 
durch den Rüdfall oder andere erfchwerende Momente in 
die zweite ategorie zu fteben kommt. Welche Verwir⸗ 
rung, wenn nun dad einfache im Audlande verübte Vers 
geben beftraft werden müßte, dad wiederholte oder fonft ers 
fhwerte Vergehen dagegen unter die im Straf-Geſetzbuche 
ftatuirten Ausnahmen fiele und firaffrei audgienge ! 

Sn Erwägung vorftehender Gründe hat denn auch der 
Königl. Geheime » Rath den 1. Februar 1840 aus Anlaß 
eined Recurfed gegen dad Straf: Erkenntnif einer Kreis: 
Regierung, wodurch die Angefchuldigte wegen im Auslande 
(jedoch mit polizeiliher Bewilligung) verübter gewerbs⸗ 
mäßiger Unzucht zur Strafe gezogen worden war, 

für die analoge Anwendung des Art. 3. ded Straf» Ges 
fegbuches auf Polizei » Bergeben, ſowohl was die 
Regel, ald was die von diefer Regel geftatteten Ausnah⸗ 
men betrifft, 
fih außgefprohen, mithin (unter Berudfichtigung des ers 
wähnten Umftandes) die Angefchuldigte, nah Maafgabe 
der Ziffer 1. und 2. ded genannten Artikel, für flraffrek 
erHlärt. 

Hiebei war nun zwar noch der Zweifel aufgeworfen 
worden, ob, da die Ausnahmen in Ziffer 1. und 2. des 
Art. 3. des Straf-Gefebbuches von Vergeben ‚gegen einen 
fremden Staat, deſſen Behörden oder Angehörige‘ 
reden, diefelben überall bier Anwendung finden Fönnen ? 
Gemwerbsmäßige (einfache) Unzucht wird nicht gegen Ans _ 
gehörige ded fremden Staats begangen; fie wird auch 
nicht gegen den fremden Staat verübt, wenn man die 
Auddrüde etwa in dem befchränkten Sinne von Staatd- 
Dergeben nehmen wollte, unter denen dad gedachte Ver: 
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geben im Straf-Gefehbuche auch in der That nicht aufge> 
führt if. Allein dennoch ift die Rückſicht auf die Ge 
fammtheit, auf dad Staatdwohl, — hier fpeciel auf die 
Erhaltung der Sittlichfeit, mittelft: Entfernung der Anrei— 
zungen zum Lafter, — Grund. ded VBerbotd, Man Fann 
alfo immerhin diefe Vergeben, fo wie die meiften Polizei: 
Vergeben, unter den Gefichtöpunft von Vergehen gegen 
den Staat bringen. 


Sn dem Haupt: Ergebniffe, — nämlich in Betreff di der 
analogen Anwendung ded Art. 3., binfichtlich der Regel ſo— 
wohl ald der Ausnahmen, auf Polizeis Vergeben — flimmt 

Knapp's Sommentar zum Polizei- Straf: Gefeg (©. 133 

und 134) 

(übrigens ohne weitere Erörterung der Gründe) mit diefer 
Entfheidung überein. Namentlih wird, im Zolge der in 
dein erwähnten Artikel gemachten Ausnahmen binfichtlich 
der eigentlichen. Poligeisliebertretungen ald Regel aufgeftellt, 
daß, da diefelben, von Ausländern in Württemberg verübt, 
von den ausländifhen Staaten gewöhnlich nicht beftraft 
werden, auch folche Polizei= Uebertretungen, von Württems 
bergern im Audlande begangen (mo nicht befondere Staats⸗ 
Verträge eine Abweichung begründen), von den württem— 
bergifchen Behörden nicht zu beftrafen feyen. „Bon diefer 
Regel, — wird aber weiter angeführt, — „fen nah den 
biöber beobachteten Grundſätzen eine Ausnahme ge— 
macht worden bei der Landflreicherei, der Bette— 
lei, der Afotie und den Unzuchts-Vergehen, was 
auch durch die eigenthümlichen Rüdfichten, welche bei Be— 
firafung dieſer Uebertretungen eintreten, fich rechtfertigen 
laffen dürfte.‘ Soll diefe Bemerkung, wie es fcheint, auch 
auf dad neue Recht fich beziehen, und von den unter Art. 
3. Ziffer 1. und 2. feftgefesten Ausnahmen wieder Aus— 
nahmen begründen: fo ift dagegen nur zu erinnern, daß 
nad dem alten Rechte die Regel, daß alle im Auslande 
. verübten Vergehen zu beftrafen feyen, wenigftend geſetzlich 
gar feine Ausnahme hatte, daß alfo die Beftrafung jener 
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vier Dergeben feine Ausnahme bildete, vielmebr nur ein. 
Folge der unbedingten Regel war, welche Folge num 
mehr zugleich mit jener Unbedingtheit wegfällt. Uebri: 
gend weiß der Einfender von dem Herrn Berfaffer des 
Commentars felbft, daß derfelbe eine Berichtigung der ers 
wähnten Stelle fhon zuvor beabfichtigt hat, welche er viek 
leicht durch diefe Blätter den Lefern ie für gut 
findet. 





2) Ueber die Erkennung von Üngehorfams-. 
‚Strafen durch die Sorfi- Acmter. 

(Bon Herren Ober-Förfter, Forft:Rath v. Widenmann.) 

Eined der Vergehen, die dad Polizei:Straf-Gefep vom 
2. October 1859 mit Strafen bedroht, und zwar daß erſte, 
ift. der einfache Ungeborfam , ein andered Vergehen, für 
welches. diefed Geſetz Strafen beſtimmt, iſt die unbefugter 
Erlegung . oder Beifangung von Thieren der niedern Se 
Jagd: Exceß. 

Dadurch , daß in-dem Abſchnitt des Geſehes, — 
von der Zuſtändigkeit der Behörden zur Unterſuchung und 
Beſtrafung der in demſelben aufgeführten Vergehen bandelt, 
umd namentlich in dem Artikel 95. einzig die Beftrafung 
der Zagd» Epceffe den Forftäintern innerhalb der Grenzen 
ihrer Straf» Befugniß zugetheilt iſt, der Beftrafung deB 
Ungeborfamd gegen Verfügungen der Forſtämter durch die 
Forſtämter aber keine Erwähnung gefchieht, geminnt es 
den Anfchein, ald ob die Forſtämter Strafen wegen des 
Dergebend ded einfachen Ungehorſams nicht zu erfennen 
baben ; und fo fagt denn auch Herr Dber-Confiftorial:Rath 
Dr. Knapp in feinen Erläuterungen zum 1. Art. des Ges 
ſetzes, da, wo er von der Zuſtändigkeit der Behörden au 
Beftrafung ded Ungehorſams fpricht : 

„5) Iſt der Ungehorſam gegen eine Verfügung * 
„richtet, welche von einem Finanz⸗Beamten, der Feine eis 
„gene Strafs Befugnig hat, erlaffen worden ift, fo ift die 
„Bezirks⸗Polizei⸗Behörde competent. Dies ift namentlich 

Monatfchr. f. d. Zuftispfl. IV. Bd. 3. Abth. 51 
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„auch der Kal bei Verfügungen der Forftämter, da ih⸗ 
„men nur eine Strafs-Befugniß wegen gewiffen Liebertretuns 
„gen der. Forfi:Polizeis®efebe und eine Didciplinar-Gemalt 
‚gegen untergebene Diener gefeblich zuſteht (Art. 90.).“ 

Hier iſt den Forflämtern die Befugniß zur Erkennung 
von: Ungehorſams⸗Strafen nicht blos deshalb abgefprochen, 
weil das PolizeisStraf-Gefep fie ihnen nicht zufpricht, fon« 
dern wegen der Natur ihrer Strafe Befugniß, weil fie eine 
ſolche nur wegen gewiffer ————— der Forſt⸗Polizei⸗ 
Geſehe haben. 

Dieſer Grund iſt nicht seht verſtaͤndlich denn alle Bes 
börden, welchen eine Straf⸗Befugniß zuftebt, haben fie nur 
wegen gewiffer Uebertretumgen gewiſſer Gefepe und man 
ſollte denken, daß jede Behörde, welcher eine Straf: Bu 
fugniß zuſteht, zu Ausuͤbung diefer Befugniß auch Befust 
ſeyn müffe, Ungeborfamd « Strafen: zu erfennen. Der Art 
wach mögen die Uebertretungen ‚der Forft: Polizei-Gefepe 
nicht fo mannigfaltig, der Bedeutung nach nicht: fo erheblich 
feyn, als die Uebertretungen ,; wegen welcher den Bezirks⸗ 
Polizei = Behörden oder den Bezirfö- Gerichten eine Straß 
Befugniß zufteht, aber der Zahl nach fliehen fie den letzt⸗ 
genannten Uebertretungen nicht nach, ja ihre Zahl iſt weit 
größer, und gerade je größer die Zahl der Uebertretungen 
iſt, weldhe eine und dieſelbe ‚Behörde zu: unterſuchen und 
zu. beftvafen hat, um fo nothwendiger ift es, daß ſie ſich 
auf dem kürzeften Wege Gehorſam verſchaffen Fönne. 

Ich will bier nicht die Frage unterfüchen, ob es ans 
gemeffen ift, daß die Forflämter das Forfirägewefen zu 
beforgen haben, ich will nur die Hoffnung außfprechen, daß, 
wenn diefe Frage einmal in Württemberg einer officielen 
Erörterung unterworfen werden ſollte, man biebei nicht 
einzig von einigen Vorderfägen audgeben, fondern auch die 
wahre Natur der Sache und insbeſondere die Erfahrungen 
in’8 Auge faffen werde, bie 'in andern bdeutfchen Ländern 
binfichtlicy derfelben gemadyt worden find. - 

Sp lange aber dad Forftrügewefen Sache der Fotfläinter 
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bleibt, fo lange inuß ihnen die Gefepgebting auch die Mit- 
tel zu einer befriedigenden Löfung ihrer Aufgabe einräumen. 
Die Zahl der bei dem Forflamte T. jährlich. zur 
Anzeige Fommenden Forſt⸗ und Jagd» Erceffe ſteht feit 
Jahren zwifchen 7000: und 8000, und ed gibt noch mehrere 
FHorftämter, wo fie nicht geringer ifl. Hunderte von Frev⸗ 
fern müffen auf die forſtamtlichen Borftgerichtötage vorge: 
laden werden, und wenn jene Unzahl von Fällen wirklich 
ſoll erledigt werden -fönnen, fo muß den forftamtlichen Bor: 
Yadungen die pünktlichfte Folge geleiftet werden. Sol 
nun das Forſtamt die Befugniß nicht haben, feine Vorla⸗ 
dungen unter Androhung einer Ungehorſams⸗Strafe zu ers 
Laffen, oder fol, im Falle wirklichen Ungehorfams, den ends 
lich beigebvachten Frevlern gefagt werden, ibr werdet fl 
das: Bergeben, beffen ihr geftändig ſeyd, mit diefer und 
diefer Strafe belegt, ihr ſeyd auch für euren Ungehorſam 
zu ftrafen, aber dies kann nur duch dad Oberamt gefcheben, 
welchem die Sache übergeben werden wird? Wäre ein 
Sinn darin, einen Frevler wegen Fällung eined Saamene 
baumd von dem Forftamt mit zwei Freveln beftrafen zu 
laſſen, dem Forſtamt aber die Befugniß zu entziehen, ihn 
swegen Ungehorſams uns ıfl. oder + Thaler zu ſtrafen? 
Biele Forſt⸗Vergehen werden mit Gefängniß beftraft ; 
um diefe Gefängniß-Strafen in dem wenigen Gefängniſſen, 
die gemöhnlicd den Forſtämtern zu Gebot fleben, ordnungs⸗ 
mäßig vollziehen zu können, ift es nothwendig, daß dieje⸗ 
nigen, welche Gefängniß-Strafen zu erfteben haben, pünkt⸗ 
lich auf die anberawnte Zeit erfcheinen. Sollte in jedem 
Zalle, wo dies nicht gefchieht, das Bezirks: Polizei: Amt zu 
Erkennung einer Ungehorſams⸗Strafe aufgefordert werden ? 
Es iſt ſchon fir. dieſes und für dad Forftamt läftig genug 
und: für die Sache felbft hemmend, daß um Falle fortgefeps 
zen Ungehorſams dem Forſtamt Fein Mittel zu Herbeiſchaf—⸗ 
fung. der widerfpenftigen. Perfonen zu Gebot ſteht, als die 
Aufforderung ded Oberamts, died: durch Landjäger zu be: 
wirken ; eine Ueberweiſung jeden Ungehorſams⸗Falls der bes 
31 ® 
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“ zeichneten Art an dad Dberamt würde zu einer nuplofen 
Gefchäfts: Vermehrung der Oberämter, zu unverbältnißmä« 
iger Beläftigung der Ungehorſamen und zu Erſchwerung des 
Vollzugs der Gefängniß-Strafen durch die Forſtaͤmter führen. 
Der Art. 1. des Polizei» Strafs Gefeped fpricht auß, 
daß es den PolizeisStellen vorbehalten bleibe, innerhalb ih: 
ver gefeplichen Zuftändigfeit auf die Uebertretung ihrer Ans 
ordnungen befondere Strafen feftzufepen, welche jedoch das 
vorbeftimmte Straf⸗Maximum in keinem Falle überfleigen 
dürfen. | | e 
Eine gleiche Befugnig muß den Korflämtern zu wirl⸗ 
famer Handhabung der Horft-Polizei in Staats», Gemeindds 
und Privat: Waldungen zuftehen, e8 muß ihnen z. B. ge 
flattet feyn, bei der Einräumung von Nupungen die Ueber⸗ 
ſchreitung der für ihren unfchädlichen Bezug geſteckten Gm: 
zen oder die Mißachtung der zur Erhaltung der. Ordnung 
gegebenen Borfchriften mit Ungehorfamd-Strafen zu bedrohen. 
"Sollten fie nun die Strafen androhen, die Uebertretung 
unterfuchen , aber die Uebertreter nicht beftrafen können ? 
Died wäre eine fonderbare Anomalie. | 
Welcher Grund follte überhaupt vorliegen, den Ge: 
meindebehörden die Erkennung von Ungehorſams-Strafen 
einzuräumen, den Forftämtern aber fie zu entziehen, welcher 
Grund, bierin Forftämter und Oberämter nicht glei zu 
ftellen ? | | 
Es müſſen ſchon -jept von den Forftämtern alle Ent 
wendungen an aufgearbeitetem Holze dein Oberamts⸗Gerich— 
ten, alle die Straf-Befugniß der Forflämter überſteigenden 
Ecreffe der Soldaten den Regimentd:Commando’d, alle Er 
ceffe habituirter Grevler der Finanz Kammer oder den Ober⸗ 
Amts» Gerichten übergeben werden; muͤßte dies auch noch 
mit den zahlreichen Fällen yon einfachen: Ungehorfam ſo 


gehalten werden, müßte dieſe den Oberäͤmtern übergeben 


werden, fo würde den: Forflämtern eine neue, ganz: unbe 
gründete Gefchäftslaft aufgebürdet. 
Das Gefagte wird genügen, um klar zu maden, bafı 
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fo lange, als die Forflämter die ForftsPolizeisStraf:Gemwalt 
haben, fie auch die Befugniß haben müffen, Ungehorfams: 
Strafen zu erfennen ; das Gefagte wird daher auch Die Ans 
nahme rechtfertigen, daß dad Polizei » Straf: Gefeb an der 
Forſt⸗Polizei⸗Straf⸗Gewalt der Forſtämter und indbefondere 
an der ihnen bisher unbeftritten zugeftandenen Befugniß zur 
Erfennung von Ungeborfamsd-Strafen nichtd ändern wollte, 
daß es aber zu VBefeitigung aller Zweifel angemeffen ers 
fcheinen möchte, wenn im Hinblid auf die $$. 90., 92. 
und 95. des Polizei:Straf-Gefeped eine — nöthigenfalls — 
autbentifche Erläuterung in jenem Sinne gegeben würde. 





3) Präjudiz des Königl. Ober-Tribunals, beiref- 
fend die Frage über die Sortdaner der Gültigkeit 
der Statuten der nenwürttembergifchen Landestheile 
nad Einführung des württembergifhen Wechts. 
[3u Bd U. ©. 14 u. 3b II. ©. 162 u. oben pag. 450.) 
(Mitgetheilt durch Herrn Rechts: Confulenten Göriz zu Ulm.) 
In der Rechtöfache zwifchen dem ©. v. B. und dem 
5. ©. v. B. zu J. und deren Rechts⸗-Nachfolgern, Beklag⸗ 
ten Anten, und der Gemeinde D., Oberamtd N., Klägerin 
Atin, die Freiheit der Kleefelder von der Bewaidung mit 
Schafen betreffend, war von der Flagenden Gemeinde zuges 
geben worden, daß den beflagten Gutd» Herrfchaften das 
Schafwaide-Recht auf der Markung der Klägerin zuftebe. 
Dagegen wurde darüber geftritten: ob die beflagten: Guts⸗ 
Herrſchaften diefed Recht auch auf den Kleefeldern der Kläs 
gerin überhaupt, oder wenigſtens mit den Befchränfungen, 
welche ihre Vorgänger durch ein gemeinfchaftlihes Decret 
vom 31. Juli 1773, und die nachfolgende Entſchließung 
vom 24. Juli 1784 feftgefept haben, ausüben dürfen ? 
Die Entfheidungs-Gründe ded Königl. Ober⸗Tribunals 
vom 10. Auguft 1835 gehen in Beurtheilung diefed Falles 
davon aus, daß aus dem blos allgemeinen Rechte der Bes 
Flagten zur Bewaidung der D.er Felder mit Schafen fi 
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fhon nad allgemeinen Grundfägen deren befondere Befug- 
niß zur Bewaidung der Kleefelder nicht wohl ableiten laſſe, 
und dag auch die Verordnung vom 31. Juli 1773 die Stelle 
eines privatrechtlichen Titels in dem Sinne, wie ein folcher 
nad Art. 5. ded Schäferei-Geſehes vom 9. April 1828 er: 
fordert werde, nicht vertreten Fönne, weil nämlich diefelbe 
lediglich eine blos einfeitig von der damaligen Guts-Herr⸗ 
Schaft ald Landes: Herrfhaft audgegangene rein landedpolis 
zeiliche Verordnung ſey, eben deswegen die Befolgung diefer 
Verordnung durch die Klägerin nicht ald eine vertragemä- 
fige Erfülung einer Webereinfunft erfcheine, fondern viel- 
mebr ald das Produft des Gehorſams und der Unterwür: 
figfeit unter eine landedpolizeiliche Anordnung zu betrach⸗ 
ten ſey. | 

Diefe Entfheidung vorangeftellt, wurde die Frage von 
Wichtigkeit: ob die beflagten Guts-Herrſchaften fich nicht 
auf Verjährung, ald auf einen foichen privatrechtlichen Ti: 
tel, berufen können, durch welchen fie dad Recht, die Klee: 
felder ter Klägerin zu bewaiden, befonderd ermoiben hät⸗ 
ten? Diefe Frage wurde indeß von dem Königl. her: 
Tribunal gleichfalld verneint, indem, wie die Entfcheidungd- 
Gründe fagen, der Zeitverlauf von 30 und mehr Jahren, 
mährend deffen die beflagten Gutds Herrfchaften die D.er 
Kleefelder mit ihren Schafen beſucht haben, denfelben nicht 
ald Berjährungd » Zeit zu flatten kommen könne. Denn 
wenn auch ein Zojähriger Zeitverlauf den Beſiher von der 
Nahmeifung eined befondern NechtösTiteld enthebe, fo falle 
jedoch die Rechts-Vermuthung für dad urfprüngliche Vor— 
bandenfeun eines Ermwerbö-Titeld, auf welcher der Sap be— 
rube, daß der Beſitzer denfelben nicht befonderd nachzuwei⸗ 
fen babe, jedenfalld alddann hinweg, wenn die Art der Ent: 
ftehbung des Vefiged, und zwar eine folde bekannt fen, 
welche die Ergreifung eined privatrechtlichen Befiged aus: 
fchließe, und dies fey gerade bier der Fall, weil der Befis 
der beflagten Gut = Herrfchaften einzig aud dem Decrete 
vom 31. Juli 1773 abgeleitet werde, und abgeleitet werben 
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könne, alfo aus einem Akte der Landes » Hoheit, wodurch 
ein nach Aufhebung der Verordnung wirkender privatredhts 
licher Titel nicht begründet werde. So wie demnach der - 
Befib der Beklagten nur auf einer Jandedpolizeilichen Vers 
fügung berubt babe, fo babe durch diefen Befip unmoͤglich 
ein folcher ganz befonderd bezeichneter privatrechtlicher Ti: 
tel, wie ibn das den entgegengefepten Grumdfap ausfpres 
chende neue Gefep zu Begründung einer Ausnahme von 
diefem Grundfabe fordere, erworben werden fünnen. 

„Selbft mit dem Jahr 1807, heißt e8 dann in 6. 12. 
der Entfcheidungd » Gründe wörtlich weiter, „‚Eonnte Feine 
Verjährung beginnen, wenn gleich mit dieſem Zeitpunfte in 
den neu erworbenen Landestbeilen die württembergifche Ges 
fepgebung eintrat, melde die bisherigen Geſetze aufhob; 
denn ed wurde den in den neu erworbenen Landen beftans 
denen Statuten die verbindende Kraft nur in fo mweit ab» 
gefprohen, ald fie gegen das württembergifche Recht lau⸗ 
fen follten. 


— für dad K. Ober-Juſtiz-Collegium vom 4. Mai 
806 $. 25., Referipten- Sammlung von 1806 ©. 39. 


cs der Ober: -Panded- Regierung an die Kreid-Hauptleute 
vom 12. $ebr. 1807 , Regierungd:Blatt von 1807 ©. 15. 


Dagegen follten, wie in der legten Verordnung aus— 
drücklich bemerkt ift, diejenigen Local-Statuten und Nechts- 
Gewohnheiten, mweldhe dein Jus Würtembergicum nicht 
entgegen find, ihre Kraft noch ferner behalten. 

Daß aber dad Decret vom 31. Juli 1773 eine den 
ältern mwürttembergifchen Gefeben zumwider Jaufende Beſtim⸗ 
mung enthalte, läßt ſich nicht behaupten; mithin blieb daf- 
felbe bis zum Erfcheinen des Schäfereis®efeped vom 9. April 
1828 in Kraft. 

Eben hieraus folgt aber, daß, wenn die klagende Ge: 
meinde auch nach dem 4. Januar 1807 ſich die Bewaidung 
ihrer Kleefelder durch die gutöberrliche Schafheerde gefallen 
ließ, ohne daß eine befondere Uebereinfunft zwifchen ihr 
und der beflagten Guts « Herrfchaft getroffen war, deren 
Exiſtenz von der Lepteren felbft nicht behauptet wird, bier 
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nur der: früber beftandene Grund der Bewaidung der Klee 
felder, nämlich des Statutd von 1773 fortgedauert habe, 
ohne daß diefe fo begründete Klee-Bewaidung ſich in ein 
gutöherrliches Privatrecht verwandelt hätte und hätte vers 
wandeln Fünnen. 

Es bedarf alfo kaum einer Bemerfung, daß die Be 
Hagten vom Jahr 1807 an auch bei der Acquiedcenz der 
klagenden Gemeinde in Ermanglung eines Titels den zur 
Erwerbung eines Privatrecht3 in diefem Falle erforderlichen 
Sojährigen Beſitz en vollendet hätten.” 





4) Weber den Sportel-Anfah in dem Falle, wenn 

in Folge einer vorzunehmenden Eventual-Chei- 

kung dem Wittwer die ganze Vermögens-Maſt 

für feine Beibringens- Anfprüce überlaffen wir) 
(Bon Herrn Wupillen «Rath 9, Jeitter.) 

Nach dem Art. 16. Abfchn. 2. des proviforifhen Ge 
ſehes Über die Notariatd:Sporteln vom 31. December 1833 
(Regierungd = Blatt 1854 ©. 24) war in dem Falle, wenn 
eine Wittwe, welche entweder die einzige Gläubigerin ihred 
verftorbenen Gatten ift, oder die Befriedigung der außer 
ihr vorhandenen Gläubiger freiwillig übernimmt, von den 
weiblichenFreiheiten Gebrauch macht, und wenn 
alödann auf das zum Behuf der Eventuals oder 
Neal: Theilung vorgenommene Inventar feine 
wirflihe Theilung folgt, vielmehr der Wittwe die 
ganze Vermögens-Maſſe für ihr diefelbe Überfleigendes Bei: 
bringen überlaffen wird, die Sportel von Gant-Inven— 
tarien anzufeßen ; diefer Sportel = Anfap fiel aber dur 
dad Geſetz, betreffend einige Abänderungen des provifori: 
ſchen Gefepes über die Notariat » Sporteln vom 22. Su 
1856 Art. 1. 

Regierungd: Blatt ©. 297 
nach der Volziehungs » Verordnung hiezu vom 15. Yugufl 
1856 $. 3. | 

Regierungß Blatt S. 551 
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ganz hinweg, und wurde in Folge eines Gutachtens des Pupils 
lenſenats des Königl. Ober-Tribunald vom 20. März 1839 
durch Juſtiz-Miniſterial-Erlaß vom 30. März 1839 die: 
Sportel:Freiheit auch auf den Fall audgedehnt, wenn auf 
Abfterben eines Ebemanns der Wittwe, obne daß ſolche 
die weiblichen Freiheiten befonders angerufen 
bat, und ohne Rüdficht darauf, ob eineTheilung 
projectirt worden fey oder nicht, zu Befriedigung 
ihrer die vorhandene Maffe überfteigenden Anfprüche der 
ganze Nachlaß überlaffen wird. 
Nun Faın aber neuerlich bei dem Gerichts » Notariate 
U. der Fall vor, daß auf das erfolgte Abfterben der Ehefrau 
des Schmidd B. von U. eine Inventur und Eventual-Thei- 
Jung vorgenommen wurde, wobei fich beraudftellte, daß dad 
Activ:Bermögen » > 2 2 2 een.  709fl. 158. 
die Paffiven . . . en. Bbıfl. Sof. 
und folglich daß reine gemeinfchaftliche Der: 
mögen betrage . . . 327fl. 25kr. 
Dagegen belief ſich dos Sinringen des Bit: 
werd auf - . . } 2. -702fl. 10Fr. 
und der Erblafferin auf ..226ifl. öfr. 
Zufammen auf —- 963fl. 16fr. 
* ergab ſich alſo eine angeblich durch lang aigedaueri Krank⸗ 
heit der Erblaſſerin herbeigeführte Einbuße von 635fl. 51kr. 
deren auf die Erblaſſerin gefallene Hälfte von 317fl. 55kr. 
nicht einmal von ihrem Beibringen gededt werden Fonnte, 
weswegen fi die Kinder der mütterlichen Erbfchaft bedanf: 
ten, und. dem Wittmwer dad vorhandene Vermögen mit 
der Verpflichtung der Uebernahme der Paffiven überließen. 
Das Gerichtd : Notariat behandelte hierauf nad Ana; 
logie des angeführten Gefebed vom 22. Juli 1836 Art. 1. 
Abfchn. 1. und ded obbelobten Juſtiz-Miniſterial⸗-Erlaſſes 
rom 30. März 1839 diefed Theilungs = Gefchäft als ein 
Gant:$nventar, von dem feine Sportel anzufepen ſey; dad 
Oberamts-Gericht aber war ded Dafürhaltend, daß, da in 
Dem Gefebe und in dem Erlaffe nur von Wittwen die 
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Rede fen, die Sportel » Freiven nicht auch auf Wittwer 
ausgedehnt werden könne, und legte die Sadıe dem betrefs 
fenden Gerichtshofe vor. 
Dem Gerichtöhofe fehien zwar nad dem Buchſtaben des 
Geſetzes die Anficht des Oberamts-Gerichts die richtige zu 
ſeyn; da aber nad) dein Gutachten des Königl. Ober:Tris 
bunal3 vom 20. März 1839, welches den fraglichen Juſtiz⸗ 
Minifterial-Erlaß veranlaßt bat, dem Bu der allgemeine 
Sab zu Grunde liegt: 
daß in einem Erbfale, wo die Vermögens + Maſſe von 
den auf derfelben ruhenden Verbindlichkeiten aufgezebrt 
werde, und nichtd zu vererben übrig bleibe, Feine Theis 
- Iungöfportel angeſetzt werden dürfe; 
und diefes in dem vorliegenden Falle volftändig zutraf, in: 
dem der Wittwer nicht nur nicht8 erbt, fondern an feinem 
eigenen‘Einbringen noch 374fl. 45kr. verliert: fo fprach ſich 
der Gerichtöhof in einem an dad Königl. Cher » Tribunal 
erftatteten Bericht für die Anficht des Gerichts » Notariats, 
nämlich dahin aus , daß weder eine Theilungd=, noch So⸗ 
lenniſations⸗, noch Cognitionsd = Sportel anzufegen fey, in» 
dem er feinen Grund finden könne, warum in einem fol- 
hen Falle der überlebende Ehemann bärter, als eine Wittwe 
bebandelt werden folle, 
Hierauf erfolgte auch die Entſchließung des Königl. 
Ober⸗Tribunals vom 15. Januar 1840, daß nach der Abs 
ficht deffen Gutachtens vom 20..März 1859 au in dem 
bier zur Sprache gebrachten Falle, 
wenn dem Wittwer für fein Veibringen dad ganze vor= 
bandene Vermögen, dad zu Dedung diefed Anſpruchs 
nicht hinreiche, überlaffen werde, 

keine Therlungs-Sportel angefept werden ſolle. 
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Ad III. 
Geſetzgebungs-Fragen. 


Ueber das Vorzugs-Recht der IV. Claſſe. 
(Eingefendet,) 

Unter diefer Auffchrift enthält dieſe Monatfhrift Bd U. 
ate Abthlg pag. 118 einen Auffap von einem Bezirfö- 
Richter, welcher unter Anführung von praftifchen Zweifeln - 
und Anftänden, denen jened VBorzugs - Recht dad Daſeyn 
gibt, die Tendenz bat, die Fünftige Aufhebung oder Bes 
ſchraͤnkung deffelben vorzubereiten. 

Sener Aufſatz befeitigte,, der Aehnlichkeit wegen, ein 
gleiches Vorhaben; doch mögen nachftehbende weitere Notizen 
und Fragen zu gleichen Zwecken dienen, und weitere Aeuße⸗ 
rungen berporrufen. | 

1) Zu a) der IV. Claffe. Das Gefeb vom 21. Mai 
1825 enthält Art. 40. die erweiternde Beſtimmung: „daß 
eigene Wechfel, welche durch aebörig geführte Handelds 
Bücher ermweidlich fenen, dieſes Vorzugs⸗ Rechts auch ahne 
Beurkundung theilhaftig ſeyn ſollen.“ 

Nun fragt es ſich aber: 
a) was find gehörig geführte Handlungs-Bücher? 

Ob hiebei die ſogenannte doppelte Buchhaltung mit 
gegenſeitigem Soll und Haben verlangt, oder ſich mit der 
alten einfachen Buchhaltung begnügt werde, iſt nicht aus⸗ 
gedrüdt, und ed wird daher auch Fein Linterfchied hierin 
befteben können. Dagegen fragt es fih: ıft der Begriff 
eines gebörig geführten Handlungs⸗Buchs ausgefüllt, wenn 
ed zwar Feine eigentlihe technifhe Einrichtung bat, fonft 
aber die wenigſtens nothdürftig hinreichende Beweidführung 
über den fraglichen Wechfel gewährt, und frei. von andern, 
z. B. in eiu Hausbuch gehörigen — der Handlung frems 
den — Einträgen ift? (Denn dag die Vermifchung mit 
legteren daB fragliche Prädikat zerflöre, wird nicht zu be- 
zweifeln ſeyn.) 
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b) In weffen Büchern, nämlich denen des Schuldners 
oder ded Gläubiger, muß der bemeifende Eintrag fteben ? 
oder genügt ed, wenn der vollfländige Beweis in denen der 
einen Seite, gleichviel welcher, Liegt? 

c) Wird verlangt, daß der Poften, „als durd Sola⸗ 
Wechfel gedeckt,“ ausdrücklich im Buche bezeichnet fen ? 
oder genügt ed, wenn der Poften überhaupt eingetragen 
und nur zugleich durch Sola⸗-Wechſel gededt iſt? — Hier: 
über ad b) und c) ſchweigen Gefeb und Commentar, doch 
ſollten fih fhon Präjudizien gebildet haben ®). 

2) Zu c) der IV. Elaffe fragt es fi: 

a) gebührt der gefchehenen Anwendung der Perfonal-Eres 
eution — Abfendung eined Prefferd — auch dad Prädica 
eines erlangten Zahlungs: Befcheids? Man follte allerdings 
glauben, ja! denn die Worte ded Preßzetteld drüden zwar 
häufig feinen Beſcheid mehr aus, enthalten ihn aber ftill: 
fhmweigend um fo unzmweideutiger. — Zwar foll ohne vor» 
berige Termin=Ertheilung nicht gepreßt werden: ‚allein diefe 
kann zuweilen nicht mehr ermwiefen werden, weil viele 
Schultheißen keine Klag:Regifter führen. 

b) Der Fall fam ſchon vor, daß ein unfähiger Schults 
heiß felbft auf die Weifung des Oberamts-Gerichts (an 
welches der Släubiger fich beſchwerend gewendet hatte) „Zah⸗ 
lungsverfügung zu ertheilen“ nichtd zu thun gewußt hatte, 
ald hievon dem Schuldner Eröffnung zu machen. Hier 
wurde darauf erkannt, dag Zahlungs:Befcheid beſtehe, weil 
ſich bervorftellte, daß der Schultheiß felbft meinte, daB 
Oberamts⸗Gericht habe ihn gegeben. Solche und ähnliche 
Fälle fommen in Bezirken und Orten, wo mangelbafte Auf⸗ 
fiht und Einfiht ift, zur oft nicht geringen Berlegenbeit, 
viele vor. Ä 

c) Seht das Vorzugd-Recht auf einen Zahlungd:Befcheid 
auch auf die Zinfe aus der Forderung, von der Erlaffung 
deffelben an, über? — Der Fall iſt fhon vorgefommen, 


*) Anmerkung des Redacteurd. Vergl. Monatfhrift für die 
Zufliz Pflege Bd I. pag. 113 ff. 
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daß hierauf erkannt wurde). Meferent kann fich jedoch) 
damit nicht vereinigen: denn dad Gefeb (Art. 13. Lit. c.) 
. fpriht nur von dem Vorzugs-Rechte derjenigen einges 
Flagten Forderungen, für. welche ein Zahlungs: Befcheid 
erlangt worden. Zinfe — und zwar Vertrags: oder Vers 
zugdzinfe — welche nicht in dem Zahlungs: Befheid ent- 
balten find, ob fie nun vergeffen wurden, oder erft fpäter 
angewachſen find, Fünnen daber. unmöglid aus ihm ein 
Vorrecht anfprechen,, fondern diefes muß ſich wörtlich auf 
den Zahlen: Inhalt des Befcheids befchränken, da das Geſeh 
nur buchftäblich zu beurtheilen ift. 

d) Zu den Fällen, welche Verlegenheit bringen , gehört 
folgender: In dem Sant eined Lehenbauern reichte, da der 
Eonfend zur Verpachtung ded Guts vorerft nur auf zehn 
Jahre ertheilt war, die Maffe nicht ganz zur Befriedigung 
der Gläubiger der V. Claſſe bin, und es blieben, nach Bers 
loofung, etwa 1200fl. unbefriedigt, welche protocollarifch, 
unter gerichtlicher Leitung, auf die aus der fpäteren (wenn 
ausführbaren) neuen Verpachtung zu ziebenden Mittel vers 
wieſen, d. h. vertröftet wurden. 

Mit Ende der erften Pacht: und Verweiſungs-Periode 
ergab fih aber, daß der Schuldner eine Maffe neuer Schul: 
den contrabirt hatte, und es brach ein fürmkicher neuer 
Gant aud. Bei der zweiten Schufden-Prquidation fprachen 
nun jene übrigen alten Gläubiger dad Vorzugs-Recht der 
IV. Claffe an, was aber die neuen mwiderfprachen, weil ein 
förmlicher Zahlungs» Befcheid nicht vorliege. Ob und mie 
entfchieden worden, wurde Referenten nicht befannt , aber 


*) Anmerlung ded Redacteurd. Ohne Zweifel auf den Grund 
ded Art. 18. ded Prioritätd-Gefeges, deffen Beſtimmung fih darauf 
gründet, daß die Zinfe ald accefforifhe Forderungen eonfequenter 
Weiſe gleich mit der Hauptforderung behandelt werden müffen, und 
der Zahlungs: Befehl eben: wegen der accefforifhen Natur der Zinfen= , 
Forderung fi auch auf die biß zur Zahlung verfallenden Zinfe (mit 
der gefeslihen Beſchränkung in der Zeit) erfiredt, wenn ſchon fol« 
ches nicht ausdrücklich gefagt if. Vergl. auch Hufnagel, Belch 
rung ıc. pag. 550, 551. 
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er hält den Fall fin intereffant genug, um bier zur Sprache 
gebradht zu: werden ®). 


e) Anmerkung ded Redacteurd. Sehr erwünfdht wäre eB, 
wenn die Eutfcheidung diefed Falls durch die gegenwärtige Zeitſchrift 
mitgeteilt würde. Es find bier überhaupt mehrere intereffante Fra- 
gen berührt, worüber hier nur einige Andeutungen gegeben werben 
folen. Nah dem ältern Recht erhielten die Gläubiger durd die 
Finweifung in der Regel ein Pfandrecht. (Vergl. Gmelin, Ord— 
nung d. Gläubiger pag. 257 ff.) Dies haben fie nah der neuen Ge- 
fesgebung nicht mehr. Dennod tritt daB Bedürfnif eined Surro- 
gats hiefür in manden Fällen eined allgemeinen Schuld-Verfah- 
rend und der hiemit verbundenen oft lange andauernden Bermögens- 
Sperre fehr hervor, und der den eingewiefenen Gläubigern im Art. 
43. ded Pfand: Gefesed eingeräumte Pfand: Rechttitel gewährt ih⸗ 
nen ein folhed weit nit in allen Fällen, wie dies keiner Ausfüb- 
zung bedürfen wird, wenn man bedenkt, daß es auch noch andere 
Vermögen = Theile gibt, ald Liegenfchaft, daß die wirkliche Einwei⸗ 
fung de8 einzelnen Gläubigerd oft Jange nicht erfolgt und eben 
fo oft die Vollziehung des Pfand-Rechtstitels wegen fih ergebender 
Anftände, namentlih in Beftätigung ded Verkaufs, verfpätet wird. 
Der Prächufiv-Befheid wird zwar aud diejenigen Gläubiger, welche 
obne Vorzugs⸗Rechte in ein Schuld- Verfahren geworfen werben, in 
fo fern gegen die Concurrenz neu entſtehender Forderungen fhüsen, 
als er in Boraudfesung der allgemeinen Bedingungen feiner Wirf- 
ſamkeit auch bevorzugte fpätere Forderungen von der Theilnafme an 
derjenigen Maffe, in welche die älteren Gläubiger einmaf immittirt 
find, überhaupt ausſchließt. Allein der Fälle, wo ein Ausſchluß⸗Be⸗ 
fiheid gar nicht ergeht, oder durch Umſtände oft längere Zeit verzö⸗ 
gert wird, oder befonderer Gründe wegen, z. B. wegen Kormfehler 
nicht volllommen wirkſam wird, gibt ed genug, befonderd bei den 
fogenannien außergerichtlihen Schulden-Arrangements, und ed ent- 
ſtehen überdied hinſichtlich des Umfangs ber rechtlichen Wirkung deB 
Ausflug = Befcheides mande Zweifel, Was nım die wirklich von 
dem Gericht erfolgte Verweifung der einzelnen Gläubiger (Gant- 
Berweifung oder f. g. außergerichtliche Schulden Berweifung)‘ be= 
trifft, fo wird fih wohl fo viel allgemein behaupten laffen, daß 
folhe einen Zahlungß= Befehl involvire, und fonadh, wenn auch 
die Mittel. denfelben fogleich zu realifiren, nicht zur Gebot ficben, 
ober fo ſchlecht ſind, daß der eingewiefene Gläubiger fich fpäter in 
eine neue Concurrenz verfent ficht, demfelben wenigfiend dad Vor⸗ 
zugdrecht der IV. Claſſe fihert. Uebrigens darf man in Beurtbei- 
lung der rechtlichen Wirkung einer folhen gerichtlichen Verweiſung 
nicht hiebei ftehen bleiben; es ift foldhe allerdingd in der Regel als 
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Ein Zahlungs Befcheid für jene Abrigen alten Gläubi- 
biger Tiegt allerdings nicht vor; fehr wahrfcheinlich hatten 


bloße Anweifung anzufehben, welche nicht als Zahlung gilt (MWeiß- 
haar, mwürttemb. Privatrecht BIT. pag. 149 $. 1168. ff.); allein 
fie fann auch eine wirflide liebertragung der angemiefenen $orde: 
rung an Zahlungsftatt ſeyn, welche unter den Begriff der Geffion 
fallt. (Vergl. meine Abhandlung über Liquidation und Location der 
Korderungen der Gemeinden ıc. $. 8.) Auch fommt ed häufig vor, 
daß den Gläubigern folhe Forderungen angemwiefen werden, hinſicht⸗ 
ih deren das Recht ded Schuldners felbft nod nicht vollflommen 
erworben war. Bei diefen verfchiedenartigen Verweiſungen ergeben 
fih denn immer in dem Fall, daß eine neue Gläubiger⸗Concurrenz 
entftebt, bevor die Verweiſung realifirt durd Zahlung voll 
zogen) ift (welcher befonderd um deswillen häufig vortommt, weil 
man Anfangs oft durch eine außergerichtlihe Schulden: Verweifung 
helfen zu können glaubt, fih dann aber mitten in deren Vollzug 
erft die Nothwendigkeit eined Concurd:Verfahrend ergibt), mandere 
lei Fragen und Zweifel, deren Erörterung jedoch hier feinen Plas 
finden fann. Was dad Locationd-lirtheil betrifft, fo läßt fih oller- 
dings Einiges dafür anführen, daß auch hierin ein Zahlungd-Befehl 
gelegen fey. Allein ohne Zweifel ift die Sache keinedwegd. Die 
Frage kam feit dem Beſtehen ded Prioritäts-Geſetzes fhon vor: ob 
durch ein in einer flreitigen Rechts⸗Sache gefälltes Erfenntnif daB 
Vorzugs⸗Recht der IV. Claſſe bewirkt werde. Die Bejahung diefer 
Frage härte gleichfall® Manches für ſich, befonderd wenn noch, wie 
früher üblih war, folden Erkenntniſſen fogleich ein beflimmter Zah: 
Iungdtermin angehängt würde. (Daß Bellagter fehuldig fey, dem 
Kläger binnen der Friſt von... . Tagen die eingeflagte For: 
derung mit ». . . zu bezahlen.) Dieß ift aber befanntlich mit gu= 
tem Grund ganz außer Hebung gelommen. Es find aud dem Ver: 
faffer diefes Fälle befannt, wo jene Frage bejaht wurde, und er 
hatte früher ſelbſt wenig Bedenken hiegegen. Allein ed ſcheint denn 
doch mwenigftend eine ganz allgemeine Bejahung der Frage nicht ge= 
rechtfertigt werben zu können. Denn das Erfenntniß, daß eine 
Parthie der andern fo und fo viel zu Feiften habe, enthält in der 
Regel blos den Ausſpruch des Richterd darüber, was hinſichtlich der 
in Streit gezogenen Verbindlichkeit Rechtens fey, nicht aber die 
zum Erecutiond = Verfahren gehörige Verfügung, daß er zu bes 
zablen habe. Diefe lestere Verfügung ſetzt Unterſuchungen voraus, 
welche dem gerichtlihen Erkenntniß über einen Rechtöftreit nicht 
nothwendigerweife vorberzugeben haben; ed fann namentlich ein ges 
richtliches Erkenntniß, welches blos eine im Streit befangene Ver: 
bindlichkeit normirt, auch gegen einen infolventen Schuldner, wels 
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fie zwar vor 10—12 Jahren, vor Ausbruch des erften 
Gants, folden erwirkt: allein damals, wo die Pfandbereis 
nigung noch nicht bemwerfftelligt war, und Alles fo ziemlich 
nah dem alten Fuß behandelt wurde, war davon nicht die 
Rede, wenigftend erwähnt ihrer dad erſte Liquidationd: Pro: 
tofol nicht, und jenen Beweiſes find fie, nach fo langer 
Zeit, wohl ohne eigene Schuld verluftig. 

Iſt aber das förmlihe Gant-Berfahren, die Liquida— 
tiondverhandlung, dad Gant-Urthel nicht einem Zahlungs: 
Beſcheid gleich zu achten? Enthält ja doch der Befcheid 
des Derkaufd der eigenen und der Verpachtung der lehen⸗ 
baren Vermögenstheile, welche überall allgemein find, und 
feinen einzelnen, Gläubiger — wenn glei die Berechnung 
zeigt, daß es nicht auf ihn reiht — ausſchließen, dad Wes 
fen eined Zahlungs = Befcheidd, und liegt doch auch baupts 
fählih in dem — wenn gleich durch dad Leben des Gants 
manns bedingten — eventuellen Beſchluß, „nad Ablauf der 
erften Pacht: Periode, zu Gunften diefer übrig gebliebenen, 
gerichtlich amerfannten Forderungen eine neue Verpachtung 
und Verweiſung einzuleiten,’ derfelbe Begriff, ohne dem 
Privritätd:Gefep, im Sinne ded Art. 20. Gewalt anthun 
zu dürfen ! 


chem ein Zahlungds Befehl aus Rüdfiht auf die übrigen Gläubiger 
nicht mehr ertheilt werden könnte, ausgeſprochen werden. Aehnliche 
Zweifel = Fragen lalfen fih wohl noch viele aufwerfen, und ed iſt 
nit zu läugnen, daf es wünſchenswerth wäre, daß dad Priorität 
Gefes fih über die Vorzugs-Rechte der IV. Claſſe etwas befliimmter 
audgefprodhen oder mwenigftend etwas allgemeinere Grundfäge hier⸗ 
über aufgeftellt hätte, da man felbft in der Geſchichte des Geſetzes 
gewöhnlich vergebens fih nad fiheren Anhalts-Punkten umfieht. 
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Ad IV. 
FSiteratur. 


1) Kurze Anzeigen und Notizen über die neueſten 
literarifchen Erſcheinungen. 
A. Mittheilungen ans Beitfchriften etc. 

(Bon Herrn Rechts-Conſulent Strauß in Heilbronn.) 

I. Daß erfte Heft des dritten Bandes der Zeitfchrift fiir 
Civil: und Eriminalreht von Roßhbirt und Warnkoͤnig 
gibt Abhandlungen 

4) Ueber die Bedeutung der stricti Juris und bonae fidei | 

- obligationes, zunächſt in Beziehung auf mora; 

2) zur bonorum possessio, beide von Roßhirt. 

3) Ueber theilbare und untheilbare, getheilte und unge— 

theilte Rechte, von Warnfönig. 

4) Beitrag ‚zur 2ehre vom crimen de residuis, von 

Bradenböft. 

5) Ueber dad Studium und die Anwendung ded Baden'⸗ 

fhen Landrechts; und 

6) Literatur. 

Nachdem der Verfaffer in 1) dad Weſen ded alten strictum 
jus und den Charakter ded Obligationen Rehtd nah) dem bonae 
fidei Syftem ald Einleitung zu dem folgenden dargeftellt und fowohl 
in fubjectiver als objectiver Hinſicht im Allgemeinen, fo wie in Ber 
zug auf den befondern Theil ded Obligationen-Rechts audeinander- 
gefest hat, wendet er fih zu der Frage und bejaht fie, ob in der 
mora eine culpa feyn müſſe? Hierauf gebt er zu den Folgen der 
mora über, und ift bier bemüht, nachzumweifen, daß bei der actio 
ex stipulatu die Anwendung der Grundfäge der bonae fidei ein- 
getreten fey, theild wenn die clausula doli aufgenommen, theild wenn 
eine stipulatio certae poenae nicht beigerügt gewefen und fomit 
ein arbitrium über da3 Intereſſe nöthig geworden, fo daß viele 
Belegftellen für die Srundfäge der bonae ſidei aud dem Stipula— 
tiondrechte zu entnehmen feyen, wenn nur biebei dad proceffualifche 
Verhältniß des status litis contestationis ald entſcheidend feft ge— 
halten werde. 

Die zweite Abhandlung ift eine Beleuchtung und Recenfion des 
Ideenganges, melden die neue Darftellung von Fabricius über 
Die bonorum possessio nimmt. 

Monatſcht. f. d. Juftispfl. IV. Bd. 3. Abth. 52 
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In 3) flellt der Verfaffer der früher allgemeinen Eintheilung in 
f. 9. juriftifche Theilbarkeit ıc. der Sachen, die in theilbare und uns 
theilbare Rechte auf Sachen entgegen, und unterfheidet von ihnen 
dann wieder getheilte und ungetheilte Rechte, vom welchen er die 
erftere in folche mit einer juris communio pro indiviso und ohne 
eine folhe, die ungetheilten Rechte in theilbare und untheilbare 
wieder abtheilt. Im Verlaufe der Abhandlung, in deren Eingang 
er für fih die erfle Autorfchaft -diefer Unterfheidung in Anfprud 
nimmt, ift er befchäftigt, diefe Eintheilung ald die einzig natürlide 
und Klare zu rechtfertigen, und gebt hierbei, indem er die Natur, 
die Theilbarkeit und Untheilbarfeit und ihre Entftehungd - Gründe 
nachweist, auf die einzelnen bieber gehörigen Rechtd-Berhältniife ein. 

I. Das Archiv ded Criminal» Rechts. Neue Folge. 

Jahrgang 1839. ©.2. Heraudgegeben von Abegg, Birn⸗ 
baum, Heffter, Mittermaier, Wächter und 3a: 
chariä, gibt Auffähe 

4) Ueber die relativ unbeftimmten Strafr-Gefege in den 
neueften Straf» Gefepbühern und die richtige Aub: 
meffung der darin befindlichen Strafen von Mitter: 
maier. 

2) Das Geſetz des Cantons St. Gallen vom 24. No: 
venber 1838 in Bezug auf die Straf-Arten. 

3) Erläuterung wichtiger Rechtöfragen durch merfwürdige 
Criminal:Fälle, von Jagemann. 

Der erfie Fall führt eine merkwürdige Collifion von Zeugen⸗ 
Audfagen, namentlich durch Alibi-Beweid vor Augen. — Beim zwei⸗ 
ten ift der Thatbeftand, ob ein von einem Manne gegen feine Frau 
gerichteter Schuß ohne nachtheilige Folgen ald Tödtungß-VBerfuch zu 
behandeln fey, zweifelhaft, und kommt die Hypochondrie ded Erfteren 
als die Zurechnung vermindernd- in Betracht. 

4) Die Fortfegung der Ueberſicht der landftändifchen Ber: 
bandlungen über den Entwurf eines Straf:Gefepbucdes 
für Württemberg von Hobbad | 

handelt von der Feſtungs-Strafe ald Surrogat der Zuchthaus · Straſe, 
von der Gefängniß-Strafe, der Behandlung der Gefangenen in ben 
Straf-Anftalten, dem Verluſt ded Adeld ald Folge der Zuchthaus: 
Strafe, dem Verluſt der Berechtigung zu öffentlihen Verrihtungen 
ald Folge der Zuhthaud-Strafe, dem PönitentiorSyftem, der ges 


richtlichen Wiederherftellung der Ehre und Caution zur Befreiung 
von polizeiliher Aufficht. 
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5) Die Begriffs:Verfchiedenheit der römifchen und deut: 
fhen Injurie, von Heffter. 

6) Erörterung der Lehre von Begünftigung der Verbre: 
hen mit Berhdfihtigung der württembergifhen, bas 
difchen und Königl. fähfifchen Straf-Geſetz-Entwürfe 
resp. Straf⸗Geſetzes, von Sander. 

7) Beiträge zur richtigen VBeurtheilung der Fälle des 
Verſuches je nady der Verfchiedenheit der Verbrechen 
und je nachdem der Urheber ein phnfifcher oder ein 
intellectueller ift, von Zirfler. (Fortſetzung folgt.) 

IL. Neue Zeitfchrift für das deutfhe Recht, herausge— 

geben von den Profefforen A. 2. Reyſcher und W. €. 
Wilda in Tübingen und Halle. 

Das Vorwort der Heraußgeber bezeichnet ald Zwei nicht nur 
einen Bereinigungd: Punkt für Unterfuhungen im Gebiete des ein: 
heimiſchen deutfchen Rechts abzugeben, fondern auch zur Befürdes 
rung eined nationalen Reht3:-Studiumd und damit zur Begründung 
einer vaterländifchen Redyts-MWilfenfhaft mitzuwirken. Died zu ers 
reichen, foll die einheimifhe Rechts-Grundlage aufgefucht, daB heu⸗ 
tige Recht in Deutfchland überhaupt mwiffenfchaftlich begründet, und 
bierbei eine jedem zu bearbeitenden Stoffe angemeffene pragmatifche 
Methode angewendet werden. Zu dem Ende foll die Zeitfhrift durd 
forgfältige Auswahl und Mare Kürze der Auffäse fi) audzeichnen, 
Arbeiten über unmittelbar praftiihe Gegenftände ded gemeinen Rech« 
teS, Rechtsfälle indbefondere mit Befeitigung unerbeblider Neben 
umiſtände auf wichtige Rechtöfragen zurüdßgeführt werden. Erheblichere 
Urfunden von neu aufgefundenen Rechts: Dentmälern oder neuen 
Gefegen bed deutfchen Bunded und der Bunde3 : Staaten follen, fo 
weit möglich, vollftändig mitgetheilt und an jedem Zahresfchluife 
eine Ueberſicht über die Fortfchritte ber deutfchen juriftifchen Litera— 
tur gegeben werden; übrigend die Zeitfchrift vorzugsweiſe die Rich— 
tung auf das Privat: und Staats-Recht mit Inbegriff ded Kirchen» 
Staatsrechts erhalten. 

Die im erften Band enthaltenen Aufſätze verbreiten fi: 

4) über dad Daſeyn und die Natur des deutfchen Rechts 
(von Reyſcher); 

2) über das Alter des Sachſenſpiegels (von Profeſſor Ya 
Weiske in Leipzig) mit einem Nadytrage über die. 

Entftebung des Schwabenfpiegels ; 

3) Eritifche Unterfuchungen über die Gewere des deuts 

a2” 
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ihen Rechts (von E. Th. Gaupp, Profeffor in 
Breslau) [Fortſetzung folgt.] ; 
4) dad Pfändungs-Recht (von Wilda); und 
5) über die germanifhe Bürgfchaft mit befonderer Rüds 
fiht auf das jütfhe Low (von G. E. Müller in 
Kiel.) 
Des zweiten Bandes erfted Heft beginnt mit 
Hannover’fhen Berfaffungd : Fragen, —— von 
Revpvſcher; 
und ſchließt mit einem Aufſatze 
über das dominium directum und utile von Dr. L. 


Dunker. 

Veranlaſſung zu der erſten Abhandlung iſt nach der Note das 
bekannte Rechts-Gutachten der Tübinger Facultät und ſind hier die 
Deductionen nur für das wiſſenſchaftliche Bedürfniß anders geord— 
net und zum Theil, namentlich mit Rückſicht auf die neueſten Gabi: 
netderflärungen, weiter auögeführt. 


IV. Kritifche Jahrbücher von Richter und Schneider. 
Das YulicHeft gibt Recenfionen von 

1) Huſchke, zur Lehre von bedingten Erb-Einſetzungen. 

2) Philadelphuß, der Staat, nn und die Eöl: 


ner Angelegenheit. . 
3) Wigand, meplarifche Beiträge für Gefhihte und 
Rechts⸗Alterthümer. 


4) Göbel, „was der Criminal-Geſetzgebung in Rheins 
Preußen am Dringendften Notb thut ? 


5) Graßl, daß befondere Eherecht der Juden in Defter- 

reich. 

Ad 4) Der bier angeführte Auffas, welcher im 12ten Bande 
der Zeitfchrift für Civil- Recht und Prozeß enthalten ift, ftellt bie 
Sätze auf: 

a) Wenn Gemand einen Erben eingefest, und unter alternativen 
Bedingungen ihm einen Andern abjicirt habe, fo ſey die Erbfchaft 
in fo viele gleiche Theile ald Bedingungen zerlegt zu denken, und, 
wenn eine oder mehrere oder alle eintreten, fo werde der Gubflitut 
zuͤr Hälfte Miterbe des Eingefesten in dem oder den Theilen, deren 
entfprehende Bedingungen eingetreten feyen. 

b) Wenn Gemand einen homo alieni juris, den er für sui ju- 
ris halte, oder einen homo suijuris, der nachher alieni juris werde, 
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eingefest, und ihm für den Kal, daß er nit Erbe würde, einen 
Andern fubftituirt habe, fo werde dieſer Miterbe deffen, dem" der 
Eingefeste vermöge feined Standes die Erbichaft ermwerbe, zu einem 
Diertheile. 

ec) Im Teſtament eined Soldaten Bingegen werde in foldem Kalle 
der GSubftitut alleiniger Erbe, wenn bewiefen werden könne, der Tes 
ftator babe nicht gewollt, daß durch den Eingefesten ein Anderer 
Erbe werde. 

Ihnen tritt der Recenfent v. Bangerov in Marburg mit den 

Behauptungen entgegen: 

ad a) daß in folhem Falle der adjicirte Erbe die Hälfte der Erb: 
fhaft erhalte, ob nur eine oder ſämmtliche Bedingungen eintreten ; 

ad b) daß im zweiten der Gubftitut gleihfalld die Hälfte der 
Erbfhaft empfange, ed hätte denn ber Erblaffer den Willen fund 
gegeben, daß nur der Eingefeste felbft die Erbfchaft erwerben folle, 
und fo dem Subftituten dad Ganze zufalle; und 

ad c) daß ein befondere8 Recht des Soldaten-Teftamentd ſich nicht 
ermweifen laffe. 

Ad 2) Die hier genannte anonyme Schrift bezeichnet der Res 
cenfent, Profeffor Jacobſon in Königdberg, ald eine der bedeuten- 
deren Erfcheinungen, mit melden ber literarifche Markt in Folge 
des Cölner Ereigniffed überfhwemmt worden fey, und bezeihnet ih- 
ren Charafter in der Weife, daß der Verfaſſer nur gegen Beein« 
trächtigung der Freiheit ded Glaubend und der Intelligenz proteftire, 
und ſich fonft ded Vereins mit feinen Fatholifhen Mitbrüdern wohl 
bewußt fey, und die Auffaſſung mehr ald die rein humane überhaupt, 
obne die juriftifhe Beziehung und Beurtheilung. 

Ad 5) Die Recenfion von Dr. Weßely in Prag bezeicdh« 
net die Schrift ald eine gründlih durchdachte, fireng wiſſen— 
fchaftlihe Arbeit, in der die auf jüdifche Ehen fi beziehenden Redhtd« - 
Grundfäse in ihrer hiftorifhen Entwidlung nahgemiefen, in ihren 
Gründen audeinandergefest werden und auf vortommende Fälle ihre 
Anwendung finden, fo daß fie nit nur dem theoretifchen, fondern - 
auch dem praftifchen Bedürfniffe entfprehe, was bei diefem verlaf: 
fenften und unangebauteften Theile ded bürgerlihen Rechtes um fo 
dankbarer anzuerkennen fey. Die Recenflon gebt umftändlih auf 
den Inhalt ded Werkes ein und ift eu für fih allein ſchon 
febr inftruftiv. 


In Heft 8. von 1839 ift unter Anderem — der Schrift 
eined Genferd, C. F. U. Buy, 
de originibus et natura juris emphyteutici romanorum 
gedacht. Weiter ift hier auf die Recenfionen von folgenden Schrif— 
ten aufmerffam zu maden: 


502 


Ueber Ehe, Eheiheidung, Staat amd Kirche und deren 
Berhältniß zu einander. Votum eined Theologen, als 
Beitrag zu Begründung einer Neform des proteftan: 
tifhen Eherechts. Nürnberg 1858. 

Ueber .den einzig. wahren Ehe: Scheidungdgrund in ber 
hriftlihen Kirche. Bon einem Juriften. Baireuth 18386. 
Beide Schriften, fo wie der Recenfent, ſprechen das höchſte Be- 

dürfnif einer Reform in diefem Zweige der Geſetzgebung aus. 

Maurenbreder, de aucioritate prudentum prolusio 
academica. 


Die Berihte über reht8wiffenfhaftlihe Zeitfhriften 
begreifen 


den Inhalt deö Archivs des Criminal: Rehtd, 1839, 
St. 2.5 der Zeitfehrift für Straf-Rechtöpflege in den 
preußifhen Staaten von Richter, 9. 1.5 des neuen 
Archivs für preußiſches Recht und Verfahren; fo mie 
deutfched Privatreht von Ulrich ꝛc., Jahrgang 6, 
9.1. u. 2. 

Hier ift unter Anderem ein Fall der Entfhädigungd- Verbind- 


lichkeit des Fiscus bei Aufhebung der vertragsmäßig zugefiherten 
Steuer-Freiheit erörtert. 


Dad gte u. 10te Heft enthält u. a. Berichte über bie Schriften 

a) von Profeffor Mayer in Tübingen, über römifches 
Recht und neue Gefebgebung. 

b) v. Madai, Beiträge zur Dogmen - Gefchichte des 
gemeinen Civil» Prozeffed. Riga und Leipzig 1839. 

c) Mittermaier, de principio imputationis aliena- 

| tionum mentis in-jure criminali recte constiin- 
endo (bereitd angezeigt). 

d) Fortfepung ded Berichtd über 

Graßl, dad Ehe:-Reht der Juden in Defterreich. 
Ahrens, Profeffor in Brüffel, cours de droit natu- 
rel ou de philosophie. 

e) Trietfihfe, der Kauf-Contrakt in befonderer Bezie: 
bung auf den Waarenhandel nah römifhen Recht 
und den wichtigften neueren Gefehgebungen. | 

I) €. U. Weiske, Handbuch ded allgemeinen. deutſchen 


505 


Gewerbrechtö mit vorzüglicher Rüdficht auf fächfifches 
Recht; umd 
g) ©. 8. Schüler, Beiträge zur Beurtheilung des Cris 
minalgefebbuch8 für das Königreih Sachſen. 


h) Bon rechtömwiffenfhaftlihen Zeitſchriften 
ift der Inhalt angezeigt von 

Bd 13. Hft 1. der Zeitfehrift für Eivilrecht und Prozeß, 

von den Blättern für Nechtd » Anwendung zunächſt in 

Bayern, | 

dem Archiv für civiliftifche Prarid, Bd 22. Hft 2., und 
der Zeitfchrift für Nechtöpflege und Verwaltung, zunächft 

für dad Königreich Sachſen. | 5 

Ada) Den Inhalt der erfigenannten. Schrift Mayers bezeich⸗ 
net der Recenfent ald im Wefentlihen wiederholend, mad Thibaut 
im Jahr 1814 über die Nothwendigfeit eined allgemeinen bürgerli« 
chen Rechts für Deutfhland — gefhrieben. 

Ade) Bon dem Werte Treitſchke's hebt der ausführliche Ber 
richt das Umfaſſende ded Werke hervor, welches nicht nur bei dem 
eigentlihen Kauf- Contrafte ftehen geblieben, fondern aud auf den 
Lieferungd =, Prämien- und Taufhhandel eingebe, und bie Lehre 
vom Irrthum bei Abfhluß des Contraftd und die Ausflucht nicht 
richtiger Erfüllung erörtere, und legt dem Buche eine um fo größere 
Wichtigkeit bei, ald der Verfaffer auf umfaſſende und zuverläßige 
Vorarbeiten nicht zu rechnen gehabt habe. Auf der andern Seite 
aber thut er dar, daß dad Buch bei feinem befchränften Umfange 
für die meitfhichtigen Materien diefe unmöglich erfchöpfend zu er- 
örtern vermocht habe, und wird deöhalb auf Monograpbieen, die der 
Verfaſſer in Ausſicht geftellt, die Aufmerkfamkeit gelenkt. Die Re 
eenfion behandelt in diefer Rihtung u. a. die Fragen: ob und gegen 
welchen Gontrabenten in zweifelhaften Fällen in der Regel zu prä⸗ 
ſumiren ſey? Wie es ſich mit dem Irrthum bei Verkäufen ver: 
halte, welche durch Bevollmächtigte abgefchloffen worden? über die 
Verzinslichkeit ded Kauf-Schillings, die Regel, daß erſt durch Be: 
zahlung des Kauf-Scillingd der Uebergang des Eigenthums bemirft 
werde und die Nahforderung von Verzugs-Zinſen nach berichtigter 
Hauptfumme. | 

Ad f) Der Schrift von Weiske zollt der Recenfent gleihen 
Namens in Leipzig nicht? weniger als Lob. 

Ad g) In um fo reiherem Maaße wird fie den Schüler'ſchen 
Beiträgen zu Theil, welche wegen ihres Gegenſtandes nicht nur 
particularrechtliche Bedeutung haben. 
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Ald h) Von:der angeführten ſächſiſchen Zeitfchrift wird auf ei- 
nen Auffas über Proviflions » Reifende aufmerkſam gemadt, in mel- 
chem die Säge aufgeftellt find, daß die Präfumtion für die Eigen- 
fchaft eined eigenen Reiſenden entfcheide, und dad Verhältnig deB 
PBrovifiond = Reifenden nicht nah den Grundfüsen ded Mandate, 
fondern fie ald mwandernde Mädter oder Proreneten zu behandeln 
feyen. Sodann erwähnt diefe Zeitfhrift Entfcheidungen der Appel: 
lationd= und Ober: Appellationd-Gerichte zu Zwidau und Dreöden, 
nah welchen nad deutfhen Gewohnheiten daß unebeliche Kind, wenn 
der Vater ausgemacht fey, den Namen bdeffelben führe, und diefem 
oder überhaupt Niemanden ein Verbotrecht in dieſer Beziehung zu— 
ſtehe, er würde denn nachweiſen, daß ihm Schaden daraus erwachſe. 





Fortſetzung. 
(Bon Herrn Secretär Kappler.) 

Kameraliſtiſche Zeitung für die preußiſchen Staaten. Ein 
Centralblatt für Verwaltungs- und Communal: Behörden. 
Redigirt von K. 5. Rauer. Berlin, Heizmann. Zähr: 
ih 52 Nummern. Preid ded Jahrgangd 4 Rthlr. 

Die erftien 26 Nummern ded fünften Johrgaugs (1839) dieſer 

Zeitfhrift enthalten außer Gefegen, Verordnungen und den Jahres: 

Berichten über die preußifche Staatd-Verwaltung noch folgende Aufs 

füge: Ueber die Nüslichleit eined Handel » Vertragd des deutſchen 

Zoll: Vereind mit der Zürfei. — ft überhaupt oder in welchen Fäl- 

len der Roggen oder eine andere Kornfrudt ald Preismaagflab bei 

den Tandwirthfchaftlihen Berechnungen anzunehmen? — Berliner 

Renten-Anftalt. — Ueber die Vermehrung der Berbreden. — Ueber 

Sitten-Verbeſſerung. — Erfahrungen, gefammelt beim Kartoffelbau 

durd Arme. — Ermittelung der Urſachen über Vermehrung ber Ver: 

brechen im Preußifhen, mit befonderer Bezichung auf Pofen. — 

Ueber Einrichtung einer Sparkaſſe auf Koften ded Staatd. — Er 

fahrungen über Pünitenz:Häufer. 

Zeitfchrift für Theorie und Prarid des baierifchen Civils, 
Criminal» und öffentlihen Rechts. Herausgegeben von 
Dr. Fr. Freiberr v. Zu: Rhein, Königl. baier. Ober: 
Appellations: Rath. Dritter Band. 312 ©. 8. 1839. 

Die vorliegende Zeitfhrift wurde im Jahr 1834 gegründet, und 
reiht fih an deffelben Verfaſſers „Beiträge zur Gefesgebung und 
praftifhen Jurißprudenz,’ Münden 1826—1831, welde mit dem 
dritten Bande aufhörten, an. Nach dem der Zeitfchrift zum Grunde 
liegenden Plane fol alles Gemeine und Fremdrechtliche ausgeſchloſ⸗ 
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fen bleiben und nur die baierifhe Legißlation und Rechtdpflege be= 
fprochen werden. Mande der gelieferten Auffäse bieten jedoch ein 
allgemeine? Intereffe dar, baber diefe hier erwähnt werden follen: 

Heft 1. und 2. (Doppelbeft) Nro I. Verfuh einer näheren 
Erörterung der Frage: in wie ferne haftet derFiscus für 
die Handlungen feiner Beamten? Vom Herrn Regierungd» 
und Fidcal- Rath Graf in Münden. Es kommt bei diefer Frage, 
zu deren Beantwortung fih auch im Gebiete der baierifchen Legißs 
lation beflimmte erfihöpfende Normen nicht finden, zunächſt auf die 
Feſtſtellung des im Staatddienfte liegenden Rechts-Verhältniſſes an. 
Bekanntlich find die Anfihten der Rechts-Lehrer hierin verſchieden. 
Sie nehmen bald ein bloßes Privilegium, oder ein Precarium, oder 
einen contractus innominatus (do ut facias), eine locatio con- 
ductio operarum, einen Vollmaht- Vertrag, ald die Grundlage des 
Staatödienfte® an, oder glauben fie (wie Seuffert und van ber 
Bede), daß ein eigener Vertrag, nämli der Dienſt-Vertrag, 
dabei obmwalte, oder (wie Gönner), daß der Staatödienft auf gar 
feinem Bertrage berube. Nah dem Erachten des Verfaſſers ges 
hört die Materie vom Staatddienfte dem öffentlichen und nicht dem 
Privatrechte an*); fo viel der Staatddienft in manchen Beziehun« 
gen mit einem Contrakts-Verhältniſſe auch Aehnlichfeit haben möge, 
fo wenig dürfe er ald auf einem Privat-Contrafte berubend 
angefeben werden. Er berube vielmehr auf dem Anftellung? =» Ver: 
hältniſſe, wobei die Anftellung ald Aft der Souverainität erfiheine, 
und fih im Anftellungs » Referipte, welches auf Seite des Indivi— 
duumd die Ermwerbung ded Staatddienfted zur Folge babe, Fund 
gebe. Das Anftellungd-Refeript fey alfo die nächſte Grundlage für 
die Beurtheilung des einzelnen ſtaatsdienerſchaftlichen Verhältniffes. 
Indeſſen könnten fih eine Menge von Fällen ergeben, in denen 
u ee 4 


*) Auch in Württemberg befteht der Grundſatz, dab das Dienſt⸗Verhältniß, 
ats durch das Staatsrecht geregeit, ein öffentliches fey. Aus Veranlaſſung 
Der Berbandiung mit den Ständen über den Gefegess Entwurf in Betreff der 
Abzahlung der Gehalts⸗Rückſtände aus der Zeit der vorigen Megierung, ers 
gileng unterm 8. Juli 1824 ein Königt. Kefeript an die Stände:Berfammiung, 
Kammer der Abgeordneten, — bei deffen Inhalt ſich die Stände völig berus 
Higt haben, — worin ber Grundfag ausgefprochen ift: „daß es fich bei Dienfts 
Verhältniſſen überhaupt von dem Mein und Dein fchon darum nicht handeln 
könne, weil ein Öffentliches Amt ein Beruf und kein Eigenthum fey, und 
weil — wäre das Verhältniß eines Dienerd zum Staate ein privatrechtliches 
— in der Berfaflungs s Urkunde über daffeibe Feine Normen feftgefegt worden, 
fondern jenes Verhältniß, als in das Gebiet des Privatrechts gehörig, letzterem 
Heimgeftelt geblieben wäre. Die Hieraus zu leitende Folgerung, dab das Dienft: 
Verbättniß, als durch das Staatsrecht geregelt, ein öffentliches fey, wäre 
Daher nicht nur den Beſtimmungen, fondern auch dem Geifte der —— 
doͤllig angemeſſen. 
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. mit diefer Grundlage allein nicht audzureihen fey, und da möge 
denn die Rechts-Analogie ded Mandatd-Verhältniffes allerdings ent: 
fheiden, weil diefed Rechts-Verhältniß, wenn aud gleich nicht nad 
feiner Begründung durh Bertrag und gegenfeitige Lebereinfunft, 
doch nah feinen übrigen Merkmalen dem Verhältniſſe ded Staat: 
Dienfted am nächſten fomme. Es werden hierauf in zwölf Sätzen 
Anhaltspunkte über die Haftungd- Verbindlichkeit des Fiscus, welche 
nah des Verfafferd Anficht für die meiften Fälle außreihen dürften, 
gegeben. Schließlich theilt der Verfaffer noch zwei Rechtsfälle mit, 
um die Anfichten der baierifhen Gerichte über die aufgeworfene 
Streitfrage darzuftellen. Im erften diefer Rechtsfälle hatte ein 
Gerichtöhalter Gelder, die ihm zum Ausleihen an Gerihtd-Angehö- 
rige überfhidt worden waren, unterfchlagen, und dafür falfhe Schuld: 
Documente unter der Firma bed Patrimonial: Geriht3 außgeftellt. 
Der gegen den Patrimonial-Gerichtöheren erhobene Regreß-Anſpruch 
wurde aber in ber zweiten und dritten Inſtanz für ungegründet em 
Hlärt, weil der Haftung? = Verbindlichkeit im Allgemeinen jedesmal 
eine Amtd=-Handlung zum Grunde liegen müffe, dies aber hier 
nicht der Fall geweſen fey; denn dad Aufbringen von Sapitalien ge: 
höre nit in den Wirkungskreis eined Patrimonial- Richterd; & 
liege alfo bier Iediglih eine Privat-Handlung ded Beamten vor, der 
nur ald Negociant gehandelt habe. In dem zweiten Kalle Faufte 
ia Oberft- Lieutenant, ald Vorftand der Militär: Montur- Depot- 
Kommiffion, für einige Taufend Gulden Leder, lieferte aber daffelbe 
nicht an die Commiffion ab. Als der Militär: Fistuß wegen bei 
nidyt bezahlten Kauf- Schillingd in Anfpruch genommen ward, ers 
fannte das okerfte Geriht auf Beweid darüber, daß der Oberft- 
Lieutenant nad feinem Dienft-VBerhältniffe ald Vorftand der er- 
swähnten Commiffion zu dem fraglihen Leder:Kauf befugt gewefen 
fey. — In beiden Fällen wurde in Abſicht auf das Verhältniß des 
Staatd-Dienfted und des Bedienfleten angenommen, daß hier immer 
ein Mandats-Verhältniß, wenn aud fein eigentliher Manbats- 
Bertrag obwalte, und daß der Staatd-Diener in Anfehung der ihm 
obliegenden Funktionen ald Stellvertreter des Staats erſcheine. 
(Kortfesung folgt.) 


B.. Mlittheitungen über neu erfchienene Werke und 
Abhandlungen. 
(Bon Herrn Secretär Kappler.) 
Handbuch des fchweizerifchen Staatsrechts. Bon Dr. Lub: 
wig Snell. Bd 1. Bundes-Staatsrecht. Zürich, Orell, 
Füßli u. Comp. 1839. 8. 818 S. 3 Rthlr. 





507 


Der bis jetzt erfhienene erfte Band enthält eine Darftellung 
des fchweizerifchen Bundes-Staatsrechts, im Gegenfage zum Canter 
nalrechte, in fünf Abtheilungen, nämlih: 1) Bundes - Alten, nebft 
den dahin bezüglihen Staatd.Verträgen; 2) Beſchlüſſe über Orga: 
nifation und Gefhäftd- Führung der Bundes: Behörden; 3) Be— 
ſchlüſſe über innern Verkehr, Juſtiz, Polizei; 4) Befchlüffe über 
Militäar-Wefen; 5) Verträge der Eid-Genoffenfhaft mit benachbar⸗ 
ten Staaten. 

Der Schwaben-Spiegel, oder ſchwäbiſches Land» und Lebens 
Recht. Bud nach einer Necenfion vom Jahr 12857 mit 
fräteren Zufäben beraußgegeben von Dr. 5. 2.4. Frei: 
beren v. Laßberg. Mir dem Bildniffe des Heraus 
geberd. Tübingen, Fues, 1839. 3 Rthlr. 

- Eine Audgabe diefed Rechtsbuchs in der älteften, bis jest be— 
fannten Faffung, nebft fpäteren Zuſätzen und geſchichtlichen Notizen. 


Ueber die Rechtmäßigkeit der Todeöftrafe ‚durch Enthaup⸗ 
tung u. f. w. Bon Dr. H. Mefferfhmidt. Weis 
mar, Voigt, 1839. 8. 54kr. 

Auf eine Erörterung der Frage: ob die Todesftrafe, überhaupt 
rechtmäßig ſey? folgt eine Aufzählung der meiften bis jest gebräuch— 
lich gewefenen Todedftrafen und die dabei üblihen Verfahrungd-Ar- 
ten. Sodann wird eine unter dem Namen Columpön neu erfun- 
dene Enthauptungd - Mafıhine in fünf Titbographirten Tafeln an 
ſchaulich gemacht. 

Temme, J. D. H., Königl. preuß. Criminal-Director u. 
Kreis-Juſtizrath, die Lehre von der Tödtung nach dem 
preußiſchen Rechte. Leipzig, Kollmann, 1839. 8. 1 Thlr. 

Die Theorie über daB Verbrechen der Tüdtung gehört zu den 
wenflarften des preußifchen Landrechts; daher denn über diefe Mate- 
rie fehr viele Streitfragen obwalten. Der Berfaffer ſucht die bier 
zur Anwendung fommenden allgemeinen Grundfäse von allen Sei- 
ten zu beleudyten; nad einigen allgemeinen Bemerkungen über für: 
perlihe Verlegungen bandelt er daB Verbrechen der Tödtung über: 
baupt, den Mord, die einzelnen qualificirten Arten des Mord — 
Raubmord, Giftmord, Werwandtenmord, Kindemord — ab, unter: 
ſucht den Thatbeftand jedes diefer Verbrechen, zeigt den Unterfchied 
der einzelnen Arten der Tödtung, und ftellt dann mandfaltige Be: 
trachtungen über den dolus bei diefen Verbrechen auf. | 


Bon Dr. p. J. A. Ritter v. Feuerbachs merkwürdigen 
Criminal⸗ N, 2 Thle gr. . 
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erſchien 1839 bei Kerber in Gießen eine dritte unveränderte Aus— 
gabe, brodirt, um Afl. 30kr. 

Dad Corpus Juris Canonici, deutſch überſetzt von den 
. DDr. Sintenid und Schelling, 

iſt jest vollftändig in zwei Bänden erfhienen bei Fode in Leipzig. 
und koſtet 13fl. 12kr. 


2) Iuhalts-Anzeigen und Kritiken. 
1) Entwurf zu einer gleichen Bertheilung und einfachen 
Erhebung der Grund - Steuern und Grund - Abgaben, 
auch Materialien zu einem Gefeh über das Inventur-, 
Theilungs- und Rechnungs-Wefen. Bon 8. F. Wag- 
ner, Gerichts- Motar zu Schorndorf. 323 Seiten. 
(Bon Herrn Oberamtmann 9. Stumpp in Eflingen.) 

Die Vertheilung der Grund-Steuer und ihre Erhebungs-Weiſe 
ift eine ſolche praktifche, daB Intereſſe eined jeden Staatd-Genofien 
in hohem Grade anregende Frage, daß die Ankündigung ded vorlies 
genden Entwurfd „zu einer gleihen Vertheilung und einfachen Er: 
bebung der Grund-Steuern“ die Aufmerkſamkeit des Publitumd um 
fo mehr auf fi) ziehen mußte, ald der Zeitpunkt immer näher ber: 
anrüdt, der ein Geſetz über daß definitive Steuer=Catafter bringen 
foll, wo daher eine praftifhe Unterfuhung und Würdigung der be= 
ftehenden Befteuerungsd:Grundfäge an fi, in ihrer Anwendung und 
in ihren Wirkungen, eine Nachmeifung ihrer Fehler und Irrthümer, 
ſo wie Vorfhläge zu ihrer Berihtigung und Werbefferung gewiß 
höchſt willlommen feyn müffen. 

Wir glauben deöhalb der Sache einen Dienft zu erweifen, wenn 
wir den Inhalt der vorliegenden Schrift in gedrängter Leberficht im 
diefen Blättern mit einzelnen Bemerkungen mittheilen, den Leſern 
das Urtheil überlaſſend,, ob und in wie weit die Vorfhläge des 
Herrn Berfafferd die Erwartungen in den genannten Beziehungen 
zu befriedigen im Stande feyen. 

Dad Buch zerfällt in zwei Theile und einen Anhang. Der 
erfte Theil behandelt die Fragen von Grund:Steuern und Grund 
Abgaben, der zweite Theil handelt vom Inventur- und Theilungs— 
Weſen, und der Anhang enthält den „Vorſchlag Zu einer Inftrucs 
tion für die Gemeinde-Redhnungen,’ einen Auffas „über Holznoth 
und Holztbeurung,’’ und eine Abhandlung ‚über Deutfhland, wie 
ed war, wie ed ift, und wie es nach frommen Wünſchen werden 
möchte.’’ 


\ 509 


Die acht erften Abfchnitte des erflen Theiled bilden bie Finlei» 
tung zu der im neunten Abfchnitte behandelten Hauptfrage: „Ent⸗ 
wırf, um die Grund» Steuern, die Zebenten und Grund : Abgaben 
„nad einer Gleihheit und nah dem Maaßſtab der Ertragd- Fähigkeit 
des Bodens zu vertbeilen, und dad Steuer- und Abgaben Wefen 
von dem Grund: Eigenthbum Har und einfah zu ordnen,‘ und der 
zehnte Abfchnitt enthält eine „Schluß-Betrachtung“ ded Herrn 
Verfaſſers. 

Der erſte Abſchnitt: „Umriß der Geſchichte Württembergs““ 
gibt eine Ueberſicht der Erbfolge der Regenten Württembergs von 
Graf Ulrich I. mit dem Daumen an, bi8 zu König Friedrid, 
unter gedrängter Angabe bedeutenderer gefchichtliher Ereigniffe in 
den einzelnen Regierungd= Perioden derfelben. 

Der zweite Abfihnitt: „die neue Landed = Verfaffung’’ berührt 
die Gründung des Verfaſſungs-Vertrags vom 25. Geptemkber 1819 
unter König Wilhelm, die Vorzüge derfelben und den Danl, ben 
jeder MWürttemberger der neuen Verfaſſung und ihrem erhabenen 
Gründer fhuldig ift. 

Der dritte Abfhnitt: „dad Landed: Vermögen und Einfommen 
fchildert die Fruchtbarkeit ded Landes nach einer uralten Befchreibung 
des Ladidlaud Suntheims in 3. E. Pfiſter's Geſchichte: 
Herzog Chriftoph 1819 S. 23 erinnert an den Außfpruh Carl 
Kriedrih’8 von Baden, „daß man daß Land, wenn man ed auch 
verderben wollte, doch nicht verderben kann.“ 

Der vierte Abfchnitt: „Skizze der franzöfifchen Revolution 
mit ihren Einwirkungen auf den Zuſtand des Reichs, dad Gtaatd- 
Vermögen und die GSelbfterhaltungd =» Kraft’’ befagt, „wie die mans 
gelbaften Zuftände in Frankreich und die Mißgriffe der Staatd-Re- 
gierung, die Revolution und mit diefer die große Welt: Cataftrophe 
herbeigeführt haben,’ die aud dem Gebiete ded Wilfend und der 
Vernunft fo manche verdunkelte Natur: Wahrheiten Mar und leben⸗ 
Dig gemacht habe,’ — „mie in dem unglüdlihen Freiheits- und: 
Gleichheit - Raufhe der frivolerweife ald Fluch der Landwirthſchaft 
bezeichnete Zehente und die Feudal-Abgaben, mit einem Gewaltſtreich 
ohne Entfhädigung aufgehoben worden, und durch den Berfauf der 
Kron- und Kirchen = Güter der gänzlihe Umfturz und Ruin Frank: 
reih8 bereitet worden ſeye,“ fehildert die Gräuel der Revolution, 
„wodurch Alles an den Abgrund des grenzenlofeften Elendd und 
Berderbend geftellt worden, und mie ed in der Geſchichte Frankreichs 
mit blutigen Zeichen gefchrieben feye, daß, wo ein Staat vom Chri⸗ 
ſtenthum abgefallen und die Heiligthümer feiner Urgefhichte mit den 
ererbten und angeflammten Rechten und Verbindlichkeiten verlaffen 
Habe, auch der Verfall der Tugend, Eintracht, Vaterlandsliche, fo 
sie der Rechte ded bürgerlichen Gefellfhaftd: Verbandd mit dem 
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Wohl ded Staated auf dem Fuße nachgefolgt ſey,“ und fehlieft un« 
ter Anführung der Worte des Bringen Johann von Sadfen, Fahr: 
bücher der Geſchichte und Politil, Januar 1837: „wehe dem Volk, 
dad mit feiner Vorzeit bricht, ed hat feine Nachwelt zu erwarten.” 

Der fünfte Abfhnitt: ‚Freier Mann, freied Gut“ erflärt die 
befannte Idee der Staats-Verfaſſung, Frankfurt 1815,’ ald einen 
unverfennbaren Audfluß der franzöfifchen Freiheits- und Gleichheit 
Meinungen, aud welchen man in fhönen, ſich felbft gefallenden Re— 
den und Schriften Stimmen hört, welche die Auflöfung der auf 
Grund und Boden radizirten Zehenten und Grund-Abgaben ald eine 
goldene Freiheit verfünden, und Volks: Höflinge fchreien mit der 
Lofung: ‚‚Freier Mann, freied Gut,’’ mit einem Pofaunen-Ton von 
dem Unrecht diefer Abgabe und von der leberlaftung des Grunds 
und Bodens in das Volk hinein, daß ed aus demfelben beraustönen 
mödte (— eine ſich öfterd im Buche wiederholende Phrafe —); au 
wollen aus diefen Freiheits- und Gleichheit: Meinungen die Ideen 
aufgeftellt werden, daß der Staat gar fein Grund⸗Eigenthum brauche, 
und daß der Staat, wenn er daſſelbe in die Hände der Staatsbür⸗ 
ger gebe, fein Bedürfniß zu ‘jederzeit von denfelben erheben könne.“ 

Sm fehdten Abfhnitte: „die landedgrundberrlichen Abgaben” 
verweidt der Herr Verfaſſer auf die privatrechtlihe Natur der ewig 
unablöfigen Gülten, Zinfe, Theil- Gebühren und andere Grund: 
Abgaben und auf die Außfprüche zerfhicdener Staats-Rechts-Lehrer 
von Johann Jacob Mofer bis auf Robert Mohl, wornach 
‚diefe Zeudal-Abgaben Familien-Eigenthum ded Regenten und nicht 
des Staated, und daf fie in Württemberg erſt durd die neue Ver 
faffung und durdy die Civil:Lifte des Regenten zum National-Figen= 
thum beftimmt worden find, daß der Zebente die ältefle Abgabe der 
Welt und fchon durch Mofed Bud III. Gay. 27. Vers 31. für 
ewige Zeiten feftgeftellt worden iſt.“ 

„Bon diefen Abgaben nun’’ — fagt der Herr Verfaffer — „dürfe, 
ohne eine quantitative und -qualitative Entfhädigung dafür zu ge- 
währen, um fo weniger etwas angetaftet werden, ald die Staatb: 
Gefellfhaft von dieſem National:Einfommen nicht einen Haufen an 
Ueberfluß befise, von welhem man nad Belieben vermwilligen, nach⸗ 
laſſen und austheilen fünnte, fondern vielmehr an einem nicht uns 
bedeutenden Abmangel leide, welcher durch Steuern und indireete 

Abgaben gededt werden muß ꝛc.“ 

Sodann werden folgende Fragen erörtert: 

4) „Soll der Zehente und follen die Feudal: Abgaben mit einem 
Gemaltftreih aufgehoben werden, mie folde am 4. Auguft 1789 in 
Frankreich aufgehoben worden find?’ 

2) „Soll der Zebente und follen die Grund-Abgaben dur Ablö⸗ 
fung aufgehoben werden, und ift, wie die Idee der Staats-Verfaſ⸗ 
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fung ©. 162 aufftellt, die Fortdauer der Zehent-Abgabe verfaffungd: 
widrig?“ 

3) „Iſt die Auflöſung dieſer Grund-Abgaben wirklich nothwendig 
und nützlich?“ 

4) „Soll die Ablöfung der Grund-Abgaben durch Nachläſſe und 
Beiträge von dem Staat, von bem vorhandenen Ueberſchuß und von 
den Befisern freier Güter unterflügt werden ?’’ 

5) „Wird die Aufs und Ablöfung diefer Staatd-Grund-Abgaben 
auch dad Gtaatd- und Privat: Wohl künftiger Jahrhunderte bes 
gründen ?’’ 

Die Beantwortung derfelben gebt dahin: 

Zu 1) wird, wie billig, verneint, „weil eine Verweigerung folder 
Abgaben von Seiten der Pflichtigen widerrehtlih und flräflic) wäre, 
und dad Figentbumd:Reht dadurd verlegt würde, durch die Aufhe— 
bung diefer Abgaben neue Auflagen herbeigeführt würden, die viel» 
leicht drüdender,, gewiß aber widerrechtlicher wären, ald, die durch 
Verträge und Nerjährung rechtlich begründeten.‘ 

Zu 2) Auch diefe Frage wird verneint, „weil die Ablöfung ein 
Capital erfordern würde, dad im Gtaate gar nicht vorhanden ſeyn, 
und weil ed die Württemberger mit Recht fehr befremden und be— 
trüben müßte, wenn dad Fehlende an diefer Summe durd Papier: 
Geld ergänzt würde, weil fie willen, daß der Staat auch unter den 
allerunglücklichſten Verhältniffen und Begebenheiten noch nie diefe 
verzweifelte Nothhülfe ergriffen habe, und weil hei einem fols 
chen verzweifelten Exrperimente der Staat den Wechſelfällen der täg⸗ 
Lich launen= und fhredpafter werdenden Credit- und Geld-Berhält- 
niffe Preis geftellt wäre, und die Capitaliften zu Grunde gehen 
müffen, wie folde erft in Franfreih zu Grunde gegangen ſeyen.“ 

Eine Antwort auf den zweiten Theil der Frage fehlt. 

Zu 3) Diefe Frage ift entfcheidend weder bejaht * verneint. 
Es wird nämlich 

a) die Ablöfung des Zehentens, deſſen „unverkennbare Un—⸗ 
gleichheit’’ übrigens anerkannt wird, aus dem Grunde der 
Ueberlaſtung des Gutes nicht als geboten erklärt; 

b) die auf den Gütern haftenden Grund-Abgaben in fo fern 
als eine Wohlthat für die unbemittelten Güter: Befiger darge- 
ftellt, als fie hiedurch in den Stand gefest feyen, mit einem 
Heinern Capital ein Gut zu erfaufen ; 

ec) bei diefem Umftand in Ausficht geftellt, daß die Ablöfung der 
Zehenten und Grund- Abgaben nie im Ganzen durchgeführt 
werden fünne, fondern als ein unvolllommened Stüdwerf 
erfheinen würde.’ 

- Zu 4) Die Frage wird entſchieden verneint, weil „die Staat3- 
Geſellſchaft an dem National Einlommen nicht einen Haufen an - 
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licherfluß habe, von welchem man nah Belieben: vermwilligen und 
austheilen fönnte — weil ferner die Pflihtigen nur auf Koflen der 
Befiser freier Güter unterflügt würden, und weil, wenn man Jene 
durh Beiträge begünftige, man dann auch Diefe von den auf ihren 
Gütern haftenden Privat: Schulden befreien müßte, und weil end⸗ 
lih der Rechts-Zuſtand verlegt würde, ohne die Unverletzbarkeit deß 
Eigenthums fiher zu flellen, den Berechtigten bie ihnen gebührende 
quantitative und qualitative Entfhädigung zu gewähren, die auf bes 
fondern Titeln rubenden Rechte Einzelner zu wahren, und die Be: 
figer freier Güter gegen unbillige Beläftigungen zu ſchützen.“ 

Zu 5) Auch diefe Frage wird verneint, indem „die genannten 
Feudal- Abgaben den mwefentlihen und den Hauptbeflandtheil de& 
National:Bermögend und Einkommens von nie verfiegenden Quellen 
und einem unzerftörbaren Beſtand bilden,’’ und „wenn folde nad) 
dem 30jährigen Krieg zur Ablöfung beſtimmt worden wären, fein Pfennig 
davon auf die Nachkommen übergegangen wäre,’ aud „das Abs 
löfungdcapital dad nie verfiegende und unzerflörbare Eintommen 
nicht gewähren fünne, wie ed die Einkünfte des Grund: Figenthums 
feven und bleiben’ und dad Capital „bei den täglih launen= und 
fhredhafter werdenden Credits und Geld: BVerhältniffen zu Grunde 
geben könne;“ fodann „weil ed für die minder bemittelten Güter: 
Befiser gewiß zuträglicher feye, ihre Abgaben in Natur zu Ieiften, 
ald fie in eine auffündbare Schuld zu verwandeln, und die Staatd- 
Abgaben denn doch nicht aufhören und vielleiht ſchädlicher und drü= 
dender werden können, als die bisherigen Abgaben,’ 

Der Herr VBerfalfer gibt zwar zu, daf die Erhebung und Ber 
waltung diefer Gefälle „Schaden und Nachtheil in fi tragen, und 
ein Vielſchreiben von unendlihem Umfange zur Folge haben, welche 
Mängel und Gebrechen auf eine dem Geifte der Zeit und ded Fort« 
fchrittd entfprechende Weife an der Hand der Erfahrung befeitigt 
werden müſſen;“ allein „es foll der wahre Vaterlandd> Freund eb 
ald eine unerläßlihe Pfliht anerkennen, dad National:VBermögen und 
Einfommen, in feinem Beftand und in feiner Eigenfchaft, aud den 
fpätern Nachkommen zu erhalten, und namentlich den Ablauf oder bie 
Ablöfung jener Laften nicht dur Papier-Geld unterflügen, wodurch 
dad Vaterland den Wechfelfällen der täglih launen- und fehredtar 
ter werdenden Credit- und Geld: Verhältniffe preis geftellt würde.'” 

Nah dem Dafürbalten ded Herrn Verfaſſers foll dad Grund 
Abgaben Wefen, gereinigt von feinen Mängeln und Gebrechen, mit 
dem Steuer Wefen verbunden werden, worüber der folgende Abs 
ſchnitt die Vorfhläge zur Aenderung und Cinrichtung enthalten 
foll, die fih aber erft im neunten Abfchnitte finden. 

Der fiebente Abfhnitt: „Die alte Steuer-Regulirung.’‘ Hier 
gibt der Herr. Verfaffer die Grundzüge der alten Steuer⸗Inſtruction 
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vom 24. Januar 1717, und zeigt ausführlich, „wie nach diefen daB 
Steuer-Cataſter nach feinen drei Quellen (Grund, Gebäude: und 
Gewerbe-Catafter) in einer Oberamtd-Stadt (ohne Zweifel Schorn« 
dorf) in Zahlen ausgedrüdt fid gebildet hat, — mie viel von 1745 
bis 1823 je auf 100fl. Satafter : Betrag an Staatd: und Corporas 
tiondfteuer umgelegt worden ift, mie viel e8 hieran in den zerſchie⸗ 
denen Güter = Claffen nah den einzelnen Qultur= Arten je einen 
Morgen betroffen hat, und wie viel an Cultur= Koften je auf einen 
Morgen zu fliehen gekommen ift. 

Die damalige Einfhägung der Weinberge hält der Herr Ver— 
faffer niht für richtig, und findet ihre Befteurung in Vergleihung 
gegen die Wiefen und Aecker für bedeutend zu hoch, glaubt auch, 
daß der Abzug der Real Laften im zwanzigfacdhen Betrage derfelben 
rechtlich nicht begründet gewefen fey, und daß die Unvollkommenheit 
des alten Landes-Grund-Cataſters befonderd darin ihren Grund ha— 
ben möge, daß daffelbe nicht gleihfürmig durchgeführt worden fey. 
Das richtige Verhältniß der Steuer: Abgabe zum Guts-Ertrag fey 
dur die großen Kriegs-Koſtens-Umlagen geftört worden, und die 
unterm 22. Mai 1800 geftattete Anborgung der Steuer:Refte gegen 
Verzinfung habe die Güter: Befiser, melde ihr Grund: Eigenthum 
mit Schulden erworben , vom Ruin nicht retten fünnen, vielmehr 
daB alte Pfandgefes in feinem Fundamente zerftört und eine Pfands 
Bereinigung herbeigeführt, welche den mit Schulden belafteten Güter⸗ 
Beſitzer gänzlich darnieder geworfen habe. 

Unberehenbare Nachtheile aber habe in einigen Dberämtern 
der Umftand herbeigeführt, daß die Kriegs-Koſtens-Rechnungen und 
Ausgleihungen zehn und mehrere Zahre nicht gefertigt worden. 
Sreilih feyen in der damaligen Zeit die Anforderungen an die 
Stadt- und Amt - Schreibereien — „neben andern tumultuarifd 
geforderten Dienften für Hof-Leiftungen über die natürlichen Kräfte 
derfelben gegangen, mindeftend foll e8 zur bleibenden Vorforge ges 
fagt feyn, daß hierorts (in Schorndorf) die Kriegs-Rechnungen und 
Audgleihungen in laufender Ordnung erhalten und die Kriegd- 
Koftend - Audgleihung vom Jahre 1816, im Betrage von 141218fl. 
20fr., fhon am 8. Auguft 1816 vollzogen geweſen ſey.“ 

Gm ahten Abfehnitt: „die neue Steuer: Regulirung‘’ führt 
Der Herr Verfalfer an, daß bei der Erfcheinung ded Gefeged vom 
45. Juli 1821, die Herftellung eined proviforifhen Steuer-Cataſters 
betreffend, ‚einige Stadt- und Amts = Verfammlungen ded alten 
Zanded, eingedenk der Tonnen Goldes, welche auf das Cataſter-We— 
fen von 1713 — 1744 verwendet worden , fi) Einwendungen und 
DBorftellungen erlaubt und um Hinausſchiebung des Rieſenwerks eined 
zreuen Steuer: Gatafterd vergeblich gebeten haben, und daß die Far 

Dor Augen liegenden auffallenden Ungleichheiten und Unbilligfeiten 
Monatfchr. f. d. Zuftisufl. IV. Bd. 3. Aitl. 55 
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ded alten Gatafters, verbunden mit dem Umſtande der neuen Terri— 
torialveränderung und des biebei erhaltenen bedeutenden Lande: 
Zuwachſes, ein neued Beſteurungs-Syſtem geboten habe.’’ 

Er hält indeifen die auf jened Gefes gegründete Rob-Ertrags: 
Berehnung beim Grund» Catafter und den Abzug der Real: Laften 
für eine gar zu fünftlih ausgedachte Berehnung, und diefe, fo wie 
die Güter: Einfhäsung, tragen nach feiner Meinung unverfennbare 
Merkmale von auffallender Ungleichheit und Unbilligfeit in fih, fo 
daß voraudzufeben fey, daß aller Scharffinn an der Auffindung der 
richtigen Mittelzapl ded Nein Ertragd fheitern müfle, und Fälle 
eintreten könnten, wo daß proviforifche Gatafter größere Ungleichheit 
in fih trage, als das alte Cataſter;“ und fließt den Abfchnitt mit 
den Worten: „Es liegt außer dem Bereid der Sterblichen, eine 
ganz vollkommene gleihe Steuer - Audtheilung zu begründen, umd 
man muß ſich daher begnügen, diefe Steuer - Austheilung der voll: 
tommenen Gleichheit möglihft näher zu bringen.’ 

„Die Frage, welches Cataſter ift dad richtigfte und angemeffenfte 
für eine allgemeine Grundfteuer-Umlage? wird immer problematifh 
bleiben, auch wenn Millionen auf deren Föfung verwendet werden; 
und aller menfhliher Scharffinn wird an dem Beftreben feheitern, 
durch Fimftlich audgefonnene Schätzungs- und Ertrags- und Kultur: 
Koftend-Berechnungen die richtige Mittelzahl von den Rein-Ertrags- 
Summen aufzufinden; aber diefe Wahrheit wird fi immer beftäti- 
gen, daß die einfachfte Steuer-Außtheilung und Erhebung die zwed- 
mäßigfte und befte ift, weil man fi bei einer folhen weit weniger 
in fünftlihen Berechnungen verirrt und verftoßt, weil bei einer fols 
hen jeder Güter Befiger feine Steuer» und Abgabe-Schuldigkeit 
felbft berechnen kann, und weil diefelbe, was befonderd zu beachten 
ift, bedeutend weniger Koften verurfacht, und zugleich eine große 
Erſparniß beweißt. 

Eine folche einfahe Steuer:Außtheilung und Steuer-Erbebung, 
zugleich in Verbindung der Zehenten und Grund:Abgaben, wird im 
folgenden Abfhnitt in Antrag gebracht werden.’ 

Der neunte Abfhnitt enthält endlich den „Entwurf, um bie 
GrundsSteuern, die Zebenten und Grund: Abgaben nach 
einer Gleihheit und nad dem Maafftab derErtragd-Fähie- 
feit ded Boden zu vertbeilen, und dad Steuer: und Ab 
gabenwefen von dem Grund-Eigentbum Far und einfach 
zu ordnen.’ 

Als Baſis für feine Vorſchläge ftellt der Herr Verfaſſer folgende 
Sätze voran: 

1) „Grund und Boden darf durch Steuern und Grund-Atgaben 
nicht höher und mehr belaftet werden, als derfelbe bei der Steuer: 
Regulirung von 1728 — 1744 belaftet war,“ 
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2) „Die Erfparniffe, durch Entfernung der Natural:-Verzehntung 
und durch Vereinfachung der —— errungen, fommen den 
Geld: Befisern zu gut.‘ 

5) „Die auf Grund und Boden vabieirten Steuer=, Zebenten: 
und Grund:Abgaben werden dem Staate und den Nachkommen er: 
halten, wenn auch eine Umwandlung derfelben vorgenommen wird.”’ 

4) „Einer Ablöfung der Hauptbeftandtheile ded auf Grund und 
Boden radicirten Nationale: Vermögen? und Einkommens wird nicht 
Statt gegeben.’ 

5) „Wenn Grund und Boden nicht mehr und höher belaftet 
wird, ald er vor 90 Jahren belaftet war, fo fann auch an den 

- Grund: Abgaben kein Nachlaß geftattet werben; und die Stimmen 

der Freiheit: Männer, welche mit der Loſung — freier Mann, freie 
Gut — von demlinrecht diefer Abgabe und von der Meberlaftung des 
Grunde und Boden? mit einem Poſaunen-Ton in dad Volk hineins 
fohreien, daß ed aus demfelben herauſtönen mödte, und welche bie 
Auf» und Ablöfung diefer Grund: Abgaben ald eine goldene Freiheit 
und als dad Glück des Vaterlanded verfündigen, müſſen verftum: 
men, fowohl vor dem beftehenden Rechts-Zuſtand, der als ein Hei⸗ 
ligthum geachtet und erhalten werden muß ꝛc.“ 

Auf jene Fundamental: Säge folgen denn die Grundfätze, 
welche der Herr Verfaſſer „zum Zwed einer geregelten Sm bet 
dem Steuer- und Abgaben« Wefen’’ feftitellt. 

Die Grund: Fdee ded Herrn Verfaſſers ift: „den Sr 
trag auf dad Grund-Eigenthum zu firiren, die einzelnen Güter 
der verfhiedenen Eultur-Arten nad) ihrer Ertrags-Fähigkeit zu clafs 
fifiziren, und je für einen Morgen die Steuer in der Art feftzu: 
fegen, daß der ‘zufällige Steuer : Betrag von 1744 nicht überſchrit— 
ten wird. 

Gultur-Aufwand und Real:Faften bleiben hiebei unberückſichtigt 
und die Neufteuerbarfeit wird ohne irgend eine Entfhädigung auf— 
gehoben. 

Aecker und Wiefen werden in XII. Glaffen eingetheilt, die nied- 
rigfte zwölfte Aecker-Claſſe wird mit einer Ertrags:Fähigfeit 
von 25 Sri pr. Morgen angenommen, bie in jeder folgenden Claſſe 
um s Sri fteigt, und fomit in der erften Claffe 80 Sri Dinkel zeigt, 
Bei den Wiefen wird in der unterften zwölften Claſſe mit einer 
Ertragd: Fähigkeit von 10 Centnern Heu und Oehmd pr. Morgen ans 
gefangen, die biß zur neunten Glaife je um 2 Gentner und von da 
an bid zur erften Claffe je um 3 Gentner fleigt, und in der erften 
Slaſſe mit 40 Centnern erfcheint. , 

Weil die Ertragd-Fähigfeit der Weinberge ſchwer zu beflimmen 

äüſt, und die der Baumgüter, Länder, Gärten und Waldungen nidt 
beftimmt angegeben werden kann, fo wird der Ertrag diefer Güter 
55 * 
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nach dem Berhältniffe — nah welhem? ift nicht gefagt — der 
Aecker und Wiefen-Ertrag angenommen, und es werben diefe Güter 
nur in VIII. Glaffen abgetheilt. 

Der Steuerbetrag wird angenommen: je auf einen Morgen 

1) bei den Aedern in der niedrigften zwölften Claffe 12fr., auf: 
fteigend mit je 4fr. in jeder folgenden Glaffe, bid zur dritten Claſſe 
von da an je 6fr., fo daß in erfter Claſſe Afl. bezahlt wird; 

2) bei den Wiefen in der zwölften Claffe 16kr., aufzufleigen mit 
je 4fr. in jeder folgenden Claſſe bis zur vierten Claffe, von da an 
je 6fr,, fo daß ed die erfte Glaife Afl. 6kr. betrifft; 

3) bei den Baumgütern und ändern in der adhten Claſſe mit 
56fr., aufzufleigen mit Afr. in der fiebenten, mit 5fr. in ber 
ſechſten, mit 3fr. in der fünften und von da an mit je 6fr. in den 
folgenden Claffen, fo daß in erfter Claſſe Afl. 12fr. bezahlt wird; 

4) bei den Gärten in der achten Claffe mit 44kr., aufzufteigen 

mit 4fr. in der fiebenten, fodann aber mit je 6fr. bis zur zweiten 
Claſſe und dann mit 12fr. in der erften Glaffe, fo daß der Steuer 
Betrag bis auf fl. 24kr. zu ſtehen kommt; 
- 5) bei den Weinbergen in der achten Claſſe 48kr., aufzufeigen 
mit je Sfr. bis zur fechöten, mit 9fr. in der fünften, mit 7kr. in 
der vierten, und dann je mit Sfr. biß zur erften Claſſe, welche Afl. 
44kr. bezahlt; | 

6) bei. den Waldungen in der achten Claſſe 16kr., aufzufteigen 
mit je 4fr. bis zur zweiten Glaffe und dann mit 6fr. in der erften 
Glaffe, die e8 48kr. betrifft; _ 

7) bei den Waiden in der dritten Glaffe mit 2fr., aufjufleigen 
je mit 2fr. in den folgenden Glaffen, fo daß ed die erfte Claſſe 6kr. 
betrifft. | 

Nah diefem Maaßſtabe berechnet der Herr Verfaffer einen jähr— 
lihen Steuer: Betrag von 2,129825fl. 36fr., wodurd man gegen 
die dermalige Grundfteuer, welche nah dem Finanz » Gefege vom 
1. Zuli 1839, Regierungs-Blatt 5.447, 1,416666fl. 40kr. beträgt, 
. einen Ueberfhuß von 713159fl. 56fr. erhält, von welchem, nad 
dem Vorfchlage ded Herrn Verfaſſers, einedtheild die Abzüge gedeckt 
werden fönnen, weldhe wegen ‚‚befonderer Real-Laſten“ (— welcher? —) 
zu maden feyn mödten (©. 176), die aber befanntli der Herr Verf. 
nicht abgezogen wilfen will (S.138 u. 139), und der anderntheils, 
wenn er etwa 300000fl. betragen würde, — was nad) obiger Be— 
rechnung der Fall ift, — „‚dazu verwendet werden foll, dag zu Aub—⸗ 
gleihung der Inbilligkeit in der Perſonal-Laſt der Militär Pflicht 
jeder Recrutirung3-Pflichtige bei feinem Audtritt aus dem Militär« 
Verbande eine Entfhädigung, und zwar ein Infanterift 75fl., ein 
Cavallerift oder Artiklerift 100fl. erhält, die bei feinem Eintritt in 
dad Militär der Staatd: Kaffe zur Verzinfung übergeben, und wo— 
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von die Zinfe den Betheiligten je am 27. September audgetheilt 
werden.” 

Der Wein:Zebenten und der Heu-Zehenten werden in ein Geld» 
Surrogat verwandelt und auf die pflichtigen Güter, die in Glaifen 
biefür eingetheilt werden, rabdicirt. 

Den Frucht» Zebenten in ein Geld-Gurrogat zu verwandeln: 
diefed hält der Herr Verfaifer für bedenklich, und wirft dagegen die 
Trage auf: ob berfelbe a in eine Frucht-Rente verwandelt 
werden follte. 

Die Frucht: Gülten * Küchen-Gefälle und Boden-Abgaben 
aller Art unter Afl. zokr. werden nach der regulirten Kammer-Taxe 
(— welder? —) in Geld: Gefälle verwandelt, und die zellglichen 
Gülten in jährlihe umgewandelt, und den PM lichtigen geftattet, fie 
im A6fahen Betrage abzulöfen. Grund und Boden darf nicht mei: 
ter ald biß zu 4 Morgen Feld und 3 Morgen Land zerflüdelt werden. 

Die Trennung des Steuerfag - Gefhäfted zwifhen Notar und 
Berwaltungd:Actuar wird aufgehoben, die Real-Gefälle, welche auf 
dem Grund: Eigentbum haften, fo mie die Zehent-Surrogate an 
Geld und Frühten werden in die Güter- Bücher eingetragen und 
für diefe der Finanz: Verwaltung zu gut fommende Vortheile wird 
den Gemeinden die Accife von Contrakten als Erſatz für daß Steuer: 
Sag-Gefhäft und den Steuer- und Gefäll: Einzug überlajfen. 

Was bei diefen Vorfchlägen die Hauptfahe — die Herftellung 
des Grund-Steuer:Catafterd —. betrifft, fo leidet e8 feinen Zweifel 
dag auf die vorgefhlagene Weife mit geringem Aufwande an Scharf: 
finn, Zeit, Mühe und Geld ein Steuer: Catafter gemacht werden 
fönnte; allein eine andere Frage ift ed: ob nach der Verfaſſung 
des Landes und nach gefunden Begriffen von Recht und Billigfeit 
auf ſolche Weife ein Catafter gemacht werden dürfe ? 

Die Firirung der Steuer ift bei der beſtehenden Verfaffung des 
Landes unzuläffig und rechtlih unmöglih, weil die Steuern felbft, 
ihrem Wefen nah, veränderlid find, dad Bedürfniß derfelben für 
jede Etatd- Periode nachgewieſen werden muß, ber Steuer: Betrag 
in der Regel nur auf drei Jahre von den Ständen verwilligt wird, 
und ohne diefe Verwilligung eine Steuer gar nicht audgefchrieben 
und umgelegt werden kann. 

Eine Verfihmelzung ded Steuerfußed mit dem Steuer-Betrage, 
fo daß ed nur eine Summe für Beides gibt, ift unnatürlih, um 
praftifh und unausführbar; unnatürlich, weil der Maafftab, 
nach welchem eine Steuerlaft umgelegt werden foll, auf einer fihern, 
in ihren Grundfäsen unveränderlichen Grundlage beruhen muß, und 
die Summe einer Steuer-IImlage mit dem Maaßſtabe der Vertheilung 
berfelben lediglich in feinem innern Zufammenhange fleht, indem ſich 
Der Steuer: Fuß zur Steuerslimlage verhält, wie das Gewicht 
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zur Waare, die gewogen wird; — unpraktiſch, weil eine Berbin- 
dung diefer beiderlei Dinge auf der einen Seite dad Weſen de 
Steuerfußed gänzlich aufhebt, und auf der andern Seite der Steuer 
den Anfchein einer unveränderliden Grund=Laft verleiht, auch eine 
folhe Vermifhung von Steuer:Fuß und Steuer: Betrag zu endlofen 
Abänderungen, biedurd zu linrichtigfeiten und Unordnungen in den 
Güter: Büchern und in der Umlage, und fo aud im Einzuge der 
Steuern felbft, und möglicherweife zu einer durdgreifenden Revifion 
für jede Steuer-Periode führen müßte; — unaudführbar, 
weil daß Grund: Gatafter ſich jedes Jahr durch Erwerbungen und 
Veräuferungen des Staate, durch Natur: Ereigniffe ıc. wenigſtens 
ändern fann, die Staats⸗Steuer aber die dreijährige Etats-Pe— 
riode hindurch fi gleich bleibt, und nit mehr an Steuern umge 
legt werden darf, ald mit ben Ständen verabfchiedet und gefeglich 
außgefchrieben worden ift. 

Aber auch, abgefeben von diefen formellen Hinderniffen, fo fpres 
Ken tief eingreifende materielle Gründe gegen die Anfertigung eined 
folhen Gatafterd, unter denen der erfie: die, jeder wiſſenſchaftlichen 
und rechtlichen Interlage ermangelnde Willkühr ift, auf welder 
die Annahme von Ertrags = Fähigkeit und Steuer - Betrag beruht. 
Soll dad Einkommen Gegenftand der Befteurung feyn, was alle 
neuern Lehrer der National: Deconomie und der Finanz Wiſſenſchaft, 
ebenfo, wie der fhlihte Menſchenverſtand, als dad einzig richtige 
Prinzip anerkennen, fo muß der wirflidhe Ertrag der Güter 
nah Abzug ded Cultur-Aufwandes und der Grundlaften 
die Srundlage der Befteurung bilden, und nicht eine bloße Ertrag: 
Fähigkeit der Güter, nah voraus beſtimmten Claffen und 
Summen, in welde diefe eingezwängt werden; denn nur die Ber: 
fchiedenheit ded wirklichen Ertragd der Güter kann die Claſſen der: 
felben je nad) ihrem Ertrage und ihrer Ausdehnung beftimmen, nicht 
aber eine voraus beflimmte Claſſen-Ordnung nach millführliden 
Sätzen für die Ertrags-Fähigkeit, die Slaffification der Güter bedingen. 

Daffelbe ift der Fall mit den vorgefchlagenen Gatafter- Sägen. 
Die Summe des Gatafterd, in Geld ausgedrückt, kann geredter- 
weife nur dad Ergebniß einer nach gleihen Grundfäsen angeftellten 
Berehnung ded NRob- Ertraged, nad Abzug des Eultur : Aufwand 
und der Grundlaften je in ihrem wahren Werthe ſeyn, und jede 
bloße Annahme irgend einer gewiffen Summe als Catafter:Gag if 
Willführ, die fi vernünftigerweife mit nichts rechtfertigen läßt. 

Blos den Roh: Ertrag befleuern zu wollen, und feinen Abzus 
der Qultur: Koften zu geftatten, heißt nichtd andered, ald die Mühe 
und den Kleiß mit dem materiellen Aufwande an Geld und Natu— 
alien firafen zu wollen, da e8 eine evidente Wahrheit iſt, welche 
und die täglihe Erfahrung vor die Augen führt, dag ein höherer 
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Ertrag ded Gutes nur dur einen höhern Cultur-Aufwand bezwedt 
werden könne. 

Allerdings wäre e8 ſehr einfach, die Steuer auf die einzel 
nen Güter zu firiren, von irgend einer beliebigen Zahl: hiebei aub— 
gehend, und mit diefer in einer arithmetifhen, parallel mit der Er⸗ 
tragßfäbigfeit der Güter laufenden Progreflion auffleigend , weder 
auf Qultur Aufwand, noch auf Grund = Laften, und eben fo wenig 
auf wohlbegründete Rechts-Verhältniſſe der Güter Rüdfiht nehmend. 
Allein ein ſolches den türkifchen Verwaltungd-Grundfägen etwa ent« 
ſprechendes Befteurungd-Syflem müßte in einem civilifirten Staate 
feiner Regierung wenig Ehre bringen, in dem conftitutionellen Würt⸗ 
temberg aber eined der wefentlichften Rechte der Landftände geradezu 
eludiren, indem dann eine Nachmeifung ded Steuer-Bedarfs fo we« 
nig mehr nöthig wäre, ald die Vermilligung deffelben, und die feft- 
geftellte Steuer als eine jährliche Grund:Abgabe erhoben würde. 

Wollte man aber die Steuern nad der beftehenden verfaflungs- 
mäßigen Vorfchrift fordern, verwilligen und umlegen, fo könnte be⸗ 
greiflicherweife die Satafter: Summe nit auch zugleih die Steuer- 
Summe feyn, fondern diefe müßte im vermilligten Betrage nad 
jener umgelegt werden, mwodurd die gerühmte Einfachheit der Um⸗ 
lagen von felbft verloren gebt. 

Auf wilde Weife der Herr Verfaffer die beantragte Aufhebung 
der Neu⸗Steuerbarkeit mit der in feiner Schrift überall ausge: 
fprochenen Achtung vor erworbenen Rechten vereinigen könne? dar- 
über findet man in diefer keinen Auffchluß, fo wenig ald darüber 
eine Belehrung, wie ed möglich fey, auf der einen Seite „das Nas 
tionalvermögen und Einkommen an Zebenten, ewig unablöfige Hel- 
lerzinfe, Gülten und andere Grund» und Boden - Abgaben in fei- 
nem unveräußerlihen Beftand auch den Nahfommen zu 
erhalten,’ was der Herr Verfaffer S. 121 ald eine Pfliht und 
S. 153 ald eine Grundbedingung der Ausführbarkeit feiner Vor: 
fchläge von und fordert, wenn nah feinen Torfhlägen ©. 155, 
156 und 157 auf der andern Seite die Surrogirung der Klein« 
und Heu:Zehenten in eine jährlihe Geld-Abgabe, die Verwand— 
lung des Frucht-Zehentens in eine Frucht-Rente und die Ablöfung 
der Natural: Gülten und Küchen» Gefälle und Boden: Abgaben aller 
Art je unter 1fl. 30Fr., fo wie der zellglihen Frucht: Abgaben, im 
16fachen Betrage berfelben vorgenommen werben foll. 

Eben fo vergeben? fuht man eine nähere Begründung des blos 
bingeworfenen Antrags zu Beſchränkung der Güter-Zerftüdelung auf 
4 begiehungdweife 3 Morgen; eine Frage, bie eben fo tief in die 
perfönliden Rechte und in die innerften Familien-Verhältniſſe des 
Bürgerd eingreift, als fie in einem Sande, wie Württemberg , wo 
bei der dichten Bevölkerung ſchon Längft eine größere Boden » Zer- 
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theilüng eingetreten ift, in nationalökonomiſcher Hinfiht die umfaf- 
fendfte Beleuchtung und Würdigung verdient. 

- Warum blos die Dinkel-Ertragd-Fähigfeit de3 Guted den Maaß— 
flab für die Ertragd: Fähigkeit deifelben überhaupt abgeben und der 
Ertrag im Sommer: und Brachfelde gänzlich unbeacdhtet bleiben fol, 
diefed iſt ſchwer zu begreifen, und würde, fo ausgeführt, denjenigen 
Güter: Befisern, weldhe den Brad: Einbau in der größten Ausdeh— 
nung und mit dem größten Vortheile betreiben,. eine nicht zu recht- 
fertigende Begünftigung vor denjenigen einräumen, welde entweder 
die Brache gar nicht oder nur in fehr befchränfter Weife einbauen. 

Zum Schluſſe führt der Herr Verfaffer die Vortheile der neuen 
Einrihtung auf, weldhe nad feiner Anfiht in dem Entbehrlihwerden 

4) der Haiſchbücher über die Real: Abgaben mit ihren jährlihen 
Abänderungen, 2) der Trägerei-Zettel und deren Renovation, 3) der 
jährlihen Felder⸗Beſchreibungen, Zebent:Verleihbungen und Zehent— 
Hecorde, 4) der Zebent: Rechnungen und Zehent-Umlagen mit den 
Güter» Befig: Befchreibungen und den jährlichen Beflsflands = Ver: 
änderungen, und 5) der Steuer-IImlagen befteben. 

Gm zehnten Abfhnitt: „Schluß-Betrachtung“ wirft derHerr 
Verfaſſer einen Blick auf die gegenwärtige Staatd-Finrichtung, de: 
ren Bau flatt von unten auf, von oben herab angelegt, und bei 
welcher anftatt der erfehnten Gefchäftd» Vereinfahung und Koftens- 
Verminderung eine Gefrhäftd-Ermeiterung und Koftend-Vermehrung 
eingetreten fey. Als befonderd nachtheilig und ald einen Mißgriff 
‘erflärt er die Trennung und Theilung der Gefhäfte in den unter: 
ften Stufen, und glaubt, daß wenn die Verwaltungd-Gefhäfte mit 
den Notariatd:Gefhäften wenigftend nicht in kleinern Bezirken mit 
einander verbunden werden, der große Nachtheil eintreten mülle, . 
dag fünftig die Amts-Verſammlungen aud lauter Schreibern befteben. 

Eine genafle Controlle zwifhen dem Orts-Vorſteher und dem 
Notar aber hält der Herr Verfaſſer befonderd bei Theilungs Fällen 
für nötbig. 

In den Verhandlungen der Stände-Verfammlungen findet ber 
Herr Verfaſſer „bei einer Menge ſchätzbarer Kenntniffe, praktiſcher 
Erfahrungen, beller Blicke in das öffentliche Leben und redliden 
VBeftrebungen für dad allgemeine Wohl, zugleid) aud eine Gering: 
fhäsung und Nichtachtung ded pofitiv und gefhidhtlich begründeten 
National-Zuſtandes und der National Eigenthümlichkeiten überhaupt, 
einen ungemeffenen Hang zur Nahahmung ded Fremden und Aus: 
heimiſchen, und eine in’3 Unendliche gehende Theorieen- Jagd, na: 
mentlich aber ein Streben nad einer unerklärlichen — 
und unedeln Freiheit und Gleichheit.“ 

„Nach dem aufrichtigen Wunſche gewiß aller Patrioten Folie man 
über den Thüren aller Stände: Verfammlungen den Spruch Sale: 
moni3 Cap. XIV. V. 23. angefchrieben finden. 
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Das Haupt-Uebel der heutigen Zeit, — fagt der Herr Verfaf- 
fer, — das Zuvielregieren, thut fih allenthalben fund durd die um- 
endlich vervielfältigten Gefege und Werordnungen, deren Vielzahl 
Legion heißt, und deren beftändiger Wechfel die Anwendung erfchwe- 
ren und Kälte und Nichtachtung erzeugen.‘ 

Er berechnet, daß in den Zeiträumen von 1806 — 1814 2342 
und von 1815 — 1857 4845 Gefese und Verordnungen erfchienen _ 
feyen. 

(Fortfesung folgt.) 





2) Die Vertheilung der Grund-Steuer nad) dem provi- 
forifchen Grund-Steuer-Catafter und nad) der Ertrags- 
Fähigkeit der Güter, nebſt dem Vorſchlag, wie die Be- 
hentfurrogate nach der Ertrags-Fühigkeit der Güter ein- 
fach feftgefellt werden können. Bon S. F. Wagner, 
Gerihts-Motar zu Schorndorf. Stuttgart 1839. 60 S. 

(Bon Herrn Dberamtmann 9, Stumpp in Eflingen.) 

Nachdem die vorfichenden Blätter bereitd zum Drude vorberei» 
tet waren, fo erfhien dad genannte Schrifthen von demfelben Herrn 
Berfaifer, daher wir ed für angemeifen halten, eine Inhalts-Anzeige 
dem. Vorftehenden fogleich folgen zu laſſen. 
| Der Zwed diefer Heinen Schrift ift inad dem Vorworte ded 

Herrn Verfafferd: durch eine Vergleichung. der dermaligen. Grund: 
Steuer⸗Umlage nach dem Ergebniſſe des proviforifhen Steuer⸗-Cata⸗ 
ſters mit dem Grund-Steuer-Betreffe nach ſeinem Vorſchlage in 
dem „Entwurfe zu einer gleichen Vertheilung und einfachen Erhe— 
bung der Grund Steuern ꝛc.“ dad Verfahren hierbei und die Wir- 
tung des Lesteren anfhaulich zu maden. 

Die Einleitung von S. 5—13 ift in gedrängtem Auszuge eine 
theilweife Wiederholung deſſen, wa8 in dem vierten bid zum neun: 
ten Abfchnitte jened Entwurfs abgehandelt worden ift, worauf von 
Seite 14—31 bie vergleihende Darftellung der Staats-Steuer⸗Um⸗ 
lage der Stadt Schorndorf a) nah dem alten Steuer: Gatafter 
von 1744, b) nad) der Umlage ron 1838 (ohne nähere Angabe de3 
Steuerfußed oder Umlage-Maaßſtabes), e) nah dem Ergebniß deb 
proviſoriſthen Steuer = Gatafterd, und d) nah dem Vorſchlage de3 
Herrn. Verfaſſers, fofort von den fünf Bezirfd-Drten des 
Dberamt3 Schorndorf — Oberurbach, Hauberöbronn, Grunbach, 
Beutelsbach, Schnaitb — von den Dberamt3:Städten Waiblin- 
gen, Marbach, Cannſtadt, Befigheim, Debringen, Künzeldau, Bad 
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nang, Nürtingen, Reutlingen, Balingen, Urah und ber Stadt 
Markgröningen,, eine ähnliche Vergleihung, jedoch nur nach dem 
Ergebniffe ded proviforifhen Steuer = Catafterd und dem Vorfchlage 
ded Herrn Verfafferd folgt, weldhe Notizen es nad ©. 32—53 ans 
ſchaulich maden follen, „daß die fünftlich außgegrübelte Roh-Ertrags⸗ 
„und Cultur-Koſten-Berechnung nicht den erwünfhten Maafftab für 
„eine gleihe Steuer » Bertheilung bervorbringen fönne, daher vor: 
„‚außfichtlich die Unteraußtheilung der Steuern nad dieſem Maaf- 
„ſtabe nicht gerichtet werden fünne, mwodurd die Frage noch lebens 
„diger werde: „„ob die Vertheilung der Grundfteuer nit einfacher 
„„und zwedmäßiger durd die in Antrag geftellte Claifen : Einthei- 
„„lung auf den Grund. der natürlihen Ertragd - Fähigkeit gerichtet 
„„werden könnte.““ 

Zugleich wird die Frage aufgeworfen, aber nicht erörtert: „ob 
bei einer ſolchen Claffen-Fintheilung des Feldes nicht auch eine all- 
gemeine Hagel-Verfiherungd-Anftalt begründet werden könnte? und 
fodann ©.34 auf diegehbent-Abgaben übergegangen, „deren Erbe: 
bung und Verwaltung mit moralifhen, ökonomiſchen und bürgers 
lihen Nachtheilen und Verderbniſſen verbunden feye, welche nidt 
länger geduldet werden ſollten.“ 

Von S. 34—36 werden Notizen gegeben über die in den Ge: 
meinden zu Schorndorf, Oberurbach, Hauberdbronn, Markgröningen, 
Badnang, Nürtingen und Reutlingen, Grunbach, Beutelsbach, 
Schnaith und Tübingen feftgeftellten Surrogat-Gelder theild für 
den Frudt= und Heu= und theild für den Wein-Zehenten, worauf 
von ©. 37—42 diefe Ergebniffe der Zehent-Pacht-Verträge ald ge» 
nügende Zeugniffe (?) erlärt werden, dafür, „daß bei den Ze— 
bentabgaben eine Gleichheit bei Weitem nicht hergeftellt fey, und 
bag nicht nur in Beziehung auf die Zehent- Gattungen an Frucht, 
Heu und Wein ein großed Mißverbältnig, fondern aud in Bezie- 
bung der Gemeinden gegen Nachbar » Gemeinden eine unbillige Un— 
gleichheit vorberrfhend geworden ſey,“ — fodann auf den ‚‚auffallen= 
den“ Mißftand aufmerffam gemacht wird, „daß bei der Erhebung ber 
Zebent= Surrogate nur wenige Claffen und nicht felten gar feine 
Elaffen = Unterfhiede gemadht worden feyen, während dem man die 
Steuer : Abgabe nah einer Abftufung von mehreren Elaffen auszu- 
theilen bemüht fey, was zurlleberzeugung führen mödte (9), 
daß bei der allgemeinen Landeß » Abtheilung XII. Glaffen bei den 
Nedern-und Wicfen und. VIII. Glaffen bei den andern Gütern zu« 
reichend ſeyen,“ — und endlih „zur Entfernung der mit dem 
Geift der Zeit unverträglichen Natural: Verzehntung und zur Erbe 
bung der Zebent: Gefälle nah einem möglihft gleichen Maaßftab’' 
die Umwandlung der Zehent: Pflichtigkeit in ein Frucht- und Geld» 
Surrogat in der Weile in Antrag geftellt wird, daß 
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A. für den Frucht-Zehenten 
ein jährlihed Gurrogat 
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pr. Morgen feſtgeſtellt er eingezogen werden foll. 

Bei den Aedern bat der Herr Verfalfer die im neunten Abſchnitt 
ded Entwurfs ©. 164 angenommene Ertragd : Fabigfeit an Dinkel 
in umgefebhrter Claffen: Ordnung angenommen, die Hälfte der Simri- 
Zahl ald Haber oder Gerfte im Sommerfelde zugelegt, für den Brad. 
Einbau aber nichts angenommen, fofort dad Ergebnig auf drei 
Sabre vertheilt, und hievon 5 ald Zehent« Gurrogat berechnet. 
©. 42 — 50. 

Durd eine f olche (?) Umwandlung der Zehent: pflicht hält der 
Herr Verfaſſer alle (?) Nachtheile der bisherigen Zehent-Erhebungs— 
Weiſe für den Berechtigten, wie für den Pflichtigen entfernt, eine 
allgemeine Geſchäfts-Vereinfachung bewirkt, den moraliſchen und bür— 
gerlichen Zuſtand von — Gehäſſigkeiten geläutert, und die Zehent⸗ 
Pflichtigen ſelbſt in eine beſſere Lage verſetzt, als fie ed bibher wa⸗ 
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ren, und nachdem er auf die Grund= Steuer, die Zehenten und die 
auf Grund und Boden radicirten Heller: Zinfe, Gülten, Beeden, 
Theil-Gebühren und andere Grund:Abgaben, „als den großen Na: 
tionalfhas ded Staates, deifen Erhaltung in feinem unzerftörbaren 
Beftand für die Nachkommen heilige Pfliht der Lebenden fey, auf 
den frivolen Freiheits- und Gleihheitd: Schwindel der franzöftfchen 
Revolution vom 4. Auguft 1789 und die aus demfelben theilweife 
auch nah Deutfchland übergegangenen Freiheit: und Gleichheit» 
Meinungen und die Freiheits- und Gleichheitd:Apoftel, welche die 
Aufhebung und Ablöfung aller Grund: Abgaben ald dad große Slüd 
und Heil der Freiheit und Gleichheit verfündigen, und mit der Los 
fung: freier Mann, freied Gut, für diefen Zweck Nadläfe und 
Beiträge vom Staat in ungemeifenen Summen fordern, auf. die 
großen und wichtigen Bedenklichkeiten, weldye eine Ablöfung der auf 
Grund und Boden radieirten Zehenten und Grund» Abgaben felbft 
im wahren Werth und Betrag babe, jedoch auf dad Wünfchendwerthe 
der Ablöfung „der zerfplitterten,, unter einem Thaler betragender 
Nebenbeftandtheile ded National: Einfommend’’ hingemwiefen bat, fo 
gehen feine Vorfchläge ‚‚zu Bewirkung einer geregelten Ordnung und 
einfahen Erhebung aller Grund-Abgaben nach ihrem rechtlichen Fun» 
dament und ihren natürlichen Eigenſchaften“ dahin: | 
a) „Grund und Boden darf durh Steuern und Abgaben nicht 
mehr und höher belaftet werden, als berfelbe bei der alten Steuer: 
Regulirung vor 100 Fahren belaftet war [Entwurf &. 152. 1)]; 
b) ‚‚die auf Grund und Boden radicirten Zebenten und andere 
Grund = Abgaben werden in ihrem redhtlihen Fundament, in ihren 
nie verfiegenden Quellen und in ihrem unzerftörbaren Beſtand dem 
Staate erhalten [Entwurf ©. 155. 3)]5’’ 
ec) ‚‚einer Ablöfung von Hauptbeftandtheilen diefed National-Ber- 
mögen wird nicht flatt gegeben, fondern diefe ift einzig bei zerfplit» 
terten Nebenbeftandtheilen unter der Beſtimmung zuläßig, daß der 
Kauffchilling zum Grundftod gebraht werde [Entwurf®&.153. 4)];’ 
d) ‚‚die Felder werden nad dem Verhältniß ihrer natürlichen Er— 
tragsfähigkeit in Claſſen eingetheilt, und auf eine jede Claſſe wird 
feftgeftellt A. die Quote, melde zu Aufbringung der beflimmten 
Gtaatöfteuer, und B. diejenige, welche für den Betrag des Zehenten⸗ 
Ertrags auf die zehentbaren Felder erforderlich feyn wird.‘ 

„Dieſe Quoten der Steuer und Zebent-Abgabe — fährt der 
Herr Berfaffer fort — auf einen Morgen Feld werden nah der 
Summe bed beftebenden. Rein-Ertragd gerichtet, und die 
bedeutenden Erfparniffe, welche durch diefe Vereinfahung bemwirft 
werden, fommen den Güter - Befisern durch die Ermäßigung dieſer 
Abgabe-Quoten zu gut, fo daß die Güter-Befiser fih nidt nur eis 
ner. gleihen, fondern auch einer ermäßigten Abgabe vom Grund 
Eigenthum zu erfreuen haben.’ 
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S. 51-55 fpriht der Herr Werfaffer Zweifel auß, ob die Her» 
‚abfesung der Staatd » Steuer auf ihren dermaligen Betrag von 
2,200000fl. zweckmäßig und nahhaltig fey, und glaubt, daf, wenn 
ein Nachlaß hieran ftatt finden könne, eher die Salz:Abgabe vermin- 
dert, und den Gemeinden in ihren Gemeinde⸗Schäden, welde allein 
die Güter: Befiser drüden, und über welche die Klagen laut feyen, 
durch Lleberlaffung von Steuern, namentlidh der Capital-&teuer, 
oder noch beifer, der Gebäude-Steuer und ebenfo der Aeciſe— 
Abgaben von Contracten Erleichterung verfhaft werden follte. 
©. 55—60. 

Zum Scluffe wirft der Herr Berfaffer einen Blid auf die Ver⸗ 
gangenbeit und die großen Opfer, welche dad Vaterland zu Tilgung 
der Landed:Schulden in Folge ded Erbvergleichd von 1770 und deB 
-franzöfifhen Revolutiond: Kriegd, durch dad DOrganifationd = Wefen, 
daB neue Pfand : Gefes, dad neue Steuer- Latafter und die vielen 
Sandtage gebracht hat, und glaubt, daß die Früchte de Friedens 
zwar audgefäet, fie aber zur Erndte noch nicht reif und dad Voll 
noch nicht im Genuffe derfelben fey , wirft zugleich einen tadelnden 
Seitenblid auf die Stände VBerfammlung, welche ‚nah den auß 
der Freiheits- und Gleichheitd = Fdee bervorgegangenen vielbeliebten 
Auf und Ablöfungd: Wünfhen. am 27. Februar 1836 merkwürdig 
befchloffen babe, manche der auf Grund und Boden radicirten Grund 
Abgaben. und Dienftleiftungen in einem berabgefesten Preife ablöfen 
zu laffen, und diefe Ablöfung auch gegen andere berechtigte Eigen⸗ 
thümer mit Beiträgen von dem vorhandenen lieberfhuß zu unter- 
flüsen, ja fo weit gegangen fey, folhe vielhundertjährige Beed-Ab⸗ 
gaben, deren Urſprung und dingliched Recht nicht nachgewieſen wer- 
den könne, als feudalartige Perfonal-Laften zu betradhten und deren 
Ablöfung mit einem 16fachen Beitrage zu unterflüsen, fo daß fie 
die Bemerkung der Finanz= Behörde, daß diefe Beiträge eine fehr 
bedeutende Summe erfordern, und die Bemerkung eined Kammer 
Mitglieds, dag man fo mit Gotted Hülfe mit dem Ueberfhuß werde 
fertig werden, nicht zurüdgebalten habe, ungemeffen zu vermwilligen,’’ 
und fpriht fodann. „im Sinn und Geift ded biedern württembergi= 
fchen Volks“ folgende gerechte Erwartungen, Bitten und Wünſche auß: 

‚1) den Staatd- Aufwand auf den gewöhnliden ordentlihen Be— 
trag und aüf feine urfprünglihe Mäfigkeit zurückzuführen; 

2) die außerordentlihen Bedürfniffe, welhe das Cataſter-Weſen, 
dad DOrganifationd-Wefen und die außerordentlihen Landtage erfor 
dern, von dem vorhandenen leberfhuß zu nehmen und alle außer: 
ordentlihen Ausgaben entfernt zu halten; | 

3) die Unbilden, weldhe bei den Steuer: und Zebent: Abgaben 
vorherrfhend obwalten, zu entfernen, und diefe Abgaben einfach 
nach der natürlihen Ertragd » Fähigkeit ded Bodens zu vertheilen; 
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auch alle Grund: Abgaben in zwedmäßig eingerichteten Güterbüchern 
in der Art nachzuführen,, daß diefelben einfach und ohne befondere 
Beläftigung erhoben werden fönnen; 

4) den National: Schas in feinem unzerflörbaren Beftand zu er- 
balten, und keine wefentlihen Beftandtheile deffelben, wie Zehenten 
2c., zur Ablöfung zu beflimmen ; 

5) die Einkünfte von dem National: Vermögen nad einer geregel- 
ten Ordnung und gleichen Vertheilung zu erheben, und dadurch die— 
jenigen indirecten Abgaben entfernt zu halten, welche ein politifches, 
moralifched und bürgerliche Verderben in fi tragen; 

6) bei dem guten Stand der Staat3: Einkünfte den Gemeinden 
für das ihnen anvertraute Befte die Gebäude-Steuer und die Accib: 
Abgabe von den Contraften anheim zu geben; und 

7) die fhon fo lange verheißene Notariatd-Ordnung zu Stand zu 
bringen, und die manden beftrittenen Rechtöfragen Mar zu ftellen, 
um die Wurzel der Prozeffe audzurotten, welche bei dem Theilungd:- 
Weſen verderblih wuchert.“ 

Es würde zu weit führen und gegen den Zweck dieſer Blätter 
anſtoßen, alle die in dieſem Schriftchen ohne irgend eine nähere 
Begründung aufgeftellten Anfichten und Behauptungen näher zu un- 
terfuhen und zu würbigen, daber wir und nur auf folgende wenige 
Bemerkungen hierüber befchränfen mülfen. 

- In der vergleichenden Darftellung ded Staats-Steuer-Betreffeb 
nah dem proviforifchen Steuer-Cataſter und der von dem Herrn 
Verfaffer angenommenen Ertragd-Fähigfeit nad Glaffen, findet man 
endlih den Schlüffel zu der Befleurungd - Theorie ded Herrn Ver: 
fafferd, die in nichtd Anderem beftebt, ald daß derfelbe 

den Nein: Ertrag nach dem dermaligen proviforifchen 

Stener-Eatafter feinem ganzen Beſteurungs⸗Projecte zu 

Grund gelegt, nach dem Ergebnifie deflelben in. jeder 

einzelnen Gulturs Urt nach den einzelnen Glafien feine 

Steuer: Anträge gebildet, und zur möglidften Annähe— 

rung an die Steuerfäsße des proviforifhen Steuer-Ca— 

tafterd feine Claffen- Tafel erweitert und fehr geringe 

Abftufungen angenommen bat, 
fo daß, wie ©. 21 zu erfeben ifl, z. B. in der zuerft aufgeführten 
Gemeinde 

Ober-Urbach, wo der Steuer: nah feiner Glaffen= Tafel die 

Betreff nad) dem proviforifchen Steuer betragen würde: 

Steuer- Gatafter beträgt: 
in I. Claſſe 17fr. pr. Morgen in I. Claife 12fr. pr. Morgen 


: II. =: 22fr. = ⸗ : II. = 2ofr. = ⸗ 
III ⸗28gkr. = ⸗ IV . 2. = s 
: IV 34kr. = : VL » 32fr = 5 


527 


in V. Claſſe 44kr. pr. Morgen in VII. Claſſe 36kr. pr. Morgen 
;s VI. = 50f. =: s s IK. =: Hr = ⸗ 

ein Ergebniß, das ſich bei allen weiter angeführten Gemeinden in 
ähnlichem Verhältniſſe wiederholt. 

Auch ſagt der Herrißerfaffer S. 50 bezüglich der Anwendung 
der Fundament al-Sätze d) A. und B. ausdrücklich, daß „die Quote 
der Steuer- und Zehent-Abgabe auf einen Morgen Feld, nach der 
Summe des beſtehenden Rein-Ertrags gerichtet werden 
müſſe.“ 

Er hat ſomit unumwunden anerkannt und auf's Deutlichſte 
thätſächlich bewieſen, daß das dermalige proviſoriſche Steuer— 
Cataſter mit feiner „künſtlich ausgegrübelten Roh-Ertrags- und 
Cultur-Koſtens-Berechnung“ als Maaßſtab für die Vertheilung der 
Grund-Steuer ſelbſt nah feiner, des Herrn Verfaſſers, eigenen Theo= 
rie völlig brauchbar, und mithin der auf die Herftellung diefed Rein 
Ertrag? » Satafterd verwendete menfhlihe Scharfiinn und gemadte 
Geld: Aufwand (SG. 179 ded Entwurfd) ganz nicht unfruchtbar ge— 
blieben fey, vielmehr auch dem Herrn Verfaſſer e8 ſehr leicht ge- 
macht babe, auf die Grundlage diefed Satafterd bin eine’Claffentafel 
aufzuftellen mit Sägen , melde den Ergebniffen jened Gatafterd im 
Einzelnen fogar annähernd entſprechen. 

So weit aber dad proviforifhe Steuer-Catafter an fih brauch 
bar ift, und feine Fehler und Mängel deffelben, in Zahlen audge- 
drüdt, nacgewiefen werden fünnen, fo ift es vernünftiger, feine 
Ergebniffe ald Maafftab zur Steuer: Vertheilung anzuwenden, als 
ein nach willführliher Zahlen- Annahme biefem blos nachgemach— 
tes annäherndes Zahlen: Berhätnif, weil jenes Ergebniß der Wahr⸗ 
beit näher liegt als dieſes. 

Dur feine Erklärungen und Vorſchläge zu Firirung Ser Steuer 
al8 einer Grund = Abgabe , deren Verwendung und theilweife Leber: 
laffung an Gemeinden , hat der Herr Berfaffer den flaatdredhtlichen 
Begriff von Steuern ganz verlaffen, indem nad diefem die Gteuerm 
feine Gefälle, fondern gezwungene Beiträge der Staats— 
Bürger find, für den Fall, daß die ordentliden Gefälle 
ded Staats für die Erfüllung feiner Zwede nicht zurei- 
hen, woraud vernünftiger- und rechtlicherweife folgt, daß 

a) die Steuern lediglich nad dem Bedürfniffe fih richten, ſo— 
mit für gewiffe Verwaltungd=- Perioden feftgeftellt werden 
follen, folglih veränderlich find, eben deswegen aber 

b) feine Steuern gefordert werden follen, wenn feine erforder: 
lic find, und 

ce) entbebrlihe Steuern den Steuer: Pflichtigen erlaffen, 
nicht aber den Gemeinden als Gefälle zugewiefen werben follen. 

Wenn ferger der Herr Verfaffer S . 51 fagt: 
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„Nicht die Grund: Steuer laſtet drüdend auf dem Güter- 
Beſitzer, und man hört feine Klage, fondern im Gegentheil 
eine Zufriedenheit darüber; der Stadt: und Gemeindes 
Schaden ift ed, welder die Güter: Befiser eigent- 
lich drüdt, und über weldhen die Klagen laut find;’ 

fo fünnte der weniger Unterridtete auf die Wermuthung geleitet 
werden, ald überfleige der Gemeinde-Schaden, der in den einzelnen 
Gemeinden umgelegt wird, den Betrag der Staatd- Öryndfteuer. 
und lafte fo drüdend auf dem Güter: Beflser. 

Liest man aber die Bekanntmachung ded Königl. Miniſteriums 
ded Innern der Haupt Refultate der öfonomifhen Verwaltung der 
Amtd-Körperfchaften und Gemeinden in den Gahren 1835 vom 16. 
Februar 1839, Regierungd-Blatt S. 358 Beilage Lit. B., fo findet 
man, daf von 183% ber — Semeinde- Schaden beträgt: 
im NedarsKreife . . . . 200. 200545fL 
-Schwarzwald⸗Kreiſe. 0. . 181852fE. 
⸗Jaxt⸗Kreiſie.4 092240fl. 

Dnan⸗Feciſſſeee now ae DW EU- 
Zufammen —;- 826596fl. 
folglih, da die Staat$- — in dieſem Jahre — hat 
2,400000fl., 
die Summe des —— im Ganzen 
—: 1,575404fl. 
weniger als die ————— und da die Grundſteuer allein 
— 1 ‚700000fl. 
in Anfpruch genommen al: ieh 
« 873404fl. 
weniger als diefe J——— beträgt, nud ſomit nicht 
einmal die Hälfte der Grundfteuer erreicht hat; und man 
erflaunt über jene im Allgemeinen bingeworfene Behauptung des 
Herrn Verfaiferd, der jede, auch nur die oberflächlichſte Nadmweifung 
und Begründung gänzlich fehlt. 

Die Fälle, in welchen einzelne Gemeinden einen Gemeinde: 
Schaden zu deden haben, der größer ift, ald der Staat - Gteuer- 
Betrag, find fehr felten, und haben immer in der Eigenthümlidpkeit 
der DOrtd-Verhältniffe ihren Grund, melde zu ändern weder in der 
Macht der Regierung noch der Stände liegt. 

Daß e8 übrigens viele Gemeinden gibt, diegar feinen Ge 
meindefhaden umzulegen haben, und die überdied noch den Amt3- 
Schaden und die Amtö-VBergleihungd:Koften, felbft die Staatdfleuer 
ganz oder theilweife von ihrem Einfommen beftreiten fünnen: die— 
ſes ift ebenfalld befannt, und daß bei Weiten die meiften Gemein- 
den zufammengenommen weniger an Gemeinde : Schaden, ald an 
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Staatd-Steuer umzulegen haben: diefed muß aus obigen Thatfachen 
nothbwendig folgen. 

Wenn daher, auch abgefehen von der nach dem Stande der Ge: 
feggebung rechtlichen Unzuläffigkeit, die Gebäude-Steuern mit 400000fl. 
den Gemeinden zugewiefen werden wollten, fo könnten nad der Vor⸗ 
ausfesung ded Herrn Verfaflerd confequenterweife diefe nur von fol: 
chen Gemeinden eingezogen werden, welche Gemeinde-Schaden ums 
zulegen haben, und zwar nur in fo weit, als Letzterer zu feiner 
Delung ed notwendig machen würde. 

In diefem Falle würden aber diejenigen Feineren Stadt= und 
Dorf-Gemeinden, welhe mehr Gemeinde-Schaden umlegen müſſen, 
ald Staat3:Steuer, in diefer Gebäude-Steuer nur eine geringe, Un: 
terflügung finden, da in folhen Gemeinden die Gebäude wegen des 
entweder gänzlich mangelnden oder doc) ſehr beſchränkten Mietbhzins- 
Ertragd auch nur ein geringe Steuer= Capital gewähren, während 
die größeren Stadt:Gemeinden, in melden die Gebäude wegen ded 
zum Theil bedeutenden Miethzind-Ertraged aud ein großed Steuer- 
Gapital nachweifen, in weldem Falle fie eine- fehr bedeutende Be⸗ 
günftigung. durch die ihnen zugemwiefene Gebäude-Steuer zu genießen 
hätten, welche fomit im Allgemeinen gerade denjenigen Gemeinden 
anheimfielen, die einer folden Begünftigung am Wenigften bedürf- 
tig find; und diejenigen glüdlihen Gemeinden, welche feinen Ge- 
meindefchaden umzulegen haben, alfo einer Gebäude-Steuer:lImlage 
gar nicht bedürftig find, würden den Gebäude-Steuer-Betrag ganz 
gewinnen. Wo hierin die Billigfeit liegen fol? diefes ift fhwer 
zu begreifen. 

Ungereht aber erfcheint der gegen die Stände: Berfamm: 
Jung megen ihrer Zuftimmung zu dem Ablöfungd:Gefege von 1836 
audgefprochene Tadel, in formeller Hinficht, weil, wenn diefe Maaf: 
regel einen Tadel verdient, diefer alle drei Faktoren der Gefeggebung, 
folglih aud) die Staats Regierung, welche die Gefege eingebracht 
und den Belhlüfen der beiden Kammern ihre Zuftimmung ertheilt 
bat, und nicht dieſe Lestere allein treffen muß, in materieller Hin 
fiht, weil diefe Maaßregel ald eine unabweisliche Forderung der 
Zeit im Intereſſe eined verfländigen und naturgemäßen Fortfchritteß 
ſich dargeftellt bat, deren Annahme von Seite der Stände diefen 
um fo mehr zur Ehre gereicht, und den Danf des Wolfe verdient, 
je gewilfer dem Lesteren durch die Gefese eine bleibende, wirkliche 
Erleihternng für alle Zukunft gefichert, und je größer dad Opfer 
ift, dad fowohl von Seite des Staated, ald von Seite der Berech— 
tigten zu Erfüllung diefed wahrhaft volksthümlichen und volkswirth— 
ſchaftlichen Zweded dem ;finanziellen Intereffe gebracht worden ift. 


Monatſchr. f. d. Iukipfl. IV. Bd 3. Abth. 34 


Alphabetifdies Sach · Begifler. _ 
(Die römifhen Ziffern zeigen die Nummern der Abtheilung, N 
arabifchen die Seiten = Zahlen ded Bande an.) 


4 
| A. 

Aectio negatoria, ſiehe Negatorien-Rlage. 

Adel, ftandesherrlicher und ritterfhaftlicher, praftifche Erörterungen 
über Familien: Statuten beifelben III. 361; über landedherr- 
liche und gerichtliche Beftätigung diefer Statute IH. 361; über 
Kecurfe gegen verweigerte gerichtliche Beftätigung derfelben IH. 
391; NRechtöfall über verweigerte Beftätigung eines vitterfipofts 
lichen Familien-Statut3 III. 394. 


Appellation, deren Umfang binfichtlich der Neben = Korderungen 
II. 283. 


Atteftate der Orts-Vorſteher, ſ. Zeugniſſe. 
Ausland, Polizei-Vergehen von Württembergern im Außlande 
verübt — ob fie in Württemberg zu beftrafen? III. 476. 


3. 


Bürge, deſſen Verpflichtung zur Bezahlung von Zinfen bei nicht 
ausdrücklich erflärter Verbindlichkeit hiefür I. 48 


C. 

Caution, über die Stellung des Cautions-Beſtellers im Fall eines 
Reſts des Verwalters I. 460, 

Competenz der württembergifchen Behörden zu Beftrafung im Auß- 
lande verübter Polizei- Vergehen III. 476; der Forflämter zur 
Erkennung von Ungehorfamd - Strafen II. 481; der Gerichte 
bei Streitigkeiten über Familien-Stipendien IIL 193. 

Concurs, über dad Vorzugd:Recht der IV. Claſſe III. 4915 über 
dad Vorzugd: Recht der Leichkoften im Concurd III. 4595 über 
die Decretur der Straf= Arreftfoften der Gantleute anf deren 


Maife II- 352. 


D. 
Diener der Obrigkeit, Widerſetzlichkeit gegen ſolche, ſ. Widerſetzlichkeĩt. 


E. 
Ehe⸗-Sachen, Präjudizien und Normalien in ſolchen: 
Ertheilung von Dispenſationen, wo die Betheiligten die Spor- 
tel zu entrichten außer Stande find I. 71 Nro 67. 
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Dispenfationd-Ertheilung zur Wieder: Verheirathbung eined we: 

* Lebens⸗-Nachſtellungen geſchiedenen ſchuldigen Ehegatten 
. 74 Nro 68. 

Ne im Falle eined Verzicht a die Klage in Ehe: 
Streitigkeiten I. 72 Nro 69. 

Abgängige Verrechnung uneinbringlicher Sport: « Ausfände L 
72 Nro 70. 

Sportel in Dißpenfationd- Fällen, wo von der Diöpenfation fein 
Gebrauch gemacht worden-I. 72 Nro 71. 

Koften der Vollziehung der Zwangs- Grade in Ehe⸗ Sachen bei 
unvermögenden Parthieen I. 73 Nro 72. 

Ob Schwangerfchaft der in folhem Zuftande in die Ehe getre- 
tenen Ehefrau von einem Dritten ald Nichtigfeitd:Grund ber 
Ehe geltend gemacht werden könne? I. 73 Nro 73. 

Nicht = Erifteng eines privilegirten Fori in Ehe» Dispenfationd: 
Fällen I. 73 Nro 75. 

Reiſe⸗Koſten ded Oberamt3-Richterd oder Decans in Ehe-Gaden 
I. 74 Niro 76. 

Beerbung der im Auslande obne Iandeöherrlige Erlaubniß getrau: 
ten und dort auch geftorbenen Württemberger I. 74 Nro 77. 

Schwägerfihaft, illegitime, in dem erften Grade der Seitenlinie, 
ob diöpenfabel? I. 80 Nro 78. 

Ergänzung de3 elterlihen Confenfed zu Verehelichung der Kin- 
der J. 81 Nro 79. 

Behandlung der Geſuche um Dispenſation von der Mittwochs⸗ 
Copulation I. 82 Nro 80. | 

Sportel:Anfag für die Erlaubnif: Ertheilung zur Wiederverhei⸗ 
xrathung eined wegen Ehebruchd gefchiedenen Ehegatten an dem 
Mohnorte feiner gefhiedenen Ehefrau I. 82 Nro 81. 

Difpenfation von der Proclamation der Minderjährigen I. 83 
Nro 82. 

Dedgl. von dem Ehe: Verbote der Trauerzeit bei Wittwen vor 
Abfluß der 18ten Wode I. 85 Nro 83. 

Sportel= Anfas für die Didpenfation zum kirchlichen Aufgebote 
während der Trauerzeit I. 84 Nro 84. 

Sportel-Anfag für die Trauungen Königl.Intertbanen im Aus: 
lande oder nicht am Wohnorte oder Geburtdorte der Braut 
I. 84 Nro 85. 

Didpenfation und Gportel für eine im Auslande geſchloſſene 
Ehe I. 84 Nro 86. 

Bezeihnung der Religiond-Verhältniffe der Partheien in den an 
den ehegerichtl. Senat einzufendenden Akten I. 85 Nro 87. 

Unftatthaftigfeit der Trauung am Tage des legten kirchlichen 
Aufgebot I. 85 Nro 88. 
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Betreffend die Frage: ob die Dißpenfation von der Mittwochd: 

Copulation auch die Diöpenfation von dem Verbote einer 
feierlichen Hochzeit in fih ſchließe? I. 86 Niro 89. 

Bornabme der Verhandlungen in Ehe-Sachen bei den gemein- 
fchaftlihen Oberamt3-Gerihten — Nothfälle ausgenommen — 
durch die Oberamts-Richter felbft I. 86 Nro 90. 

Ueber die Frage: ob ein Klagrecht auf Ehe: Scheidung bei ge: 
miſchten Ehen dem katholiſchen Theile zuftebe? I. 86 Nro 91. 

Kirhen-DOpfer bei Brautleuten gemifchten Confeſſions-Verhält⸗ 
niſſes I. 332 Nro 92. 

Competenz des ehegerichtlichen Senats zur Entſcheidung über 
die Verbindlichkeit der einen Parthei zur Entſchädigung der 
andern Parthei wegen vereitelter Tagfahrt in Ehe: Gerichtb- 
Proceifen UI. 552 Nro 93. 

Gradation der Sportel von ebegerichtlihen Erkenntniffen I. 

553. Nro 94. 

— die Mittwochs-Copulation und die Frage: in wie ferne 
nach dem neueſten Geſetze über die Beſtrafung der einfachen 
Unzuchts⸗Vergehen noch eine Dispenfation davon erforderlich 
fen? II. 355 Nro 95. 

Heber die Befugnig der Procuratoren zu Verzichtleiftung auf 
die gefegliche Zahl der Mitglieder ded Ehe-Senatd bei Abur: 
theilung eined Ehe⸗Proceſſes II. 354 Nro 96. 

Gerihtöftand in Sponfalien:Streitfahen II. 334 Nro 97. 

Ueber den Außdrud: ‚Pfarrer des Bräutigamd’ im Art. VII. 
ded Religiond-Edietd vom 15. Octbr 1806 II. 356 Nro 101. 

Ueber die Sompetenz des Gerihtöftands zur Auflöfung von Ehever: - 
löbniffen, wo von Amtswegen einzuſchreiten ift II. 556 Nro 102. 

Eides:Leiftung bei Rechtb⸗Anſprüchen gegen eine Gemeinde 1. 148. 

Eides:Zufchiebung, Bedingungen dabei I. 155, III. 467. 

Eigenthum, gemeinſchaftliches, gerichtliches Erkenntniß bei Ver: 
tbeilung deffelben und Gebühren davon II. 286. 

EigentbumssBeeinträchtigung, Verbrechen der gewinnfüchtigen, 
Küdfall dabei, nah dem Straf-Gefesbudhe I. 1. 

Eltern, Teftament:derfelken, ſiehe Teftament. 

Erbtheilungs:Fall, ſiehe Theilungd-Fall. 

Erfenntniß , gerichtlihes , bei Vertheilung des gemeinfhaftlichen 
Eigenthums und Gebühren davon II. 286, 

Eventual:Theilungs-Sportel, fiche Sportel. 


F. 
Fälſchung, Streitfrage über die Begriffs-Beſtimmung des Verbre⸗ 
hen? der Fälſchung nah dem Straf-Geſetzbuche und über die 
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damit in Beziehung ſtehen de Bedeutung der Ausdrüde: falfche 
‘ Urkunden, Zeugniffe und Päſſe II. 291. 
Fälſchung eine Heimath-Scheins zu den Art. 219. u. 220. ded 
Straf-Geſetzbuchs 11. 357. 
Familien⸗Statuten, adeliche, fiehe Adel. 
Fantilien-Stiftungen, über die Competenz der Civil-Gerichte bei 
Streitigkeiten über den Genuß von Familien » Stipendien 1. 
195, 194, 210, 262, 271. 
Forft:Aentter, Erkennung von Ungehorſams-Strafen durch diefel: 


ben IH. 481. 
| G. 

Gant-⸗-Sachen, ſiehe Concurs. 

Geiſtes-Krauke, über öffentliche Bekanntmachung der gerichtlichen 
Anordnung einer Vermögens-Verwaltung über Geiſtes⸗Kranke 
11. 305. 

Gemeinde, Eides-Leiſtung bei Rechts-Anſprüchen gegen eine ſolche 
I. 148. 

Gerichtsftand bei der Repstorien- Klage IH. 473. 

Giftmord, Redhtöfall darüber II. 177. 

Göthe, über die ihm zugeſchriebene juridifche Differtation de puli- 
eibus 1. 167, I. 345. 

Güter: Gemeinfchaft, allgemeine , legiölativer Gefichtöpunft bei 
derfelben I. 50. 


Haudlohn, Verpflihtung zu deſſen Entrihtung bei der fogenann: 
ten Hofmeggerei I. 107. 

Heimath-Schein-Fälſchung, fiebe Fälfhung. 

Heiratb: Güter der GBraeliten, f. 9. Zebenten davon, ſiehe Is— 
raeliten. 

Hofmetzgerei, f. 9., Handlohnd:Entrihtung dabei, fiche Handlohn. 


Israeliten, über die Natur ded fogenannten Zehentens von den 
Heirath-Gütern derfelben I. 173. 


K. 


Kaſſenreſt, etwas über die Stellung des Cautions-Beſtellers im 
Falle eines Reſts des Verwalters, für welchen Caution beſtellt 
wurde, insbeſondere bei nicht genügend geführtem Beweiſe des 
Reſts J. 160. 

Kinder, uneheliche, Teſtament der Eltern hinſichtlich ſolcher, ſiehe 
Teſtament. 
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Körper : Berlekung, deren Unterfuhung und Zuftändigkeit der 
Bezirfd-Gerichte zur Abrügung diefed Verbrechens I. 144. 


e. 


Landjäger-Corps-Commando, Form der Communication mit 
demfelben II. 335. 

Lehen, ob der Lehendherr gegen den Willen des Lehensmanns le— 
hensherrliche Rechte mit der Wirkung aufgeben fünne, daß er 
auch von den Laſten frei werde? I. 22. 

— über die Erbfolge der Frauend:Perfonen bei fucceffiven Weiber: 
Lehen III. 470. 

Reich » Koften, über deren Vorzugs-Rechte im Concurd II. 459. 

Literatur, kurze Anzeigen und Notizen über die neueften literari- 
ſchen Erfheinungen, indbefondere Zeitfhriften I. 64, II. 316, 
UI. 497, 504. 

Anzeige von Dr. Barth’8 Sammlung außerlefener Differtationen 
I. 69. 
Anzeige über das Werk: 

Herquet, die Nichtigkeitd-Klage in bürgerliden Keßts-Etreir 
tigfeiten ꝛc. II. 324. 

Thur, die Währſchafts-Geſetze der Schweiz II. 327. 

Thierſch, über dad weftpbälifhe Vehm-Gericht TI. 328. 

Sagemann, Handbuch der gerichtlichen Unterfuchungs - Kunde 
II. 328. 

Gedanken über Gegenftände des Givil-Proceffed II. 330, 

Madai, Beiträge zur Dogmen-Gefhichte ded Civil: Rechts 
II. 350. 

Hofmann, die Lehre von den Servituten II. 330. 

Sand, über die Grundlage ded Befiged II. 530. 

Snell, Handbuch des fehmweizerifhen Staatdrechtd III. 506. 

Lafberg, Audgabe des Schwabenfpiegeld III. 507. 

Mefferfhmidt, über Rechtmäßigkeit der Todes = Strafe 
III. 507. 

Temme, Lehre von der Tödtung IM. 507. 

Wagner, Entwurf zu einer gleichen Vertheilung und einfachen 
Erhebung der Grundfteuern ıc. III. 508. 

— die Bertheilung der Grundfteuer nach dem proviforifchen 
Grundfteuer-Gatafter III. 521. 


MM. 
Majorifirung der Gläubiger bei einem Nachlaß-Vergleiche, fiebe 
Nachlaß » Vergleich. 
Minne-Gerichte ded Mittelalter I. 87 bis 96. 
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Mundtodt : Erklärung, über die Frage: ob gegen diefelbe ein 
eigentlicher Recurs (mit Sufpenflo» Kraft) oder ein bloßed Be: 
fhwerdereht Statt finde? II. 501. 


N. 
Nachlaß⸗-Vergleich, Majorifirung der Gläubiger bei einem ſolchen 
1. 46. 
Neben: Forderungen, Umfang ber Appellation bei folden II. 283. 
Negatoriensflage, Gerihtsftand bei berfelben IH. 473. 
Neu: Württemberg’fhe Particular-Gefege, ob und wie weit fie 
noch Gültigkeit haben? I. 399, 485. 
Nichtigfeits:Befchiverde in Griminal-Saden I. 42. 
Normalien in Ehe-Sachen, ſiehe Ehe-Sachen. 
Notariats⸗Sporteln, ſiehe Sporteln. 


O. 
Obrigkeitliche Diener, Widerſetzlichkeit gegen dieſelben, ſiehe 
Widerſetzlichkeit. 
Obſignation, etwas über den Verzicht auf dieſelbe II. 300. 
Orts-⸗Vorſteher, Ausſtellung von Zeugniſſen durch dieſelben, ſiehe 
Zeugniſſe. - 
P. 


Particular⸗Geſetze Ren: Wurttembergs, fi fiehe Neu » Würt- 
temberg. 

Polizei Vergehen, im Auslande verübt, ob fie in Mürttemberg 
ftrafbar? III. 476. 

Paß⸗Fälſchung, fiehe Falfıhung. 

Pflegichafts:Gelder, über den Vollzug der gefeglihen Beftimmun- 
gen über Audftellung von Pflegfhaftd-Geldern II. 306. 

— Ideen zur Errihtung einer Pupillen-Sparlaffe II. 359. 


N. Ä 
Recurſe in Straf-Sachen, fiehe Straf-Recurfe; wegen verweiger« 
ter gerichtliher Beftätigung von Familien-Statuten, ſiehe Adel; 
in Sachen der freiwilligen Gerichtöbarfeit überh. III. 391; 
gegen Mundtodt:Erflärungen, fiebe Mundtodt-Erflärungen, 
Nückfall bei den Verbrechen der gewinnfüdhtigen Eigenthumd-Be- 
einträchtigung nach dem Straf-Gefesbude I. 1. 


©. 
Schulden- Arrangement, Nachlaß: Vergleich dabei, ſiehe Nachlaß— 
Vergleich. 
Sparfafle, Ideen zur Errichtung einer Pupillen-Sparlaffe II. 339. 
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Sportel:Anfag in dem Falle, wenn in Folge einer vorzunehmen: 
den Eventual-Theilung dem Wittwer die ganze Vermögendmarfe 
für feine Beibringens-Anſprüche überlaffen wird III. 488. 


 Standesherren, Samilien-Statute derfelben, fiehe Adel. 
Statutarifche Geſetze Nen=- Württembergs, fiche Neus Würt- 


temberg. 
Stiftungen, ſiehe Familien-Stiftungen. 
Strafen des Ungehorfams, flehe Ungehorſams-Strafen. 


Straf: Gefegbuch, Ausgabe deffelben,, mit Motiven, fländifchen 
Verhandlungen u. f. mw. von Kappler I. 174. 


— Bemerkungen über die rihtige Anwendung bdeifelben IH. 353. 
Straf⸗Necurſe, peremtorifher Termin bei ſolchen II. 355. 
Teftament , privilegirted, Recht der Eltern zu Errichtung eines - 


ſolchen binfihtlih ihrer unebelihen Kinder I. 114. 


Zeftament 8:Eröffuung, Wirkung des Präjudized des Anerfennt: 
niſſes dabei I. 47. 


Theilungs= Kal nad Jeitter's Lehrbuch $. 707. und 720 f. - 


I. 33. 
Ä u. 
a Strafen, deren Erkennung durd die Forft-Aemter 


» 


Urkunden Fälfchung, ſiehe Fälſchung. 


V. 
Vermögens : Berwaltung über Geiſtes-Kranke, öffentliche Be— 
fanntmadhung der gerichtlihen Anordnung einer foldden II. 305. 
Verzicht auf die Obfignation II. 300. 


Borzugs: Hecht der IV. Claffe im Concurs, Bemerkungen über 
daſſelbe II. 491. 


— der Leichen-Koſten im Concurfe III. 459. 


| W. 
Waiſen⸗Nichter, über die Wahlen derſelben II. 312. | 
Weiber-Lehen, fucceffive, Erbfolge der Frauend-Verfonen in die: 
felben HI. 470. 
Widerfetlichfeit gegen obrigkeitliche Diener nah den Art. 164. 
und 172. ded Straf-Geſetzbuchs I. 97. 


3. 

Sengnifte, Ausftellung von Atteftäten durch die Orts-Vorſteher ohne 
orwiffen und Einwilligung bed Staais-Beamten II. 335. 
Zinfen- Zahlung, Verpflihtung des Bürgen zu folder bei nicht 

ausdrüdlich erflärter Verbindlichkeit I. 48. 
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